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Einleitung. 


I. Die Lage der preußiſchen Regierung in den Iahren 1870 his 1372, 


Der vielfah für unmöglich gehaltene Beihluß des vatifanifchen Koncils vom 
18, Quli 1870, die Dogmatifirung der päpitlichen Unfehlbarfeit und des päpftlichen 
Univerfal = Episfopates, hatte endlich auch den Kurzfichtigften die Augen über die Ziel: 
punkte der römischen Politik geöffnet. An die deutfchen Staatsregierungen trat, nachdem 
der gleichzeitig gegen Deutfchland in frivoliter Weife unternommene Krieg durch die 
glorreihen Siege der deutichen Heere abgewendet war, die Nothwendigfeit heran, der 
Kurie gegenüber Stellung zu nehmen. Der Sirtenbrief der vom Koncil zurüd: 
gefehrten Bifchöfe vom Auguft 1870 (abgedrudt u. A. bei Friedberg, Samml. der 
Aktenſtücke zum erjten vatifan. Koncil. Tübingen 1872. ©. 639 und im Archiv für 
fathol. Kirchenreht Bd. 24 ©. XCVIL) ließ feinen Zweifel auffommen, daß diefelben 
troß des früher von Fulda erlaffenen Beruhigungsfchreibens (v. 6. September 1869, bet 
Sriedberg a. a. O. ©. 276) ihre gehorfame Unterwerfung unter den Ausfprucd des 
Koneils vollzogen hatten, und das in dem vielberufenen Syllabus v. 8. Dezbr. 1864 
niedergelegte ſtaatskirchliche Programm der römifhen Kurie zu realifiven, bereit fein 
würden. Auch ohne die, namentlich von hervorragenden Fatholifchen Vertretern der 
theologifchen und Firchenrechtlichen Wiffenfchaft ausgehenden Proteſte und die fih an 
diefe anfchliegende altkatholifche Bewegung hätten Konflitte mit den Regierungen ein: 
treten müſſen. Mit der von dem Erzbiſchof von Köln, dem Fürftbifchof von Breslau 
und dem Bilchof von Ermland den Fatholifchen Fakultäten, einzelnen Lehrern und Geiſt— 
lichen zugemutheten Unterwerfung unter das Dogma, war aber ſchon im Laufe des 
Sahres 1870 ein Kampf begonnen, bei welchem die Staatsregierungen unmöglich neutrale 
Zufchauer bleiben Fonnten. 

Die Lage der meiſten deutſchen Regierungen war infofern eine nicht ungünftige, 
als das geſetzlich beſtehende Placet ihnen die Möglichkeit gab, die Publikation der Be— 
ſchlüſſe des vatifanifchen Koncil3 von ihrer Genehmigung abhängig zu machen, und 
nad) der geſetzwidrig unternommenen Veröffentlihung derfelben durch die Bifchöfe die 
neuen Dogmen als ftaatlich nichtig zu behandeln. Die Anhänger des vatikaniſchen 
Koncils wären damit in die Stellung einer diffidentifhen Sekte gedrängt worden, 
während allein derjenige Theil der Katholiken, welche fih dem Dogma nicht gefügt 
hatten, als Anhänger der ftaatlich privilegirten Fatholifchen Kirche hätten — werden 
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können. Wenn dieſe vortheilhafte Poſition nicht benutzt worden iſt, ſo war daran eine 
gewiſſe Unentſchiedenheit und Scheu vor einſchneidenden Maßregeln Schuld, welche theils 
in der Stellung der leitenden Perfönlichkeiten, theil aber in der Annahme des Dogmas 
durch die Bifchöfe und den überwiegenden Theil des Klerus ihre Erklärung findet. 
Ueberdieg mochte man fih auch mit der Hoffnung beruhigen, kraft des in jenen 
Zändern überall gefeglih ausgebildeten Aufjichts- und Abwehr-Nechtes des Staates 
den fehädlichiten Mebergriffen des Nom ergebenen Klerus entgegentreten zu Tönnen. 
Anders war die Sahlage für den größten deutſchen Staat, für Preußen. Der 
Artikel 15 der Verfaffungs - Urkunde, welcher der römiſch-katholiſchen Kirche die felbit- 
ftändige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten gewährt, hatte zwar geſetzlich 
das Kirchenhoheitsrecht des Staates nicht befeitigt, thatfächlih war aber die Hebung eines 
folhen fo gut wie ganz aufgegeben worden. Man hatte e3 nad) dem Inkrafttreten der 
Berfaffungs-Urkunde verfäumt, den vieldeutigen Artikel durch Spezial-Gefege auszuführen. 
Dagegen beeilten fi) die Bifchöfe, indem fie ihrerjeit3 die der felbitjtändigen Regelung 
der Kirche überwiefenen Angelegenheiten feititellten, und die Kirchenhoheit des Staates 
negivten, eine Kirchenfreiheit praktiſch durchzuführen, welche dem römiſchen Ideal 
derfelden in vielen Beziehungen entſprach. Die Regierung, jtatt dieſen Beſtre— 
dungen energifch entgegenzutreten, Fonnivirte und ein echt des Staates nad dem 
andern wurde durch Minifterial-Nefkripte aus den Händen gegeben. Insbefondere ver- 
zichtete man auf jeden Einfluß binfichtlih der Bildung und der Erziehung der Geiſt— 
lichfeit, auf jedes- allgemeine Recht der Mitwirkung bei der Beſetzung geiftlicher Aemter, 
auf jede Aufficht über die Handhabung der kirchlichen Straf: und Disciplinar Gewalt 
und jede nennenswerthe Kontrole bei der Tirchlichen Vermögensverwaltung. Soweit die 
Regierung noch einzelne Recht übte, gejchah dies mehr vom Standpunkte eines der 
Kirhe gehorfamen Dieners, als von dem einer derjelben in jtaatlicher Hinficht über: 
geordneten Macht. Diejer Zuftand — ſelbſt bei einem mit der Kurie gejchloffenen 
Konkordate hätte er für diefelbe nicht günftiger fein fönnen — dauerte mehr als 
20 Jahre. Er macht e8 nur zu erflärlih, daß es gelungen war, einen jeglichem 
nationalen Interefje fremden und ultramontan zugerichteten Klerus heranzuziehen, 
welcher noch abhängiger war von den Bifchöfen, al3 dieſe ihrerfeitsS von der Kurie. 
Um die ultramontanen Anfchauungen im ausgedehnteften Maße zu verbreiten, 
wurde gleichzeitig die Vermehrung der Orden und Kongregationen, und ihrer Nieder: 
lafjungen, namentlich der der Iefuiten, deren Neubildung, bez. Vermehrung die Staat3- 
Behörden ebenfalls nicht entgegentraten, auf jede Weife von den Bifchöfen befördert. 
Dom Jahre 1855 waren die 69 Niederlafjungen mit 976 Mitgliedern, bis zum Sahre 
1867 auf 287 mit 6545 Mitgliedern (mit Ausflug der in den 1866 erworbenen 
Provinzen) angewachſen, und daß feitvem noch eine fehr ftarfe Zunahme ftattgefunden 
hat, ergiebt fih daraus, daß augenblidlid — abgejehen von den Zefuiten und den 
ihnen für verwandt erklärten Kongregationen — im ganzen preußiſchen Staat etwa 
1000 Perſonen in ungefähr 78 Niederlaffungen und Stationen männlichen Orden und 
Kongregationen, und 7600 in ungefähr 816 Nieverlaffungen und Stationen weiblichen 
derartigen Genofjenfchaften angehören. Diefes Heer wurde zum Theil zur Aushülfe in 
der Seelforge, zu Miffionen, zu Wallfahrts-Gottesdienften und zur Leitung des Schul- 
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Unterrichtes verwendet. Namentlich waren e3 die verfchiedenen Kongregationen der 
Schulſchweſtern, welche ſich bis in die kleinſten Orte ausbreiteten. Wenn daneben aller- 
dings ein anderer Theil diefer Gefellfhaften fich chriftlichen Liebesmwerfen, vor Allem 
der Krankenpflege, widmete, und ihre Leiftungen in den Kriegen der Jahre 1864 und 
1866, fpäter aud) in dem von 1870 vielfach die wohlverdiente Anerfennung fanden, 
fo trug dieſe ſegensreiche Wirkſamkeit andererfeits doch dazu bei, über die Gefährlich- 
feit des katholiſchen Ordens- und Kongregations -Weſens zu täufcen. 

Einerfeit3 ein zum Angriff bereiter hoher Klerus, eine Schaar von niederen Geift- 
lichen, fowie von Orden und Kongregationen zur Verfügung dejjelben und eine theilmeife 
der Herrſchaft diefer Führer ergebene und in einer großen Anzahl von Firhlicden Ver— 
einen und Brüderfchaften befonders vorbereitete Fatholifche Bevölkerung, andererfeit3 die 
Staatsregierung durch die bisherige Praxis jedes wirkſamen gefeglihen Abmwehrmittels 
beraubt, an der Spitze des geiftlichen Miniſteriums ein Mann, welcher den Ultra: 
montanismus mit hatte großziehen helfen, als Berather ihm zur Seite die Fatholifche 
Abtheilung, deren Mitglieder faſt alle Anhänger des neuen Dogmas waren und alfo 
felbft beim redlichiten Willen die Rechte des Staats doch nur von ihrem einfeitigen 
furialen Standpunft aus bemefjen konnten, — daS war die Lage des preußifchen 
Staates, als fi die erjten Symptome de3 beginnenden Kampfes zeigten. Sie war 
um fo bevenflicher, als auch in der parlamentarifchen Vertretung nicht nur des Staates, 
fondern auch des neu entjtandenen Reiches fih inzwifchen eine bejondere Fraktion 
gebildet hatte, deren Beftrebungen ſich wefentlih mit den Firchenpolitifchen Zielen 
der Kurie und der Biſchöfe dedten. 

Daß man fih aus diefer Situation befreien mußte, war auch an den maßgebenden 
Stellen klar geworden. Durch die Kabinet3-Drder vom 8. Juli 1871 gefchah der 
erite dazu nothmwendige Schritt, die Aufhebung der bejonderen Fatholifchen Abtheilung 
de3 Kultusminiftertums. Der bisherige Leiter defjelben verblieb zwar zunächſt noch in 
feiner Stellung, ja derjelbe ſah ſich ſogar genöthigt, gegenüber dem Bischof Krementz 
von Ermland in dem Braunsberger Konflitte das Necht des Staates zur alleinigen 
Abſetzung der Religionslehrer an den öffentlihen Schul-Anftalten zur Geltung zu 
bringen, und im Dezember 1871 während der Landtags -Seffion den Entwurf eines 
Geſetzes betreffend die Beauffichtigung des Unterrichts: und Erziehungswefens vorzulegen, 
in welchem das Staatliche Auffichtsrecht über alle öffentlichen und Privat-Unterrichts: und 
Erziehungs-Anftalten Elargejtellt wurde. Die Vorbereitung einer neuen organischen Ge— 
feßgebung indeſſen, welcher es zweifellos bedurfte, um aus den verfahrenen Berhältnifjen 
herauszufommen, fonnte unmöglich dem bisherigen Leiter des geiftlihen Minifteriums 
anvertraut werden. Derjelbe trat noch im Laufe des Ianuar 1872 zurüd, und wurde 
durch den jegigen Kultusminister, damaligen Geheimen Ober-Juſtizrath Dr. Falk, erfekt. 
Diefem fiel die Ausführung der Schon zu lange verfchobenen Aufgaben zu. Es gelang 
zunächt die Genehmigung der Kammern zu dem Schulauffichtägefeß zu erhalten, eine 
weitere Maßnahme war die durch Minifterial- Erlaß getroffene Beſtimmung, welche die 
Mitglieder der Orden und geiftlihen Kongregationen als Lehrer und Lehrerinnen an 
öffentlichen Volksſchulen für die Zukunft ausſchloß, und die baldige Löfung der mit 
ſolchen bejtehenden Verträge wegen Wahrnehmung des Schuldienftes und Belebung 


ar 
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der Schulſtellen anordnete. Gleichzeitig wahrte die Regierung ihre, dem Biſchof von 
Ermland gegenüber eingenommene Poſition auf das Energiſchſte. Nachdem derſelbe 
ſich fortgeſetzt geweigert, die entgegen dem $ 57 Tit. 11 Theil IL. A. L. R. verhängten 
Exkommunikationen aufzuheben, vielmehr nur die volle Souverainität der weltlichen 
Obrigkeit auf ſtaatlichem Gebiet anzuerkennen ſich bereit erflärt hatte, wurde im 
September 1872 die Zurüdhaltung der ihm bisher gewährten Staatsdotation angeordnet. 


Alle diefe Maßnahmen und ähnliche andere waren zwar durch die augenblidliche 
Lage gebotene Schritte, aber immer nur Nothbehelfe. Dagegen begannen im Auguft 
1872 die erjten Vorbereitungen zu einer neuen das PVerhältnig zmwifchen Staat und 
Kirhe regelnden Gefehgebung. In zwei, am 3. u. 4. Auguft abgehaltenen Konferenzen, 
zu denen außer mehreren Mitgliedern des Miniſteriums auch einzelne juriftifche, 
namentlih Profefjoren des Kirchenrechts zugezogen worden waren, wurden die Grunds 
principten der neuen Geſetzgebung berathen, und demnächſt die einzelnen Entwürfe aus- 
gearbeitet. Noch während diefes erjten Stadiums erließen die deutfchen Bifhöfe am 
20. September 1872 eine neue Denkſchrift. Ste harakterijirten das bisherige Vor— 
gehen des Kultusminiſters ebenfo wie das reichögefehliche Verbot des Jeſuiten-Ordens 
als DBeeinträchtigungen der freien Bewegungen des Fatholifchereligiöfen Lebens und als 
Verlegungen des Weſens der Fatholifchen Kirche, indem fie gleichzeitig die Art. 15—18 
der preußischen Verfaffungs= Urkunde als die Harjte und umfaſſendſte Berbriefung der 
rechtmäßigen Selbſtſtändigkeit der Kirchen bezeichneten. War die Denffchrift darauf 
berechnet, durch Einwirkung an der entjcheidenften Stelle die Kirchenpolitif der preußifchen 
Regierung von der neu betretenen Bahn abzulenken, fo mißlang diefer Verfuch völlig. 

Ebenfowenig Erfolg hatten die auf die Lähmung der Regierung abzielenden, nad) 
dem Zufammentritt der Kammern im Abgeordnetenhaufe eingebrachten Interpellationen 
der Gentrumspartei, der Antrag Neichensperger (Dlpe) betreffend den römiſch— 
Tatholifchen Neligiong = Unterricht am Oymnafium zu Braunsberg, und der Antrag 
v. Mallindrodt betreffend die Ausſchließung der Mitglieder geiftlicher Kongregationen 
oder Orden von der Lehrthätigfeit an öffentlichen Volfsfchulen. Weber beide ging das 
Haus der Abgeordneten, über den erften mit 264 gegen 83 (9. Sitzung v. 27. Novbt. 
1872, jtenogr. Ber. ©. 181) und über den zweiten mit 242 gegen 83 Stimmen und 
5 Stimmenthaltungen (10. Siung vom 28. November 1872, a. a. D. ©. 213), zur 
Tages-Ordnung über. 


1. Die Gefeß-Entmürfe in den Hänfern des Landtages, 


Noch vor der Einbringung der eben erwähnten Interpellationen hatte der Kultus— 
minijter dem Haufe der Abgeordneten zufolge der allerhöchften Crmächtigungs - Order 
vom 8. November 1872 unterm 18. deſſ. Monats zugehen lafjen: 


1) den Entwurf eines Gefebes über die Grenzen des Nedts 
zum Gebraude kirchlicher Straf: und Zudtmittel (Drud- 
jahen des Hauſes der Abgeordneten 11. Zegislatur- Periode. II. Sefjton 
1872—1873 Nr. 23). 


I. Die Gefeß-Entwürfe in den Häufern des Landtages. IX 


In der Sitzung des Hauſes vom 9. Sanuar 1873 überreichte er jodann unter 
ausführlicher Darlegung des Standpunktes der Regierung (ftenogr. Ber. ©. 447) in 
Gemäßheit der weiteren Ermächtigungs-Orders v. 8. deſſ. M. 


2) den Entwurf eines Gefetes über die Vorbildung und An— 
ftellung der Geiftlihen (angeführte Druckſachen Nr. 95); 


3) den Entmurf eines Geſetzes über die kirchliche Disciplinar= 
Gewalt und die Erridtung des Königlichen Gerichtshofes 
für kirchliche Angelegenheiten (angeführte Drudjahen, Anlage 
zu Nr. 95), 

und 

4) zugleich auc Namens des Iuftizminifters den Entwurf eines Geſetzes 
betreffend den Austritt aus der Kirche (angeführte Drud- 
ſachen Nr. 94). 


Der lebte Entwurf war ſchon unter dem Miniſterium v. Mühler zur Erledigung 
einer auf die Dauer unerträglihen Meinungs:Differenz zwifchen der Praxis des oberiten 
Gerichtshofes und der oberjten Verwaltungs= Inftanz (ſ. darüber ©. 181 des Kom- 
mentars) in Angriff genommen worden. Im Zufammenhange mit den übrigen hat- er 
aber eine weitergehende Bedeutung erhalten. Er befeitigt die bisherigen thatfächlichen 
Feſſeln der durch die DVerfaffungs - Urkunde Art. 12 garantirten Neligionsfreiheit und 
Bereinigung von Neligionsgefellfhaften, und erleichtert damit den Austritt für den 
Einzelnen aus der Kirche, wenn die in einer ſolchen herrfchende Richtung dem religiöfen 
Gefühle defjelben nicht mehr zufagt oder gar dafjelbe verlett. 

In einem engeren Zufammenhang ftehen dagegen die drei anderen Geſetze. Der 
unter 2 gedachte Entwurf will für die Zukunft einen innerlich) und äußerlich, feiner 
Stellung und feiner Bildung nach unabhängigen Klerus Schaffen, und dadurch einen 
Zujtand herbeiführen, welcher die ficherfte Garantie für den Frieden zwiſchen Staat 
und Kirche gewährt. Die beiden andern bezweden, indem fie die Sandhabung der kirch— 
lihen Straf und Disciplinar-Gemalt regeln, die Mißbräuche und Uebergriffe derfelben 
in die ftaatliche Sphäre zu verhindern. 

Eine vollftändige Regelung des Verhältnifjes zwifchen Staat und Kirche enthalten 
die Gefeß-Entwürfe demnach nicht. Eine ſolche war von der Negterung nicht beabfich- 
tigt, da fie unmöglich in der kurzen, dem Leiter des geiftlihen Minifteriums gewährten. 
Frift genügend vorbereitet werden fonnte. Vielmehr ging die Regierung zunächſt an bie 
Erledigung der dringendften Aufgabe, und als diefe erſchien ihr die Negelung der 
Berhältniffe des Klerus. 

Die erſte Berathung der Geſetze fand, nachdem ihre Nichtabfegung von der 
Tagesordnung der betreffenden Situngen am 15. Januar 1873 Gitzung 26) entgegen 
den Anträgen der Gentrumspartei vom Abgeordnetenhaufe beſchloſſen war (ftenogr. 
Ber. ©. 585), in den Situngen vom 16. bis 21. Januar 1873, und zwar die des 
Geſetz-Entwurfes über die Vorbildung der Geiftlihen am 16. und 17. (Sitz. 27 u. 28, 
ftenogr. Ber. ©. 587 bis 645), des Gefeß-Entwurfes über die Firhlihe Disciplinar— 
Gewalt am 20. (Situng 29, a.a.D. ©. 647 bis 666), des Geſetz-Entwurfes über 
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die Straf und Zuchtmittel am 20. und 21. (Sitzung 29 und 30, a. a. O. ©. 666 
bis 696) und die des Geſetz-Entwurfes über den Austritt aus der Kirche am 21. 
(Situng 30, ©. 696 bis 698), ftatt. 

Sämmtliche Geſetz- Entwürfe wurden an ein und diefelbe (XIV) Kommiffion aus 
21 Mitgliedern beftehend (v. Bennigfen, Vorfitender, Dr. Gneift, Berichterftatter, 
Grf. v. Bethuſy-Huc, v. Brauditfh, Grf. v. Limburg-Stirum, v. Mal- 
Yindrodt, Dr. Reihensperger-Goblenz, Dr. Brüel, Müller: Berlin, Kloß- 
Berlin, Prinz Czartorysfi, Dr. Hammacher, Kanngießer, v. Bangendorff, 
Dr. Wehrenpfennig, Wagener, Clauswit, Holt, Richter: Sangershaufen, 
Grf. v. Schweinit und Crain und Sad) verwiefen. 

Die Kommiffion legte in ihrem erften Berichte vom 24. Januar 1873 (Nr. 128 
der angeführten Drudfachen) ') zur Befeitigung jeglicher Bedenken an der Verfaſſungs— 
mäßigfeit einzelner Beftimmungen der eingegangenen Gefeh- Entwürfe dem Haufe 
zunächſt 

den Entwurf eines Geſetzes betreffend die Abänderung der 

Artikel 15 und 18 der PVerfaffungs-Urfunde vom 31. Ja: 

nuar 1850 
vor. Diefer wurde in den drei erften Berathungen am 30. und 31. Januar und am 
4, Februar 1873 (Situng 36 bis 38, ftenogr. Ber. ©. 841 bis 924) und fodann in 
den nach Ablauf von 21 Tagen wiederholten drei Berathungen am 27. Februar und 
1. März 1873 (Sibung 52 u. 54, a.a.D. ©. 1255 bis 1275 u. ©. 1315 biß 1330) 
und zwar bei der letzten mit 228 gegen 108 Stimmen — ein Mitglied enthielt fich 
der Abjtimmung — angenommen. Das Herrenhaus, welches demnächſt diefen Ent— 
wurf am 10. 11. und 13. März (Situng 15, 16 u. 17, ftenogr. Ber. des Herrenh. 
©. 204 bis 268) und darauf in der Situng vom 4. April 1873 (Situng 21 a. a. D. 
©. 328, 329) berieth, trat demfelben mit 140 gegen 87 Stimmen bei. Am folgenden 
Zage erhielt der Entwurf die Allerhöchite Sanktion und wurde demnächſt noch, ehe das 
Schickſal der Regierungs Vorlagen definitiv entfchieden war, in der Geſetz- Sammlung 
vom 7. April 1873 (©. 143) publicirt. 2) 

Nah Erledigung des Zwifchenpunftes trat das Abgeordnetenhaus auf Grund 
des zweiten von der XIV Kommiffion erjtatteten Berichtes vom 3. Februar 1873 
(angeführte Drudfahen Nr. 144) in die weitere (zweite) Berathung des Gefeg-Entwurfes 
über die Vorbildung 2c. der Geiftlihen am 7. März 1873 (Sisung 59, ftenogr. Ber. 
©. 1488) ein, und erledigte diefelbe in den Situngen (60—64) vom 8. 10. 11. 13. 
und 14. März (a. a. O. ©. 1488 bis 1645). Die zweite Berathung des Geſetz-Entwurfes 
über die Firhliche Disciplinargewalt, über welchen die Kommiffion den Bericht am 
12. Februar 1873 (angeführte Drudfadhen Nr. 167) vollendet hatte, fand am 14. und 
15. März 1873 (Situng 64 u. 65, ftenogr. Ber. ©. 1645 bis 1696), die des Ent— 
wurfs betr. die Straf: und Zuchtmittel nach Vorlegung des Kommifftons - Berichtes 


') Diefer, ſowie die anderen Berichte auch abgedruckt in v. Holtzendorff, —— für Geſetz⸗ 
gebung 2c. des Deutſchen Reichs. Jahrg. II (1873) ©. 337 ff. 


2) Das Nähere darüber unten unter IV. 
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vom 18. Februar 1873 (angeführte Drudjahen Nr. 208) am 18. März (Situng 67, 
ſtenogr. Ber. ©. 1713 bis 1739) und die des Gefeh-Entwurfes über den Austritt aus 
der Kirche, auf Grund des Kommifjionz= Berichtes vom 26. Februar 1873 (angeführte 
Druckſachen Nr. 247) am 19. März 1873 (Sibung 68, ftenogr. Ber. ©. 1741 bis 
1758) ftatt. 

Bei der fchon am folgenden Tage, dem 20. März 1873 (Sitzung 69.) vorgenommenen 
legten Berathung der drei erft erwähnten Entwürfe (ftenogr. Ber. ©. 1767 bis 1802) 
wurden diefelben definitiv angenommen, der Entwurf betr. die Vorbildung der Geiftlichen 
mit 222 gegen 100 Stimmen (dabei eine Stimmenthaltung), und der Entwurf betr. 
die Disciplinargewalt mit 205 gegen 119 Stimmen (dabei eine Stimmenthaltung). 
Ueber den dritten Entwurf und über den Entwurf betr. den Austritt aus der Kirche, 
weldem das Haus in der (70.) Situng vom 21. März 1873 (ftenogr. Ber. ©. 1803 
bi3 1805) feine Zuftimmung extheilte, hat eine namentlihe Abjtimmung nicht jtatt- 
gefunden. 

Das Herrenhaus hatte die vier Geſetz-Entwürfe, ſchon ehe fie im Abgeorbnetenhaufe 
durchberathen worden waren, in feiner (10.) Sitzung vom 19. Februar 1873 (ftenogr. 
Ber. ©. 123 bis 128) einer Kommiffion von 20 Mitgliedern überwiefen. Dieje geſchäft— 
liche Behandlung, welche zur Beſchleunigung dienen follte, führte aber, bei der Zufammen= 
ſetzung der Kommiffion aus einer gleihen Anzahl von Anhängern und Gegnern der 
Entwürfe, gerade das Gegentheil herbei. Im Beginne des Monats April hatte die 
Kommiſſion noch nicht einmal die Borberathung eines Geſetz-Entwurfes (betr. die Vor: 
bildung der Geiftlihen) erledigt, da in derfelben fortwährend ſich widerfprechende 
Beſchlüſſe gefaßt worden waren (vgl. ftenogr. Ber. ©. 345), Mit Rüdficht hierauf 
und mit Rückſicht auf das herannahende Ende der Seſſion beſchloß das Haus auf den 
Antrag v. Bernuth u. Genofjen in der (22.) Situng vom 5. April 1873 (ftenogr. 
Ber. ©. 345 bis 355) die Gefeß- Entwürfe im Plenum durchzuberathen. Demzufolge 
wurde über den erjten Entwurf (betr. die Vorbildung der Geiftlihen) in den Sitzungen 
(25 bi$ 28) vom 24. 25. 26. u. 28. April (ftenogr. Ber. ©. 425 bis 529), den zweiten 
(über die Disciplinargemalt) in der (29.) Sitzung vom 29. April (a. a. D. ©. 531 
bis 562) und über die beiden andern in der (30.) Situng vom 30. April (a. a. D. 
©. 563 bis 577) verhandelt, und alle in der am 1. Mai 1873 (Situng 31, a. a. O. 
©. 579 bi3 586) jtattfindenden Schlußberathung angenommen. 

Dabei erlitten allein die beiden Gefeß-Entwürfe über die Vorbildung der Geiftlichen 
und über die Firchliche Disciplinargewalt einzelne Aenderungen (vgl. den Kommentar 
SI Ann ©,.132 Anm, *,, ©. 153 Anm. *, ©. 161 
Anm. *). Das Abgeordnetenhaus, an welches in Folge defjen die beiden Gefeg-Entwürfe 
zurüdgingen, extheilte denfelben in der vom Serrenhaufe beſchloſſenen Faflung am 
I. Mat 1873 (Situng 63, ftenogr. Ber. ©. 1852 bis 1867) feine Zuftimmung. 

Die Allerhöhfte Sanftion wurde fofort ertheilt, und am 15. Mat 1873, dem 
Tage der Publikation der Gefege (Nr. 14 der Gef.-Samml. ©. 191 ff.), hatte das 
bedeutfame Geſetzgebungs-Werk feinen vollen Abſchluß erreicht. 

Eine eingehende Darlegung des Verlaufes der Debatten in den Häuſern des 
Landtages gehört nicht hierher. So intereffant fie auh an manchen Zwiſchenfällen 
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waren und fo fehr auch einzelne Reden die allgemeine Aufmerkſamkeit erregten, jo trat 
in denfelben doch, wie natürlich, ftetS der fundamentale Gegenfas der Anfhauungen 
über das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche hervor, Die moderne Auffafjung, daß 
der Staat in rechtlicher Beziehung den Kichen und Religionsgefellfchaften übergeordnet, 
und daß die letzteren der Geſetzgebung und dem Rechte defjelben unterworfene Kor: 
porationen find, wurde von der Staatöregierung und den liberalen Parteien der beiden 
Häufer vertreten, dagegen fand die mittelalterliche katholiſche Anſchauung, daß der 
Staat der Kirche untergeben fei und alle auf ein angebliches göttliches Recht derjelben 
gegründete Anfprüche und Einrichtungen derfelben ohne weiteres anzuerkennen habe, 
ihre Sauptvertheidiger in der Centrumsfraktion und unter den Altkonfervativen, deren 
Ideal von Kirchenfreiheit fih unter den bisherigen Zuftänden fo trefflich in der Praxis 
hatte ausgeftalten lafjen. 


Schon nad den Niederlagen, welche die Gentrumspartei mit ihren Interpellationen 
im November 1872 erlitten, ließ fich der Sieg der von der Staatsregierung inaugu— 
rirten kirchlichen Politif im Abgeordnetenhaufe mit Sicherheit erwarten, ſelbſt wenn 
auch nicht die päpftlihe Weihnachts-Allokution) einen weiteren handgreiflichen Beweis 
der Meberhebung der Nömifchen Kurie geliefert, und die Nothwendigfeit, den Staat mit 
den erforderlichen Machtmitteln zur Bekämpfung der Hierarchie auszuftatten, von Neuem 
Hargeftellt hätte. 


Im Servenhaufe Tonnte das Nefultat, da aus einem andern Anlaß noch vor der 
Verhandlung der betreffenden Entwürfe, eine Anzahl neuer Mitglieder ernannt waren, 
ebenfalls nicht mehr zweifelhaft fein. 


) Vom 23. Dezember 1872 (abgedruckt u. A. in den Acta sanctae sedis in compendium oppor- 
tune redacta. Vol. VII, Romae 1873, p. 151 und bei Moy, Arch. F. kath. Kirchenrecht BD. 29, 
©. 8). Die bezügliche Stelle lautet: „Verum acerrimus quo perstringimur, dolor ob istas alias- 
que passim illatas ecclesiae injurias in Italia, non leviter exacerbatur praeterea a saevis, 
quibus eadem obnoxia est alibi, persequutionibus; maxime vero in novo Germanico Imperio, 
ubi non oceultis tantum machinationibus, sed aperta quoque vi illi funditus subvertendae 
adlaboratur. Si quidem viri qui non modo non profitentur sanctissimam religionem nos- 
tram sed nec ipsam norunt, potestatem sibi vindicant praefiniendi dogmata et jura catho- 
licae ecclesiae. Et dum eam praefracte divexant, impudenter asserere non dubitant, nullum 
illi a se inferri detrimentum: imo calumniam ac irrisionem addentes injuriae saevientem 
persequutionem vitio vertere non verentur catholicorum; scilicet, quod eorum Praesules et 
Clerus una cum fideli populo praeferre renuant eivilis Imperii leges et placita sanctissimis 
Dei et Ecclesiae legibus et a religioso officio suo desciscere ideirco recusent. Utinam pub- 
licarum rerum moderatores diuturna docti experientia sibi tandem suadeant, ex eorum sub- 
ditis neminem accuratius catholicis reddere Caesari quae sunt Caesaris, ideo praesertim 
quod religiose reddere studeant quae sunt Dei Deo.“ Der der Regierungspolitif günftige Ein: 
drug dieſes Schriftftüdes wurde allerdings durch die jedenfalls nicht politisch geſchickte Anordnung 
der polizeilichen Beichlagnahme der Zeitungen, melche die Allokution mittheilten, beeinträchtigt, 
wiewohl andererfeit3 die maßlofe Art und Weiſe, wie der Abgeordnete v. Mallindrodt feine 
Interpellation des Minifters des Innern wegen der erwähnten Mafregel in der Situng des 
Abgeordnetenhaufes vom 10. Januar 1373, alfo einen Tag nad) Einbringung der Gefeg-Entwürfe 
im Haufe (j. ©. IX), begründete (ftenogr. Berichte S. 457), den politifchen Fehler der Regierung 
wieder wettmachte. 
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Bei diefer Sachlage wendeten die dem Gefebgebungs- Werk feindlichen Parteien 
die Taktik an, einzelne Borfchriften der Entwürfe, welche für die Regierung von 
principieller Wichtigkeit waren, durch Anträge abzuſchwächen oder ganz zu befeitigen, 
um dadurch die Beichlüffe des Haufes für die Staatsregierung unannehmbar zu machen. 
Indeſſen wurden alle diefe Amendements — fo weit fie nicht im Laufe der Debatten 
zurüdgezogen worden find, habe ich fie zu den einzelnen Paragraphen der Geſetze im 
Kommentar mitgetheilt — in beiden Häufern verworfen. 

Im Allgemeinen (nur wenige Modififationen abgerechnet) find daher die Entwürfe 
in der Geftalt, wie fie aus den Berathungen der (XIV) Kommiffion des Abgeord- 
netenhaufes hervorgegangen waren, Geſetz geworden. 

Principielle Veränderungen, welche die von der Staatsregierung beabfichtigte 
Wirkung der Geſetze hätten neutralifiren können, oder die derfelben beigelegten Rechte 
gemindert hätten, haben die Entwürfe nicht erfahren. Die erheblichiten von der Kom: 
mifjion herrührenden Modifikationen waren diejenigen, welche die Tendenz hatten, das 
freie Ermefjen der mit der Ausübung des Kirchenhoheitsrechtes betrauten Behörden an 
möglichjt genau fpezialifirte Vorausfegungen zu fnüpfen (f. ©. 122, Anm. * zu 513; S. 132, 
Anm.* des Kommentars), eine Kontrole der getroffenen Verwaltungsregeln hinfichtlich 
der Geſetzmäßigkeit derfelben zu Schaffen (ſ. ©. 132, Anm.* a. a. D.) und fomweit an- 
gänglich die Beftrafung der durch die Gefebe zu Vergehen erklärten Handlungen (fiehe 
©. 89, Anm.* a.a.D.) der Kompetenz der ordentlichen Gerichte zu überweisen, 

Andere Henderungen find durch eine Denkſchrift des evangelifchen Dber - Kirchen: 
rathes!), welche den Häufern des Landtages zuging, veranlaft worden. Mußte es 
auch frappiren, daß eine Behörde, welche ihre Vollmachten lediglich kraft Delegation 
des Landesherrn befist, das Verlangen ftellte, daß die Anwendung von Gejet- Ent: 
würfen, welche mit Ermächtigung ihres Deleganten bei der Landesvertretung eingebracht 
waren, auf die evangelifche Kirche principaliter ausgeſchloſſen werden follte, fo waren 
doch einzelne Erinnerungen in der Denkſchrift gerechtfertigt. Diefe hat die Kommiffion 
berüdfihtigt (j. ©. 110, Anm.*; ©. 111, Anm.3; ©. 137, Anm.*; ©. 139, Anm. 5; 
©. 146, Anm.*; ©. 154, Anm.7 des Kommentars), vor allem aber joweit diefelben 
gegen den Gejeg- Entwurf betr. den Austritt aus der Kirche gerichtet waren (©. 175 
Anm.*, ©. 180 Anm.* a. a. D.), welcher überhaupt die weitgehendite Umgeftaltung in 
der Kommiſſion erhalten hat. 

Die weiteren Vorfchläge der letzteren waren theils Verbeſſerungen, theils bloße 
Klarjtellungen der Fafjung der Negierungs- Vorlage, wiewohl die Kommiſſion freilich 
auch in manchen Fällen die lettere nicht nur nicht verbefjert, fondern fogar ver: 
Ihlechtert hat (4.8. f. ©. 32, Anm.5; ©. 57, Anm. 2 zu $ 8; ©. 135, Anm. 2 
und 3 verbunden mit ©. 150, Anm. 2; ©. 142, Anm.* und ©. 146, Anm. 3 
Abi. 1 des Kommentars). : 


1) Diefe ift abgedruckt bei M. v. Desfeld, die Firchenpolitifchen Reformgeſetze Preußens. 
Breslau 1873, ©. 132 ff.; nur beginnt das dem Landtage zugegangene Gremplar mit den Be: 
merfungen zu dem Geje-Entwurf betreffend den Austritt aus der Kirche, während diefe bei 
v. Desfeld an letzter Stelle ftehen. Da die Denkfchrift nur vorübergehendes Intereſſe beißt, 
und joweit fie von Einfluß auf die Geftaltung der Geſetze geweſen ift, im Kommentar Berück— 
fihtigung gefunden hat, jo habe ich fie nicht vollftändig im Zuſammenhange abdrucken Laffen. 
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IN. Rer Inhalt der vier Geſetze. 
1. Tragweite der einzelnen Gefepe. 


Die vier Geſetze unterfcheiden ſich in ihrer Tragmeite wefentlih nad den Arten 
der Religionsgeſellſchaften, auf welche fie Anwendung finden. 

Nur eins derfelben bezieht fih auf alle Neligionsgefellfhaften, gleichviel ob jte 
die Stellung der privilegirten chriftlichen Kirchen einnehmen, ob fie nur Korporationg- 
vechte beſitzen oder ob fie gar Lediglich bloße religiöfe Vereinigungen, find, denen auch 
die letteren fehlen. Diefes ıft das Gefet über die Grenzen des Rechts zum 
Gebrauch kirchlicher Straf- und Zudhtmittel vom 13. Mai 1873 (©. 3 
des Kommentars). 


Dagegen ordnet das Gefe betreffend den Austritt aus der Kirche vom 
14. Mai 1873 (©. 169 a. a. D.) zwar nicht allein den Austritt aus den Kirchen 
im Sinne der preußifchen und deutfchen Gefegesfprahe (a. a.D. ©. 5, Anm. 2 und 
©. 102, Anm. 2 a.a.D.), fondern auch aus den Religionsgeſellſchaften, 
welche mit Korporationsrehten verfehen find, nicht aber den Austritt au3 
anderen diffidentifhen religiöfen Gemeinſchaften (S.169 u. 189 a. a.D.). 


Die privilegirten Kirchen im eigentlihen Sinne des Worte, aljo 
die proteftantifchen Zandesficchen der älteren Provinzen und der im Jahre 1866 erwor— 
benen Landestheile und die römifch-fatholifche Kirche, ſowie auch die in ihrer Bildung 
bis zum Episkopat vorgefchrittene altkatholifche ausfchlieglich, betreffen: 

1) das Gefet über die firhlihe Disciplinargewalt und die Er- 
rihtung des königlichen Gerihtshofes für kirchliche Ange— 
legenheiten vom 12. Mat 1873 (©. 39 a. aO.), und 

2) da3 Gefeß über die Vorbildung und Anftellung der Geift- 
lihen vom 11. Mat 1873 (©. 99), 

und zwar das letztere die evangelifchen Kirchen im Allgemeinen nicht einmal in allen 
jeinen Beftimmungen (vgl. ©. 101, 129, 154, 155, Anm. 3). 

Mapgebend für diefen Unterfchied ift die prinzipielle Wichtigkeit des Gegenftandes 
der einzelnen Gefete in feinem Verhältniß zum Staate, und die Stellung der verſchiedenen 
Religions-Gefellfchaften an fih, ſowie vor Allem die verſchiedene Bedeutung derfelben 
für das öffentliche und Volksleben gemefen. 

Das erjterwähnte Geſetz mußte nothwendig alle religiöſen Geſellſchaften begreifen. 
Keine Religionsgefellihaft ift befugt, dur eine angemaßte Straf- und Zuchtgewalt 
in die allgemeine Rechtsordnung einzugreifen und die ftaatlihen Gefege dadurch in 
Frage zu ftellen. Diefes Prinzip war daher auf alle folche Gemeinschaften gleihmäßig zur 
praftifchen Anmwendung zu bringen. 

Die Beſchränkung des Geſetzes betreffend den Austritt aus der Kirche auf die 
Kirchen und Religionsgefellfchaften mit Korporationsrehten ift erfolgt, weil die Ver: 
hältnifje der Mitglieder der anderen religiöfen Genoffenfchaften fich lediglich nach privat- 
vechtlihen Grundſätzen bemeffen. 


III. Der Inhalt der vier Gefege. XV 


Menn endlich die beiden anderen Geſetze fih nur auf die privilegirten Kirchen 
beziehen, jo hat dies darin feinen Grund, daß nur diefen allein eine hervorragende 
Bedeutung im Bolfzleben zukommt, wie ihnen ja auch der weit überwiegende Theil der 
Bevölkerung angehört. Sie find allein als Korporationen mit einer Reihe wichtiger 
Privilegien vom Staate ausgeftattet; nur ihren kirchlichen Amtsträgern find befondere 
Vorrechte gewährt, und diefe letzteren, nicht die Beamten der diffidentifchen Gemeinden, 
üben als Lehrer und Führer ihrer Gemeinden einen hervorragenden Einfluß auf das 
Boll aus. Gerade deswegen hat der Staat erhöhte Auffichtsrechte und erhöhte Garantien 
gegen eine ihm ſchädliche Wirkfamfeit diefer Korporationen und gegen einen Mißbrauch 
ihrer bedeutenden Macht in Anſpruch genommen. 

Die Ausdehnung der beiden leßten Geſetze auf die evangelifche Kirche hat der Staats— 
regierung von Seiten ftrenggläubiger Broteftanten Vorwürfe, zum Theil von feltener Bitterfeit 
und Maflofigkeit, eingetragen. Die evangelifche Kirche ift namentlich als der unfchuldig 
leidende Theil dargeftellt worden, welcher ungerechtfertigter Weife in feinen theuerften Nechten 
verlegt werde, weil der Staat es für nothwendig erachte, fich gegen die Angriffe der 
fatholifhen Hierarchie mit den erforderlihen Schutzwaffen zw verfehen. Da ih es 
nicht al3 meine Aufgabe betrachten kann, eine Apologie der Geſetze zu geben, jo möge 
hier nur Folgendes bemerkt fein. Allerdings ift es nicht zu leugnen, daß die Mais 
gefeßgebung weſentlich durch die Entwidelung der Tatholifchen Kirche innerhalb des 
letzten Vierteljahrhunderts hervorgerufen mworben if. Schon um der Parität willen, 
um den Vorwurf einer reinen Tendenz -Gefeßgebung gegen eine bejtimmte Religions— 
partei abmwehren zu können, durfte indefjen die Staatsregierung in ihren Entwürfen, 
fomweit die Wahrung des jtaatlichen Auffichtsrechtes auch prinzipiell gegenüber der evan— 
gelifchen Kirche gerechtfertigt war, dieſe lebtere nicht eximiren. Außerdem hatte aber 
die Regierung zugleich die Gewährung einer größeren Selbitjtändigfeit an die evangeliſche 
Kirhe in das Auge gefaßt — ein Schritt dazu ift feitdem mit der Publikation der 
evangelifhen Kirchengemeinde- und Synodal- Ordnung für die fechs öftlichen älteren. 
Provinzen vom 10. September 1873 (Geſ.-S. ©. 417) gefchehen —, und dadurd 
war die gleichzeitige nähere Ausbildung des ftaatlichen Hoheitsrechtes auch gegenüber der 
evangelifchen Kirche bedingt, welches in früherer Zeit neben dem landesregimentlichen 
Kirchenregimente fein Bedürfniß war, deifen befondere Entwidelung aber feit der Ein- 
führung der Fonjtitutionellen Negierungsform und der allmähligen Löfung der Vereini— 
gung der oberſten kirchlichen und politifchen Verwaltung zur Nothwendigfeit geworden iſt.) 

Was fodann den Inhalt der einzelnen Geſetze betrifft, fo vegelt das erfte 


2. die Handhabung der Straf- und Zuchtgewalt 
folgendermaßen: 
1. Die Straf und Zuchtgewalt der Kirchen und Religionzgefellfchaften, d. h. die 
Thätigkeit derfelben, welche dazu bejtimmt ift, die innerhalb der Gemeinschaft hervor: 


) Darüber, daß die Gejeke die enangelifche Kirche in ihrer berechtigten Sphäre nicht ſchädigen, 
vgl. vor Allem die Ausführungen des ftrengslutherifchen Erlanger Kirchenrechts-LZehrers v. Scheurl, 
die preußiſchen ftaatsfirchenrechtlichen Geſetze in der Zeitfchrift für Proteftantismus und Kirche. 
N. Folge. Bd. LXV. ©. 177 u. Bd. LXVL ©. 1 (Erlangen 1873), ferner auch Wach, die preuß. 
Kirchengefege. Bonn 1373. 
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tretenden Verletzungen ihrer Ordnungen zu beſeitigen und zwar durch Verhängung von 
Nachtheilen, welche theils den Zweck haben, den Bruch der kirchlichen Ordnung an dem 
Schuldigen zu vergelten und zu fühnen (Strafmittel), theils aber in erſterer Linie 
die Befferung des Schuldigen bewirken follen (Zuchtmitteh), hat inſoweit Raum 
für freie Bethätigung, als jene Mittel ſich innerhalb des rein teligiöfen Gebietes halten 
(3. B in der Auferlegung von Gebeten und Falten bejtehen) oder nur die Minderung 
und Entziehung der rein innerhalb der Sphäre der Neligionsgefellfchaft liegenden Rechte, 
bez. die Mitgliedfchaft felbft betreffen. Demnach kann die katholiſche Kirche z. B. die 
Heine Erfommunifation, das Interdikt, verhängen und ihre Firchlihe Mitwirkung bei 
Begräbniffen verfagen, die evangelifche Kirche ebenfalls den Kirchenbann anmenden, von 
den Saframenten ausschließen, gewiſſe Firhlihe Auszeihnungen (Brautfranz) und Die 
Betheiligung bei Beerdigungen ablehnen, fowie auch die auf Grund der Gemeinde- und 
Synodal-Drdnungen binfichtlich der Verwaltung der Firchlichen Angelegenheiten gewährten 
Rechte entziehen ($ 1 des Gefebes). 

2. Unftatthaft find dagegen nad) dem citirten $ 1 alle Straf oder Zuchtmittel, 
welche ihrer beabſichtigten Wirfung nad über das eben charakterifirte Gebiet hinaus— 
gehen, namentlich folche, welche gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder die bürgerliche 
Ehre gerichtet find. Derartige Straf und Zuchtmittel dürfen weder angedroht (gleich 
viel ob in einer allgemeinen Anordnung oder aus Anlaß eines befonderen Falles gegen 
eine bejtimmte Perſon), noch verhängt (d. h. feftgefeßt oder auferlegt), noch verfündet 
(d. h. amtlich publizivt) werden, ohne Unterfchied ob das Straf- oder Zuchtmittel ſchon be= 
dingter Weiſe ein für alle Mal als fog. censura latae sententiae feſtgeſetzt ift oder nicht. 
Daher iſt vor Allem die Berhängung der großen Erfommunifation, fofern fie unter 
Nennung des Schuldigen verfündet wird, unerlaubt, weil fie unter diefer Vorausſetzung 
die bürgerliche Verfehrsfperre nach fich zieht. 

3. Die Anwendung (d. h. die Berhängung oder VBerfündigung) von foldhen Straf: 
und Zuchtmitteln, welche an ſich gefeglich erlaubt find, ift aber ferner unftatthaft, 
wenn ſie verhängt oder verkündet werden, weil Jemand eine durch die Staatsgeſetze, durch 
vechtsgültige Verordnungen oder durch von der Obrigfeit innerhalb ihrer gefeglihen Zu: 
läffigfeit erlaffene Anordnungen vorgeschriebene Handlung vorgenommen hat. ($2 Nr. 1.) 
Damit find einmal geſchützt alle Beamten, welche ihre Amtspflichten erfüllen, ferner 
aber auch alle Privatperfonen, melde abfolut und unbedingt gebietenden rechtlichen 
Vorſchriften nachkommen oder um von ihren politifchen oder bürgerlichen Rechten Gebrauch 
machen zu fünnen, den desfalfigen Beftimmungen gemäß handeln (Beispiele dafür fiehe 
©. 20 des Kommentars). 

Ebenſo unerlaubt ift die Einwirkung durch gefeglich ftatthafte Straf- und Zucht: 
mittel (die Androhung, VBerhängung oder Verfündigung derfelben), um Beamte zur 
Unterlafjung der ihnen durch ihr Amt auferlegten Amtshandlungen zu bewegen, oder 
andere Perſonen von Erfüllung ihrer ftaatsbürgerlihen Pflichten oder aud nur von 
jolhen Handlungen abzuhalten, welche bedingter Weife, d. h. um den vollen Genuß der 
vom Staate gewährten Rechte zu erlangen, vorgenommen werden müffen. ($3 Nr. 1.) 

4. Ferner dürfen die an ſich zuläffigen Straf und Zuchtmittel nicht in der zu 
3 angegebenen Art benugt werden, um die öffentlichen (Staatö-, Kommunal- und kirch— 
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lihen) Wahlen zu beeinfluffen. Berboten tft einmal die VBerhängung und Verfündung 
von Straf- und Zuchtmitteln, weil Iemand feine Wahl- und Stimmrechte in einer 
bejtimmten Richtung ausgeübt oder gar nicht ausgeübt hat, ſodann aber die Androhung, 
Berhängung und Berfündung, um die Ausübung oder Nichtausübung diefer Rechte in 
einer bejtimmten Richtung zu beeinflujfen. ($ 2 Nr. 2 u. $3 Nr. 2). 

5. Eine Belanntmahung der verhängten, an ſich jtatthaften Straf: und Zucht 
mittel, welche über den Kreis der betreffenden Neltgionsgefellihaft hinausgeht, alfo 
namentlich die Kunde davon in die abjolute Deffentlichfeit bringt, ift verboten. ($ 4 
Abt aa. 12): 

6. Endlich iſt auch unerlaubt, die VBollziehung oder Verkündung derartiger Straf: 
oder Zuchtmittel in beſchimpfender Weife, d. h. in einer Weife, welche die Ehre des 
Betroffenen in erheblicher oder empfindlicher Art verlebt, oder denfelben gar als eine 
der allgemeinen Ehre und Achtung verluftige Berfönlichkeit erfcheinen läßt. ($ 4 Ab]. 3). 

7. Jedes Zumiderhandeln gegen die unter 2 bi8 5 zufammengeftellten Vorſchriften 
des Geſetzes bildet ein Vergehen, welches mit Geldftrafe bis zu 200 Thalern oder mit 
Haft oder Gefängniß bis zu einem Jahre, in ſchwereren Fällen mit Gelditrafen bis 
zu 500 Thalern oder mit Gefängniß bis zu zwei Sahren bedroht iſt. (8 5). 


3. Das Gefeb, betreffend den Austritt aus der Kirde. 


1. Der Austritt aus einer privilegirten Kirche oder einer mit Korporationsrechten 
verjehenen Neligionsgefellfchaft, fofern nicht damit ein Webertritt zu einer Gefellfchaft 
dejlelben Charakters verbunden ift, oder wenn dies der Fall, jofern er die Freiheit von 
den aus der Mitgliedfchaft herrührenden Laften herbeiführen fol, muß durch) eine per= 
fönli vor dem Nichter des Wohnortes abgegebene Erklärung erfolgen. Die Auf: 
nahme derfelben ift vorher fchriftlich oder mündlich zu Protokoll mitteljt befonderen Anz 
trages nachzufuchen, welcher vom Richter dem Kirchenvorftande der bisherigen Firhlichen 
Gemeinde des Antragjtellers mitgetheilt werden muß. Früheftens nach Ablauf von 
4 Wochen, andererfeits aber fpäteftens innerhalb 6 Wochen, d. h. alfo zwiſchen dem 
2Iten und A2ften Tage, vom Tage des Einganges des Antrags an gerechnet, darf die 
Austritt3-Erklärung vom Nichter zu Protokoll genommen werden. (88 1, 2, 8 des Gef.). 
Durch) diefe Beftimmungen wird demnad der Erklärende verpflichtet, eine Deliberations- 
frift von 4 Wochen inne zu halten, muß aber umgekehrt auch den Austritt innerhalb der 
6wöchentlichen Frift vornehmen, widrigenfall3 der vorbereitende Schritt der Beantragung 
feine Wirkſamkeit verliert und eventuell nochmals zu wiederholen ift. 

Der ftattgehabte Austritt ift vom Nichter durch abfchriftliche Mittheilung des Pro— 
tofolls dem Borftande der betreffenden Kirchengemeinde befannt zu machen, aud erhält 
der Austretende auf fein Verlangen eine Befcheinigung darüber ($ 2 Abf. 2 u. 3). 


2. Der ordnungsmäßig erfolgte Austritt befreit von allen bürgerlichen Wirkungen 
der Zugehörigkeit zu der betreffenden Kirche oder Neligionsgefellihaft. Die maßgebende 
Bedeutung der Mitglievfhaft für die Eheſchließung, Civiljtandsbuchführung, das ma— 
terielle Cherecht und die Konfefjion der zu erziehenden Kinder hört damit für den 
Staat auf. . 
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3. Was dagegen insbeſondere die Beitragspflicht zu den kirchlichen Abgaben 
und Laſten betrifft, ſo wird dieſe 

a. inſoweit prinzipiell beſeitigt, als ſie auf der perſönlichen Kirchen- oder Kirchen— 
gemeinde-Angehörigkeit beruht, was im Zweifel hinſichtlich aller derartigen Laſten (Kirchen— 
ſteuern, Beiträgen zu Bauten, Kirchſtuhlgelder, beſtimmten wiederkehrenden Leiſtungen 
an den Geiſtlichen und den Küſter, z. B. Quartal-Geld, Perſonal-Dezem, Offertoria, 
Pröven, Oſtereier, Wettergarben) der Fall iſt. Jedoch haftet der Austretende vorüber— 
gehend noch für alle dieſe Leiſtungen, ſoweit ſie in die Zeit bis zum 81. Dezember 
(einſchließlich) desjenigen Kalenderjahres fallen, welches dem Kalenderjahre ſeines Aus— 
trittes folgt — hat er alfo dieſen z. B. am 4. Januar 1874 vollzogen, für alle bis zum 
31. Dezember 1875 fällig werdenden Leiftungen. Diefe Haftung verlängert ſich ſogar 
ausnahmsweiſe in Betreff der Koften eines außerordentlihen Baues, d. h. eines 
folhen, der nach den obmwaltenden Verhältniffen der Gemeinde für die betreffende Ge— 
neration derfelben etwas Außergewöhnliches ift Neubauten, Erweiterungsbauten, außer- 
halb der gewöhnlichen Bauverwaltung Tiegende Reparaturen), noch auf ein weiteres 
Kalenderjahr, dauert alfo bei am 1. März 1874 ftattgehabtem Austritt bi3 zum 31. Des 
zember 1876, wenn die Nothwendigfeit eines derartigen Baues ſchon vor Ablauf des 
Kalenderjahres (1874), in welchem der Austritt erfolgt, von der fompetenten Behörde 
definitiv feitgefet worden tft ($ 3, Abj 1 u. 2). 

b. Dagegen befreit der Austritt von anderen, als den zu a gedachten Leiſtungen 
und Abgaben nicht, namentlid) nit von den dinglihen (. B. der in der Mark 
Brandenburg Reallaft gewordenen Baulaft), und ſolchen, welche auf bejonderen Rechts— 
titeln (z. B. dem Patronate) beruhen. (Weitere Beifpiele ſ. S. 184 des Kommentars). 
($ 3 Abſ. 3). | 

4. Nur für die zu 3b. harakterifiten Leiftungen haften auch diejenigen, melde 
ihren Austritt vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes nad) den früher gel- 
tenden Vorfchriften erklärt haben ($ 4). 

5. Stolgebühren dürfen überhaupt, alfo gleichviel, ob es fih um aus der 
Kirhe ausgetretene Perfonen oder um Anhänger einer andern Religionsgeſellſchaft, 
welche ſolche bisher an eine benorrechtigte Kirche zu leiften hatten (f. ©. 185. 192. 193. 
des Kommentars) handelt, von Perſonen, welche der betreffenden Kirche oder mit Kor— 
porationsrechten verfehenen Gefellfchaft nicht angehören, nur infoweit gefordert werden, 
als Amtshandlungen auf ihr Verlangen für fie verrichtet worden find ($ 5). 

6. Die Verpflichtung jüdifher Grundbefiger, zur Erhaltung chriftlicher 
Kirchenſyſteme beizutragen, ift auf diejenigen Leiftungen beſchränkt, welche nad) Nr. 3b. 
noch von den aus der Kirche ausgetretenen Perſonen zu tragen find ($ 9). 

Während das Geſetz fomit in den unter 5 und 6 erwähnten Beltimmungen über 
feinen eigentlichen Gegenftand aus praftifchen Nüdfichten hinausgreift, erſchöpft es den— 
jelben, die Regelung des Austrittes, nicht zu vollftändig. Denn es erhält das beite- 
hende Recht aufrecht, infofern es fich blos handelt: 

a. um den Nebertritt von einer privilegirten Kirche oder Forporixten Neligionsgefell- 

Ihaft zu einer andern derartigen Geſellſchaft, mit welchem nur die Nr. 2, nicht 

aber die Nr. 3 unter a gedachten Folgen verbunden fein follen; 
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b. um den Austritt aus einer diffidentifchen Neligionsgefellfchaft, welche Feine Kor: 
porationsrechte beſitzt. 
Mit andern Worten: das Geſetz regelt im vollen Umfange nur folgende Fälle des 
Austrittes: 
1) den Austritt aus einer Kirche oder forporivten Religionsgeſellſchaft ohne Ueber: 
tritt zu irgend einer andern religiöfen Gemeinschaft; 
2) einen folhen Austritt mit Webertritt zu einer nicht privilegirten, auch nicht ein- 
mal mit Korporationsrechten verfehenen Gefellfchaft; 
3) den Austritt aus einer privilegirten Kirche oder korporirten Neligionsgefellfchaft 
mit Webertritt zu einer Geſellſchaft defjelben Charakters, wenn er zugleich die 
Loslöſung von den vermögenswerthen Pflichten der bisherigen zur Folge haben foll. 


4. Das Gefet über die Vorbildung und Anftellung 
der GÖeiftliden. 


a. Das Bildungswesen der Geiftlihen der hriftlihen Kirchen. 

Es verlangt von demjenigen, welcher ein geiftlihes Amt (f. nachher) innerhalb 
Preußens erwerben will, eine wifjenfchaftlide Vorbildung, melde darzuthun iſt 
1) durch Ablegung der Entlaffungs-Abiturienten-)Prüfung auf einem deutfchen Gym: 
nafium; 2) durch Zurüdlegung eines dreijährigen Studiums auf einer Staatsuniverfität 
oder einer derfelben ftaatlich gleichgeftellten Lehranitalt innerhalb des deutſchen Reiches, 
ſowie 3) durch Ablegung einer öffentlichen Staatsprüfung, welche nach der Abfolvirung 
des gedachten Studiums zu beitehen und in welcher darzuthun iſt, daß der Kandidat 
fi die für feinen Beruf erforderliche allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung insbefondere 
auf dem Gebiete der Bhilofophie, der Gefchichte und der deutſchen Literatur erworben 
hat!) (88 1, 4, 8 des Geſetzes). 

Mit Rückſicht darauf, daß nach dem Geſetze die Geiftlichfeit ihre Bildung auf den 
allgemeinen Unterrichts:Anftalten des Staates erhalten foll, beſtimmt daffelbe ferner: 

1) hinfichtlich des erjtgedachten Nequifites, daß außer den bisher in Preußen vor— 
handenen Anabenfeminaren und Knabenkonvikten, d.h. ſolchen unter kirch— 
liher Leitung ftehenden Anftalten, in welchen die Zöglinge einen vollftändigen, dem 
der Gymnaſien entfprechenden Unterricht behufs ihrer Vorbereitung zum  geiftlichen 
Stande erhalten, bez. ohne daß diefer völlig ausreichend ift, doch zu dem gedachten 
Zwecke während fie andere Bildungsanftalten befuchen, gemeinschaftlich unter geiftlicher 
Leitung erzogen werden, feine neuen gegründet, und auch nicht neue Zöglinge in folche 
Anftalten aufgenommen werden dürfen (88 9, 14); 

2) Hinfichtlich des zweiten Nequifites, daß an den bisherigen kirchlichen Seminaren, 
welche dem wifjenfchaftlichen theologischen Studium dienen (den fg. Klerifal-Seminaren), daſ— 
felbe noch unter der Vorausſetzung zurücdgelegt werden fann, daß der Minijter der geiftlichen 


1) Diefe kann mit der theologischen Prüfung verbunden werden, wenn die Einrichtung diefer 
und die Bildung der Prüfungs-Kommiſſionen Behörden zufteht, deren Mitglieder wenigftens theil- 
weife vom Könige ernannt werden ($ 27), eine Vorfchrift, die eine folche Verbindung in der Regel 
für die evangeliihen Theologen möglid macht. 
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Angelegenheiten anerkennt, ein ſolches Studium ſei das Univerſitätsſtudium zu erſetzen 
geeignet. Dieſes Anerkenntniß darf aber nur dann gegeben werden, wenn die Ein— 
richtung den Vorſchriften des Geſetzes entſpricht (ſ. nachher) und der Kultusminiſter 
den Lehrplan genehmigt hat. Auch können allein ein ſolches Vorrecht diejenigen 
Seminare erwerben, welche ſich in Orten ohne theologiſche Fakultät befinden, und zwar 
nur für diejenigen Studirenden, welche dem Sprengel angehören, für welches das Se— 
minar errichtet iſt (S 6). 

Befindet ih ein ſolches Seminar dagegen an einem Orte, wo eine theologische 
Fakultät ift, fo dürfen die Studivenden während ihres theologifhen Studiums nicht 
einmal dafjelbe beſuchen, widrigenfalls ihr Studium nit als ein dem Geſetze ent= 
Iprechendes gilt (8 7). 

Die praktiſch-theologiſche Vorbildung zu regeln, überläßt das Geſetz dagegen den 
Kirchen jelbit. 

3) Seht das Geſetz bejtimmte Bedingungen feit, denen fih alle Anftalten für 
die Borbildung der Geiftlihen unterwerfen müſſen. 

Betroffen werden davon 1, die Knaben-Seminare, bez. Knaben-Komvifte; 2. die 
für das wifjenfchaftliche theologifhe Studium beftimmten Anftalten, gleichviel ob ihnen 
das vorhin gedachte Privilegium ertheilt ift oder nicht; endlich 3. die Anftalten, welche 
der Vertiefung der Kenntniſſe der jungen Theologen und der praftifchen Vorbereitung 
derjelben dienen, die Prieſter- reſp. Prediger-Seminare ($ 9). 

Alle diefe Anftalten unterftehen der Aufficht des Staates, welche von dem Ober: 
Präfiventen der Provinz geführt wird. 

Dem letzteren müfjen die Haug-Drdnungen und die Disciplinar-Nteglements ſämmt— 
liher Anjtalten, ferner auch die Lehrpläne der Knaben-Seminare, Knaben-Konvikte und 
der Seminare, welche für das Studium der Theologie ftaatlicherfeits al3 geeignet er— 
klärt worden find, eingereicht werden. Hinfichtlich der Haus-Drdnungen und Disciplinar- 
Reglements iſt zu prüfen, ob die Zöglinge nicht etwa einer Flöfterlichzabgejchloffenen 
Zucht, mechanischen geiftig abtödtenden Gebetsübungen und geiftlichen Exercitien, geſetzlich 
unerlaubten Strafen und Zühtigungen oder einer fonftigen ihre Gefundheit ſchädigenden 
Lebensweiſe unterworfen werden, hinfichtlich der Lehrpläne, ob bei der Ausführung der— 
jelben die betreffende Anftalt diefelben Ziele, welche die entfprechende Staat3-Anftalt, 
aljo das Gymnaſium, bez. die Univerfität, erftrebt, erreichen kann. 

Außerdem hat der Ober-Präfident das Necht, beliebig Reviſionen aller erwähnten 
Anftalten anzuordnen und dur) Kommifjarien vornehmen zu laſſen. Diefe Revifionen 
haben ſich auf den Perfonalbeftand, die Beichaffenheit der Lofalitäten, die Behandlung 
und Verpflegung der Zöglinge, fowie auch auf den Unterriht der Zöglinge zu erftreden. 

Endlich müfjen die Lehrer und Erzieher an diefen Anftalten, abgejehen davon, daß fie 
in Bezug auf die übrigen Nequifite den Geiftlihen gleichgeftellt find ($ 10, 12), eine 
beftimmte wiſſenſchaftliche Qualifikation nachweiſen ($ 10, 11), und zwar ift zur An- 
ftellung an einem Knaben-Seminar oder Knaben-Konvikte diefelbe Befähigung wie zur 
Anftellung an einem preußischen Gymnafium, d. h. Ablegung des Eramens für das 
Lehramt an höheren Schulen (pro facultate docendi), vgl. ©. 121, Anm. 2 des Kom: 
mentars, zur Anftellung an einer zum Erſatz des theologifchen Fakultätsftudiums be— 
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ſtimmten Anſtalt für die Regel der Erwerb der venia legendi für die theologiſche 
Fakultät einer Staats-Univerſität (©. 121, Anm. 4 a. a. D.) erforderlich, endlich zur 
Anftelung an einer zur praftiihen Vorbildung beftimmten Anftalt (Prediger- oder 
Priejterfeminar) die Erfüllung der für den Erwerb eines geijtlichen Amtes vorgefchrie- 
benen wiſſenſchaftlichen Dualififation, fofern die Anzuftellenden Klerifer oder Predigtamts- 
Kandidaten find (f. oben zu a). 

4) Wird eine der erwähnten Anftalten der ftaatlichen Aufficht nicht unterworfen, 
oder die Beobachtung bezw. die Durchführung der in Folge des Auffichtsrechtes er— 
lafjenen Anordnungen verweigert, reſp. illuſoriſch gemacht, oder werden die fonftigen 
geſetzlichen Vorſchriften (z. B. Hinfichtlich der Anftellung und Dualififation der Lehrer 
und Erzieher) nicht beobachtet, jo kann der Kultusminifter ($ 13) zur Befeitigung der 
Renitenz die der Anftalt gewidmeten Staatsmittel, d. h. die pekuniären Subventionen, 
die zur Dispofition geftellten Gebäude und Lehrmittel, einbehalten, bezw. dem bisherigen 
Gebrauche vorläufig entziehen, oder auch die Anftalt und zwar ſowohl proviforifch, 
wie auch definitiv ſchließen (S. 123 Anm. 6 des Kommentars). leichzeitig mit der 
eriteven Maßregel, fofern fie gegen Knaben-Seminare und Knaben: Konpifte 
verfügt wird, dürfen ferner während der Dauer derjelben die Zöglinge fowohl von 
dem gleichzeitigen Befuche der Gymnaſien als auch von der Zulafjung (als f. g. Extranei) 
zur Abitwienten= Prüfung ausgeſchloſſen ($ 13), falls neue Zöglinge aufgenommen 
werden (f. zu a. 1a. E.) aber auch die fofortige definitive Aufhebung der Anftalt 
angeordnet werden ($ 14). Bei der Zurüdhaltung der Mittel für die zum Erſatz 
des theologifhen Studiums geeigneten Seminare ift dem Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten auch die Zurücknahme der ertheilten Anerkennung geftattet ($ 13). 

b. Anjtellung im geiftlihen Amte und als Lehrer, reſp. Erzieher 
an den ©. XX unter 3 gedadten Anstalten. 

Das Geſetz beſchränkt die von ihm aufgeftellten Erfordernifje auf den Erwerb 
eines geiftlihen Amtes, jtellt alfo feine Nequifite für den Erwerb der Kirchen: 
Hemter im Allgemeinen auf. Unter geiftlihem Amt verfteht es aber ($ 1) im 
Gegenfab zu den zur äußeren Zeitung der Kirche beftimmten, zu den f. g. jurisdiktionellen 
Aemtern, diejenigen, mit welchen rein geiftlihe, d. h. gottespienftliche, feelforgerifche 
oder Fehramtlihe Funktionen verbunden find, alfo namentlich alle Seelſorge-, vor Allem 
die Pfarr-Aemter, da3 Amt der Weihbifchöfe, der Kapläne, Pfarr-Vikare, Hülfsprediger, 
Frühmefjer (Primiſſaxe), Lokaliſten, Erpofiten. Gleichgültig ift es, ob ein folches Amt 
dauernd oder widerruflich übertragen werden foll. Ebenfo finden die Vorſchriften auch 
Anwendung, wenn nur eine GStellvertvetung oder SHülfsleiftung in einem geiftlichen 
Amte jtatt Hat, oder wenn einem bereits im Amte ftehenden Geiftlichen ein anderes 
Amt übertragen, feine widerrufliche Anftellung in eine dauernde verwandelt oder ein 
bereit3 im Amt befindlicher Geiftlicher zu einer Stellvertretung oder Hülfsleiftung ver- 
wendet wird ($$ 2 u. 3). 

In Betreff der Lehrer und Erzieher ift das Geſetz nicht nur maßgebend, wenn fie 
dauernd, fondern auch wenn ſie widerruflich angeftellt, an eine andere Anftalt verſetzt 
oder nur aushülfeweife oder als Stellvertreter verwendet werden follen ($ 10). 

Für alle derartigen Anftellungen und Verwendungen ift: 

Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. b 
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1) abgefehen von der für Geiftlihe und Lehrer, vejp. Erzieher ver— 
fhieden bemeffenen wiffenfhaftliden Vorbildung (©. XX) er 
forderlich: 

2) daß die betreffende Perſon die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzt (68 1 u. 10)., 

3) daß vom Staate Fein Einſpruch gegen die beabfichtigte Anftellung oder Ver: 
wendung erhoben worden tjt (SS 1 u. 10). 

Zur Ermöglichung des Einſpruchs hat der geiftlihe Obere (Bifchof, Konſiſtorium 
u. ſ. w., f. ©. 128 Anm. 1 des Kommentars), welchem die Anjtellung, vefp. Verwendung 
zufteht, oder in deſſen Sprengel eine ſolche ftattfindet (ſ. ©. 129 Abſ. 3 u. 4 a. a. D.), 
den in Ausfiht genommenen Kandidaten, und zwar unter Angabe der Stellung, 
in welcher derfelbe verwendet werden joll, dem Ober-Präſidenten zu benennen ($ 15 
vu. $ 12). 

Der Einſpruch ift von dem lebteren binnen 30 Tagen nad) dem amtlichen Eingang 
der Benennung bei dem geiftlihen Dberen anzubringen. 

Er ift nur ftatthaft: 1) wenn dem Kandidaten die durch das Geſetz vorgejchriebenen 
Grforderniffe für das geiftlihe Amt, bezw. das Amt eines Lehrer? oder Erziehers 
fehlen; 2) wenn derfelbe wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches das Reichs— 
ſtrafgeſetzbuch mit Zuchthaus, dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte, der Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter, bezw. Verluſt derfelben bedroht, verurteilt worden iſt 
oder fih in Unterfuhung befindet; 3) wenn durch bereits vorliegende Thatfachen die 
Annahme gerechtfertigt wird, daß der Kandidat den Staatsgeſetzen oder den innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit erlafjenen Anordnungen der Obrigkeit entgegenhandeln, oder den 
öffentlichen Frieden ftören werde. Auch find die Thatfachen, auf welche ſich der Einfprud) 
gründet, bei der Erhebung defjelben anzugeben. ($ 16). 

Die Pflicht, den Einspruch vorher zu ermöglichen, ceffirt bei einer wegen Gefahr 
im Berzuge verfügten Hülfsleiftung oder Stellvertretung, in welchem Falle die Be— 
nennung erſt nach ftattgehabter Anordnung erlaubt ift (8 2). 

ar Feine Anwendung finden die VBorfchriften des Geſetzes über den Einſpruch 
auf die Anftellung von Geiftlichen beim Militair und an öffentlichen Anstalten, ebenfo- 
wenig in ſolchen Fällen, wo dem Staate bei der Beſetzung der geiftlichen Aemter auf 
Grund des Patronates oder befonderer Rechtstitel, 3. B. hinſichtlich der Biſchofsſtühle, 
Domherrn- und Domvikarftellen (f. ©. 156 des Kommentars) eine anderweitig geregelte 
Mitwirtung zufteht ($ 29), endlich auch nicht auf folche Fälle, wo die Anftellung erfolgt 
oder diefelbe genehmigt wird von Behörden, deren Mitglieder ſämmtlich vom König 
ernannt werden ($ 28), womit für die Regel der Einfpruch bei der Anjtellung der 
evangelifchen Geiftlihen (f. aber S. 129 des Kommentars) und der Lehrer an den 
evangelischen Predigerfeminaren ausgeſchloſſen ift. 

Die Anftellung oder Verwendung eines Geiftlichen, bezw. Lehrers oder Erziehers 
ohne Beachtung der Vorfchriften des Gefeßes (©. 135 Anm. 2 des Kommentars) gilt 
für den Staat als nicht gefchehen ($ 17), iſt alfo für das ganze ftaatlihe Rechtsgebiet 
nichtig. Der Geiftliche erhält nicht die allgemeinen Standesprivilegien, nicht die mit 
der Stellung verbundenen Bermögensrechte (das Necht das Beneficialgut zu nuben oder 
einen etwaigen Staatszufhuß zu beziehen), ferner nicht die Befugniß, Sandlungen, 
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welche für den Civilſtand maßgebend find, mit bürgerlicher Wirkfamfeit zu vollziehen, 
oder desfalfige Eintragungen mit öffentlichem Glauben in die Kirchenbücher vorzunehmen, 
Ebenſowenig iſt er berechtigt, Amtshandlungen, welche dem rein geiftlichen Gebiete 
anheimfallen, auszuüben, vielmehr kann er auch daran im Wege der Adminiftrativ- 
Erefution gehindert werden (das Nähere ©. 135 u. 136 des Kommentars). 

Abgeſehen von der Nichtigkeit der Anftellung oder Berwendung zieht dieje lebtere 
aber, jo weit es fih um ein geiftliches Amt oder eine Hülfsleiſtung oder Stellvertretung 
in einem folchen handelt, für den geiftlihen Dberen, welcher ſie angeordnet oder ge= 
nehmigt hat, Gelditrafe von 200 bis 1000 XThalern, für den nichtig Angeftellten, 
welcher auf Grund der nichtigen Anftellung geiftlihe Amtshandlungen vornimmt, 
Gelditrafe bis zu 100 Thalern nach fih. Die Verlebung des Gefetes in den beiden 
erwähnten Beziehungen bildet alfo ein Kriminal-Bergehen ($ 22 Abſ. 1 u. 23 Abf. 1). 
Hinfihtlih der nichtigen Anftellung von Lehrern und Erziehern an den geiftlichen 
Bildungs-Anftalten gilt dies aber nicht. Diefe Berfchiedenheit erklärt ſich daraus, 
daß der Staat derartige Verlegungen des Geſetzes durch Schließung der betreffenden 
Anftalt wirfungslos machen kann. 

c. Außer dem Bildungsmwefen der Geiftlichen und der Anftellung derfelben, bezüglich 
der Lehrer und Erzieher an geiftlichen Bildungsanftalten regelt, da3 Geſetz aber nod) 
einige andere damit in Verbindung ftehende Punkte. 

Um die Geiftlihen den kirchlichen Oberen gegenüber in ihrer Exiſtenz unabhängig 
zu Stellen, verordnet e8: 

1) daß die Pfarr-Memter, d. h. die Aemter, deren Inhabern Fraft derfelben die 
Seelforge über einen geographiſch feit und dauernd abgegränzten Kreis und an einem 
bejtimmten gottesdienftlichen Gebäude zufteht (©. 138 des Kommentars) dauernd, alfo 
namentlid nicht ad nutum amovibel zu verleihen find, indem e3 die interimijtifche 
Verwaltung diefer Aemter nur ein Iahr lang, angerechnet vom Tage der Erledigung 
oder wo objervanzmäßig ein Gnadenjahr bejteht, vom Tage des Erlöfchens deſſelben 
geitattet ($ 18); 

2) dab die Suffurfal- Pfarreien im Gebiete des franzöfifhen Rechtes (S. 145 des 
Kommentars) vom 15. Mai 1874 ab den eben gedachten Beitimmungen gleichfalls 
unterliegen ($ 19 Abf. 2); 

3) daß ferner Seeljorge = Nemter, deren Inhaber unbedingt abberufen werden 
fönnen, namentlich fog. Miffions- Pfarreien (©. 140 de3 Kommentars), nur mit Ge— 
nehmigung des Kultusminiſters errichtet werden dürfen ($ 19 Abf. 1); 

4) daß Anordnungen der geiftlihen Dberen oder Bereinbarungen der Geiftlichen 
mit den lebteren, wodurd die aus dem geiftlichen Amtsverhältniffe entjpringenden 
vermögensrechtlichen Anſprüche befchräntt oder aufgehoben werden, nur mit Geneh: 
migung der Staatsbehörde (des Ober: Präfidenten) ftatthaft, alfo ohne diefelbe nichtig 
find ($ 20). 

Die Durchführung der zu 1 und 2 gedadhten Anordnungen kann vom Ober: 
Präfiventen durch eventuell zu wiederholende Geldftrafen bis zu 1000 Thalern, und 
außerdem vom Minifter der geiftlichen Angelegenheiten durch Einbehaltung der für die 
betreffende Stelle oder für den renitenten geiftlihen Oberen bejtimmten Staatsmittel 

—* 
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erzwungen werden ($ 18 Abf. 1 u. 2; S 19 Abf. 2). Ferner wird der Geiftliche, welcher 
das dauernd zu befegende Amt noch interimiftifch weiter verwaltet, nachdem er vom 
Ober Präfidenten benachrichtigt worden, daß das Zwangsverfahren zur dauernden Wieder 
befeßung der Stelle eingeleitet worden ift, mit Geldftrafe bis zu 100 Thalern beitraft 
(8 23 Abf. 2). 

Die Beachtung der unter 3 erwähnten Vorſchrift iſt dadurch gefichert, daß der 
geiftlihe Obere, welcher ihr zumiderhandelt, mit Geldftrafe von 200 bis 1000 Thlr. 
bedroht ift (8 22 Abf. 2). 

In Verbindung mit den Vorfchriften über die Gründe, aus denen das Ein: 
ſpruchsrecht zuläffig ift, fteht endlich 

5) die Beitimmung, daß ein Geiftlicher, welcher rechtskräftig zur Zuchthausftrafe, 
zum Berlufte der bürgerlichen Chrenrechte verurtheilt oder welchem die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter aberfannt worden ift, feine geijtliche Stelle zugleich mit 
dem Rechte auf das Amtseinfommen und auf Ausübung des geiltlichen Amtes verliert 
und, falls er nachher noch geiftliche Amtshandlungen vornimmt, mit Geldftrafe bis zu 
100 Zhalern bejtraft wird (88 21 u. 24). 

d. Ein Dispenfationsrecht von den Vorfchriften des Gefetes ift abgejehen von den 
Fällen, welche blos eine tranfitorifche Bedeutung haben ($ 26 Abf. 2) dem Kultusminifter 
injofern beigelegt, als er 

1) von dem dreijährigen theologifchen Studium an einer deutfchen Staatzuniverfität 
mit Nüdfiht auf ein anderes Univerfitätsftudium, auf ein an eimer außerdeutfchen 
Staatsuniverfität abjolvirtes theologifches Studium oder auf einen fonftigen, de 
Bildungsgang einen angemeljenen Zeitraum erlaffen ($ 5) und 

2) Ausländer, aber nur diefe, von den Erforderniffen der Ablegung der Abiturienten: 
Prüfung an einem deutfchen Gymnaſium, der Zurüdlegung des theologifchen Studiums 
auf einer deutfchen Staatsuniverfität, ſowie der Abfolvirung der wiſſenſchaftlichen Staat3- 
Prüfung dispenfiren kann ($ 26 Abf. 3). 


5. Das Geſetz über die firhliche Disciplinargemwalt und die Errihtung _ 
des föniglihen Gerihtshofes für firhlihe Angelegenheiten. 

Das Geſetz regelt: 

a. die Ausübung der den kirchlichen Behörden gegen die firdliden 
Beamten zujtehenden Disciplinargewalt, d. h. der Befugniß gegen die 
leßteren einzufchreiten wegen Sandlungen, welche ſich nicht als allgemeine Vergehen oder 
nicht bloß als folde, fondern aud als befondere Verlegungen der Dienitpflihten im 
weiteſten Sinne harakterifiren. 

1. Die Disciplinargewalt darf nur ausgeübt werden von kirchlichen Be- 
hörden, deren Mitglieder Deutſche find und welche innerhalb des Gebietes des 
deutfchen Reiches reſidiren ($ 1), eine Vorfchrift, wodurch zwar die auswärtigen Fird)- 
lichen Dberen, 3. B. dem Papfte, zufommende Disciplinargewalt nicht befeitigt, aber 
deren MNebertragung an deutfche Behörden behufs Ausübung in Stellvertretung be 
dingt tft. 
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2. Wa3 die Disciplinar-Strafmittel betrifft, fo ift die Anwendung der 
förperliden Zühtigung gänzlich ausgeſchloſſen (8 3). 

Gelditrafen dürfen den Betrag von 30 Thalern oder den Betrag eines etwa 
höheren einmonatlichen Amtseinkommens nicht überjteigen ($ 4). 

Die Strafe der Freiheits-Entziehung darf nur in der Berweifung in eine 
im deutfchen Reiche belegene Demeriten= Anftalt bejtehen, auch die Dauer von 3 Mo— 
naten unter feinen Umftänden überfteigen, endlich ihre VBollftrefung weder wider Willen 
de3 Betroffenen begonnen noch fortgejegt werden ($ 5). 

Um die Innehaltung diefer Vorſchriften kontroliren zu können, find die Demeriten- 
Häufer der ftaatlihen, duch die Ober-Präſidenten zu übenden Aufficht unterftellt. 
Der Ober-Präſident hat ihre Hausordnung zu genehmigen, damit die Demeriten nicht 
einem Zwang unterworfen werden, welcher mit den Beftimmungen des Gefebes nicht 
im Einklang fteht oder ihre perlönliche Freiheit beeinträchtigt (S. 56 Anm. 5 des 
Kommentars). Ferner iſt der Ober-Präſident ermächtigt, jeder Zeit VBifitationen der 
betreffenden Anftalten anzuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. 
Endlich hat jeder Vorfteher ſolcher Anstalten ein Verzeichniß über ſämmtliche Demeriten, 
welches deren Namen, die gegen fie erfannten Strafen, ſowie die Zeit ihrer Aufnahme 
und Entlaffung enthält, zu führen, und diefes am Schluffe jedes Kalenderjahres dem 
Ober-Präſidenten einzureichen, auch demjelben die Aufnahme jedes neuen Demeriten 
binnen 24 Stunden unter Angabe der verfügenden Behörde anzuzeigen ($ 6). Die 
Erfüllung diefer Beſtimmungen fann gegen den renitenten Borfteher und den reni— 
tenten geiftlichen Dberen durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern 
erzwungen, und Außerften Falls auch die Demeriten: Anjtalt aufgehoben werden ($ 3). 

3. Sinfihtlih des Verfahrens bei ver Verhängung von Disciplinar= 
Strafen ordnet das Geſetz ($ 5) an, 

da eine Bermögensftrafe oder die Verweifung in eine Demeriten =» Anftalt nur 
nah) Anhörung des Angefchuldigten verhängt werden darf, 

daß die Entfernung aus dem Amte, worunter jede Entziehung der Amtsrechte 
für immer oder auf Zeit, 3. B. die Amtsentlaffung, Strafverfehung, unfreiwillige 
Emeritirung, die Suspenfion, die große Exkommunikation, verftanden wird, nicht ohne 
vorgängiges geordnetes prozefjualifches Verfahren ftatthaft ift, wodurch namentlich die 
Anwendung der in der katholiſchen Kicche gebräuchlichen fog. suspensio ex informata 
conscientia (©. 50 des Kommentars) ausgefchloffen wird, endlich 

daß in allen Fällen, wo auf eine der in den vorstehenden Abſätzen gedachten 
Strafen erfannt wird, die Entſcheidung ſchriftlich mit Gründen abzufaſſen ift. 

4. Eine Pflicht zur Vollftredung kirchlicher Disciplinar-Entſchei— 
dungen im Wege der Staatsverwaltung befteht nicht, jedoch kann eine 
folche erfolgen, wenn der Dber-Präfident die Entfheidung, nad) vorgängiger Prüfung 
vom Staatlihen Standpunkte aus, für vollftredbar erflärt hat ($ 9). 

5. Zur Ermöglihung einer Kontrole der Ausübung der Firhlichen Disciplinar- 
Gewalt iſt den Firchlichen Behörden die Verpflichtung auferlegt, von allen Entſcheidungen, 
welche auf Gelditrafen von mehr wie 20 Thalern, auf Verweifung in eine Demeriten- 
Anſtalt und auf Entfernung aus dem Amte (in der vorhin angegebenen Bedeutung) 
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lauten, dem Ober-Präfidenten, unter Angabe der Entſcheidungsgründe, Mittheilung zu 
machen, widrigenfall3 die Erfüllung diefer Verpflichtung durch eventuell zu wiederholende 
Geldſtrafen bis 1000 Thaler von ihm erzwungen werden Tann ($$ 7, 8). 

6. Als Schutmittel gegen Mebergriffe der geiftlihen Behörden bei Ausübung der 
Disciplinar-Gewalt gewährt das Geſetz das Nechtämittel der Berufung an die 
Staatsbehörde (d. h. den Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten). 

Diefe ift ſtatthaft — aber andererfeits auch das einzige Mittel, Verjtöße gegen 
da3 Geſetz zu rügen und die Nichtigfeitserflärung gefeßwidriger Disciplinar-Entjchei- 
dungen herbeizuführen (f. ©. 65 des Kommentars): 

1) wenn die Entfheidung feitens einer durch die Staatsgeſetze ausgeſchloſſenen Be— 
hörde (f. 3. B. ©. XXIV unter 1) ergangen tft; 

2) wenn auf eine gefeßlich unzuläffige Strafe (3. B. körperliche Züchtigung, zu hohe 
Geldſtrafe, Strafe gegen die Ehre 2c.) erfannt ift; 

3) wenn die Vorfchriften über das Verfahren (ſ. ©. XXV unter 3) nicht einge- 
halten find; 

4) wenn die Strafe verhängt ift a. wegen einer Handlung oder Unterlaffung, zu 
der der Angefchuldigte in Gemäßheit der Staatsgefete, rechtsgültiger Königlicher 
Verordnungen oder jonitiger von der Dbrigfeit innerhalb ihrer. Zuftändigfeit er— 
lafjener Anordnungen verpflichtet war; b. wegen Ausübung oder Nichtausübung 
eines öffentlichen Wahl- und EN c. wegen Gebrauchs der Berufung an 
die Staatsbehörde auf Grund dieſes Geſetzes; 


5) wenn die Entfernung aus dem fichlihen Amte (ſ. a.a.D. unter 3) als Disciplinar- 
jtrafe oder auch nur wider Willen des Betroffenen ausgefprocdhen worden ift, und 
außerdem in dem einen oder andern Falle die Entjcheivung der klaren, thatjäch- 
lihen Lage widerspricht oder die Geſetze des Staates oder allgemeine Rechts— 
grundfäße verlebt; 

6) wenn nad) einer vorläufig (als proviforifche Mafregel während der Unterfuchung) 
verhängten Suspenfion vom Amte das weitere, zu einem definitiven Nefultate 
führende Disciplinar-Verfahren ungebührlich verzögert wird. 

(88 10 u. 11). 
Die Berufung fteht 1) demjenigen zu, gegen welchen die Entfcheidung ergangen ift, ift 
aber dadurch bedingt, daß er die gefeglich zuläffigen und geeigneten Rechtsmittel bei den 
vorgefeßten Firchlichen Instanzen, fofern diefe deutſche Firchliche Behörden find, ohne Er— 
folg geltend gemacht hat; 2) ſodann auch im öffentlichen Intereffe dem Ober: Präfiventen, 
jofern der eben gedachte Fall eingetreten ift, oder der Betheiligte die Nechtsmittel nicht 
vechtzeitig geltend gemacht hat, bez. hat defert werden laſſen ($ 12). 

Die Friſt für die Anmeldung der Berufung beträgt für den Betheiligten in 
den vorhin unter 1 bis 5 aufgeführten Fällen vier Wochen, angerechnet von der Zu: 
ftellung einer foldhen mit Gründen verfehenen Entfheidung, melde er nicht mehr mit 
einem Rechtsmittel anfechten kann oder braucht. In dem Falle zu 6 ift die Berufung 
dagegen an feine Frift gebunden. 

Die Berufung des ObersPräfidenten ift nur dann einer Frift, und zwar einer 
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dreimonatlichen, unterworfen, wenn ihm die Entſcheidung als eine endgültige amtliche 
mitgetheilt worden iſt ($ 13). 

Die Berufung bejist für die Negel Cuspenfiv-Effeft ($ 14). 

In dem auf die Berufung ergehenden Urtheil kann nur entweder die Verwerfung der 
Berufung oder die Vernichtung der mit derjelben angefochtenen Disciplinar-Entfeheidung 
ausgefprochen werden ($ 21). Im lebteren Fall hat die Firchliche Behörde die etwa 
begonnene Erefution zu fiftiren und rüdgängtg zu machen, widrigenfalls fie dazu vom 
Dber-Präfidenten durch Zwangsſtrafen bis zu ‚1000 Thalern angehalten werden fann 
($ 23). 

b. Ferner führt das Gefeh ein Disciplinar-Berfahren gegen Kirchendiener, 
nach Analogie des Disciplinar-Berfahrens gegen die Staatsbeamten ein, indem e8 davon 
ausgeht, daß der Staat Firchliche Beamte, deren Amtsführung fortwährend die Staats: 
gefee in Frage ftelle und gegen diefe verjtoße, unmöglich in ihrer einflußreichen Stel- 
lung belafjen fönne. 

Es dürfen Kirchenbeamte auf Antrag der Staatsbehörde durch gerichtliches Urtheil 
des Königlichen Gerichtshofes für Firchliche Angelegenheiten ihres Amtes entlaffen werden, 
wenn fie die Vorſchriften der Staatsgeſetze oder die rechtsgültigen Anordnungen der 
Dbrigkeit, welche fih auf ihr Amt oder ihre Firchlichen Amtsverrichtungen beziehen, fo 
ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amt mit der öffentlichen Ordnung unverträglich 
erſcheint ($ 24). 

Diefe ftaatlihe DisciplinarzUnterfuhung ift ein äußerſtes Nothmittel, das dem 
Staate gewährt wird; fie kann nur dann eröffnet werden, wenn die vorgefegte Firch- 
liche Behörde auf Aufforderung des Ober-Präſidenten die Eröffnung der firchlichen Dis— 
eiplinarsinterfuchung gegen den Angefchuldigten auf Amtsentlafjung ablehnt, oder falls die 
fompetente Disciplinarbehörde nicht innerhalb des Deutfchen Neichs ihren Sit hat, der 
Angeſchuldigte fih auf Verlangen des Ober-Präſidenten weigert, fein Amt niederzu— 
legen ($$ 25, 26). 

Im Fall der Verhängung der Amtsentlaffung treten dieſelben rechtlichen Wirkungen 
ein, wie wenn der betreffende kirchliche Beamte nichtig angejtellt worden wäre (ſ. oben 
©. XXI), auch ift die Vornahme weiterer Amtshandlungen mit Gelditrafe bis zu 100 
Thalern, im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalern bedroht ($ 24 Abſ. 2 u. $ 31). 

c. Endlich fchafft das Gefeß einen eigenen neuen Gerichtshof, den „Königliden 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten” mit dem Site in Berlin. 

Derfelbe bejteht aus elf Mitgliedern, von denen der Präfident und mindeſtens 
5 Mitglieder etatsmäßig angeftellte Richter fein müfjen. Die Mitglieder werden vom 
König auf Vorſchlag des Staatsminifteriums ernannt, und zwar die bereitS in einem 
Staatsamte angeftellten für die Dauer des Hauptamtes, die andern auf Lebenzzeit. 
Der Gerichtshof als folcher fteht dem höchſten Landesgerichte, dem Ober:Tribunal, gleich, 
und entjcheidet endgültig unter Ausschluß jeder Berufung ($$ 32—35). 

Zur Kompetenz des Gerichtshofes gehört 1) die Verhandlung und Entſcheidung 
der gegen Firchliche Disciplinars Verfügungen eingelegten Berufungen (ſ. ©. XXVD 
2) die Unterfuhung und Entſcheidung der Anklagen auf Amtsentlaffung (ſ. zu b), — val. 
$ 32—, 3) die Entfcheidung über die Berufung, mit welcher die kirchlichen Behörden 
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die von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten verhängte Einhaltung der Staats-— 
mittel gegen eine geiftliche Bildungs-Anftalt, die Schließung einer folchen, den Aus: 
Ihluß der Zöglinge der Knaben-Seminare und Knaben-Konvikte vom Beſuche der Gym— 
nafien und von der Abiturienten Prüfung fowie die Entztehung der früher den Klerikal— 
Seminaren exrtheilten Anerkennung hinfichtlich ihrer Geſetzmäßigkeit anfechten, und 4) die 
Entfheidung über die Berufung, welche die geiftlichen Dberen gegen einen vom Ober— 
Präfidenten erhobenen Einſpruch hinfihtlih der Anftellung und Verwendung von Geiſt— 
lichen und Lehrern, bez. Erziehern an geiftlichen Bildungs = Anftalten einlegen können 
(vgl. SS 13 Abſ. 3 u. 16 Abſ. 3 des Geſetzes über die Borbildung 2. der Geiſtlichen). 

Hinfichtlich des Verfahrens in den erjten beiden Fällen ftellt das Disciplinargefeß 
nur die allgemeinen Umrifje fejt (58 15 bis 23 u. 88 26 bis 30). Für die beiden 
legten ift dies weder in dem Disciplinar-Gefeh noch in dem Gefeße über die Vor— 
bildung der Seiftlichen gefchehen, nur fchreibt das eben erwähnte eine Frijt von 30 Zagen 
für die von ihm geftatteten DBerufungen vor. 

Dagegen iſt dem Gerichtshof die Befugniß gewährt, durch Plenar-Beſchlüſſe das 
Berfahren in allen ihm zugewiefenen Angelegeriheiten näher auszugeitalten ($ 33). 

Nothwendig ift, daß bei jeder mündlichen Verhandlung und bei jeder Entſchei— 
dung, welche definitiv iſt oder für das Endurtheil präjudiciell wirkt, 7 Mitglieder, von 
denen ſtets der Vorſitzende und drei Beifiser den richterlichen Mitgliedern angehören 
müſſen, mitwirken ($ 33). 

Das Berfahren ift mündlich und der Gerichtshof nicht an pofitive Beweisregeln 
gebunden (88 20, 21, 30). 

Die Beihlüffe und Entſcheidungen des Gerichtshofes find im Verwaltungswege 
vollſtreckbar, dagegen kann derſelbe für Inſtruktions- und Beweis-VBerhandlungen auch 
die ordentlichen Gerichte requiriren ($$ 17, 27, 36). 

Außer den baaren Auslagen werden feine befonderen Koften in Anfab gebracht. 
Ueber die DVBerpflihtung zur Zahlung der Koften des Verfahrens, fomweit es ſich um 
das Verhältniß der Parteien handelt, entjcheivet der Gerichtshof nad freiem Er: 
meſſen ($ 37). 


IV. Ans Gefeh, betr, Die Abänderung der Artikel 15 und IS der 
Verfaſſungs Urknude v. 31. Januar 1850, v. 5. April 1878. 


Das oben ©. X bereits gedachte Gefeb, betr. die Abänderung der Artikel 15 u. 18 
der BerfaffungssUrfunde v. 31. Sanuar 1850, vom 5. April 1873 (Nr. 8113, Geſetz— 
Sammlung ©. 143) ‚lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verordnen 
unter Zuftimmung beider Säufer des Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 
Einziger Artikel: 

Die Artikel 15 und 18 der Verfaffungs - Urkunde vom 31. Sanuar 1850 
jind aufgehoben. 
An die Stelle derjelben treten folgende Beitimmungen: 


IV. Das Gef. betr. die Abänderung der Art. 15 u. 18 der Verf.Urk. XXIX 


Artikel ld. 

Die evangelifhe und die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jede andere Re— 
Yigtonsgefellfchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbitftändig, bleibt 
aber den Staats-Geſetzen und der geſetzlich geordneten Auf: 
fiht des Staates unterworfen. 

Mit der gleihen Maßgabe!) bleibt jede Religionsgefellfhaft im Beſitz 
und Genuß der für ihre Kultus, Unterrichts: und Wohlthätigkeits-Zwecke be: 
ftimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds. 

Artifel 18. 

Das Ernennungs-, Vorſchlags-, Wahl: und Bejtätigungs-NRecht bei Be— 
ſetzung kirchlicher Stellen iſt, ſoweit es dem Staat zufteht und nicht auf dem 
Vatronat oder befondern Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 

Auf Anftellung von Geiftlihen beim Militair und an öffentlichen Anftalten 
findet dieſe Beitimmung feine Anwendung. 

Im Uebrigen regelt das Gefeh die Befugniffe des Staats 
binfihtlih der Borbildung, Anſtellung und Entlaffung der 
Geiftlihen und Religionsdiener und ftellt die Örenzen der kirch— 
lihen Disciplinargmwalt feit)). 

Urkundlich unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. April 1873. 
(L. 8.) Milhelm. 
Gr. v. Noon. Fürft v. Bismard. Gr. v. Itzenplitz. 

Gr. zu Eulenburg Leonhardt. Gamphaufen Falk. 

v. Kamefe Gr. v. Königsmard. 


Dei der Abfafjung und Einbringung der Entwürfe zu den vier Gefeßen war 
die Staatsregierung zwar von der Auffafjung ausgegangen, daß dieſelben mit den 
Borfchriften der Artitel 15 und 18 der Verfaffungs » Urkunde nicht unvereinbar feien 
(vgl. auch Kommiffions-Beriht Nr. 128 ©. 11), indeſſen erklärte der Kultusminister 
am 9. Sanuar 1873 (ftenogr. Berichte des Abgeordnetenhaufes ©. 448) bei der Vor: 
legung der drei oben (©. IX) erwähnten Gefeß-Entwürfe: 


„Bei diefen Bemühungen konnte fie (die Staatsregierung) nicht umhin, fich des weiteren eine 
allgemeine Frage zu ftellen, das ift die Frage: wie verhalten ſich diefe Entwürfe gegenüber der Ver— 
faffung 3:Urfunde? M. H., ich habe bereits darauf hingewieſen, was nad meiner Meinung von 
den Beitimmungen der Verfaſſungs-Urkunde zu halten ift: fie find unbeftimmt und vieldeutig 
und darum ift, namentlich wenn ich mir einzelne Beftimmungen dieſer Entwürfe vergegenwärtige, 
ver Zweifel ein unberechtigter nicht, ob überall es fich Hier lediglich um Ausführung oder auch 
vielleicht, insbejfondere an jenen Stellen, um eine Modifttation handeln könnte. M. H., e3 find 
diefe Beftimmungen folche, auf die die Staatsregierung ein entſchiedenes Gewicht legt, fie möchte 
fie nit miffen, fie möchte aber ebenfowenig wollen, dag Männer unter Ihnen, die mit der 
Staatsregierung einverftanden find, in ablehnender Weife ihr Votum geben möchten aus Ver: 
faljungs-Bedenfen, und darum glaubt die Staatsregierung Ihnen empfehlen zu können, dieſe 
Geſetz-Entwürfe zu behandeln, als ob es fich dabei um eine Modififation der Verfaſſung handle.“ 


Mit Nüdfiht darauf, daß bei der erſten Berathung der Gefeß-Entwürfe im 
Abgeoronetenhaufe von verfchiedenen Seiten (z. B. von Reichensperger, Olpe, ftenogr. 


') Die geſperrt gedruckten Stellen enthalten die Abweichungen von der früheren Fafjung ber 
Artikel 15 und 15 der Verfaſſungs-Urkunde. 
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Beriht ©. 594; Grf. Bethufy-Huc, S. 615; Stroffer, ©. 623) die Unvereinbarkeit 
der Entwürfe mit der Verfaffungs - Urkunde behauptet worden war, befchloß Die 
XIV. Kommiffion zunächſt diefe Frage zum Gegenftand einer gefonderten Erörterung zu 
machen, und das Nefultat ihrer Verhandlungen war, wie ſchon oben bemerkt, Die 
Vorlegung eines befonderen Gefeß-Entwurfes, welcher demnächſt ohme jede Aenderung 
zum Gefeße (v. 5. April 1873) erhoben worden tt. 

Die von der Mehrheit der Kommiffion adoptirten Gründe für dieſes Berfahren 
find in den nachfolgenden Stellen des Kommiffionsberichtes (Nr. 128, ©. 1ff.) entwidelt: 

„Der bier fragliche Sat ift in dem Zeitraum vom Zuli bis Dezember 1845 in fehr ausführ- 
lihen Kommiffiong » Berathungen und Debatten der Verſammlungen in Berlin und Frankfurt 
entftanden, deren Beschlüffe unverkennbar eine gegenfeitige Einwirkung auf die Fafjung geübt haben. 
In dem Entwurf zu den deutſchen Grundrechten Artikel III. $ 14 lautete der Saß: 

Jede Religions-Geſellſchaft (Kirche) ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, 
bleibt aber, wie jede andere Gefjellihaft im Staate, den Staatögejegen unterworfen. 

Der Sinn diefer und der conneren Artifel über die Freiheit der Kirchen und Religions: 
Geſellſchaften ift fodann in ausführlicher Berathung (mit ungefähr SO Amendements) in der 
Frankfurter Verfammlung zur Debatte gelangt, deren Nefultate der Berichterjtatter dahin zufammen: 
gefaßt hat: 

„Darüber jcheint bei feiner Partei irgendwie Zweifel zu fein, daß der Staat feine Autorität 
felbjtftändig geltend machen kann, und wenn das beftimmt ausgefprochen wird, fo iſt es wohl 
nur als eine Kautel anzufehen, damit nicht von Seiten der Kirche behauptet werden fann, 
fie jei durch ihre Unabhängigkeit dem Staate entzogen.“ 

Dem entfprechend ift auch der Artikel mit einer geringen Aenderung der Faſſung ſchließlich 
dahin angenommen worden: 3 

Jede Religionsgejellichaft verwaltet ihre Angelegenheiten felbjt, bleibt aber den allge: 
meinen Staatsgeſetzen unterworfen. 

Bei den Berathungen in Berlin erfcheint der Artikel in dem Entwurf der Verfaſſungs-Kommiſſion 
in folgender Redaktion: 

(Artikel 19.) Jede Neligionsgefelihaft ift in Betreff ihrer inneren Angelegenheiten und 
der Verwaltung ihres Vermögens der Staatsgewalt gegenüber frei und felbftftändig. 

Bei der Revifion diefer Faffung in der Gentral-Abtheilung fand jedoch (gewiß mit Recht) der 
Ausdruf „innere Angelegenheiten” Anſtoß, da nach den Glaubenslehren der verfchiedenen Be: 
fenntniffe die Begrenzung zwiſchen innern und äußern eine völlig verfchiedene ift und ftetigen 
Konteftationen ausgefegt fein würde. Der Zufa „innere“ wurde deshalb geftrichen; die 
Faſſung kam aber wegen Auflöfung der National: VBerfammlung in diefer felbft nicht zum 
Austrag. 

Dagegen nahm die Königliche Staats: Regierung den Artikel in der jo entjtandenen Faffung 
in die oftroyirte Berfaffungs= Urkunde vom 5. Dezember 1848 auf, wo er nun (wie noch 
heute) lautet: 

Die evangeliihe und die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religionsgeſellſchaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbjtftändig und bleibt im Beſitz und Genuß 
der für ihre Kultuse, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke beftinimten Anftalten, Stiftungen 
und Fonds. 

Die Motive zu diefem und den conneren Artifeln veröffentlichte der Kultusminifter v. Laden-— 
berg unterm 15. Dezember 1845 in einer Denkfchrift (Berlin 1848, Geheime Oberhof-Buchdruderei), 
wie folgt: s 

Der Entwurf der Verfaffungs: Kommiffton enthält im Artikel 19 die allgemeine Be: 
ftimmung, daß jede Neligionsgefellichaft in Betreff ihrer innern Angelegenheiten und der 
Derwaltung ihres Vermögens der Staatögewalt gegenüber frei und felbftftändig fein folle. 
Diefe Beftimmung ift offenbar eine ungeeignete, weil die Grenze zwifchen den äußeren 
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und inneren Angelegenheiten nirgends feſt beſtimmt iſt und weil es ein negatives 
Recht giebt, auf welches der Staatgegenüber den Religions-Geſellſchaften 
niemals verzichten kann, wenn er ſich nicht ſelbſtgefährden will. Deshalb 
hat die Verfaſſungsurkunde in Uebereinſtimmung mit dem von der Frankfurter 
Berfammlung gefaßten, auch von der Gentral-Abtheilung angenommenen Beihluß den 
praftifchen Gefichtspunft feftgehalten und den Neligionsgefellichaften das Recht, ihre Anz 
gelegenheiten jelbjtitändig zu ordnen und zu verwalten, verheißen, wonach fünftig eine 
pojitive Theilnahme von Seiten der Staatsgewalt nicht mehr ftattfinden wird. Hierbei 
ift der evangelifchen und Fatholifchen Kirchen ausdrüclich gedacht worden, um darzuthun, 
daß diefe Gemeinschaften in der ihnen zuftehenden, feierlich verbrieften Stellung nicht 
beeinträchtigt werden follen. Die nähere Regulirung der Verhältniffe auf der Grund: 
lage des ausgeſprochenen allgemeinen Prinzips wird im geordneten Wege demnächſt 
erfolgen. 


Bei der fpätern Revifion der Verfaffungs-Urkunde hat nun zwar die erfte Kammer bejchloffen, 
den Artikel dahin zu faffen: 

Die evangelifche und die römifch-Fatholifche Kirche, ſowie jede andre Religions-Geſellſchaft 
ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten jelbitftändig, die Äußeren unter 
gejeglich geordneter Mitwirkung des Staat3 und der bürgerlichen Gemeinde, und bleibt 
im Beſitz 2c. 

Die in der zweiten Kammer geftellten zahlreichen Amendements führten indeffen zu feiner 
Bereinigung, und fchließlih ift der Artikel unverändert belaffen worden, wie ihn die Staats- 
Regierung in der Berfaffungs -» Urkunde vom 5. Dezember 1848 formulirt hatte und wie er noch 
heute lautet. 

Der Neferent bemerkte zu diefen Hergängen, daß es überaus fchmwierig ſei, aus dem weit: 
ſchichtigen Material der Berathungen und aus den Wortfaffungen feftzuftellen, welche Vorftellungen 
die einzelnen Redner mit diefer Wortfaffung verbunden, was danach als gemeinfamer Wille der 
bejchließenden Körperſchaft anzujehen und als beftimmend für die Auslegung zu betrachten jet. 
Trotz weit auseinandergehender Grundvoritellungen gehe jedoch eine negative abwehrende Richtung 
durch die Verhandlungen aller Kommiffionen und Körperfihaften,; es fei die Abwehr der diskre— 
tionären Verwaltungs: Befugniffe, wie fie bisher in dem Gebiet der firhlihen Verwaltung geübt 
worden. Man habe allgemein die Maßregeln der Staats: Regierung gegen die Erzbifchöfe von 
Drofte und von Dunin gemißbilligt. Man habe ein Bevormundungs-Syftem, wie e8 in verjchiedenen 
Stellen de3 Allgemeinen Landrechtes auftrete, und den Staats» Behörden eine „Direktion” und 
Leitung von inneren, fogar zum Theil eine Entſcheidung jatramentaler Fragen, und eine Aufficht 
über die Kicchen nach freiem Ermeſſen der aufjfehenden Behörden ftatuirt, befeitigen wollen. Das 
eigentliche Ziel des Angriffs jeien Die Gemwalten der Staats» Behörden gewejen, die in den noch 
geltenden organischen Gejegen der Preußifchen Verwaltung den „Staatszweck“, das „Staatsmwohl”, 
die „Staatsficherheit” als alleinige Richtſchnur für die höheren Behörden Hinftellen und die unteren 
Drgane zur „Folgeleiftung“ gegen die höheren verpflichten. Diejes ungemefjene Eingreifen der 
Verwaltung miderftrebe dent Weſen ver Kirchengemeinschaft noch mehr wie dem Beftreben der 
weltlichen Gemeinden nad) Selbititändigfeit, und es habe darüber wohl ziemlich eine Hebereinjtimmung 
gewaltet, wie noch heute. Dagegen fei die pofitive Seite der Frage über das Verhältniß von 
Kirche und Staat in allen Debatten unverkennbar zurüdgetreten. Nach der damals herrjchenden 
Staatö:Lehre handle es ſich in dem Verhältniß des Staats zur Kirche nicht um eine, jondern 
vielmehr um drei von einander beftimmt gefchiedene und eigenartige Gewalten: 

1. die Grefutive des Staates, 
2. das Dberauffiht3-Necht des Staates, 
3. die Geſetzgebungs-Gewalt des Staates. 

Die Frage, welche jet nach mannigfaltigem Streit über die Grenzen beider Gewalten zur 
Entſcheidung Heranrückt, fei, ob durch Art. 15. die Gefekgebungs-Gemalt und das Ober: 
aufſichts-Recht des Staates überhaupt befeitigt fein jolle in allen Gebieten und über alle 
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Fragen, welche irgend eine Kirche oder Religions-Geſellſchaft nach ihren Glaubenslehren für ihre 
Angelegenheiten erachten müffe. Die fo geftellte Frage ſei nun aber nach der gewifjenhaften Leber: 
zeugung des Neferenten zu verneinen aus folgenden Gründen: 

1. Die Entſtehungsgeſchichte des Artikel ergebe zunächſt, dab in der Frankfurter 
Verſammlung, auf deren Beſchlüſſe auch die Motive des Ministers von Ladenberg ausdrücklich 
Bezug nehmen, der Sab: „bleibt aber den allgemeinen Staat3-Gejeßken unter: 
worfen“ ausdrücklich und unzweideutig aufgenommen ſei. Daffelbe gelte von dem Dberauffichtö- 
Recht; denn das negative Necht, „auf welches der Staat gegenüber den Religions-Geſellſchaften 
niemals verzichten kann, wenn er fich nicht felbit gefährden will“, fei eben nichts Anderes, als 
das im Staatsrecht techniſch ſogenannte Oberaufſichts-Recht. Der leitende Staat3-Minijter 
fei in der That berechtigt geweſen, dieſen Vorbehalt als jelbjtverftändfich zu bezeichnen. Denn von 
alter bis zu neuefter Zeit Habe Die herrfchende Staatsrechtslehre jenes Hoheitörecht des Staates 
für wefentlih, felbitverftändlih) und unverzichtbar erachtet. Auch enthalte Der Art. 12 der Ver: 
faffungs- Urkunde beveit3 den Vorbehalt: „Den bürgerliden und ftaatsSbürgerliden 
Pflichten darf durch die Ausübung der Neligionsfreiheit Fein Abbruch gefchehen”, — worin Die 
licht auch der geordneten Kirchenobern zum Gehorfam gegen die Staatsgeſetze unzweifelhaft ent: 
halten fei. Sene Erklärung der Staats-Regierung bei der erfien Einbringung reſp. Publikation 
des BerfaffungsartitelS jet aber nach dem Gange der Verhandlungen das entjcheidende Moment 
für feine Auslegung. Die Staats-Negierung habe auch bei den NKevifions- Verhandlungen dieſen 
Standpunft nirgends geändert oder etwas davon zurüdgenommen. Eben jo wenig haben die 
Kammern durch eine Beihlußfaffung irgend einen Proteſt oder eine Ablehnung jener von Der 
Regierung als jelbftverftändlich vorausgefegten Deutung angenommen. Jede bona fide-Interpretation 
müſſe daher den Art. 15 dahin auffaffen, daß die Gefekgebung und das Oberaufſichts-Recht des 
Staates prinzipiell vorbehalten bleiben follte. 


2. Zu demjelben Reſultate führe die Wortfaffung des Artikels ſelbſt. Die Ausdrüde 
„ordnen“ und „verwalten“ bezeichnen feine jouveräne Gefekgebungs- Gewalt, fondern nur eine 
Drdnungsgewalt im eigenen Kreife. Der Ausdrud ihre Angelegenheiten fee eine Auseinander: 
jeßung im jtreitigen Falle voraus, die nur dem Staat zuftehen könne, weil fie feinem andern 
beigelegt ſei (Zöpfl S. 539... Das Wort „ſelbſtſtändig“ komme in überaus zahlreichen preu- 
Bifhen Gefegen und Kommunal: Ordnungen als ein legaler Ausdruck vor, welcher überall unbe: 
denklich ausgeſprochen jei, auch wo das Eingreifen der Staatsgejeggebung und der Staatsober— 
aufſicht als jelbjtverftändlich folge. Ein anderes Verhältniß fei deshalb unmöglich), weil irgend 
eine Köperichaft im Staate nicht gleichzeitig von der Exekutive, dem Oberaufſichts- 
Recht und der Geſetzgebung des Staats erimirt fein könne. Sie würde damit aufhören, 
zum Staatsverbande zu gehören. Im vorliegenden Falle ſei nun aber die verfafjungsmäßige 
Selbitjtändigkeit nicht nur beiden anerkannten Kirchen, fondern jeder. difftdentifchen Religions: 
Geſellſchaft nah gleihem Maßſtabe und mit gleichem Necht beigelegt. Es fünne doch un: 
möglich eine ſouveräne Selbftgefeggebung gemeint fein, welche die gefammte Bevölkerung in ge 
jonderten Gruppen der Geſetzgebung, Oberaufſicht und Exekutive de3 Staats entziehen, 
und damit im unausbleiblichen Falle des Streit3 eine förmliche Anarchie herbeiführen würde. Die 
Praxis der Behörden und die Verhandlungen de3 Landtags ſeien rückſichtlich der Diffidenten 
niemal3 zu einer ſolchen Auffaſſung gelangt. 


3. Zu demſelben Refultat führe die übereinftimmende Lehre des deutſchen Staatsrechts. 
In normalen Berhältniffen würde die endliche Entſcheidung jolher Streitfragen einer geordneten 
Rechtſprechung anheimfallen. So lange diefe fehle, müfje man die übereinftimmenden Nechts- 
lehren folder Männer anerkennen, die durch ihren Lebensberuf veranlakt würden, diefe Fragen 
außerhalb des Parteiftreits objektiv zu erwägen. Die Staatsrechtslehre habe aber im Wefentlichen 
übereinftimmend den deutſchen Territorialftant die Gejeßgebung und das Oberauffichtsrecht iiber 
die Kirchen als einen felbftverftändlichen „unverzichtbaren“ Theil feiner Hoheitsrechte beigelegt, 
und zwar eben jo nad) wie vor Erlaß der Berfaffungs-Urfunde von 1848. Gs werde nicht nöthig 
fein, die Citate von Pütter und Klüber an bis in die neuefte Zeit zu häufen. 
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Es werde hier genügen, aus neuefter Zeit die Rechtslehre eines ftreng Fonfervativen katho— 
lichen Staatsrechtslehrers anzuziehen. Zöpfl in feinen Grundſätzen des Allgemeinen und deutfchen 
Stagtsrechts II. 1856 (IV. Auflage), 1863 (V. Auflage) lehre auch nad Erlaß der in Ueber: 
einftimmung mit den deutſchen Grundrechten publicitten Berfaffungs - Urkunden unverändert 
wie früher: 

8 526. Kirchenhoheit ift der Inbegriff der Hoheitsrechte, welche dem Staatöbeherricher 
über die anerkannten Kriftlichen Kirchen und anderen Religions-Gejellfchaften zuftehen. Die 
Kirchenhoheit begreift 1) das Recht der Aufnahme... 2) das Recht der Aufficht (jus 
supremae inspectionis) und 3) daS Schuß: und Schirmrecht (jus advocatiae) über die 
Kirche. 

Schon in dem weftphälifchen Frieden wurde die Kirchenhoheit als ein in der Landeshoheit 
liegendes Necht anerkannt. Seit der Auflöfung des Reiches erjcheint fie als eine mit 
dem Begriff der Soupverainetät für den Staat3beherrfher unmittelbar, 
unzertrennlih und unverzihtbar gegebene Befugniß. 

Es ift jedoch dieſes Hoheitsrecht ftetS in folcher Weife auszuüben, daß dadurch weder 
der Gemifjensfreiheit der Einzelnen, noc auch den erworbenen und verfafjungsmäßig feft- 
geftellten Rechten der beftehenden und anerkannten Religiong-Parteien zu nahe getreten wird. 

$ 554. Das Aufſichtsrecht des Staatsherrſchers oder fogenannte Ober-Auffichtö- 
vecht über die chriftlichen Kirchen und anderen Religions = Gejellfchaften befteht in der Ber 
fugniß, von Allem Kenntniß zu nehmen, was in der Kirche vorgeht, uud alle nöthigen 
Maßregeln zu ergreifen, um Mebergriffe der Kirdengemalt in daS Bereich der 
Staatögewalt zu verhüten oder zurückzuweiſen. 


5 528. Die Kirche fol und will nad dieſem (neueren) Syitem vom Staate nur nad) 
den Grundſätzen des freien Vereinsrechts beurtheilt fein... Hiernach wird für die chrifte 
lihe Kirche und andere Religions = Gejellfehaften Hinfichtlih ihrer inneren Gejellichaftsver: 
hältniffe, wie Dogma, Symbolum, Ritus, Liturgie u. |. w., jo wie Hinfichtli der Ver— 
waltung ihres Kirchen: Vermögens völlige Freiheit und Unabhängigkeit vom Staate in 
Anſpruch genommen; es bleiben jedoch ... die riftlihen Kirchen der Aufſicht des 
Staates bezüglih der Beobachtung der allgemeinen Staats-Geſetze 
unterworfen und haben, jo lange fie fi) diefen gemäß verhalten, den Schu des 
Staates anzuſprechen. Dieſes Syſtem hat feinen vollftändigjten Ausdrud in den Beftim- 
mungen der Grundrechte des deutſchen Volkes und beziehungsweije der Reichs— 
Berfaflung von 1849 gefunden... Die gegenwärtig geltenden Gejeggebungen der 
Ginzelftaaten haben dieſes Syftem theils vollftändig aufgenommen, theil3 zeigen fie 
Doch eine große Annäherung an dafjelbe. 

Referent war aus diefen Gründen der Anficht, daß es Feiner Deklaration der Verfaffungs- 
Urkunde bedürfen würde, jofern die hier ftreitigen Fragen durd einen anerkannten Gerichtöhof 
entichieden würden. Die Verfaſſungs-Urkunde fei aber nicht bloß für NRechtsverftändige gejchrieben 
und feinesweg3 auch in Diefen Kreifen einer ftetS unbefangenen Auffafiung ausgejeßt. CS lafje 
fih nicht leugnen, daß die ganz unbeftimmte und abgeriffene Faſſung des Satzes in der Ver— 
faſſungs-Urkunde ernſte Gewiſſensbedenken hervorrufen könne, namentlich auch bei ſolchen, welche 
den Eid auf die Berfaffung zu leiften haben. Von Parteiſtandpunkten aus ergebe eine ſolche 
Faſſung ein umerfchöpfliches Feld der Agitation. Gegen jeden Geſetz-Entwurf über die ftaatlichen 
Rechte in Kirchen: und Schulſachen ergebe fih daraus ein Einfprud. Der gegenwärtige Kultus: 
Minifter jelbft Habe fih außer Stande erflärt, in jedem Punkte der Auslegung und Anwendung 
dieſer Artifel durch feine Vorgänger beizutreten. Bei einer Reihe von Geſetz-Beſtimmungen fei 
ihre fortdauernde Geltung beftritten. Ein folder Zuftand made eine ausdrüdliche Erklärung, 
Deklaration oder neue Faſſung, wenn nicht nothwendig, fo doch dringend rathſam. Wie 
bei allen Verfafjungs-Beftimmungen und Verfaſſungs-Aenderungen werde es fich aber empfehlen, 
ſich auf das Strengfte dem einmal fanktionirten Verfafjungs-Necht anzufchließen, und daher dem 
Artikel 15 nur folgende Zuſätze zu geben; 
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aus den deutſchen Grundrechten den Zuſatz: 
„bleiben aber den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen”; 

aus den Motiven zur Verfaffungs-Irfunde: 
„ven Vorbehalt des jelbftverftändlichen (negativen) Auffihtsrechtes der Staats— 
gewalt” ; 

aus dem Sinn des Artikels 15 den Zuſatz: 
„einer gejeglich geordneten Aufficht.” 

Es wurde demnach folgende Faſſung vorgeichlagen: 

„Artikel 15. Die evangelifhe und die römifch - Fatholiihe Kirche, ſowie jede andere 
Religions-Gefellichaft ordnet ihre Angelegenheiten felbftitändig, bleibt aber den all- 
gemeinen*) Staats-Geſetzen und einer**), gejeglih geordneten Aufjiht 
des Staates unterworfen.“ 

„Mit der gleihen Maßgabe bleibt jede Neligions:Gefellihaft im Befis und Genuß der 
für ihre Kultus-, Unterrichts: und Wohlthätigfeitszwede bejtimmten Anftalten, Stiftungen 
und Fonds.” 


und ferner ©. 14 ff. 

„Der Artikel 18 in feiner jegigen Faſſung befeitigt jede8 Ernennungs-, Vorſchlags-, 
Mahl: und Beftätigungs: Recht bei Bejekung Firchlicher Stellen, joweit e8 dem Staate zus 
fteht, und nicht auf dem Patronat oder bejondern Nechtötiteln beruht. ' 

Wenn aud) nad) der foeben bejchlofjenen Faſſung des Artifel 15 die Gejekgebung des Staates 
und die gefeßliche Negelung des ftaatlichen Auffichtsrechts ausprüdlich vorbehalten ift, jo kann doch 
der Zweifel entjtehen, ob die ſpezielle Reſtriktion, welche der Artikel 18 dem Staate auf: 
erlegt, ein ſolches „Einſpruchsrecht“ des Staates zuläßt, wie e8 die vorliegenden Geſetz-Entwürfe 
einzuführen beabfichtigen. Von Seiten des Neferenten wurde zunächit hervorgehoben, daß es ſich 
nicht empfehlen werde, jenen Sa aufzuheben oder abzuändern. Noch heute, wie 1350, werde der 
Staat ſich fein Necht beilegen, die kanoniſchen Erforderniffe zum geiftlihen Amte zu prüfen, in die 
kirchliche Disziplin und in die Glaubenzftreitigfeiten der Kirche fich einzumifchen. Es werde auch 
Seitens der Staats-Negierung die Wiedereinführung eines ftaatlihen „Beſtätigungsrechts“ nicht 
beabfichtigt werden. Das in der Geſetzes-Vorlage eingeführte Einfpruchsrecht jet in der That etwas 
davon völlig Verjchievenes. ES lafje den Charakter des Geiftlihen unverändert als Diener der 
Kirche und gebe der Staat3-Gewalt nur ein Veto gegen einzelne Verleihungs-Akte. Das Beitä- 
tigungsrecht dagegen verleihe den Firchlichen Beamten eine Autorität der Staatsgemwalt, analog 
wie bei andern „mittelbaren” Staat3-Beamten, und würde in die befeitigte VBorftellung zurüdführen, 
als ob die Geiftlichen mittelbare Staatsdiener fein follten. 

Immerhin werde indefjen das Einſpruchsrecht dem Erfolge nad) einen Bejtätigungsrecht ver: 
glihen werden, und es erjcheine deshalb rathſam, die darauf bezüglichen Befugniffe des Staats, 
die in der That unentbehrlich feien, ausdrüdlich zu wahren. 

Dom Standpunkte des Staats aus habe früher ein Uebermaß von Befugniffen ftattgefunden, 
um gewiſſe ftaatlihe Rückſichten bei Bejegung der kirchlichen Aemter zu wahren. Die fatholifchen 
Geiftlihen haben bis 1845 den Beamteneid geleiftet und das geſetzlich unbemefjene Aufficht3-Necht 
habe die Ernennung und Amtöthätigfeit mißliebiger Perfonen in jehr unbeftimmten Maße zu ver: 
hindern vermodt. Es handle fich jet um beftimmte gefeßliche Normen, durch die der Staat ein 
Veto beijpielsweife gegen die Anftellung von Ausländern zu erheben berechtigt fein müfje; auch 
um bejtimmte jtaatlihe Intereſſen bei der dauernden Beſetzung der Pfarrämter, bei Weberjchreiz 
tungen der geiftlihen Disciplin in geſetzwidrige Strafarten, vor Allem auch um das Necht zu ver- 
hindern, daß dieſe Disciplinar-Gewalt nicht in fraudem legis, d. h. zur Außerkraftſetzung ſtaat— 
licher Gejeße verwendet werde; auch um ein Interefje des Staats bei der wifjenfchaftlichen (micht 


,.*) Das Wort: „allgemeine“ ift in jchon in der Kommiſſion geftrichen worden, um Mißver— 
ftändniffe zu vermeiden, |. Kommiſſions-Bericht ©. 11, 14. 
**) Schon in der Kommilfion in „der“ geändert. 
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theologischen) Bildung des Perſonals. Die Grenz-Linie zwifchen dem, was dem innern Leben der 
Kirche angehört, und demjenigen, was Außerlich verlegend und fchädigend in die bürgerliche Ord— 
nung eingreife, laſſe fih in der That einer ſelbſtſtändigen Kirche gegenüber nur duch eine ein— 
gehende Geſetzgebung finden.“ 

Das Geſetz, für deſſen Interpretation der vorjtehend mitgetheilte Kommiſſions— 
“bericht das wichtigjte Auslegungsmittel bildet, bezeichnet ſich als „Geſetz, betreffend die 
Abänderung der Artikel 15 und 18 der Berfafjungs= Urkunde”. Daß diefe Ueber: 
Tchrift die auch während der Debatten in den beiden Häuſern des Landtages mehrfach) 
ventilirte Frage, ob dafjelbe in der That eine materielle Aenderung der Verfaſſungs— 
Urkunde oder blos eine Deklaration der betreffenden Artikel verfelben enthält, nicht ent- 
fheidet, liegt auf der Hand. Formel, in ihrem Wortlaut find die Artikel 15 und 18 
allerdings durch das Gefeg vom 5. April 1873 modificirt, und in fofern tft die Weber: 
ſchrift korrekt, indefjen gerade deshalb ijt fie irrelevant, weil eine formelle nicht nothwendig 
zugleich eine materielle Aenderung zu fein braucht. 

Vielmehr kann eine Löfung der Frage nur durch eine Vergleichung des Artikel 15 
und 18 der Verfaſſungs-Urkunde in ihrer früheren Gejtalt mit ihrer jetzigen durch das 
Geſetz vom 5. April 1873 feitgeitellten Formulirung gewonnen werden. 

Ueber den Sinn des Artikel 15 in dem urfprünglichen Wortlaut it freilich ſchon 
feit Jahren gejtritten worden. Die Meinung, daß derfelbe die Aufhebung des ftaat- 
lihen Hoheitsrechtes, des fog. jus circa sacra, ausgefprochen habe, ift, wie ſchon früher "), 
jo aud von Neuem bei der Verhandlung in den Säufern des Landtages wiederholt 
geltend gemacht worden ?). 

Es ift hier nicht der Drt, ausführlih auf diefen älteren Streit einzugehen, und 
das weitichichtige Material, welches für die Entitehungsgefchichte des Art. 15 in Betracht 
fommt, noch einmal anzuführen. Es wird genügen, außer auf den Kommifjionsbericht 
noch auf die früheren Erörterungen zu verweifen, in denen dargethan tjt, daß der Ar— 
titel 15 die dem Staate zuftehende Souveränität, das jus circa sacra, aus welchem 
das Geſetzgebungs- und das Auffichtsrecht hinfichtli der Kirchen fließt, nicht befeitigt 
hat?). Vielmehr hat der Artikel 15 den Kirchen allein die Garantie gewährt, daß jie 


) Bol. die Abhandlung, das verfafjungsmäßige Recht der Kirchen in Preußen, von einem 
preußiichen Zuriften bei Moy, Achiv f. kath. Kirchenrecht Bd. 11S. 58 ff.; Gerlach, das Ver— 
hältniß des Preußiſchen Staates zu der katholiſchen Kirche. 2. Aufl. 1. Abth. Paderborn 1867. 

2) Bol. namtentlih die Reden der Abgeoroneten Reichensperger (Olpe) in der Sikung 
des Abgeordnetenhaujes vom 30. Januar 1873 (ftenogr. Ber. ©. 349 ff.) und Dr. Windhorft 
(Meppen) a. a. D. ©. 869 ff. i 

3) Richter-Dove, Kirhenreht $ 74 Anm. 145 $ 100 Anm. 3.; Friedberg, die evanz 
geliſche und katholiſche Kirche der neu einverleibten Länder. Halle 1867 ©. 62 ff.; Dove, in 
der Zeitichrift für Kirchenreht Bd. 7 ©. 307 ff.; v. Rönne, Staatsrecht der preußifchen Mo— 
narchie 8 193: „Dadurch ift anerkannt, daß die frühere Anficht von der Nothmwendigfeit einer 
ftarfen Beauffihtigung der Kirche verlafien werden jolle, und daß das Dberauffichtsrecht des 
Staates auf repreſſive Maßregeln zu beſchränken fei. Somit folgt aus diefen von der Berfaffung 
ausgejprochenen Prineipien, daß der Staat die direkte anordnende und verwaltende Fürjorge für 
die Interefjen der Kirche dieſer felbft und den Organen der Kirchengewalt zu überlaffen hat, und 
die Kirche nicht durch ein Syftem polizeiliher Maßregeln beengen darf, welches überdies feines 
Zweckes verfehlt. Keineswegs aber folgt aus der den Religionsgeſellſchaften gewährleifteten felbjt- 

ftändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten ein gänzliches Aufgeben des ftaatlichen 
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da3 ihnen eigenthümliche Lebensgebiet nad) ihren eigenen Geſetzen zu verwalten berech— 
tigt fein, und daß fie darin nicht durch polizeiliche, zum Theil in eine direkte Bethei— 
ligung am Kirchenregimente übergehende Maßregeln gehindert werden follen. Wie weit dieſes 
eigenthümliche Gebiet der Kicche reicht, darüber hat ſich der Art. 15 nicht ausgeſprochen, 
jedenfalls aber nicht beftimmt, daß die Grenzen defjelben nach der Auffaſſung der ein- 
zelmen Kirchen abgeftedt werden follen. Im Gegentheil ift dem Staate, da die Ver— 
faſſungs-Urkunde auf einem von demfelben ausgegangenen Alt der Geſetzgebung beruht, 
alfo das Gebiet der eigenen Angelegenheiten der Kirchen nur von dem Standpunkt des 
Geſetzgebers aus abgegrenzt werden kann und darf, naturgemäß die Bejtimmung darüber 
für zweifelhafte Fälle vorbehalten geblieben. !) 

Für denjenigen, welcher mit der eben dargelegten Auffaſſung des Artikel 15 über- 
einftimmt, kann es in der That fein Zweifel fein, daß die neue Formulirung defjelben, 
wie wiederholt bei den Kammerverhandlungen hervorgehoben worden”), lediglich den 
Charakter einer Deklaration hat. Die neu hinzugefügten Worte: „bleibt 
aber den Staatsgeſetzen unterworfen“, jtellen nur den früheren Sinn der ihm 
zu Theil gewordenen irrigen Auslegung gegenüber Kar. Sie fprechen e8 aus, daß die 
Kirchen der aus der Souveränität des Staates herfließenden Gejehgebungsgewalt unter- 


Auffihtsrechtes, ſondern es befteht dies Recht fort als Beftandtheil der Kirchenhoheit des Staates, 
welcher vermöge deffelben befugt ift, da mo feitens einer Religionsgeſellſchaft verlegend in das Ge- 
biet des Staates oder anderer Neligionsgejellfchaften übergegriffen wird, oder ſolche Verlegung zu 
bejorgen fteht, bejeitigend oder hindernd einzufchreiten.” 

1) Rede des Miniſters der geiftlihen Angelegenheiten, Dr. Falk in der Situng des Abgeords> 
netenhaufes vom 31. Januar 1873 (ftenogr. Ber. ©. 377); „Die Bieldeutigteit liegt zunächſt in 
den Worten: ihre Angelegenheiten. Die Kirche fol nach Artikel 15 berechtigt fein, ihre An— 
gelegenheiten jelbftftändig zu verwalten und zu ordnen. Es ift ja zweifellos, daß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verftändiger nicht zweifeln wird, daß es in der 
hat Angelegenheiten der Kirche und der Kirche allein find..... Es giebt nun aber ebenfo zweifel- 
los eine Reihe von Gebieten, auf welchen die Sache nicht jo Kar ift, auf welchen — und recht 
weitgehend — Seitens der Kirche behauptet wird: „das ift noch unfere Angelegenheit”, wo aber 
das nicht anerkannt wird. Ich meine nun, derjelde Faktor, der die Kirche in die Möglichkeit ge: 
ſetzt hat, ihre Angelegenheiten felbftftändig zu ordnen und zu regeln, derſelbe Faktor muß im 
Streite auch das Necht haben, zu beftimmen: was find ihre Angelegenheiten? und wo geht die 
Grenze? und der Faktor ift nichts anders, als die Staatsgejeggebung. Und, m. H., das ift auch 
— ich behaupte ed ausdrücklich — der Gefichtspunft gewefen, der bei den Verhandlungen über die 
Verfaſſungs-Urkunde von dem fo viel genannten Minifter v. Ladenberg inne gehalten worden 
it. Der Herr Abgeoronete Neihensperger hat geftern eine recht braudbare Sammlung der 
in den verjchiedenen Verfammlungen in Frankfurt und Berlin aus Anlaß jener Artikel gehaltenen 
Reden gegeben; diefelde Sammlung fteht mir zu Gebote, und man wird dort finden, daß der Mi- 
nifter v. Ladenberg wiederholt hervorgehoben hat, da, wo es ſich um Angelegenheiten handle, wo 
die Kirche allein jteht, da habe fie allein zu verwalten und zu ordnen, daß aber da, wo andere Ge: 
biete mitberührt werden — das ift der wiederholt vorfommende Ausdrud — daß da die Staats: 
gewalt es fei, die darüber zu wachen habe, daß die Berührung nur in der rechten Weife ftatt- 
finde, und im Verwaltungswege und Gefekgebungswege das Nähere zu beftimmen habe.” Bol. 
dazu die bei Gerlach a. a. DO. ©. 95, 96, 110, 111 mitgetheilten Stellen aus den Reden 
v. Ladenberg’s. 


2) Bol. 3. B. ftenogr. Ber. des Abgeordnetenhaufes S. 875 (Dr. Petri); des Herrenhaufes 
©. 209 (Dr. Tellfampf) ©. 215 (Dr. Baumftart) ©. 224 (Wever). 


IV. Das Gef. betr. die Abänderung der Art. 15 u. 18 der Verf.Urk. XXXVU 


worfen find, und durch die bejtehenden Geſetze gebunden werben, daß alfo eine dem 
Staate nebengeordnete Souveränität der Kirchen und eine Eremtion derjelben von 
feinem Geſetzgebungsrecht ftaatlicherfeit3 nit anerkannt wird. 

Der fernere Bufaß: „der gefeblih geordneten Auffiht des Staates 
unterworfen”, wahrt dem Staate gleihfals nur das ihm kraft der Kicchenhoheit 
zufommende und früher nicht durch Art. 15 der Verfaflungs= Urkunde befeitigte Auf- 
fihtsreht. Das Wort: „Aufficht” ergiebt aber ferner,‘ dag eine aftive Betheiligung 
des Staates an der Leitung der kirchlichen Angelegenheiten ausgejchlofien ift, und das 
Wort: „gefeglih geordnete”, daß die Staatsbehörden die Aufſicht nicht beliebig 
nah rein willführliden und polizeilichen Gefichtspunften ausüben dürfen, vielmehr nur 
nah Maßgabe des Gejehes. 

Wenn man dagegen einwendet, daß Staatsgefege und die durch Gefebe an- 
geordnete oder anzuordnende Aufficht die jelbititändige Verwaltung der Kirchen befeitigen 
fönnten, und fomit der neu formulirte Art. 15 der Verf.-Urk. feinen realen Werth mehr 
habe, fo liegt abgefehen davon, daß auch der früheren Faſſung defjelben feiner richtigen 
Auffaflung nad ein gleicher Vorwurf hätte gemacht werden können, der Werth der Bor: 
Ihrift darin, daß jedes Geſetz, welches dieſe felbititändige Verwaltung beeinträchtigt, 
eine Verlegung der Verfaſſung enthalten würde, alfo allein im Wege einer Aenderung 
derjelben gültig erlafjen werden kann. „Nur mit völliger Außerachtlaſſung diefer oberften 
Auslegungsregel (daß man bei Ermittelung des wahren Gefegesfinnes immer das Geſetz 
als Ganzes im Auge haben müſſe) könnte man behaupten, daß nach dem Artikel 15, 
wie er jeßt lautet, e3 dem Staat frei jtehe, durch Staatsgeſetze beliebig über Ange— 
legenheiten aller Art, welche die Kirchen betreffen, aljo nicht blos über ſolche, die ihre 
äußerliche Eriftenz (nah Stahls Ausdruck), fondern auch über ſolche, welche ihr 
inneres Leben als ſolches angehen, Verfügungen zu treffen, mithin z.B. die Cölibat— 
pflicht der katholiſchen Geiftlichen aufzuheben, den evangelischen Kirchen eine bejtimmte 
Synodalerfaflung aufzudrängen, ihren Symbolen die bindende Kraft für ihre Glieder 
zu entziehen u. dgl. Denn man würde dabei überfehen, daß nad dem Zufammenhang, 
in welchem die einzelnen Sätze des Geſetzes mit einander ftehen, die Kirchen nur in 
fofern den Staatsgefeßen und der Staatsauffiht unterworfen fein follen, als es mit 
der ihnen zugejiherten Selbftjtändigfeit in der Ordnung und Verwaltung ihrer Anz 
gelegenheiten vereinbar iſt“). Daß bei der Abſteckung diefer Gränzen Zweifel und 
Meinungsverfchiedenheiten vorfommen können, das liegt auf der Sand. Diefe werden 
aber von Fall zu Fall bei jedem betreffenden gejfeßgeberifchen Akt von den Faktoren 
der Gejebgebung zu erörtern und zu löfen fein, wie dies auch font nothwendig ift, 
wenn die Frage entjteht, ob eine gejeßgeberifche Maßregel mit anderen Artikeln der 
Berfaffung im Einklang fteht. Eine andere Garantie kann es nicht geben. Cine 
Kirche, wie die Fatholifhe, erachtet eine ſolche allerdings nicht für ausreichend. Da fie 
eine Reihe von Gebieten Fraft göttlichen Rechtes beansprucht, welche, wie die Chegefet- 
gebung, die Civilgerichts- und Kriminalgerichtsbarfeit über die Geiftlichen u. f. w. nad) 
den heute maßgebenden Anfhauungen des modernen Staatörehtes unbedingt der 


) ». Scdeurl, a.a.D. Bd. LXVI, ©. 4. 
Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 
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ſtaatlichen Geſetzgebung anheimfallen, ſo wird ſie wie die Vertreter ihres Standpunktes 
nur dann zu befriedigen ſein, wenn ſie allein die Sphäre ihrer eigenen Angelegenheiten 
beſtimmt, und der Geſetzgebung des Staates die Gränzen, bis wohin dieſelbe ſich 
erſtrecken darf, zu ſetzen befugt iſt. 

Der Artikel 18 der Verf.-Urk. hat durch das Geſetz den Zuſatz erhalten: 

„Im Uebrigen regelt das Geſetz die Befugniſſe des Staats 
hinſichtlich der Vorbildung, Anſtellung und Entlaſſung der 
Geiſtlichen und Religionsdiener und ſtellt die Grenzen der 
kirchlichen Disciplinargewalt feſt.“ 

Auch hierin liegt an und für ſich weder eine Verletzung des im Artikel 15 der 
Verfaſſungs-Urkunde ausgeſprochenen allgemeinen Principes noch eine Abänderung des 
erſten, ſtehen gebliebenen Abſatzes des Artikels 18, welcher das Ernennungs-, Vor— 
ſchlags-, Wahl- und Beſtätigungsrecht des Staates bei der Beſetzung kirchlicher Stellen 
im Allgemeinen aufgehoben hat. 

Was zunächſt den Vorbehalt beſtimmter ftaatlicher"Befugniffe bei der Anjtellung 
der Geiftlihen betrifft, jo tft duch den Abſ. 1 von Art. 18 nur eine pojitive Mit: 
wirfung des Staates ausgeſchloſſen, d. h. eine ſolche Betheiligung, bei welcher die Aus— 
wahl der Perſon des Kandidaten durch die Regierung bejtimmt wird und das Ant 
niemals wider den Willen derfelben erlangt werden kann. Negative Befugnijje, kraft 
deren nur die Mebertragung von Aemtern an gewiſſe Verfönlichkeiten verhindert wird, 
jind alfo troß des Ausichluffes des Ernennungss, Vorſchlags-, Wahl: und Bejtätigungs- 
rechtes immerhin zuläffig. ') 

Als Angelegenheiten, auf welche dem Staate eine Einwirfung geftattet wird, nennt 
Art. 18 außerdem die Vorbildung und Entlaffung der Geiftlichen fowte die Firchliche 
Disciplinargewalt. 

Die frühere Faſſung des Art, 18 enthält darüber Feine Beſtimmung. Es kann 
ih demnach nur fragen, ob der neue Abſatz, welcher die betreffenden Gebiete erwähnt, 
und damit zu erkennen giebt, daß er jie nicht al3 der Kirche ausfchliegliche und eigen- 
thümliche betrachtet, deswegen, fowie weil er ferner, wie.eben ausgeführt, bei der Beſetzung 
der Aemter ein negatives Necht des Staates vorbehält, gegen den Art. 15 feiner 
früheren Bedeutung nad verftößt. Wäre dies der Fall, fo würde das Gefeh vom - 
5. April 1873 infofern eine materielle Verfaſſungs-Aenderung fein, als der neue Art. 18 
beſtimmte Angelegenheiten, welche nad) dem Art. 15 der freien Dispofition der Kirche 
zu überlaſſen gewefen wären, diefer ausdrüdlich entzogen hätte. 

Sn der That ift aber auch durch die in Nede ftehende Beftimmung der Grundfat 
des Urt. 15 nicht verlegt. Weder die Vorbildung, Anjtellung und Entlafjung der Geiftlichen, 
noch die Handhabung der Firhlihen Disciplinargewalt find, fofern es ſich um Kirchen 
handelt, welche die Stellung von öffentlihen Korporationen haben, welche einflußreiche 
Faktoren im Volksleben find und eine Neihe von ftaatlihen Privilegien befiten, An— 
gelegenheiten, welche in all und jeder Beziehung, namentlich ihrer Bedeutung und ihrer 
Wirkung nad, fih allein innerhalb der kirchlichen Sphäre halten und feinen Einfluß 





') Siehe aud ©. 130 Arm. 9 des Kommentars. 
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über diefelbe hinaus auf das ftaatliche Gebiet äußern. Soweit dieſe die Interefjen 
des Staates berühren, iſt derfelbe alfo auch der Natur der Sache nach befugt, gefeliche 
Anordnungen zu erlafjen, welche jene vor Verletzungen durch die einfeitige Geltendmachung 
vein kirchlicher Gefichtspunfte ſchützen. 

So bemerkt auh v. Scheurl '): „Wir antworten, ſoweit alle diefe Angelegenheiten, 
wovon der Zuſatz zu Art. 18 redet, Angelegenheiten der Kirche und nur der Kirche find, 
infomweit ihre Behandlung derfelben zur Erfüllung des ihr von Gott ertheilten Berufs 
gehört, und fie deshalb dafür Gott verantwortlich ift, darf ihre Freiheit in Behandlung 
derjelben vom Staat in Feiner Weiſe eingefehränft werden. Wir läugnen jede 
wirkliche materielle Befugniß des Staats in Beziehung auf die Borbildung, Ans 
ftellung und Entlaffung von Kirchendienern, ſoweit es fi) dabei um die Erzielung, 
Prüfung oder Beurtheilung der perfönlichen Tüchtigfeit für die Verwaltung des göttlichen 
Worts und der Saframente, überhaupt für gottesdienftliche Verrichtungen, für die Seel— 
forge, für die Verwaltung des SKirchenregiments als der Fürforge für die gehörige 
Ausrichtung aller diefer weſentlichen kirchlichen Thätigkeiten handelt, desgleichen in Be— 
ziehung auf die Firchlihe Disciplinargewalt, ſoweit fie in Gemäßheit der feftitehenden, 
dem wahren MWefen der Kirche entfprechenden Nechtsordnung und mit den der Kirche 
eigenthümlichen Mitteln geübt wird. Auch behaupten wir, daß alle diefe Angelegen: 
heiten dann durchweg nur Angelegenheiten der Kirche find, wenn der Staat diefe 
als einen bloßen Privatverein behandelt, wie eine Aitiengefellfchaft. Ebenfo aber 
behaupten wir auch, daß fobald und folange der Staat die Kirchen als Kirchen anerfennt, 
d.h. als auf göttliher Stiftung beruhende und infomweit ihm ſelbſt ebenbürtige An— 
ftalten und Lebensordnungen, auf deren freie Handreichung fir Erfüllung feiner höchiten 
Zwecke er angewiefen fei, und die er daher als Anstalten öffentlichen Rechts, als zu 
einer höchſt einflußreihen Einwirfung auf das Volksleben berechtigte Mächte zu bes 
handeln habe, während auch fie ihrerfeits diefe Stellung zu ihm annehmen, und eben 
dadurch fich zu jener Handreihung ihm für verpflichtet anerfennen —, wir behaupten, 
daß ſobald und folange das der Fall ift, die Angelegenheiten der Vorbildung, An— 
jtellung und Entlaffung der Kirchendiener, wie der Disciplinargewaltübung, nicht blos 
Angelegenheiten der Kirche, fondern von einer Seite zugleich Angelegenheiten des 
Staates find, von eben der Seite nämlich, als fie die berechtigte direfte Einwirkung 
der Kirchen auf das natürliche Volfsleben und dadurch auf die bürgerliche Drdnung 
betreffen. Zunächft: find dann die Kirchen vechtlich verpflichtet, jene Angelegenheiten 
auch mit befonderer Nücficht Hierauf zu behandeln, und ift eben deshalb der Staat 
dann berechtigt, in diefer Nichtung bejtimmte Anforderungen an fie zu ftellen, deren 
Erfüllung zu überwachen und fie dazu anzuhalten.” 

Daß gerade in diefer Sinficht die Innehaltung der richtigen Grenzlinie eine 
ſchwierige ift und darüber in einzelnen Fällen geftritten werden Tann, das wird freilich 
nicht in Abrede gejtellt werden dürfen. Immerhin ift man aber nicht berechtigt, jede 
Gefeßgebung in den erwähnten Angelegenheiten, welche fich nicht auf rein repreſſive 
Mapregeln befhränft, fondern auch gewiſſe vorbeugende Anordnungen trifft, als ver— 
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faſſungswidrig zu bezeichnen. Der Art. 15 in feiner früheren Formulirung hat zwar 
den Staat auf rein repreffive Mafregeln beſchränkt, aber nur infomweit, als es ſich 
um die eigenen Angelegenheiten der Kirche handelt. Hier im Art. 18 Ab}. 3 ftehen 
aber folche Gebiete in Frage, welche diefer Sphäre nicht ausſchließlich angehören. 

Als Nefultat der vorjtehenden Ausführungen ergiebt fih, daß das Geſetz vom 
5, April 1873 nit den Charakter einer materiellen Aenderung der 
früheren Art. 15 und 18 der Verfaffungs=-Urfunde, fondern nur den 
einer Deklaration derfelben hat. 

Halten fih aber — das it die weiter noch zu erörternde Frage — die Vor: 
ſchriften der neuen Öefege innerhalb der durch die Berfaffungs-Urfunde 
feitgefegten Schranten? 

Hinfichtlich des Gefebes betreffend den Austritt aus der Kirche fann dies 
zunächſt feinem Zweifel unterworfen fein, denn dafjelbe regelt diefen Gegenjtand nur in 
Betreff der bürgerlihen Wirfungen, behandelt alfo nur die Frage, wer auf ſtaat— 
lihem Gebiete al3 zu einer bejtimmten Korporation zugehörig zu betrachten ift. 

Das Gefeß über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher 
Straf: und Zuhtmittel verftößt ebenfalls nicht gegen die den Kirchen gemährte, 
jelbftitändige Berwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten. Es erkennt die Straf: und 
Zuchtgewalt der Kirchen über ihre Mitglieder im Principe an, und befchränft diefelbe 
nur in foweit als es fi 1) um die Einwirkung auf die dem Staatlichen Gebiete an: 
gehörige Stellung und die aus diefer herfließenden Rechte des Individuums handelt 
($ 1) und 2) infoweit als dadurch die Geltung abfolut verpflichtender Staatsgeſetze 
oder die Ausübung ftaatsbürgerliher Nechte, welche dem Einzelnen ihrem Wefen nad 
ganz frei bleiben muß, in Frage geftellt werden foll (SS 2. u. 3). Wenn endlich der 
$ 4 die öffentliche Befanntmahung von Straf und Zuchtmitteln über den Kreis der 
einzelmen Kirche hinaus und die Volkiehung oder Berfündung derfelben in bejchimpfender 
Weiſe verbietet, jo liegt darin ebenfomenig ein unberechtigter Eingriff in das rein 
firchliche Gebiet. Die Benußung der Kirchenftrafen zu öffentlichen Demüthigungen vor 
andern, nicht zum Streife derſelben Genoſſenſchaft gehörigen Perfonen ift jedenfalls 
durch das Weſen der Kirchenftrafen und Zuchtmittel nicht bedingt, und greift ferner 
auch in ein der Kirche nicht ausschließlich gehörendes Gebiet, in die bürgerliche Ehre, ein. 

Bon den Vorfchriften der beiden übrigen Gefeße, über die Vorbildung der 
Geiftlichen zc. und über die firhliche Disciplinargewalt 2c. fommen in Frage: 

1) die Vorschriften, daß ein geiftliches Amt nur einem Deutfchen und zwar einem 
jolcden, der die oben ©. XIX näher angeführten Erfordernifje über die wiljenfchaftliche 
Vorbildung erfüllt hat, verliehen werden darf. 

Ganz abgefehen davon, daß die erſte Beftimmung faft in allen modernen Staaten 
in Geltung ſteht (|. 3. B. Rihter-Dove K. R. $ 181 Anm. 29 u. $ 198 Anm. 8 ff.) 
und da nach katholiſchem Kirchenrecht (nach der 20. Kanzleivegel de idiomate) für die 
Berwaltung des Biſchofsamtes und der Seelforge-Nemter die Kenntniß der Landesfpradhe 
gefordert wird (a. a. D. $ 181 Anm. 24), fo ift es jedenfalls ausfchliegliche Sache des 
Staates, üben die Zulafjung von Ausländern zum dauernden Aufenthalt in feinem 
Zerritorium zu befinden. 


IV. Das Gef. betr. die Abänderung der Art. 15 u. 18 der Verf.Ark. XLI 


Die weiteren Erforderniffe über die Borbildung und die damit zufammenhängenden 
Borfchriften über die geiftlichen Bildungsanftalten haben nicht den Zweck, die Kirche in 
der Auswahl und Anftellung der ihr tüchtig erjcheinenden Perſonen einzuengen, jondern 
nur den, den Staat vor der Verwendung foldher Individuen zu fihern, die feine 
Dronungen gefährden und den bedeutfamen Einfluß, den fie als Lehrer des Volkes 
und kraft ihrer privilegirten Stellung befisen, zum Nachtheile des Staates mißbrauden. 
Es handelt fich alfo hier um Erfordernifje und Mafregeln, die nur die Wirkfamteit 
der Kirche über ihre eigene Sphäre hinaus betreffen und die das Gegengewicht gegen 
die privilegirte Stellung derſelben auf ftaatlihem Gebiete bilden. 

2) Unter denfelben Gefichtspuntt füllt das Einſpruchsrecht, welches durch die 
genaue Feitfeßung der dafjelbe begründenden Momente, jowie die gewährte Möglich: 
feit einer Berufung innerhalb der Grenzen einer rein negativen Abwehr» Mafregel 
gehalten ift, und in Folge diefer Kautelen zur Geltendmachung einer pofitiwen Mit: 
wirkung nicht gemißbraucht werden Fann. 

3) Die dauernde Befeßung der Pfarr Nemter, die Wieverbefegung derjelben binnen 
Sahresfrift, die Errichtung von Geelforge = Nemtern mit Genehmigung des Kultus: 
minifters und die Beitimmung des 8 20 des Gefebes über die Borbildung ꝛc. in Be: 
treff der Anordnungen und Bereinbarungen über die Klagbarfeit der aus dem Amts— 
verhältniffe entjpringenden Anſprüche berühren ein Gebiet, an welchem die Kirchen 
allerdings in erſter Linie intereflirt find. Aber bei der privilegirten Stellung derfelben, 
bei der Bedeutung der Barochial-Eintheilung für das ftaatliche Leben, bei dem Intereſſe 
de3 Staates an einer fejten und gejicherten Stellung der Pfarrgeiftlichkeit, ohne welche 
diejelbe ihr auch für den Staat einflußreiches Amt nicht gehörig erfüllen kann, fteht 
hier ein Gebiet in Frage, deſſen Natur jedenfalls nicht mit Nothwendigkeit die alleinige 
Beitimmung der kirchlichen Organe unter Ausschluß jeder Mitwirkung de3 Staates 
bedingt. 

4) Was fodann die Entlafjung der Firhlichen Beamten auf dem Wege des ftaat- 
lichen Disciplinarverfahrens und den Berluft des geiftlihen Amtes in Folge der Ver: 
urtheilung ‚zu bejtimmten Strafen ($ 21 des Gefebes über die Vorbildung 2c.) betrifft, 
jo greift ein folches Verfahren, wie es der $ 24 des Geſetzes über die Disciplinar- 
gerichtsbarfeit vorausfeßt, direkt in das ftaatliche Gebiet ein, und dem Staat hiergegen 
jede Gegenmaßregel abzufchneiden, hieße ihn in feinem eigenen Haufe zu völliger 
Ohnmacht verurtheilen. Cbenfowenig fann aber der Staat bei der Bedeutung, welche 
die Stellung des Geiftlihen im öffentlichen Leben hat, diefe durch Individuen weiter 
verwalten laffen, welche wegen entehrender Verbrechen und Vergehen beftraft find. 

5) Sinfichtlih der Verwaltung der Firchlichen Disciplinargerichtöbarfeit ift in dem 
betreffenden Gefeße nirgends eine materielle Kognition der Staatsbehörden in Anſpruch 
genommen. Die einzelnen Borfchriften des Gefetes haben nur den Zweck, formale 
Öarantien für das Verfahren zu fchaffen, die Anwendung von Disciplinarmitteln, 
welche die jtaatsbürgerlichen Nechte beeinträchtigen, auszufchließen und die Sandhabung 
der Disciplinargewalt gegen die Staatögefege und zur Beitrafung des Gehorfames 
gegen diejelben zu verhüten. In den beiden letzten Beziehungen findet dafjelbe An— 
wendung, was vorhin in Betreff des Straf: und Zuchtmittel-Gefebes bemerkt worden 
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ift. In erfter Sinficht fommt dagegen in Frage, daß die kirchlichen Beamten als folche 
nicht jedes ftaatlichen Rechtsſchutzes entbehren können, und daß wenn der Staat die 
Ausübung der Disciplinargewalt gegen diefelben nicht der Kognition feiner Gerichte 
vom Standpunkte des Anftellungs = Vertrages und feiner Verlegung aus unterwirft, 
ihnen vielmehr diefen Schuß, welcher den Beamten anderer Gefellfhaften und Korpora— 
tionen gegen die Ausübung der Disciplin zufteht, entzieht, er andererfeits bejtimmte 
Garantien von den Kirchen verlangen und die Kontrole darüber ausüben muß, daß fie 
diefes weitgehende Privilegium nicht mißbrauchen, und daß fie namentlich bei der Ver— 
waltung des ihnen zur freien Ausübung anheim gegebenen Rechtes wenigſtens die 
Schranken beobachten, an melde jede gefunde Nechtöpflege gebunden tft. 


V. Die Bedeutung Der Grefehe. Stellung der katholiſchen Kirche 
zu denfelben. 


Die neuen Gefeße haben die prinzipielle Grundlage des gejchichtlich überlieferten 
Verhältniffes zwifhen Staat und Kirche nicht umgeftaltet. Die fog. Trennung von 
Kirche und Staat, unter welcher vernünftiger Weife nur die Behandlung der Kirchen 
als Privatlorporationen verftanden werden kann, und welche feineswegs alle Bethätigungen 
des ftaatlihen Auffichtsrechtes ausfchließt, haben fie nicht angebahnt. Eine Erörterung, 
welches Syftem den Vorzug verdient, ijt hier nicht am Plate. 

Sedenfalls aber ift anzuerfennen, daß die Geſetze unter den verſchiedenen Ver: 
fuhen, das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche zu regeln, eine hervorragende Stellung 
einnehmen. 

Sie laſſen über die bedeutungsvolle Thatfache Feinen Zweifel, daß Preußen in bie 
vorderite Linie des Kampfes mit der römischen Kurie und dem Ultramontanismus 
eingetreten, und feine volle Kraft für die Durchführung deſſelben einzufesen bereit ift. 

Im Dergleih zu den bisherigen Gejesgebungen über das Verhältniß zwifchen 
Staat und Kirche enthalten fie, wenngleich fie in den Grundzügen mit den badifchen 
Geſetze vom 9. Dftober 1860 über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staat (abgedruckt u. A. bei Spohn, badifches Staatskirchenrecht. Karls: 
ruhe 1868 ©. 3ff. und Dove, Zeitfchr. für Kirchenrecht, Bd. 1 ©. 157) und dem 
würtembergifhen Gefeg vom 30. Januar 1862 betr. die Negelung des Verhältniſſes 
der Staatsgewalt zur Fatholifchen Kirche (Dove a. a. D. Bd. 2 ©. 339) zum Theil 
übereinstimmen, doc einen entfchiedenen Fortfchritt. 

Erſtens ftellen fie nicht blos Gebote auf, welche leges imperfectae find * deren 
Verletzung durch die kirchlichen Behörden der Staat ruhig hinnehmen muß, weil es 
ihm an genügenden Repreſſionsmitteln fehlt. Dieſen Fehler der gedachten und anderer 
Geſetzgebungen hat die neue preußiſche Geſetzgebung vermieden, ſie hat in allen Fällen 
entweder die Staatsbehörden mit den erforderlichen Exekutionsmitteln ausgeftattet 
oder die Verlegung der getroffenen Beftimmungen für Vergehen erklärt und unter 
Kriminalftrafe geftellt. 

Nicht minder bedeutungsvoll als diefe Vorfchriften, melde den Zweck verfolgen, 
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die Autorität des Staates energifch zu wahren, find diejenigen, welde das willführliche 
Ermefjen der Staatöbehörden, ſoweit irgend möglich, zu befchränten fuchen. 

Bor Allem gehört hierher die Errichtung des Gerichtshofes für kirchliche Angelegen- 
heiten. Diefem find eine Anzahl von ftreitigen Rechtsfragen zur Aburtheilung übers 
wiefen, welche bisher von den Verwaltungsbehörden, namentlich von den nad} einander- 
folgenden Kultusminiftern mit ihren wechſelnden Anfhauungen entfchieden wurden. 
Allerdings erkennt der Gerichtshof unter Ausschluß jeder Berufung in einziger und 
letter Inftanz, aber er bejteht aus lebenslänglich und ftändig angeftellten Beamten, 
diefe werden nicht auf Vorfchlag des Kultusminifters, fondern des geſammten GStaats- 
Minifteriums ernannt, und bei jeder Entfcheidung muß die Zahl der aus den fungirenden 
Richtern des Landes genommenen Mitglieder überwiegen. Wenn der Parteihaß diefe 
Behörde als ein zum Inftrumente für die zeitigen Minifter gefchaffenes Ausnahme: 
gericht bezeichnet hat, fo ift doch in Wahrheit in demfelben ein Verwaltungsgerichtshof 
geſchaffen, welcher alle an einen foldhen zu jtellenden Garantien bietet. 

Nicht minder ift es ein Fortfchritt, daß der vage Begriff des Mißbrauches ber 
geiftlichen Amtsgewalt, wofür namentlid das Gefeß über die Straf: und Zuchtmittel 
und das Gejeß über die kirchliche Disciplinargewalt den fchlagenditen Beweis geben, 
überall genau fpeztalifirt worden ift. 

In diefen Beziehungen enthalten die Kirchengefege, jo energifch fie einerfeit3 das 
Anfehen der Staatögewalt zu wahren fuchen, andererfeits doch ein wahrhaft liberales 
Element in fih, und unterfheiden ſich dadurch vortheilhaft von der früheren preußifchen, 
ſowie den in andern Ländern beftehenden Gefebgebungen. 

Eine vollftändige Vergleichung mit den letteren würde hier zu weit führen. Nur 
auf einzelne Punkte möge hier aufmerffam gemacht werden. Iſt es eine größere Be- 
einträchtigung der freien Bewegung der Kirche, wenn das Geſetz über die Vorbildung 
der Geiftlihen den Einfpruch gegen die Verleihung geiftlicher Aemter an drei bes 
jtimmt formulirte Gründe fnüpft, oder wenn das badijche Geſetz ($ 9) die Vergebung 
aller Kirchenämter an folhe Berfonen, „welche von der Staatsregierung als ihr in 
bürgerlicher oder politischer Beziehung mißfällig erklärt worden find”, verbietet, oder gar 
die franzöfifhen organischen Artikel vom Jahre 1802 (Art. 19) die Negierungsgeneh: 
migung zur Anftellung jedes Pfarrers verlangen? Gemwähren die genauen Borfchriften 
des Geſetzes über die Straf- und Zuchtmittel, die fpezialifirten Fälle der Berufung 
gegen kirchliche Disciplinar-Entfheidungen und die Kognition der ordentlichen preußifchen 
Gerichte, ſowie die des neuen Gerichtshofes etwa weniger Garantien als die Regelung 
des franzöfischen Rekurſes wegen Amtsmißbrauchs, welcher an eine Berwaltungsbehörde, 
den Staatsrath, zu richten ift, und der geftattet wird, wenn vorliegt: T’usurpation ou 
Texces de pouvoir, la contravention aux lois et reglements de la republique, Tin- 
fraction des rögles consacrees par les canons recus en France, lattentat aux libertes, 
franchises et coutumes de l’Eglise gallicane et toute entreprise et tout procede qui 
dans l’exereice du eulte, peut compromettre I’'honneur des citoyens, troubler arbitrairement 
leur conscience, degenerer contre eux en oppression ou en injure ou en scandale pu- 
blique (art. 6), oder als die Vorſchrift des bairifchen Neligionzedift3 vom 26. Mai 
1818 ($ 52): „Es fteht aber auch den Genofjen einer Kicchengefelihaft, welche durch 
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Handlungen der geiftliden Gewalt gegen die feſtgeſetzte Ordnung be 
fchwert werden, die Befugniß zu, dagegen den Königlihen Landesfürjtlihen Schuß ans 
zurufen.” ($ 53): „Ein folder Rekurs gegen einen Mißbrauch der geiftlihen Gewalt _ 
kann entweder bei der einschlägigen Negierungsbehörde, welche dafür alsbald Bericht an 
das Königliche Staatsminiftertum des Innern zu erftatten hat, oder bei Seiner Majeftät 
dem Könige angebracht werden” ($ 54): „Die angebrachten Beſchwerden wird das 
Königliche Staatsminifterium des Innern unterfuchen laſſen, und eilige Fälle ausge: 
nommen, nur nad Vernehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete dar— 
auf verfügen“? 


Bisher unerhörte Eingriffe des Staates in das Firchliche Gebiet enthalten die Ge— 
jeße nicht im Entfernteften. Sie nehmen im Allgemeinen nur die Nechte für denfelben 
in Anspruch, welde den Regierungen nach den Geſetzgebungen der andern deutjchen 
Staaten, in Baiern, Würtemberg und Baden, zuftehen. 

Wie die Fatholifchen Bifchöfe Schon eine Denkſchrift gegen die Entwürfe fofort nach 
ihrer Vorlegung an die Häuſer des Landtages dem Staatöminiftertum einreichten, und 
Adreffen an den Kaifer und an die Kammern richteten (ſ. diefe bei Moy, Archiv für 
kath. Kirchenrecht Bd. 29 ©. 331 ff.), fo erließen fie nach der Publikation der Geſetze 
eine neue Kollektiv = Eingabe vom 26. Mai 1873 (a.a.D. Bd. 30 ©. 139), in 
welcher fie den Gefegen den Vorwurf machten, die der Kirche Gottes nad) göttlicher 
Anordnung zuftehenden Rechte und Freiheiten zu verleten, und erklärten: „Die 
Kirche kann das Princip des heidnifchen Staates, daß die Staatögefete Die lebte Duelle 
alles Rechtes feien, und die Kirche nur die Rechte befite, welche die Gefeßgebung und 
die Berfaffung des Staates ihr verleiht, nicht anerkennen, ohne die Gottheit Chriftt und 
die Göttlichfeit Seiner Lehre und Stiftung zu leugnen, ohne das Chriſtenthum ſelbſt 
von der Willfür der Menfchen abhängig zu machen. Cine Anerkennung diefer Gefebe 
wäre daher eine Berwerfung des göttlichen Urfprungs des Chriftenthums, weil fie das 
unbedingte Recht des Staates einräumen würde, das ganze Gebiet des chriftlichen Le— 
bens durch Geſetze zu beſtimmen.“ 

Damit war den gültig zu Stande gefommenen Staatögefeben der Gehorfam auf: 
gejagt. Diefer Erklärung gemäß hat bisher Fein preußischer Bischof fih den Vor— 
Ihriften der Gefebe gefügt. Den erften Konflikten, welche in Bezug auf die geiftlichen 
Bildungs-Anftalten entftanden (vgl. die Aftenftüde a. a. DO. ©. 141 ff.), folgten wei— 
tere, namentlich Hinfichtlih der Anjtellung der Geiftlihen, welche fih von Tag zu Tag 
mehren. 

Gefeiert von der gefammten ultramontanen Preffe Europa’s, beglüdwünfht und 
ermuthigt von den Biſchöfen aufßerdeutfcher Länder, geht der preußifche Episfopat die 
einmal betretene Bahn der offenen Auflehnung gegen die Gefese fort, und rechtfertigt 
diefelbe durch die angeblich unerhörte Verfolgung der Kirche feitens der preußischen Re— 
gierung. 

Bald nah Beginn des Kampfes iſt auch das Oberhaupt der Kirche perſönlich 
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in denfelben eingetreten. Der Papſt richtete ein anmaßungsvolles Schreiben an den 
König von Preußen), in welhem als Schredbild der Sturz des Thrones der Hohen: 
zollern in Ausficht geftellt wurde. Der taftlofe VBerfuh, den König von feinen Näthen 
zu trennen, und zum Aufgeben der bisherigen Politik zu bewegen, bat eine ebenfo 
würdevolle wie vernichtende Zurüdweifung erfahren. Die Kurie ift zu der Einficht ge 
fommen, daß fie fih nur noch von einem offenen Widerftande Erfolg verfprechen kann. 
Und um diefen zu ftärfen und zu glorificiren, hat derjenige, welcher „der Wahrheit 
als feines Paniers“ fich rühmt, fogar gewagt, der ganzen Welt zu verfünden: 

„Außer den vielen und ſchweren im verfloffenen Jahre der fatholifhen Kirche zugefügten 
Unbilden hat die preußiiche Regierung durch ſehr harte und feindjelige Gefeßesverordnungen, : 
melde von ihrer früheren Haltung ganz und gar abweichen, die geſammte Heranbildung und 
Erziehung der Kleriker der Laiengewalt jo vollftändig unterworfen, daß es dieſer zufteht, zu 
unterſuchen und zu bejtimmen, wie die Klerifer zu unterrichten und zum Prieſter- und Hirten: 
leben zu bilden find; ja fie ging ſogar noch weiter und ſprach diefer Gewalt das Necht zu, zu 
unterfcheiden und zu urtheilen-über die Verleihung jedweden kirchlichen Amtes und Beneficiums, 
ja felbft die geweihten Hirten ihres Amtes und ihres Beneficiums verluftig zu erklären. Damit 
außerdem in fürzerer Zeit und in größerem Umfange die Firdhliche Leitung und der von 
Chrifto dem Herrn ſelbſt eingejegte Stand der hierarhifchen Unterordnung untergraben werde, 
jo find durch eben dieſe Geſetze den Bilchöfen viele Hinderniffe gelegt worden, durch Genfuren 
und kanoniſche Strafen für das Seil der Seelen, die Reinheit der Lehre in den Fatholifchen 
Schulen und vücfichtlich des ihnen von Seite der Geiftlihen fehuldigen Gehorfams geeignete 
Borjorge zu treffen, denn in der That ift es durch jene Geſetze den Bilchöfen nicht mehr 
erlaubt, dies anders zu thun, als nad) dem Gutdünken der weltlichen Autorität und nad) der 
von diejer feitgejegten Norm. Damit endlih nichts fehle, wodurd die katholiſche 
Kirche ganz und gar unterdrüdt würde, fo ift ein Föniglicher Gerichtshof für Firchliche 
Angelegenheiten bejtellt worden, vor welchen die Biſchöfe und Hirten des Heiligthums ſowohl 
von Privaten, die ihnen felbft unterftehen, als auch von öffentlichen Obrigfeiten vor Gericht 
gerufen werden können, um gleich VBerbrechern diefem Urtheil unterworfen und in der Ausübung 
ihres geiftlichen Amtes befchränft zu werden. 

Sp ſchmachtet denn die heiligfte Kirche Chrifti, trogdem ihr zu wiederholten Malen 
durch feierlihe Zufage der regierenden Fürften und durch öffentliche ftipulivte Verträge die 


!) „Maesta, Tutte le disposizioni che si prendono da qualche tempo dal Governo di Vostra 
Maesta mirano sempre più alla distruzzione del Cattolieismo. E mentre rifletto meco stesso 
alle cause che possono aver dato luogo a queste durissime misure, confesso di non trovarne 
nessuna. D’altronde mi si dice che V.M. non approvi la condotta del suo Governo, e non 
lodi la severita delle misure contro la Religione Cattolica. Ma se & vero che V.M. non 
approva, e le lettere ch’Ella ha scritto nel tempo passato, proverebbero a sufficenza ch’'Ella 
non puö approvare quanto ora si sta facendo; se V. M., dissi, non approva, come poi si 
prosegue dal suo Governo nel cammino intrapreso che moltiplica le misure di rigore contro 
la Religione di G. Cristo, che mentre recano tanto pregiudizio alla medesima, si assecuri 
Maestä che non fanno altro che minare il Trono della stessa Maesta Vostra? Parlo con 
franchezza, giacch® la verita è Ja mia bandiera, e parlo per esaurire un mio dovere il quale 
m’impone di dire a tutti il vero, e anche a chi non & Cattolico, giacch® chiunque & battezzato 
appartiene in qualche parte, e in qualche modo che non & qui luogo a spiegare, appartiene, 
dissi, al Papa. Sono persuaso che la V.M. accogliera con l’usata sua cortesia le mie 
riflessioni, e prendera quelle misure che nel caso si richiedono, mentre con pienezza di 
osservanza ed ossequio prego Iddio a unirla meco coi vincoli della stessa caritä. 

Dal Vaticano 
7. Agosto 1873. B 
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nothwendige und volle Neligionsfreiheit zugefichert war, nunmehr in diefem Lande in 
tiefer Trauer, beraubt allihres Rechtes und ausgefeßt feindliden Mächten, 
die ihr gänzlihe Vernichtung drohen, denn die neuen Gejeke gehen darauf 
aus, ihre weitere Eriftenz unmöglidh zu maden. Kein Wunder demnach, daß der 
religiöfe Friede der früheren Zeit in diefem Neiche von Geſetzen diefer Art und anderen der Kirche 
überaus feindlihen Plänen und Maßnahmen der preußifchen Regierung arg geftört wurde. Und 
wer allerdings wollte ganz ungerechter Weile die Schuld an diefer Verwirrung den Katholiken 
des deutfchen Neiches zufchieben? Denn, wenn es diefen zum Unrechte anzurechnen ift, daß 
fie ſich dieſen Gefegen nicht fügen, denen fie ſich mit gutem Gewiſſen nicht fügen können, 
fo wären aus gleicher Urfache und auf gleiche Weife die Apoftel Zeju Chrifti und die Märtyrer 
zu beurtheilen, welche es vorzogen, jegliche, auch die graufamften Strafen, ja den Tod 
felbft zu leiden, als ihrer Pflicht untreu zu werden und die Nechte ihrer h. Religion zu 
verlegen, dadurch, daß fie dem gottlofen Befehl der fte verfolgenden Herrſcher Gehorfam 
Teifteten.* ') 

Kaum jemals hat fich die römische Politik mit jo ſchneller Energie und fo ausge: 
ſprochener Schroffheit ihr unliebfamen Mafregeln eines Staates entgegengeftellt. Wohl 
niemals hat eine Negierung eine folche Fluth giftiger Schmähungen feitens der Ultra- 
montanen über fi ausftrömen fehen. 

Zur Erklärung dafür reicht es nicht aus, daß die Gefeße, wie der Abgeordnete 
v. Mallindrodt bei den Berathungen derfelben bemerkt hat, mit einer großen Sorg- 
falt und Umficht gearbeitet find, „ſoweit e3 ſich darum handelt, die Nete mit Sicher: 
heit fo zu Stellen, daß nirgends Lüden bleiben?).” Mag es auch feitens der Biſchöfe als 
Attentat auf das Chriftenthum empfunden werben, dab die preußifchen Gerichte fie zur 
ftrafgerichtlihen Verantwortung ziehen, und den früher gehegten Glauben ihrer Unan— 
taftbarfeit vernichtet haben, immerhin hätten fich diefe Folgen durch Nachgiebigfeit — 
wenn eine foldhe den Zielen der ultramontanen Politik entfprähe — vermeiden laſſen. 
Ueberdies haben auch ſchon einzelne Kreisgerichte nach) dem Vorgange der Juriften der 
„Sermania” Lüden in den Maigefeben entdedt. 

Der 1865 verftorbene Erzbiſchof von Weitminfter, Kardinal Wifeman, hat ein- 
mal geäußert, daß die Entfcheidungsfchlacht zwifchen Katholieismus (oder richtiger Ultra- 
montantsmus) und Proteftantismus werde auf märkiſchem Sande gefchlagen werden. 

Dies giebt den Schlüffel zum Berftändnif der gegenwärtigen Situation. 

Nach den bedeutenden, aber früher nicht in ihrer Tragweite erfannten Erfolgen, 
welche die römische Kurie und der Ultramontanismus zufolge der Politik des Gefchehen- 
Raffens in Nreußen errungen hatten, glaubte man offenbar römifcherfeits ſchon des 
Sieges gewiß zu fein, ehe der Gegner auch nur zum Bemwußtfein der drohenden Nie— 
derlage gefommen fein würde. 

Die Wendung der preußischen Kirchenpolitik hat diefe Hoffnung zerftört und alles 
bisher Erreichte in Frage geftelt. Die Enttäufhung darüber ift um fo bitterer, als 
mit dem Sieg des Ultramontanismus in Preußen feine Herrſchaft auch im übrigen 
deutfchen Reich und in Defterreich entſchieden gewefen wäre. 

Dagegen kann das jebige Vorgehen Preußens nicht ohne Einfluß auf die Be 
deutichen Staaten bleiben. Die jüngft erfolgte Aufhebung der das Neligionsedift vom 


) Päpſtliche Encyklika v. 21. November 1873. 
2) Stenogr. Berichte des Abgenrbnetenh. ©. 1517. 
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Jahre 1818 theilweiſe abſchwächenden Allerhöchſten Entſchließung vom 8. April 1852 
durch den Miniſterial-Erlaß vom 20. November 1873 in Baiern, die Vorlegung 
eines Geſetz-Entwurfes an die badiſche zweite Kammer, welche das Geſetz vom 
9. Dftober 1860 durch entfprechende Strafbeftimmungen und einzelne andere den preus 
ßiſchen Gefegen nachgebildete Vorschriften ergänzt, und die ftaatliche Anerkennung des 
alttatholiihen Biſchofs duch die badiſche und heſſiſche Negierung find deutliche 
Zeichen der ſich auch über den Bereich der Monarchie hinaus fühlbar machenden preu- 
Biihen Kirchenpolitif. 

Der Ultramontanismus ift fich bewußt, daß der Entſcheidungskampf auf mär— 
kiſchem Sande begonnen hat. Die Taktik der Bifchöfe und der Kurie zielt darauf ab, 
Durch die fortgefegte Auflehnung gegen die Maigefege einen Zuftand der Verwirrung 
zu Schaffen, und die Staatsregierung durch dieſe Ausfiht in dem Fortfchreiten auf der 
betretenen Bahn beforgt und mwanfend zu maden. 

Allerdings Tann die weitere Durchführung der Maigefege, namentlih wenn erft 
gegen einzelne Bifchöfe wegen ihrer andauernden Nenitenz die Abjegung nothwendig 
geworden ijt, empfindliche Nachtheile für die Verwaltung der Seelforge herbeiführen. 
Diefe Folgen haben aber diejenigen zu verantworten, welche fie im hierarchifchen Ueber: 
muth herbeigeführt haben, indem fie die preußifchen Maigefege für eine direfte Ber: 
nichtung des Chriftenthums ausgeben, während fie fih in andern Staaten ähnlichen 
Sejegen ohne Bedenken fügen. Der Staat fann die Verwirrung allein auf denjenigen 
Gebieten, welche feiner Sphäre’ anheimfallen, alfo durch Einführung der Civil-Ehe und 
der Givilitandsregifter mildern. Sie ganz zu befeitigen ſteht nicht in feiner Macht. 
Sedenfalls, mag fommen was da will, zurüdreihen Tann und darf der Staat 
nicht. Auch das unbeveutendfte Nachgeben wäre ein fehwerer Fehler und eine Ber: 
legung der Berpflihtungen, welche die Staatsregierung, als fie in den Kampf eintrat, 
der Nation gegenüber übernommen hat. Der Kampf kann Jahre dauern, aber er wird 
nur fiegreih mit unbeugfamer Energie, vor welder Nom noch immer zurüdgemichen ift, 
durchgeführt werden. Wenn auch anfänglich nicht in den vom Ultramontanismus 
unterwühlten Landestheilen fich die Einfiht darüber Bahn brechen wird, wer die wirklich 
berechtigten religiöſen Bebürfniffe der Bevölkerung in freventlicher Weife al3 Mittel der 
Politik benußt und zu unlauteren Zweden verwendet, jo wird hoffentlich die Zeit dem 
mißleiteten Bolfe über die wahren Urheber der ihm zugefügten Schädigung die Klare 
heit bringen, damit aber diefen und ihren Beftrebungen das vernichtende Urtheil 


gejprochen jein. 
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Außer den Ausgaben, welche blos Textabdrücke der Geſetze enthalten, find na 
folgende erſchienen: 
1) Söinghaus, die neuen Sirhengefege in Preußen nebft den vollftändigen amt⸗ 
lichen Motiven und Kommiſſionsberichten und darauf bezüglichen Reden der 
Miniſter in authentiſchem Wortlaut. Berlin 1873; 
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2) Die Preußiſchen kirchlich-politiſchen Geſetze . . . herausgegeben und erläutert von 
einem Mitglieve des Haufes der Abgeordneten. Berlin 1873; 

3) M. v. Desfeld, die Firchenpolitifchen Reformgeſetze Preußens. Aus den früheren 
Gefegesbeitimmungen, den amtlichen Motiven und den Landtags-Berhandlungen 
erläutert und ergänzt. Breslau 1873. 

Die erſte enthält eine eilfertige Zufammenftellung des auf dem Titel bezeichneten 
Materials, welche noch vor der Publikation der Geſetze auf den buchhändlerifchen Markt 
geworfen ift, und daher nicht einmal die Daten der lebteren angeben konnte. 

In der zweiten Ausgabe find dem Texte der Gefebe hin und wieder einzelne Furze 
Anmerkungen hinzugefügt. Ste find faft alle nur Excerpte der Motive der Negierungs- 
Vorlagen oder der Kommijfionsberichte. 

Die dritte giebt das Material gejichteter wie De erſte und ferner auch einzelne 
jelbjtjtändige Anmerkungen. Wenn diefe zwar, wie der Titel verheißt, auf frühere 
Gefegesbeftimmungen Nüdficht nehmen, fo leiten fie doc) für das juriftifche Verftändnif 
der Geſetze fo gut wie nichts. 





Geſetz 


über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher Straf- und 
Zuchtmittel. 


Vom 13. Mai 1873. 


(Geſetz-Sammlung 1873. Nr. 8126. ©. 205 ff.) 


Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 1 
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Gefeß 


über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche Firchlicher Straf und 
Zuchtmittel.') 


Dom 13. Mai 1873. 


(Gefeß : Sammlung 1873. Nr. 8126. ©. 205 ff.) 


Mir Milhelm, von Gottes. Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie für den 
Umfang der leßteren, einjchließlich des Sadegebietes, was folgt: 
8. 1.) 

Keine Kirche oder Neligionsgejelichaft?) ift befugt, andere Straf oder Zucht 
mittel?) anzudrohen, zu verhängen oder zu verfünden, *) als ſolche, welche Dem 
rein veligiöfen Gebiete angehören) oder die Entziehung eines innerhalb der Kirche 
oder Neligionsgejellichaft wirkenden Nechts oder die Ausihließung aus der Kirchen: 
oder Religionsgeſellſchaft betreffen. 6) 

Straf oder Zuchtmittel?) gegen Leib, Vermögen, °) Freiheit?) oder bürgerliche 
Ehre !°) find unzuläſſig. 1 


) Gegenftand und Anordnung Des Geſetzes. Das Geſetz regelt die Schranken der von 
den Kirchen und Neligionsgefellichaften über ihre Mitglieder in Anspruch genommenen Straf und 
Zuchtgewalt in der Weife, wie dies durch das heutige Verhältniß zwiſchen dem Staate und den 
religiöjen Gefellfhaften geboten ift. Die letzteren haben nad Art. 15 der Berfaffungs-Urfunde 
das Recht zur felbitftändigen Negelung ihrer Angelegenheiten. Das Verhältniß des einzelnen In: 
dividuums zu der Gefellichaft gehört diefem Kreife an. Soweit die Straf» und Zuchtgewalt nur 
jene Stellung berührt, hält fie fi innerhalb des eigenthümlichen und ausſchließlichen Gebietes 
der Religionsgenoſſenſchaft. Es kann daher einer folden die Befugniß zur theilmeifen und gänz— 
lichen Entziehung von Rechten, welche fih nur innerhalb der erwähnten Sphäre bethätigen können, 
ferner zur Auferlegung von befonderen Pflichten, welche blos das Verhältniß des Individuums 
zu Gott und zur Kirche, reſp. den Religionsgefellfchaften betreffen, enplich auch zur vollen Aus: 
ſchließung aus derſelben nicht entzogen werden. Dagegen beruht die allgemeine Rechtsordnung 
allein auf dem Staate. Er hat für ihre Aufrechterhaltung zu forgen. Keine andere, als bie 
Staatögewalt ift befugt, diejenigen Rechte und Beziehungen des Individuums zu ſchmälern, welche 

1* 


4 Gef. über die Straf: und Zuchtmittel. S 1. Arm. *) 


demfelben fraft diefer allgemeinen Ordnung zuftehen. Daraus folgt, daß nur der Staat Strafen, welche 
diefen Zweck verfolgen, gefeglich anordnen und durd die von ihm eingefegten Drgane anwenden lafjen 
fann. Die ausdrücliche oder ftillfehweigende Gewährung derartiger Befugniffe an eine Firchliche 
Korporation würde nichts anderes bedeuten, al3 die Duldung einer Strafgewalt, welche der ſtaat— 
lichen gleichartig wäre, d. h. Verzicht auf einen Theil der Souveränität. Der Staat würde damit 
eine Macht ſchaffen, welche feine Autorität um fo leichter in Frage ftellen könnte, al3 diefe ſich in 
der Lage befindet, ſowohl mit kirchlichen wie auch mit bürgerlichen Strafen auf die Unterthanen 
einzuwirfen. Allerdings ftand der Kirche im Mittelalter eine jomweit gehende Strafgewalt zu, aber 
ſchon feit dem 14. Zahrhundert haben fich die einzelnen Landesregierungen durch präventive Maß: 
regeln, namentlich durch den Vorbehalt der ftaatlichen Genehmigung bei der Handhabung der kirch— 
lihen Strafjuftiz, gegen Mißbräuche derſelben gefichert (vgl. Friedberg, Gränzen zwiſchen Staat 
und Kirche ©. 61, 103, 104, 233, 483, 737). Auch das preußifche Landrecht fteht in feinen hier: 
her gehörigen Vorſchriften (S$ 50—57, Zit. 11, Th. II) noch auf demjelben Standpunft. 

Muß aber diefer gegenüber dem Art. 15 der Verf.Urk. und der Forderung der Religions: 
gejellfichaften nach jelbitftändiger Berwaltung ihrer Angelegenheiten heute aufgegeben werden, 
jo bedingt es andererfeits die Stellung des Staates, daß die Religionsgefellihaften fich jedes Ein: 
griffes in die allgemeine Nechtsordnung enthalten, alfo die Strafgewalt derjelben auf die ihnen 
eigentHümlih und ausjchließlich gehörige Sphäre eingeſchränkt wird. Diejen Gedanken ſpricht 
der $1 des Geſetzes aus. Er verbietet alle Straf: und Zudtmittel, welche ihrer 
Natur nad in das ftaatlihe Gebiet hinübergreifen, andererfeits erfennt er 
aber auch indireft das Prinzip an, daß die Handhabung einer nad) den vor: 
ftehenden Ausführungen beredtigten Zudht- und Strafgewalt den Religions: 
geſellſchaften freiftehen foll. 

Dadurch, daß der Staat jede Einwirkung auf die allgemeine Rechtsſphäre feiner Unterthanen 
und demnach gewiffe Straf: und Zucdhtmittel überhaupt ausſchließt, wird indeſſen die unberechtigte 
Ausübung der Straf: und Zuchtgewalt allein noch nicht verhindert. Die ftaatlichen Geſetze binden 
ſowohl die einzelnen Unterthanen, wie auch die innerhalb des Staates bejtehenden Kirchen und 
Religionsgejellihaften. Dieje find nicht berechtigt, von den Unterthanen die Unterlaffung ſolcher 
Handlung zu verlangen, deren Vornahme der Staat fraft feiner Gefeße fordert. Demgemäß darf 
auch Feine Religionsgefellihaft die Straf: und Zuchtmittel, deren Anwendung ihr an und für fi 
freifteht, zu dem Zwecke benußen, um die Beobachtung der Staatögejege in Frage zu ftellen. 
Einer derartigen Anmaßung, welche praftifh darauf hinausläuft, die Ver— 
bindlichfeit der Staatsgefege von der Prüfung, bezw. Zuftimmung der einzel: 
nen Religionsgeſellſchaften abhängig zu machen, treten die Vorſchriften der 
S$ 2 und 3 des Geſetzes entgegen, indem fie die Anwendung der nah $S 1 zu: 
läjfigen Straf- und Zudtmitel für den Fall unterfagen, daß die Unterthanen 
ihren gefeglihen Verpflidtungen nahfommen oder nahfommen wollen. 

Mit dem $ 4, welder die Art der Bekanntmachung und die Form dieſer 
legteren, ſowie die Art der Bollziehung der verhängten Strafen regelt, und die 
Zendenz hat, jede auf diefe Weife herbeizuführende Minderung und Kränkung der Ehre zu verhüten, 
Ihließt die von dem Geſetze vorgenommene Abſteckung der Grenzen, innerhalb welcher jich die Kirchen 
und die Religionsgefellichaften bei Handhabung ihrer Zucht- und Strafgewalt zu halten haben. 

$5 macht die vorhergehenden Beftimmungen dadurd zu leges perfectae, daß er für ihre 
Verletzung Criminalftrafen androht. 

$ 6 endlich ftellt e8 Kar, daß die in diefem Geſetze gezogenen Schranken infomweit nicht maßgebend 
find, als den Kirchen: und Religionsgefellfhaften weitergehende Nechte über ihre Geiftlichen und 
anderen Beamten wegen der eigenthümlichen Stellung derjelben gejeßlich eingeräumt find. 


81. * $ 1 lautete in der Negierungsvorlage (Druckſachen des Haufes der Abgeordneten 
11. Legislatur-Per. III. Sejfion 1872 — 1873 Nr. 23, ©. 5): „Kein Religionsdiener ift befugt, 
Straf- oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verfünden, welche weder dem rein 
religiöjen Gebiete angehören noch lediglich die Entziehung eines innerhald der Kirche oder 
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Religionsgefellihaft wirffamen Rechts oder die Ausfchließung aus der Teßteren betreffen,” und der 
S 6 derfelben Vorlage definirte den Begriff des Religionsdieners dahin: „Zu den Neligionsdienern 
im Sinne diefes Gefeßes gehören alle Perfonen, welche in der evangelifchen, der römifch-fatholiichen 
Kirche oder in einer andern Neligionsgefellichaft al3 deren Drgane, als Geiftliche oder als Beamte 
thätig find.” Da in der (XIV) Kommiffion des Abgeordnetenhaufes (angeführte Druckſachen 
Nr. 208 ©. 5) „wüdfichtlih der Faflung von mehreren Seiten anerfannt wurde, daß die durch 
88 1—4 hindurchgehende Stylifirung, welche alle Grundfäße für die Handhabung der Firhlichen 
Strafmittel lediglich in Form von Strafandrohungen bringe, dem im deutichen Verwaltungsrechte 
üblichen Sprachgebrauch nicht entipreche, und das Berftändniß der Borlage erichwere,” fo wählte 
die Kommiffion die jegige Faffung, und diefe ift von beiden Häufern des Landtages angenommen 
worden. 

Das Abgeordnetenhaus hat den Abänderungs-Antrag des Abgeordneten v. Sauden (Tar— 
putſchen), dem $ 1 der Negierungs= Vorlage hinzuzufügen: „In Beziehung auf das Recht der 
Ausſchließung aus einer Kirchen- oder Religions-Geſellſchaft bleiben die bisherigen gefeglichen Be: 
ftimmungen in Kraft” (vgl. ftenographifche Berichte der erwähnten Seffion S. 1713, 1719, 1723, 
1724), und das Herrenhaus das Amendement des Grafen v. Kraffow, den $ 1 dahin zu faffen: 
„Kirchen: und Neligionsgefellfchaften find nicht befugt, Straf: oder Zuchtmittel, welche das bürger- 
liche Nechtögebiet ihrer Angehörigen betreffen, gegen Leib, Vermögen, Freiheit und ftaatsbürgerliche 
Ehre anzudrohen oder zu verhängen” (ftenogr. Berichte des Herrenhaufes ©. 570, 572) abgelehnt. 

2) Kirche oder Religionsgeſellſchaſt. Das Geſetz befolgt offenbar den Sprachgebrauch der 
Berfaffungs Urkunde. Diefe begreift (Art. 15 „die evangelifhe und die römiſch-katholiſche Kirche, 
fomwie jede andere Religionsgefchaft 2c.”; vgl. auch Art. 12, 13, 16) zwar im weiteren Sinne jede 
Vereinigung zur Gottesverehrung, alfo auch die evangelifhe und die römiſch-katholiſche Kirche 
unter dem Ausdrud: Neligionsgefellfchaften, verftcht aber im engeren Sinne darunter alle anderen 
Religionsgefellichaften außer den genannten Kirchen. Kirche bedeutet nach deutihem Sprach— 
gebrauch nur die Religionsgefellichaften, welche auf dem Boden des Chriſtenthums ftehen, und im 
ſtaats- und firchenrechtlihen Sinne die hiftorifch in Deutfchland anerfannten und mit dem Rechte 
der öffentlichen Religionsübung ſowie fonftigen Privilegien ausgeftatteten Vereinigungen der Anz 
hänger der jog. drei Reichskonfeſſionen, der fatholifchen, der lutherifchen und reformirten Kirche. 
Für die älteren Provinzen der Monardie, in denen diefe die erwähnte Stellung, nad 
A. L. R. TH. II. Tit. 11 $ 17 die „der mit den Rechten privilegirter Korporationen verfjehenen, 
vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchengejellichaften” Hatten, (j. auch Religions - Evift 
v. 9. Juli 1788 $ 1, u. U. bei Rabe Samml. preuß. Gefege, Bd. I. Abt. 7 ©. 726 u. Vogt, 
Kirchen: u. Eherecht Bd. I. ©. 54), gilt aber feit der Einführung der Union durch die Kab.-Order 
v. 27. September 1517 (v. Kampk, Annalen Bd. 1 ©. 64) allein die aus den beiden früher getrennten, 
der Yutherifchen und der reformirten, vereinigte evangeliihe Landeskirche, die allerdings 
wesentlich eine unirte ift, welcher ſich aber auch einzelne Gemeinden unter Fefthaltung ihres aus: 
Tchließlich Tutherifchen oder reformirten Befenntnißftandes angefchlojfen haben (Richter, Beiträge 
©. 34, 35), als evangeliiche Kirche in dem gedachten bevorrechtigten Sinne (Jacobſon, evang. 
KR. ©. 19). Alle anderen Religionsgefellichaften, wenngleich fie, wie 3. B. die ſog. feparirten 
Altlutheraner, die Mennoniten, die Herrenhuter, auf dem Boden des Chriſtenthums ftehen, find 
demnach im Sinne des Gefetes nicht als „Kirchen” zu betrachten; vgl. auch die Aeußerung des Neg.: 
Kommiſſars (ftenogr. Ber. d. Herrenh. ©. 545). Selbſt der Befit von Korporationsrechten, welche 
3. B. den Serrenhutern, den ftaatlich genehmigten Gemeinden der Altlutheraner zutommen, — 
vgl. übrigens über die Stellung diefer Neligionsgejellihaften Jacobſon a. a. O. ©. 123ff.; Ja— 
cobjon, über die Arten der Religionsgeſellſchaften und die religiöfen Rechtsverhältniſſe der Difft- 
denten in Preußen, (in Dove, Zeitichr. für K. R. Bd. J. ©. 392) u. Boche, d. preuß. Tegale 
evangeliiche Pfarrer. ©. 42ff.,, — ändert hieran nicht das Mindefte (ſ. auch preuß. u. Reichs— 
Strafgeſetzb. $ 135, bez. $ 166: „eine der chriftlichen Kirchen oder eine andere mit Korporations- 
rechten im Staate, bez. innerhalb des Bundesgebietes beftehende Religionsgeſellſchaft;“ u. das Geſetz 
betr. d. Austritt aus der Kirche [unter IV.] 8 8), weil damit noch nicht das volle Maaß der pri: 
vilegirten Stellung erreicht ift, 
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Außer der evangelifhen Landeskirche der altländiſchen Theile Preußens find ferner die evanz 
gelifhen Kirchen der im 3. 1866 erworbenen Länder, alſo 3. B. Hannovers, Schleswig-Holfteins 
u. ſ. mw. (eine nähere Weberficht bei Friedberg, die evangel. u. Fathol. Kirche der neu einver- 
Yeibten Länder ©. 14ff.), als Kirchen im Sinne der Verfaffungs-Urkunde und des vorliegenden 
Geſetzes zu betrachten. Ihre jelbftftändige Organifation und ihre frühere bevorrechtigte Stellung 
ift bei der Ginverleibung in den preußifchen Staat nicht befeitigt worden, vielmehr nur die Kirchen: 
gewalt der früheren Landesherren auf den König von Preußen übergegangen. Die in den neuen 
Provinzen eingeführte preußiihe Verfaſſungs-Urkunde (vgl. Geſetzſamml. v. 1866 ©. 555, 376) 
ſpricht allerdings nur von der „evangelifchen Kirche“, hiermit Fonnten indefjen jelbftverftändlich in 
erfter Linie nur die in jenen Zandestheilen beftehenden evangelifchen Kirchen, nicht die der alt: 
ländiſchen Provinzen gemeint jein. 

Zu der „römifch = fatholifchen Kirche” der Verfafjungs Urkunde gehören übrigens vom ftaat3- 
rechtlihen Standpunkt aus auch die Altkatholifen. (Vgl. auch Erf. des Ober-Trib. v. 24. Mai 
1873, Zuftiz.Minift.-Bl. ©. 202.) Diefe haben fich bisher nicht aus derjelben auögejondert und zu 
einer befonderen Gemeinschaft zufammengethan. Aber ſelbſt wenn das lektere gejchehen follte, wozu 
mit der am 4. Juni 1573 erfolgten Wahl eines altfatholifhen Biſchofs der thatjächliche Anfang 
gemacht worden ift, würde die Staatsregierung immer in der Lage fein, ihre Bereinigung al3 bevor: 
rechtigte Kirche zu behandeln, da fie noch diefelben dogmatiſchen Anſchauungen fejtgehalten haben, 
welche zur Zeit des Erlaſſes der Verfaſſungs-Urkunde in der Fatholifchen Kirche in Geltung ftanden. 

3) Atraf- und Auchtmittel. I Im Allgemeinen. Der Begriff der Straf: und Zudt: 
mittel muß, weil das Geſetz ſich auf alle Kirchen und Religionsgefellichaften bezieht, ein allgemein 
gültiger fein. Er ift aljo aus dem Wefen der Kirchenzucht zu entnehmen. Auf die poſitive Ge— 
ftaltung des Straf: und Zuchtmittel-Syſtems der einzelnen Religionsgejellfchaft kommt es in dieſer 
Beziehung nicht an. Wenn alfo,auc eine ſolche etwas nit für ein Straf: oder Zuchtmittel 
erklären jollte, was feinem Weſen nach) als folches zu betrachten wäre, jo würde eine derartige Felt 
ſtellung dem Geſetze gegenüber gleichgültig fein. 

Unter Kirhenzucht im weiteren Sinne fann die gefammte von einer Kirche oder Religions: 
gejellichaft ausgehende Thätigkeit zur Förderung und Erhaltung des religiöfen und chriftlichen 
Lebens der Gemeinfchaft und der Einzelnen verftanden werden. Da hiermit alle Lebensäußerungen 
der Religionsgejellichaft begriffen werden, das Geſetz aber nur ein beftimmtes Gebiet derjelben 
treffen will, jo ift diefer Begriff der Kirchenzucdht nicht anwendbar. Man verfteht ferner unter 
Kirchenzucht (im engeren Sinne) diejenige bejondere Thätigkeit, welche dazu bejtimmt ift, 
die innerhalb der Gemeinfchaft hervortretenden Verlegungen ihrer Drdnungen zu bejeitigen und 
diejelbe von den dem religiöfen Gedeihen Hinderlichen Verhältniffen zu reinigen, eine Thätigkeit, 
welche ſich mithin vor Allem gegen ſchwere fittlich-religiöfe Verftöße der einzelnen Glieder, wie Gottes: 
läfterung, Unglauben, mwüftes Leben, Unzucht, Meineid, Ehebrud u. ſ. w. richtet. Der Charakter 
der Kirchenzucht befteht alfo darin, daß fie reprimirend und reftituirend einzumirfen hat (vgl. 
Zacobjon, evangel. 8.R. S. 110 u. v. Scheurl, Wiederherftellung der Kirchenzucht in feinen 
Abhandlungen, Erlangen 1872 ©. 79). Bon diefem Begriffe ift hier auszugehen, denn das Gejet 
bat gerade dieſe Ihätigfeit im Auge. Demnach find die Mittel, welche zu dem erwähnten 
Zwecke angewendet werden, die Zuchtmittel im eigentliden Sinne. Wenngleich diefe in 
Nachtheilen beftehen, welche dem Schuldigen zugefügt werden, fo kann doch diefe Benachtheiligung 
nie der eigentliche Zweck folcher Mittel fein, vielmehr wird diefer dem Wejen der Kirhenzucht 
gemäß nur auf die Bejjerung des Schuldigen abzielen dürfen. Mit Erreichung der letzteren ift das 
Hinderniß, welches der Realifirung des Endzieles der Neligionsgefellfchaft entgegenfteht, befeitigt und 
jomit der Zweck der Kirchenzucht erfüllt. Für die chriftlihen Kirchen muß diefer Grundfag um fo 
mehr fejtgehalten werden, als nad chriftlicher Anfchauung die Kirche den Beruf hat, Anftalt der 
Liebe zu fein und fich des Sünders zu erbarmen. 

Neben den Syftemen von Zuchtimitteln, welche die hriftlihen Kirchen entwidelt haben, haben 
diejelben aber nicht darauf verzichtet, ebenfo wie der Staat, Strafen im eigentlichen Sinne gegen 
ihre Angehörigen für die Webertretung und Verlegung gewiffer Vorſchriften feftzufegen und nöthigen: 
falls zur Anwendung zu bringen. Das Weſen diefer Strafen befteht ebenfo wie auf dem Gebiete 
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des weltlichen Rechtes, in der Vergeltung und der dadurch herbeigeführten Genugthuung für den 
Bruch der Firchlihen Ordnung. Die Mittel, wodurch diefer Zweck herbeigeführt werden fol, die 
Nachtheile, weldhe zu diefem Behufe dem Schuldigen zugefügt werden, find die Strafmittel in 
eigentlihem Sinne Ihr Zweck ift alſo — und dadurch unterfcheiden fie fi von den Zucht: 
mitteln — die Genugthuung und Vergeltung, nicht die Befferung des Schuldigen, wenngleich Die 
Kirche mit Rücficht auf ihre Aufgabe bei der Wahl der Strafmittel niemals den Beſſerungszweck 
außer Augen laffen jollte. 


I. Straf- und Zudtmittel gegen Laien und Geiftlihe, bez. Beamte der 
Kirhe und Religionsdiener. Da die Nachtheile, welche als Zucht: und Strafmittel zugefügt 
werden, wefentlih in der Einwirkung auf die Rechtsſphäre der einzelnen Mitglieder der Kirchen: 
und Religionsgeſellſchaften beftehen, die Geiftlihen und Beamten derjelben aber bejondere Rechte 
zufolge ihrer Stellung und ihres Amtes befigen, jo fommen in jeder Kirche und Religions: 
Geſellſchaft Straf- und Zuchtmittel. vor, deren Anwendung allein gegen die Getftlihen und 
Beamten, nicht aber gegen die Übrigen Mitglieder denkbar iſt, während andere gegen beide 
Klafjen angewendet werden fünnen. Das Gefe macht zwar im Allgemeinen Feine Unterjcheidung 
zwilchen beiden, d. h. es richtet fih auch gegen ſolche Fälle, wo von derartigen Straf: und Zucht— 
mitteln gegen Geiftliche und Religionsdiener Gebrauch gemacht wird, indeſſen ftellt der $ 6 dejjelben 
dod eine Ausnahme auf, deren Tragweite fid durch das Geſetz über die Disciplinargewalt vom 
12. Mai 1873 (j. unter Nr. II. Anm. 1 zum Eingang defjelb.) beftimmt. 


IH. Die Straf: und Zudtmittel 


A. der katholiſchen Kirche, vgl. Nik. Münden, d. fanon. Gerichtsverfahren u. Straf: 
recht. Köln u. Neuß 1866 Bd.2 ©. 116ff., v. Schulte, über Kirchentrafen. Berlin 1872; 
Richter-Dove, K.R. 88 213 -219; Schulte, Fath. K.R. Bd. 2 ©. 337 ff.; deſſelb. Lehrbuch 
d. Fath. K. R. ©. 319ff.; Phillips, Lehrb. d. K. R. 2. Aufl. ©. 381 ff. 

Den oben dargelegten Unterschied zwischen Zucht: und Strafmitteln Hat die fatholifche Kirche 
am ſchärfſten ausgebildet. Sie hat ein bejonderes Syften von jog. censurae oder poenae medicinales, 
deren Begriff dem oben dargelegten Weſen der Zuchtmittel entjpricht, und ferner ein Syftem von 
poenae vindicativae oder poenae i. eig. Sinne, d. h. von wirklichen Strafmitteln, entwickelt. 

a. Genfuren oder Zudtmittel find: 

1. Die excommunicatio, der fog. Kirhenbann (vgl. außer den unter A. citirten Schriften 
Br. Schilling, der Kirchenbann n. fan. R. Leipzig 1859; Kober, der Kirchendbann. 2. Ausg. 
Zübingen 1863). Die excommunicatio zerfällt, in zwei Arten, die minor und die major, mit 
welcher lehteren auch der Ausdruck: anathema, wenn er fchlechthin gebraucht wird, wie 3. B. in 
den Androhungen des vatifanifchen Concils, ſ. Konftitution Pius’ IX: Pastor aeternus v. 18. Zuli 
1570 e. 1 bis c. 4 (u. X. bei Friedberg, Samml. d. Aktenſtücke z. eriten vatifan. Eoneil. Tü— 
bingen 1872 ©. 740) identiſch ift, während anathema ferner die mit bejonderen Feierlichkeiten 
verhängte excommunicatio major bedeuten fann. 

Die excommunicatio minor oder der fleine Kirchenbann begründet die Unfähigkeit, ein kirch— 
liches Amt zu erlangen, und jchließt ſowohl vom Empfange der Saframente al3 auch von der 
Spendung derjelben aus, wiewohl die Meberjchreitung des letzteren Berbotes Feine Ungültigfeit des 
Saframentes hervorbringt und nur als läßliche Sünde betrachtet wird. 

Die Folge der excommunicatio major (vgl. darüber auch Molitor, über die Folgen der 
excommunicatio major in Moy, Arch. f. kath. K.:R. Bd. I ©. 1 ff.) ift die Ausſchließung von 
den Gnaden und Rechten der Kirche; fie nimmt dem Erfommunicivten die Befugniß zur Spendung 
und zum Gmpfange der Saframente, zur Iheilnahme am Meßopfer und am öffentlichen Gottes- 
dienfte, ferner entzieht fie ihın die Wirkungen der ſog. suffragia ecclesiae, d. h. der den Gläu- 
bigen zu Gute fommenden, aus den heiligen Handlungen und der Thätigkeit der Kirche, z. B. den 
Gebeten, dem Meßopfer, herfließenden geiftigen Gnaden und Vortheile; weiter verliert er das Recht 
auf hriftliches Begräbniß; die jog. communicatio forensis, d. h. das Necht als Nichter, Kläger, 
Zeuge, Notar, Advofat und Profurator zu fungiren; die Fähigkeit, kirchliche Aemter zu erlangen, 
das kirchliche Wahlrecht, und die ihm zuftehenden Zurispiktionsrechte, ſowohl die jurisdictio ex- 
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terna, wie auch die jurisdietio interna, (d. 5. die ihm in der Kirche zuftehende Leitungs und 
Berichtsgewalt, 3. B. die deöfallfigen aus dem Biſchofsamt Herfließenden Befugnifje, dann aber 
auch für das Gewiffensgebiet, das Recht zu binden und zu löſen). Endlich it e3 eine Folge des 
großen Kirchenbannes, daß die übrigen Gläubigen jedweden bürgerlichen Verkehr und Umgang nit 
dem Greommunicirten abbrechen follen. Für das ältere Recht ift dies unzweifelhaft; neuerdings 
ift aber mehrfad) behauptet worden, daß diefes Verfehrsverbot in der katholiſchen Kirche nicht mehr 
zu Recht beftehe; vgl. das Nähere darüber in Anm. 6 (©. 13). 

Aus der vorftehenden Charafterifirung des großen Kirchenbannes ergiebt ſich ſchon, daß es 
unrichtig ift, denſelben als Ausfchließung aus der Kirche überhaupt, d. 5. al3 Ausſtoßung aus 
derfelben, womit alfo auch die Mitgliedfchaft der Fatholifchen Kirche aufgehoben würde, zu definiren. 
Allerdings haben die deutſchen Bifhöfe in ihrer Denkſchrift dd. Fulda, den 20. September 1872 
(u. A. bei Moy, Arc. für kath. KR. Bd. 23 ©. CLI) erklärt: „Man: hat den Bilchöfen das 
Recht der Erfommunifation der ſog. Altkatholifen beftritten, weil mit derjelben bürgerlihe Nach- 
theile verfnüpft jeien..... . Die Kirche jeldft verbindet mit dem Ausſchluß von der Kirchen: 
gemeinschaft feine bürgerlichen Nachtheile und wir verlangen bezüglich Der Exkommunicirten nichts 
anderes vom Staate als die Anerkennung, daß ein Erfommunicirter eben nit mehr 
ein Mitglied der katholiſchen Kirche iſt,“ indeſſen Liefert diefe Erklärung entweder nur 
einen Beweis dafür, daß die deutfchen Bischöfe mit den dogmatiſchen Grundanfchauungen ihrer 
eigenen Kirche nicht vertraut find oder dafür, daß fie die Folgen der Erfommunifation abjichtlid) 
inforreft angegeben haben, um die Staatsregierung, melde die Altfatholifen gleichfalls ala voll: 
berechtigte Katholiken behandelt, zum Aufgeben dieſes Standpunftes zu bewegen. ' Nach der An: 
fhauung der Fatholifhen Kirche gehört ihr jeder, welcher die chriftliche Taufe erhalten hat, an, 
conc. Trident. Sess. VII de baptismo, c. 4, 7, 8, ift mithin allen ihren Geſetzen unterworfen (vgl. 
Phillips K. R. ©. 752, weshalb ih denn auch der Biſchof Martin von Paderborn in feiner 
Schrift: „ein bifchöfliches Wort an die Protejtanten Deutjchlands. Paderborn 1864" von Gottes- 
und Rechtswegen als den rechten Dberhirten auch der Proteftanten feiner Didcefe bezeichnet hat). 
Da die fatholifhe Kirche nach ihrer Auffaffung die allein berechtigte Form des religiöfen Lebens 
it, und fih Niemand ihrem Gefet entziehen kann, jo ift weder ein freimilliger: Austritt aus ihr 
noch eine unfreimillige Bejeitigung der Mitgliedfhaft denkbar und möglih (Phillips ©. 2,400; 
Schulte, Lehrb. ©. 453). Korrefter Weife kann man daher nicht von einer Ausſchließung aus 
der Kirche, jondern nur aus der kirchlichen Gemeinjchaft jprechen, d. h. der Erfommunicirte vers 
liert zwar jeine Ficchlichen Rechte und nimmt an den Gnaden und Segnungen der Kirche feinen 
Theil, er bleibt aber Mitglied derfelben, und ift al3 jolches verpflichtet, ich allen ihren Geboten 
und Strafen zu unterwerfen. 

2. Das Interdift (vgl. dazu noch Kober, das Interdift bei Moy Arch. f. kath. K. R. 
BD. 21 ©. 3, 291; Bd. 22 ©. 3), welches in doppelter Anwendung vorfommt. Dasinterdietum 
locale beſteht in der Einftellung aller öffentlichen kirchlichen Funktionen (die Spendung der Sakra— 
mente mit eingejchloffen) in einem beftimmten Bezirk (in einem ganzen Lande, einer Provinz, einer 
Didcefe, einem einzelnen Ort) oder aud in einer Kirche, ift alfo (modern gefprochen) der Strike 
der Geiftlichfeit. Im Mittelalter wurde dafjelbe häufig angewendet, um den Widerftand von Für: 
ften und hohen Herren zu brechen. Die Kirche rechnete darauf, daß dieſe durch den Eindrud der 
betreffenden Maßregel auf das Volk und aus Furcht vor entftehenden Unruhen und Empörungen 
zur Nachgiebigfeit bewogen werden würden. Da das Interdikt Schuldige und Unfchuldige in 
gleihem Maße traf und jomit den Grundſätzen ſowohl der chriftlihen Kirchenzucht wie auch den 
Prineipien jedes rationellen Strafrechts widerſprach, jah ſich die Kirche genöthigt, ſchon im Mittel: 
alter gewiſſe Milderungen eintreten zu laffen. Sp wurde im Laufe diefer Zeitperiode die Spendung 
der Taufe und Firmung, die Adminiftration des Buhfaframentes, die Gewährung des Altar: 
jaframentes an Kranfe und Sterbende, die tägliche Feier einer ftilen Meſſe, der Hausgottespienft 
in Klöftern, die öffentliche Abhaltung des Gottesdienftes an den Hauptfeften des Jahres und das 
jtille kirchliche Begräbniß von Geiftlichen geftattet. Seit dem 16. Jahrh. ift das allgemeine Lofal- 
Interdikt — der letzte Fall war die Interdicirung der Nepublif Venedig im 3. 1606 durch Paul V (f. 
Sriedberg, Grenzen ©. 696 ff.) — außer Gebrauch gekommen. Ob die römische Kurie die. 
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Abficht Hat, für den Fall einer Durchführung der hier fommentirten Kirchengefete, wie in einzelnen 
Zagesblättern berichtet worden ift, die preußifche Monarchie mit dem Interdikt zu belegen, und 
ob fie diefen Schritt wagen wird, fteht dahin. Jedenfalls wird der Staat der Anwendung eines 
ſolchen Mittels, welches den heute unter den civilifivten Völfern allgemein anerkannten ftrafrecht: 
lichen Grundfäsen Hohn ſpricht, ruhig entgegenjehen können. Paul V hat der unerjchütterlichen 
Konfequenz der Republik Venedig gegenüber ſchon nach einem Jahre fich zu einem ſehr nachtheiligen 
Bergleiche herbeilaffen müfjfen und die Kurie wird dieſer und ähnlicher Vorgänge wohl eingedent 


fein. Praktiſch möglich wäre jest nur das befondere Lokal-Interdikt, alfo die Interdieirung einer 


bejtimmten Kirche oder eines bejtinnmtes Ortes. 

Außer dem interdietum locale fennt die Fatholifhe Kirche noch ein interdictum personale, 
welches ebenfalls ein allgemeines, gemifje Klaffen von Werfonen, den Klerus oder die Einwohner 
eines Drtes, aud) eine Genofjenfchaft treffendes oder ein befonderes, nur gegen einzelne Perjonen 
gerichtete, fein fann. Die mit dem Perfonal-Interdift belegten Perjonen dürfen die Kirche nicht 
betreten, feine gottesdienftlichen Handlungen vornehmen, denjelben außer an hohen Feittagen nicht 
beimohnen, feine Saframente fpenden und empfangen und endlich auch nicht nach Firchlichen Ritus 
begraben werden. Das Perjonal-Interdikt ift alfo eine mildere Form der Erfommunifation. Im 
der heutigen Praxis ift dafjelbe nur noch gegen Geiftliche (als ſog. interdietio ingressus in 
ecclesiam) gebräuchlich. 


3. Die Suspenfion. Diefe findet allein auf Geiftlihe Anwendung und entzieht nur 
geiftliche Rechte, vgl. daher unten zu 82 des Gefekes über die Firchlihe Disciplinargewalt vom 
12. Mai 1873. 

b. Die Strafmittel, welche nad kanoniſchem Necht gegen Geiftliche angewendet werden 
können, find die förperlihe Zühtigung, die Einfperrung in ein Gefängniß (in- 
carceratio), die Berftoßung in ein Klofter (detrusio in monasterium), Geldftrafen, 
ferner die Strafverjegung oder Verſetzung auf eine ſchlechtere Pfründe (translocatio), die 
Entziehung des Beneficiums (privatio beneficii), die Depofition, die Degradation 
und die Suspenſion auf beitimmte Zeit. Dal. über dieje die Anmerkungen zu 88 2 ff. des 
vorhin gedachten Geſetzes. 

Gegen Laien hat die Fatholifche Kirche, weil ihre Gerichtäbarfeit immer mehr und mehr 
einen weltlichen Charakter angenommen hat, früher auch weltliche Strafen, jo namentli Gefäng- 
nigftrafen und Geldbußen verhängt. Diefe find jegt längft unpraftifh, Richter-Dove K. R. 
8219; Schulte, &.NR. 38.2 ©. 395; Phillips, Lehrb. ©. 3918. Daffelbe gilt von der In— 
famie, melde das fanonifche Recht und das Trienter Koneil für gewiffe Vergehen, letzteres für die 
Entführung einer Frauensperjon und für das Duell (Sess. XXIV c. 6 de ref. matr. u. Sess. XXV 
c. 19 de ref.) androht und im Fall der Notorietät oder Verurtheilung eintreten ließ (vgl. 
Münden, a. a. O. ©. 119 ff. und mein Kirchenreht Bd. 1 ©. 30, 31). Jetzt kommt noch vor: 

die Berfagung des kirchlichen Begräbniffes, denn eine Kirche, welche davon aus: 
geht, daß die von ihr verwalteten Heilshandlungen, wie die Meſſe und der Ablaß, jelbjt den 
Berjtorbenen zu Gute fommen, Trid. Sess. XXII c. 2 und ce. 3 de sacrificio missae und Sess. XXV 
decr. de purgat., fann fonfequenter Weife auch noch Strafen gegen Todte infofern verhängen, als 
fie diefen ihre heilbringende Thätigfeit und Hülfe entzieht (vgl. Janſen in der Zeitjchr. für 
Philofophie und Fathol. Theologie. Heft 16 (1835) ©. 106 ff.). 

In vorjtehender Weberficht find die üblichen Straf: und Zuchtmittel, welche in der Fatholijchen 
Kirche vorfommen, Furz charakterifirt. Außer denfelben ift aber noch eine Verſagung einzelner 
kirchlicher Handlungen, namentlich einzelner Saframente denkbar. In der XIV. Kommilfion wurde 
von dem Regierungstommifjar mitgetheilt (vgl. den citirten Bericht ©. 8): „Nach einer der Staats- 
Regierung zugegangenen Beichwerde jei beifpielsmweije in der Provinz Pofen im 3. 1862 der Fall 
vorgefommen, daß einem Firchlichen Wahlmanne die Dfterbeichte verweigert worden, weil er bei 
der Wahl eines Deputirten zum Abgeoronetenhaufe fi der Abftimmung enthalten habe. Er habe 
fih darauf an einen andern Geiftlihen gewendet, und fei auch dort als „Zudas Iſchariot“ ab: 


ſchläglich befchieden worden. In einem andern Falle jolle einem höheren Gerichtsbeamten katho— 
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liſcher Konfeffion die Abfolution verweigert worden fein, weil er in pflichtmäßiger Ausübung feines 
richterlichen Amtes angeblich kirchliche Intereſſen gefährdet habe” (f. dazu die ftenograph. Berichte 
©. 1716). Daß es fih in folden Fällen gleichfalls um die Uebung einer Straf und Zuchtgewalt 
handelt, fann nicht zweifelhaft fein. Denn auch hier werden einer Perſon bejtimmte Nachtheile 
zugefügt, theil3 um ihre in den Augen der Kirche ungerechtfertigte Sandlungsweife zu beftrafen, 
theils aber um fie Fünftighin von einer folhen abzuhalten. Ueberdies Liegt der Unterſchied von 
der Erfommmunifation allein darin, daß bei diefer die Berechtigung zur Theilnahme an allen der: 
artigen Gnadenmitteln der Kirche, hier nur zum Empfange des einen oder andern entzogen wird. 
Es ift indeffen zu beachten, daß die Zurüdweifung von den Saframenten nicht ſtets dieſen Cha- 
rafter trägt. Sind die Bedingungen, unter denen die Kirche das Sakrament fpendet, nicht erfüllt, 
d. h. hat alfo der Einzelne im gegebenen Falle gar fein Recht auf dafjelbe (zeigt er z. B. bei der 
Buße nicht die erforderliche Neue), fo liegt hier nur ein Ausſpruch der Kirche vor, daß unter den 
obmwaltenden Vorausſetzungen eine Berechtigung der betreffenden Perfon zum Gmpfange des 
Saframentes nicht befteht, ein Ausfpruch, zu welchem die Kirche zweifellos berechtigt it. 


Endlich kommen auch die Bußwerke in Betracht, welche der Beichtvater bei der Verwaltung 
des Saframentes der Buße dem Beichtenden als Bedingung der Wirkſamkeit der Abjolution ſowohl 
zur Heilung feiner fittlihen Schwäche als auch zur Strafe der begangenen Sünden auferlegt und 
die nach der heutigen Praxis hauptfächlich in Gebeten, Faften und Almofen beftehen. Dieje Buß: 
werfe müfjen ebenfall3 zu den Zucht- und Strafmitteln im Sinne des Gejehes gerechnet werden, 
da fie denjelben Zweck, wie die übrigen verfolgen, eine Anjchauung, welche auch von den Motiven 
der Regierungsvorlage (a. a. D. ©. 9: „AS an fich zuläffige Kirchliche Straf: und Zuchtmittel 
find hiernad) insbefondere anzufehen: die Auferlegung von Bußwerken rein religiöjen Charakters”) 
getheilt wird. 


B. Straf: und Zudtmittel der evangeliihen Kirche. Die futherifche Kirche hat 
in ihren Anfängen die Uebung der Kirchenzucht durch Straf: und Zuchtmittel, welche über das 
firhlihe Gebiet hinaus wirken, verworfen, vgl. Luther in der Vermahnung an die Geiftlichen 
zu Augsburg 1530 (Werke, Ausg. v. Wald) Bd. 16 ©. 1147): „Da mifjet ihr vorerft den großen 
Raub und Frevel, daß ihr den großen Bann, genannt excommunicatio major, welche doch der 
weltlichen Obrigkeit zufteht, zu euch geriffen habt, euer Bann foll der Fleine heißen, der nicht die 
Melt, fondern den Himmel zufchleußt und von der Chriftenheit und Sakrament jondert, wie 
Ehriftus fpricht Matth. 18, 17 und Paulus 1. Corinth. 5, 12; Artic. Smalcaldiei v. 1537 P. II. 
art. 9: „Maiorem illam excommunicationem quam papa ita nominat, non nisi civilem 
poenam esse ducimus, non pertinentem adnos ministroseccelesiae. Minor, autem, 
quam nominat, vera et christiana est excommunicatio quae manifestos et obstinatos peccatores 
non admittit ad sacramentum et communionem ecclesiae, donec emendentur et scelera 
vitent. Et ministri non debent confundere hanc ecclesiasticam poenam seu excommunicationem 
cum poenis eivilibus“ (3. T. Müller, d. fymbolifchen Bücher d. evang. luther. Kirche. 2. Aufl. 
Stuttgart 1860 ©. 323; über die reformirte Kirche vol. Richter, Geſch. der evang. Kirchen: 
verfaflung i. Deutfchland. Leipzig 1851 ©. 150, 168ff. u. Hundeshagen, Beiträge zur Kirchen: 
verfaffungsgeichichte. Wiesbaden 1864 ©. 212.) Die Kirchenordnungen des 16. Jahrhundert weijen 
aber ſchon mehrfach eine Unterfcheidung zwifchen dem Bann in dem Sinne der Schmalfaldiichen 
Artifel, welcher von der kirchlichen Gemeinſchaft gänzlich ausfchloß und öffentlich verkündet wurde 
und dem Ffleinen Bann, d. h. der Ausfhliefung von den Saframenten und gewifjen Firchlichen 
Funktionen, nämlid vom Abendmahl, der Pathenfchaft und gewöhnlich der Trauung (Richter 
K. R. 8 227 N. 7), auf und fallen infofern in die fatholifhe Anſchauungsweiſe zurüd, als fie mit 
dem Bann der erfteren Art auch gewiffe Wirkungen auf die bürgerlichen Beziehungen eintreten 
laſſen Richter a. a. D. Note 14). Nachdem noch im Laufe defjelden Jahrhunderts die Verhän- 
gung des Bannes ausfchlieglich in die Hände der Konfiftorien gelegt und den Paftoren nur die 
Ertheilung der derfelben vorhergehenden Ermahnungen belafjen worden war, wurde die Kirchenzucht 
immer mehr und mehr nad Art der weltlichen Strafgerichtsbarfeit ausgeübt, und außer dem Bann 
auch Bußübungen, Berfagung des kirchlichen Begräbniffes, gewiſſer Auszeichnungen z. B. des Myrthen- 
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franzes bei Kopulationen u. f. w., Geldbußen, ja auch Leibesftrafen (fo droht eine Verordn. des Herzogs 
Albrecht v. Preußen v. 1543 für hartnäckige Unterlafjung des Kirchenbefuhes „Halseifen” an, 
Jacobſon, Geſch. d. Quellen d. evangel. Kirchenrechts in Preußen und Poſen, Anhang ©. 37) 
feftgefegt und angewendet (vgl. Sacobfon, evangel. K. R. ©. 622, 623 u. Richter, a. a. D. 
©. 713). Diefer Zuftand hat fih bis in das 18. Jahrhundert hinein, und namentlich aud in 
den Ländern, welche die heutige Monarchie bilden, erhalten (über die älteren preuß. Provinzen val. 
Zacobfon, evang. K. R. ©. 622; über Hannover Schlegel, churhannöverſches K. R. Th. I. 
©. 311; über Kurheſſen Büff, kurh. K. R. ©. 153; über Schleswig-Holftein Johannſen, Verſuch 
d. kanon. Recht 2c. Th. I. S. 116 ff.). Allmählig unterblieb aber die Handhabung des Bannrechtes 
durch die Konfiftorien und da auch die Kicchenbuße durch Geld abgefauft werden fonnte, fo ift die 
Kirchenzucht in den evangelifchen Kirchen Deutjchlands im Allgemeinen außer Uebung gekommen, 
und e3 haben ſich nur noch vereinzelte Reſte derjelben erhalten, vgl. die Zujfammenftellung bei 
Mofer, allgem. Kirchenblatt für das evangel. Deutihland. 6. Jahrgang 1357 ©. 264. 
| Rechtlich zuläffig waren bisher in Preußen nach dem A. L. R. Th. II. Tit. 11 SS 54, 55—57, 
86ff. (für Rheinland und Weftphalen vgl. den durch K.D. vom 20. Auguft 1847 u. 21. Juni 1844 
genehmigten Zufat zu $ 120 der Rhein.-weitphäl. Kirhen-Drdnung, bei Bluhme, Coder ©. 344; 
Hagens, Kirchen-Drdn. ©. 86 und Bramesfeld, Kirhen:Dron. S. 219) als Zucht: und Straf: 
mittel die Fernhaltung von den Saframenten und dem Gotteödienfte, ſowie die gänzliche Aus— 
ſchließung aus der Kirhe oder Religionsgeſellſchaft; dafjelde gilt für Kurheffen, Büff a. a. O. 
©. 163, 180ff., (f. auch die Anlage am Schluß des Geſetzes); für Schleswig-Holftein ſ. Calliſen, 
Anleitung für Theologie Studirende 2c. 2. Auflage ©. 89, vgl. auch Inſtruktion für d. General: 
Superintendenten vom 14. December 1739 $ 14. (Syftemat. Samml. der für die Herzogthümer 
Schleswig und Holftein erlaffenen Verordnungen. Bd. 3 ©. 132) und Gem.-Ordn. v. 16. Auguft 
1869 $ 41 (Gef. Samml. S. 988), für Hannover ſ. Spangenberg das Territorialficchenrecht 
in Hannover bei Lippert, Annalen Hft.3 ©. 26; Verſagung des kirchlichen Begräbniffes, d. h. 
der Grabrede und des Geläutes, ſ. Sacobjona. aD. ©. 514; Meier, preuß. K. R. ©. 32 N. 37; 
Büff, ©. 509, 511, 512; Zohannfen Th.2 ©. 45; Spangenberg a. a. D. ©. 26; die 
Entziehung gemwiffer Auszeichnungen, 3. B. des Brautfranzes, ſ. Jacobſon a. a. D. ©. 624 
N. 16a u. Meier, a.a. D.; Büff ©. 262, 645; öffentliche Fürbitte ohne Namensnennung und 
Ermahnungen, A.L. R. a.a.D. 8876 ff, Jacobfon und Meier a. a. O. Gegen Geiftlidhe 
fommen ähnliche ihre Amtsrechte und amtliche Stellung berührende befondere Strafen wie in der 
katholiſchen Kirche, aljo Verweis, Geldftrafen, Suspenfion, Strafverfegung, unfreimillige Emeri— 
tirung und Amtsentfeßung vor, j. vorläufig Jacobſon a. a. D.; Aktenſtücke des evangel. Ober— 
Kirchenraths Bd. 1 Hft. 5 S. 20; Meiera. a. D. ©. 244; Büff, ©. 369, Spangenberg a. a. 
D. ©. 26; Dtto, K. R. im Herzogth. Naffau S. 149 ff. Mit Rückſicht darauf, daß die Verfaffungen 
der evangelifchen Kirchen in Preußen jet presbyteriale und fynodale Elemente enthalten und den 
Laien einen gemiffen Antheil an der firchlichen Verwaltung gewähren, bejtehen endlich auch be: 
fondere Strafen, welche ſich auf diefe Rechte beziehen, jo Ausschluß von den Rechte, die Gemeindes 
firhenräthe, bez. Kirchenvorfteher und Xelteften, oder die Mitglieder der größeren Gemeinde-Ver— 
tretung, die fog. Repräfentanten oder Gemeinde-Vertreter zu wählen, Unfähigkeit zur Bekleidung 
der erwähnten firchlichen Aemter oder zum Amte eines Synodal- Mitgliedes und Entlafjung aus 
den erwähnten Aemtern, vgl. Grundzüge einer Gemeindeordnung für die evangel. Kirchengemeinden 
der öftlihen Provinzen v. 29. Zuni 1850 88 5, 8 (Gef.-Samml. ©. 343 u. Aktenſtücke des evangel. 
Ober⸗Kirchenraths Bd. 1 Hft. 1 ©. 6) und den Erlaß v. 27. Febr. 1360 Nr. 2 (Gef.-Samml. ©. 90); 
theinifcheweitphäl. Kirchenoronung SS 10, 21, 127, 129; Kirchenvorftands: und Synodal» Drdnung 
f. die evangel. Iuther. Kirche Hannovers v. 9. Dftober 1364 88 10, 13, 24, 70 (u. U. bei Loh— 
mann, Kirchengel. der evang. luther. Kirche Hannovers Th. J. ©. 8 ff.); Gemeinde-Ordn. f. die 
evangel. luther. Kirchengemeinden in Schleswig:Holftein v. 16. Auguft 1869 S$ 9, 19, 22, 27, 56, 
57 (Geſ.“Samml. ©. 975), Gemeinde-Drbdn. f. die evangel. Kirchengemeinden im Bezirk des Konfiftor. 
zu Wiesbaden v. 27. Auguft 1869 88 9, 14, 17, 18 (Geſ.Samml. ©. 1024). 

Bon einem Ueberblick über die bei den übrigen Neligionsgejellfchaften geltenden Straf: und 
Zuchtmittel⸗Syſtemen jehe ich ab, weil die vorftehende Weberficht ſchon Material genug ergiebt, 
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um die Tragweite des Gefekes zu ermefen. Wegen des Judenbannes vgl. unten Ann. 6 
zu diefem $ ©. 15. 


) Anzudrohen, zu nerhängen oder zu verkünden. Die Zufammenftellung diefer drei Worte 
ift gewählt, um jede von dem Gefege für unzuläffig erachtete Ausübung der Straf: und Zuchtgewalt 
unmöglich zu machen. Dur den Ausdrud: Androhen wird einmal die allgemeine Feſtſetzung 
von Straf: und Zuchtmitteln feitens der Organe der Neligionsgefellfchaften für die zufünftige Be: 
gehung gewiffer Handlungen, jodann aber aud) die von einer Behörde oder einem Beamten der 
Religionsgefellihaft für einen befonderen Fall in Ausficht geftellte Verhängung eines Straf oder 
Zuchtmittels betroffen. 

Das Wort Berhängen bedeutet die Auferlegung oder Feſtſetzung eines Straf oder Zuchtmittelß, 
alſo das Ausfprechen des Barnes, der Entziehung der Firchlichen Gemeinderechte u. ſ. w. Dieje Beftim: 
mung richtet fich nicht nur gegen den Hauptfall der Verlegung des Geſetzes, jondern fie verhindert auch, 
dab Fünftighin bei gegebener fpecieller Veranlafjung unzuläffige Genfuren und Strafen angewendet 
werden, welche ſchon in früheren firhlichen Anordnungen, wie ſolche 3. B. das fatholifche Kirchen: 
recht im weiteften Umfange aufmeilt, allgemein angedroht find. 

Der Ausdruck: Verfünden, bedeutet das amtliche Wubliciven der Verhängung. Da aber das 
Geſetz im $ 4 von dem Verkünden noch das öffentliche Befanntmachen unterjcheidet, jo muß unter dem 
Berfünden ſchon jede Publikation verftanden werden, welche blos über die Betheiligten, d. h. die verhänz 
gende Behörde und die betroffene Perfon hinaus geht, ohne daß fie beſtimmt ift, in die abjolute Oeffent— 
lichkeit zu gelangen, alfo namentlich eine Kundgebung an die Mitglieder derfelben Religions: 
gefellichaft. Der Ausdruck fieht „die Fälle vor, wo der die Strafe ausfprechende Neligionsdiener 
die Publikation nicht ſelbſt vollzieht” (Motive der Negierungsvorlage ©. 9). Mit Rückſicht auf 
8 5 des Gefetes bildet alfo die Berfündung ein befonderes Bergehen, während Mangels dieſer 
Vorſchrift der Verfünder allein nach 8 49 des Reichsſtrafgeſetzb. als Gehülfe und zwar (vgl. $ 44 
a. a. D.) nur geringer hätte beftraft werden können. Außerdem ift aber die Faſſung noch mit 
jpezieller Rücficht auf das fanonifche Necht gewählt (j. Motive a. a. D.). Daſſelbe jcheidet näm— 
lih die Genfuren in censurae ferendae sententiae und latae sententiae, d. h. jolche, welche erſt 
nad jtattgehabter Unterfuhung durch befonderen Ausſpruch des Firchlichen Oberen im gegebenen 
Falle verhängt werden, und ſolche, welche ohne Weiteres oder ipso iure durch Begehung der be— 
drohten Handlung eintreten (Kichter-Dove a. a. O. ©. 651; Phillips a. a. O. ©. 332). Um 
ihre volle Wirfung zu äußern (vgl. unten Ann. 6), muß der eo ipso erfolgte Eintritt Derjelben 
durch ein deflaratorisches Urtheil des Firchlichen Oberen Fonftatirt und publicirt werden, wie dies 
3. B. Hinfichtlich der durch die Konftitution: Pastor aeternus (ſ. oden Anmerf. 3 IIL. A. a. 1) 
feſtgeſetzten excommunicatio latae sententiae ſeitens de3 Biſchof Cremenk von Grmland in dem 
Erlaß vom 4. Juli 1871 gegen den Dr. Wollmann und den Dr. Michelis gejchehen ift („jo 
jehe ich mich in die Nothwendigfeit verjegt, durch richterliche Sentenz es auszufprechen, daß Sie 
der Strafe der großen Erfommunifation, welche von der Kirche gegen hartnädige und bemußte 
Leugner ihrer Glaubensentſcheidungen verhängt und insbefondere auch von dem vatifanifchen Konzil 
bezüglich feiner Defrete vom 18. Juli v. 3. feftgefegt worden ift, verfallen und aus dem Schooße 
der römifch-fatholifhen Kirche ausgefchieden find. — Die amtliche Publikation” — welche übrigens 
in der Pfarrkirche in Braunsberg am 30. Zuli 1871 ftattgefunden hat — „behalte ich mir vor”; 
vgl. Aktenftüce betr. die Stellung des Bifhofs von Ermland Dr. Crementz zu den Staatsgeſetzen 
S. 1 und Moy, Archiv Bd. 26 ©. LXXXIV) Wäre das Wort: „verkünden“ nicht in das Geſetz 
aufgenommen worden, jo hätte daffelbe eine Lücke gehabt, da die Fatholifchen Kirchen» Oberen ſich 
im Falle der Veröffentlichung folcher General:Genfuren immer hätten darauf berufen können, daß 
fie diefe nicht verhängen, jondern ihren Eintritt nur deflaratorifch Fonftativen. 


5) Dem rein religiöfen Gebiete angehören, Als erſte Kategorie von Straf: und 
Zuchtmitteln, deren Anwendung den Kirchen und Neligionsgejellichaften geftattet ift, bezeichnet das 
Geſetz diejenigen, welche dem rein religiöfen Gebiete angehören. Da Religion die Auffaffung von 
den Berhältniß und der Stellung der Menfchen zu Gott, namentlich ihrer Abhängigkeit von dem 
höchſten Weſen ift, jo bedeutet religiös alles dasjenige, was diefem Verhältnig gemäß ift und 
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dafjelbe betrifft. Unter religiöſem Gebiet kann demnach das Geſetz nur das verftehen, was in den 
Kreis der Beziehungen des Einzelnen zu Gott gehört. Dafjelbe fest weiter, wie die folgende Worte: 
‚pie Entziehung eines innerhalb der Kirche oder Religionsgejellichaft wirkenden Rechts“ ergeben, das 
religiöfe dem Firchlichen Gebiet gegenüber. Diefem weiſt es offenbar — der Natur der Sade 
ntiprechend — alle die Berhältniffe zu, welche daraus entjtehen, daß fich die Religion einen 
iußeren Drganismus Schafft, d. h. daß diejenigen, welche durch die Gemeinjamfeit religiöfer Vor: 
tellungen und Handlungen verbunden find, auch eine bejtimmte, in die äußere Erfcheinung tretende 
Ordnung errichten. Allerdings vermittelt die Kirche und die Neligionsgefellichaft die Beziehungen 
es Einzelnen zur Gottheit, indefjen drückt der Zujag: „rein“ zu religiös aus, daß hier nur 
olche Verhältniſſe gemeint fein können, welche auch ohne die Erijtenz einer organifirten Gemeinſchaft 
denkbar find. Die Straf- oder Zuchtmittel der bezeichneten Art ſind demnach jolche, bei welchen 
3 ſich nicht um irgend welche Beziehungen des Einzelnen zu der veligiöfen Genofjenihaft, ſondern 
wre um folhe zu Gott felbjt Handelt. Demnach bat das Gejek, wie auch die Kegierungsmotive 
eftätigen (j. oben S. 10), namentlich die in der katholiſchen Kirche bei der Handhabung des Buß: 
alramentes üblichen Bußwerke, alfo Gebete, Faſten und Almofen, im Auge Die lestgedachten 
jeiden Arten fallen deshalb unter die in Rede jtehende Kategorie, weil e3 fich hier um die Bezeugung 
iner bußfertigen und reuigen Gefinnung gegenüber der Gottheit handelt und Dies gerade das Wefen 
jiejer Bußmwerfe bildet. 


6) Die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder Religionsgeſellſchaft mirkenden 
Kechts oder Die Ausfchließung aus Der Kirchen- oder Religionsgefelfchaft betreffen. 
Die zweite Kategorie von erlaubten Straf: und Zuchtmitteln bilden diejenigen, welche die gänzliche 
der theilweiſe Entziehung firchlicher Nechte oder den Verluſt der Zugehörigkeit zu einer Kirchen: 
der Neligionsgejellfihaft zum Gegenftande haben. 

Derhängt werden können demnach von allgemein anmendbaren Zucht: oder Strafmitteln in 
ver Fatholifchen Kirche die excommunicatio minor, das Interdift und die Fernhaltung von ein- 
elnen Saframenten (von der Taufe, von der Abjolution u. f. w.), in der evangelifchen Kirche Die 
ehtere, der Bann in dem oben angegebenen Sinne (f. ©. 10 u. 11) und der Verluſt der Firchlichen Ge: 
neinde:, namentlich) Gemeinde: Wahlvechte (j. auch Motive der Negierungsvorlage a. a. D. ©. 9), 
endlich gegen Geiftliche die Degradation, die Depofition, Strafverjegung, Straf-Cmeritirung, Ent: 
ziehung des Beneficiums, dieje lesteren jedoch nur unter den in dent Geſetze vom 12. Mai 1373 
SS 2 ff, 7 (f. unter IL.) vorgejchriebenen Vorausſetzungen. Alle diefe Zuchtmittel und Strafen 
gehen nicht über das kirchliche Gebiet hinaus. 

Db die Berhängung der katholiſchen excommunicatio major durd) das Geſetz verboten 
ft, bedarf bejonderer Beſprechung, da neuerdings vielfach von Katholischer Seite, jo in der oben 
S. 3 erwähnten Denkſchrift des preußischen Episfopates, von v. Schrötter, politiiche und recht: 
ihe Bedenken geg. d. Gejeß- Entwurf betr. die Grenzen 20. 2. Aufl. Leipzig 1373 ©. 30ff.; 
bei den Verhandlungen über das Gejek von dem Abgeordneten Windhorft (Meppen), |. ftenogr. 
Berichte S. 1721, wie auch früher von Koch, Kommentar Note 23 zu $ 57 Tit. 11 TH. II. A. L. R. 
u. Bogt Kirchenr. Bd. 1 ©. 90 N. 29, behauptet worden ift, daß mit dem großen Kirchenbann 
jet feine bürgerlichen Nachtheile, bez. feine nachtheiligen Folgen für die bürgerliche Ehre verbunden 
find. Dies ift in fo weit richtig, als die Staatsgejekgebung mit dem großen Kirchenbann nicht 
mehr wie im Mittelalter, wo das lüngere Berharren in demfelben auch die weltlihe Acht zur Folge 
hatte (vgl. Richter: Dove KR. $ 214 N. 14), irgend welche bürgerlihen Wirkungen verknüpft. 
Indefjen fommt es darauf nicht an, denn die Statthaftigfeit des Straf und Zuchtmitteld bemißt 
das Geſetz nicht danach, welche zufälligen Folgen dafjelbe äußert, fondern nach dem Wefen defjelben, 
d. h. danach, welche Folgen die Kirche oder Neligionsgefellihaft nad ihren Anordnungen mit dem 
Zucht: oder Strafmittel verbunden wiſſen will. Bon diefem Standpunft aus gehört aber die 
excommunicatio major, wie die Negierungsmotive (a. a. D. ©. 8) und auch anfcheinend die Ma— 
jorität der XIV. Kommiffion angenommen (eitirt. Komm. Ber. ©. 4, 5), unter einer bejtimmten Vor— 
ausſetzung zu den durch $ 1 des Geſetzes für unftatthaft erklärten Cenſuren. Nach dem fanonifchen Rechte 
war der Exkommunicirte verpflichtet, ſich jedes bürgerlichen Verkehrs mit den übrigen Gläubigen und dieſe 
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fi des Umgangs mit ihn zu enthalten, ja die Iekteren verfielen durch die Verlegung diefes Verbotes 
ohne Weiteres in die excommunicatio minor, c. 29 X. de sent. excomm. V. 39; c. 2. X. de exc. II. 25; 
Kober, Kirhendbann ©. 382, Rihter-Dove $ 214. Die Folge des großen Banned war aljo 
eine allgemeine bürgerliche Verkehrsſperre. Eine Milderung derjelben hat allerdings die Konftitution 
Martins V. v. 1418, welche das c. 7 des deutſchen Konftanzer Konfordates ausmadt (ſ. Hübler, 
Konftanzer Reformation S. 186, 349), eintreten laffen. Diefe beſchränkte die Verpflichtung, fi 
des Verkehrs mit einer in die große Erfommunifation verfallenen Perſon zu enthalten, 1) auf den 
Fall, wo e3 notorifch ift, daß Jemand einem Geiftlichen eine Real-Injurie zugefügt und durch 
diefe Handlung eo ipso (nad) dem auch noch heute geltenden Kirchenrecht, |. c. 29, C. XVIL 
qu. 4, mein Kirchenrecht. Bd. 1 ©. 121, 634; Rihter-Dove $ 117) die große Erfommunifation 
auf fich geladen hat, und 2) auf den Fall, wo die excommunicatio ferendae sententiae dur) 
Richterſpruch des kirchlichen Oberen verhängt, die excommunicatio latae sententiae durch einen 
folchen fonftatirt und das betreffende Erfenntniß der einen oder anderen Art veröffentlicht worden ift. 
Nur unter diefen Vorausfegungen zog alfo noch die Verlekung der Verfehrsfperre die excommu- 
nicatio ipso iure nad) fi. Wie fich aber aus dem Eingang der Konftanzer Bulle („ad vitanda 
scandala et multa pericula subveniendumque conscientiis timoratis, omnibus Christi fidelibus 
indulgemus“) ergiebt, wollte diefelbe nur den Gläubigen eine Gnadenbezeigung und Gewiſſens— 
erleihterung durch Geftattung des Verkehrs mit dem nicht fpeziell durch ein publizirtes Urtheil 
gekennzeichneten Erfommunicirten gewähren, keineswegs dieſem letzteren aber eine Vergünftigung, 
zu Theil werden lafjen. Für diefen ift alfo die frühere Verpflichtung, fich jeden bürgerlichen Um— 
gangs mit den Gläubigen zu enthalten, bejtehen geblieben, d.h. er kann feinerfeitS die Fortfegung 
defjelben nicht beanspruchen (f. Hübler a. a. D. ©. 187 N. 37; Kobera.a.D. ©. 266; Phil: 
lips Lehrb. ©. 357). Die neuefte hierher gehörige Konftitution Pius IX.: Apostolicae sedis 
v. 12. Dftober 1369 (adgedrudt bei Friedberg, Samml. der Aktenſtücke z. erft. vatifan. Concil 
©. 403; Moy, Archiv Bd. 23 ©. 326 und bei Avanzini, constitutio qua censurae latae 
sententiae limitantur. ed. sec. Romae 1871 ©. 7) endlich hat eine Reihe von Genfuren latae 
sententiae und unter diejen auch die für die Verlekung der Verkehrsſperre feſtgeſetzte excommu-— 
nicatio minor beſeitigt. 

Aus dieſer Darftellung ergiebt fih, daß, wenngleich die leßterwähnte Strafe fortgefallen ift, 
doch die päpftliche Gejeßgebung die Borjchrift, daß die Gläubigen — abgejehen von gemwiffen Aus: 
nahmefällen — ihrerjeit3 den äußeren Umgang mit dem namentlich Erfommunieirten abbrechen follen, 
nicht aufgehoben hat. So jagt auch der römische Eurialfchriftfteler Avanzini (a. a. O. ©. 99): 
„ecclesia se negat excommunicatis.. . .. in civili consortio, prohibens fidelibus communicatio- 
nem cum iisdem“ (vgl. auch Rihter-Dovea. a. D. $ 214 N. 17). Ferner heißt es ift einem Artikel 
de3 PBajtoralblattes für die Didcefe Ermland, herausgegeben von Prof. Dr. Hipler, Regens des 
Priefterfeminars zu Braunsberg, v. 1. Auguft 1871 Nr. 15, welcher unmittelbar hinter dem die Exkom— 
munifation des Dr. Wollmann verfündenden Hirtenbrief des Bilhofs von Grmland abgedruckt 
it: „Die Gläubigen find ftrenge verpflichtet, mit einem ſolchen, welcher namentlich aus der Kirche 
ausgejchloffen ift, auch font feinen Verkehr zu pflegen, mag diefer in Bejuchen, Grüßen, Unter: 
richt u. |. w. beſtehen“ (Aktenſtücke betr. die Stellung des Biſchofs von Ermland ꝛc. ©. 14). 
Wenn der Biſchof von Ermland fpäter in feinem Schreiden an den Minifter der geiftlihen Ange: 
legenheiten vom 30. März 1872 die erwähnte Aeußerung in dem freilich nicht officiellen, aber ſchon 
durch jeine Stellung in dem gedachten Diöcefenblatt als officiös gekennzeichneten Artikel des 
Regens Hipler dadurch abzufchwächen gefucht, daß er erklärt: „Aber auch der freiwillige, durch 
feine rechtliche Verpflichtung hervorgerufene Verkehr ift erlaubt, fo oft ein triftiger Grund hierfür 
vorhanden iſt (citirt. Aftenftüde ©. 19, Moy, Archiv Bd. 28 ©. XLIV), fo ift es allerdings 
richtig, daß ſchon das frühere kanoniſche Recht gewiffe Ausnahmen von der Verfehrsfperre zugelaffen 
hat (4. B. für die Kinder, Ehegatten u. f. w., ſ. Kober a. a. O. ©. 391; Richter-Dove $ 214), 
aber immerhin hat feloft der Ermländer Bifchof es nicht in Abrede ftellen können, daß das Ver: 
kehrsverbot noch heute die Regel bildet, wenngleich ex diefes in Folge der Ausnahmen als bedeu— 
tungslos hinzuftelen fucht. In Preußen Hat man ultramontanerfeits jet das Intereffe, den 
vechtlichen Verhalt möglichft zu verdunfeln, daß aber das Geſagte vollkommen unftreitbar ift, ergiebt 
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das folgende, am 3. Dechr. 1872 erlaſſene Grkommunikationsdekretdes Erzbiſchofs von 
Dlmüs, deſſen Zurisdiftion übrigens auch der preußische Diftrift Katfcher unterfteht: „Nachdem Wir 
die Civil-Ehegatten Hugo und Emilie Jerzabek aus Schönberg, welche wegen des Firhlichen Verbrechens 
des ſchismatiſchen Abfalles von der heiligen Fatholifchen Kirche vor Uns angeklagt wurden, den 
Kichengefegen gemäß ermahnt haben, daß fie bußfertig zur Einheit des allein wahren Glaubens 
zurückkehren und ebenjo diejelben durch Unfer geiftliches Gericht vorgeladen haben, auf daß fie 
ſich wegen des genannten Verbrechens verantworten; fie aber ſowohl Unferer Ermahnung als auch 
der Vorladung feine Folge geleiftet und dadurch bewiefen haben, daß fie des firchlichen Verbrechens 
des ſchismatiſchen Abfalles wirklich ſchuldig feien, wie dies auch allgemein befannt ift, jo erflären 
Wir hiermit im Namen des Allmächtigen Gottes des Vaters, des Sohnes und des heiligen Geifteg, 
jowie im Namen der hh. Apoftel Paulus und Petrus und aller Heiligen, daß die genannten Hugo 
und Emilie Serzabef auf ſolche Weife in die Kirchenſtrafe der Erfommunifation ver: 
fallen, daß fie aus der Gemeinschaft der h. Fatholifchen Kirche in der Art ausgefchlofjen feien, 
daß fie nunmehr von allen Rechtgläubigen jo lange zu meiden fein werden, 
bis fie den Gejegen der h. Fatholifchen Kirche werden Genüge geleiftet haben, damit ihre Seele 
gerettet werde am Tage des Gerichtes“ (abgedrudt i. d. protejtant. Kirhenzeitung von 1873 Nr. 2 
©. 37). Die fatholifche Kirche verpflichtet alfo noch heute ihre Mitglieder, den bürgerlichen Verfehr 
mit dem namentlich Gebannten zu meiden. Unter diefen Umftänden find jedenfalls die Beicht: 
päter nicht nur berechtigt, ſondern auc verpflichtet, bei Verwaltung des Bußſakramentes auf die 
Beobachtung des Verfehrsverbotes hinzumirfen, und es würde jogar nichts entgegenftehen, daß der 
Biſchof in fchwereren Fällen und bei hartnädiger Nichtbeachtung des Verbotes gegen die renitenten 
Katholiken fraft feiner allgemeinen Disciplinargewalt und feiner Befugniß, arbiträre Strafen zu 
verhängen (Trid. Sess. XXV. c. 3 de ref.), auch mit Genfuren vorgehen fünnte. Daß die Verkehrs: 
ſperre mit diefen Mitteln thatfächlich durchgefegt werden kann, beweift das in den Motiven der 
Regierungsvorlage citirte Erfenntniß des Stompetenzgerichtshofes in Sachen des Kaufmanns Sonntag 
vom 30. Mai 1857 (ſ. Moy, Arhiv Bd. 2 S. 719 und Altmann, Praris der preuß. Gerichte 
in Kirchen-, Schul: und Eheſachen ©. 446), in defjen Gründen es heikt: „In Folge der wider 
den Stläger auf Beranlaffung des Biſchofs von Trier verhängten feierlichen Exkommunikation hat 
die Verklagte, öffentliche Lehrerin an der fonfejjionell katholiſchen Schule zu St. Caſtor in Koblenz, 
ihren Schulfindern den Beſuch des Verkaufs-Lokals des auch mit Schreibmaterialien handelnden 
Kläger bei Strafe unterfagt, auch Strafe gegen Zumiderhandelnde verhängt”, und die Beweis: 
fraft dieſes Falles wird jelbjtverftändlich nicht dadurch gejhwächt, daß, wie der Abgeordnete 
Schorlemer-Alſt (ftenogr. Beriht ©. 1714) behauptet hat, der Erfommunicirte entjchiedener 
Demokrat und Socialift geweſen, in gejtörten ehelichen Verhältnifjen gelebt und fich ſpäter ſelbſt 
entleibt hat. Wenn es ferner im Jahre 1860 katholiſchen Geiftlihen in der Provinz Pofen gelungen 
ift, durch Androhung von Saframentöverweigerungen, Katholifen dazu zu bewegen, von ihren jüdischen 
Wirthen oder ihrer jüdischen Dienftherrichaft fortzuziehen, jo wird man füglich nicht bezweifeln 
können, daß die Fatholifche Kirche fich noch jet in der Lage befindet, die mit der großen Exkom— 
munifation verbundene Verkehrsſperre thatjächlich zu realifiren. 

Aus allen diefen Ausführungen ergiebt fich, daß die excommunicatio major weder blos dent 
rein veligiöjfen Gebiet angehört, noch blos auf die kirchlichen Rechte einwirft. Sie ift deshalb nad) 
S 1 des Geſetzes infofern unftatthaft, als fie namentlich verfündet und damit allgemein das Ber: 
fehrsverbot zur Wirkſamkeit gebracht wird. Auf eine Erörterung darüber, ob etwa die bürgerliche 
Ehre des Erfommunicirten dadurch befchädigt wird (vgl. Übrigens darüber unter Anm. 11), fommt 
es demnach nicht einmal an. Wäre die ultramontanerfeits aufgeftellte Behauptung richtig, daß die große 
Erfommunifation feine bürgerlichen Folgen nad) fich zöge, jo bedürfte es nur einer deflaratorifchen, 
die bisherigen kanoniſchen Vorſchriften ausdrücklich für aufgehoben erflärenden päpftlihen Con— 
ftitution. Dann, aber auch nur unter diefer Vorausfegung würde es feftgeftellt fein, daß der große 
Kichenbann allein Firchlihe Wirkungen äußert und nicht von dem $ 1 betroffen wird. 

Ebenſo unftatthaft erjcheint dem Gejeße gegenüber die Berhängung des jüdiſchen Bannes, 
welcher noch in neuerer Zeit mitunter in einzelnen Judengemeinden vorgefommen it (ſ. ftenogr. 
Berichte ©. 654). Der erſte Grad deſſelben (Nidui, Nidui-Schamta), der Feine Bann, befteht 
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darin, daß der Straffällige für 30 Tage vom Umgange mit andern ausgefchloffen und ſich den- 
jelben, Weib und Kinder ausgenommen, nur auf 4 Ellen nähern darf. Bei mangelnder Reue 
und Befferung kann nad Ablauf einer bejtimmten Zeit der große Bann (cherem) ausgeſprochen 
werden. Diefer wird unter Verwünfchungen verfündet und fchließt von jedem Verkehr mit den 
Glaubensgenoffen aus (vgl. Camp. Vitringa, de synagoga veter. Leucopetr. 1726 p. 738 ff.; 
Joh. Gottl. Carpzov, apparat. antiqu. sacri cod. et gentis Hebraeae. Francof. et Lipr. 
1748 p. 554; Winer, bibl. Realwörterbuch 3. Aufl. Bd.1 S. 135; Kober, a. a. O. ©. 4 ff.; 
Wiesner, der Bann in feiner gefchichtl. Entwicklung auf dem Boden des Judenthums. Leipzig 
1864 ©. 24, 30). In Hannover war die Anwendung des Bannes ausdrüdlich geftattet, ſ. 
Schlegel, a. a. O. 35.2 S. 198; Spangenberg, a. a. O. Hft. 4 ©. 9; Grefe, Hannovers 
Recht Th. J. S. 319, und daran hatte auch das hannoverſche Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der 
Juden vom 30. September 1842 (hannov. Geſetzſamml. Abth. 1 ©. 211) nichts geändert, während 
dagegen ſchon das Geſetz betr. die Verhältniffe der Juden im Herzogth. Holftein vom 14. Juli 1863 
816 (Dove, Zeitfehr. f. K. R. Bd.4 ©. 472) bejtimmt hat: „Der Gebraud des Bannes wird 
gänzlich aufgehoben.” 

Was die Verweigerung des firhliden Begräbniffes betrifft, fo ift die Verſagung 
ver kirchlichen Grequien, der Begleitung des Geiftlichen, der Grabrede, kurz jedweder Mitwirkung 
eines Geijtlihen oder Neligionsdieners für ftatthaft zu erachten; weil es fich hier lediglich um 
ein innerhalb der Kirche ſelbſt wirkſames Recht Handelt. Wird ferner die Beerdigung in einem geweihten 
Grabe jeitens der Fatholifchen Kicche oder auf einem der betreffenden Konfeffionsgemeinde gehörigen 
Kirchhof verfagt, jo liegt darin an und für fih auch nur die Entziehung eines Firchlichen Rechtes. 
Anders fteht freilich die Sahe, wenn der Kirchhof Eigentum der Kommune ift oder wenn nad) 
den bejtehenden ftaatsgejeglihen Beitimmungen die Leiche auf dem Kirchhof begraben werden muß 
(vgl. 3. B. 88 183 ff, namentlich SS 185S—190 Fit. 11 Th. I. A. 2. R.). Hier wird nicht blos 
ein kirchliches Recht verjagt, jondern auch die Geltung der Staatsgefege in Frage geftellt, mithin 
über das rein Firchliche Gebiet in die ftaatlihe und bürgerliche Sphäre hinüber gegriffen. Vgl. 
übrigens auch Anm. 11 zu diefem S und Ann. 6 zu SA. 


Hinfihtlih der Straf: und Zuhtmittel, welde in der Verweigerung beſtimm— 
ter Ehrenrechte bejtehen, wird es abgejehen von dem nach Abf. 2 dieſes $ und $ 4 in Frage 
fommenden Gefihtspunft fi ebenfalls darum Handeln, ob rein Kirchliche Rechte, wie z. B. das 
Recht, Kerzen bei einer Prozeſſion zu tragen, entzogen oder gewiſſe Solennitäten bei Trauungen, 
3. B. Geſang, Drgelfpiel u. ſ. w. verjagt werden. Cine derartige Kirchenzucht ift erlaubt. 
Daffelde muß auch von der vielfah vorkommenden Sitte gelten, der gefchlechtlich beſcholtenen 
Braut die Tragung des Brautfranzes nicht zu geftatten. Zu den Ordnungen, welche die 
Kiche und die Neligionsgejellihaft feftzufegen hat, gehört die Beftimmung der Aeußerlichkeiten 
bei den religiöfen und kirchlichen Feiern, mithin auch der äußeren Erfcheinung und Ehrenzeichen 
jowohl der Geijtlichen und Religionsdiener, wie der übrigen Mitglieder der Kirchengemein- 
Ihaft. Wo die erwähnte Sitte fich noch in Uebung erhalten hat, gilt nun der Brautfranz nit 
blos als Zeichen der Jungfräulichkeit, fondern auch als ein kirchliches Shrenzeichen, das bei einer 
feierlihen Handlung getragen wird. Beſchränkt ſich die Kirche darauf, die Ablegung deſſelben 
während der Funktion ihrer Diener zu verlangen, jo geht fie dabei ebenfowenig über ihre Gränzen 
hinaus, wie wenn fie ein gewiffes äuferlich anftändiges Erfcheinen für den Empfang gewiſſer 
Saframente, 3. B. des Abendmahles, verlangt. Diefe Anfhauung ift bei den Verhandlungen des 
Herrenhaufes (ftenogr. Berichte S. 566 Kleiſt-Retzow: „um irgend einem Gliede der Kirche die 
Möglichkeit zu geben, eine firliche Handlung vorzunehmen, dazu bedarf e3 gemwiffer Bedingungen ; 
zu diefen Bedingungen gehört nach der Firchlichen Ordnung, daß eine Perfon, die nicht mehr die 
Ehre der Jungfräulichfeit hat, feinen Kranz tragen darf und der Geiftliche läßt Jemanden, der 
diefe Bedingungen nicht erfüllt, im diefer Form nicht zu”) vertreten worden, und aud die Kom 
miffion des Abgeordnetenhaufes (Bericht ©. 5, 9, 10) hat auf diefem Standpunkt geftanden, da 
fie e3 (nur unter Widerfpruc eines Mitgliedes) mit Rückſicht auf $ 4 des Geſetzes als allein unzus 
läſſig bezeichnet hat, der Braut den Kranz vor dem Altar abzunehmen oder gar abzureißen. 
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) Straf- oder Ruchtmittel gegen Leib u. ſ. m. Der betreffende zweite Abſatz hat 
nicht die Bedeutung, ausfchlieglih und allein die verbotenen Straf: oder Zuchtmittel feitzuftellen. 
Das oberſte Princip, wonach die Statthaftigfeit, bezw. Unzuläffigfeit derfelden zu beurtheilen ift, 
fpricht vielmehr der Abfa 1 aus. Die Kommiffion, welche den Abſatz 2 hinzugefügt hat, ift dabei 
von der Erwägung ausgegangen, daß es fich empfehle, die richtige Anwendung des Princips für 
einzelne Fälle durch eine befondere gefegliche Anordnung zu fihern (vgl. Beriht ©. 5): „Man 
müffe vom Standpunkt der bürgerlichen Rechtsordnung darauf beftehen, daß kirchliche Straf und 
Zuchtmittel nicht unmittelbar bürgerliche Nachtheile herbeiführen. Gerade, weil die Fortdauer des 
S 57 Zit. 11 TH. I. U. 2. R. beftritten werde,.empfehle es ſich, dem $ 1 einen Zuſatz zu geben, 
der den noch heute berechtigten Inhalt jenes Gejeßes wiedergebe. Strafen an Leib, Vermögen 
und Freiheit müßten kategoriſch ausgefchloffen werden, und man fünne fi mit der Verſicherung 
nicht begnügen, daß dergleichen zur Zeit nicht mehr angewendet würden. Dafjelbe gelte aber von 
Strafen, die unmittelbar die bürgerliche Ehre und Anerkennung innerhalb der bürgerlichen Gejell: 
ſchaft betreffen.” 


8, Gegen Leib, Mermögen, Das Verbot der Leibeöftrafen, von denen nur die förperliche 
Züchtigung in Frage fommen Tann, ift ausnahınslos, da diefelbe auch durch $ 3 des Gejehes über 
die kirchliche Diseiplinargewalt vom 12. Mai 1873 gegen Kirchendiener ausgeſchloſſen iſt. Was 
die vom Abgeordneten Windhorft bei den Verhandlungen angeregte Frage betrifft, ob die Auf: 
erlegung von Werfen der Askeſe, dem Verbote des Geſetzes zumider jein würde (ftenogr. Berichte 
©. 1722), jo kann es nicht zweifelhaft fein, daß diefe zu verneinen ift. Selbſt wenn dergleichen 
Bußwerke (Faften, Almofen, Selbftgeißelung) unter Mitwirkung eines Geiftlihen übernommen 
werden, jo bedingt ihr Wejen doch, daß die betreffende Perfon ſie freiwillig vollzieht. Selbſt— 
fafteiungen hat das Geſetz nicht verhindern wollen. Auch hat man diefe nie unter die Zeibes- 
und Vermögensſtrafen begriffen. 


9) Freiheit. Wegen der Freiheitsftrafen gegen Kirchendiener vgl. SS 2 und 5 des Arm. S 
eitirten Geſetzes. 


10) Bürgerliche Ehre. Bürgerlihe Ehre ift der Anfpruch der Perfönlichkeit auf volle 
Achtung ihrer Mitbürger, auf volle bürgerliche Geltung. Demgemäß fchließt das Geſetz ſolche 
Zucht- und Strafmittel aus, welche den Zweck haben, diefe Achtung zu zerftören oder zu ver: 
mindern. Dagegen find diejenigen Mittel nicht unftatthaft, welche blos einen folchen Erfolg äußern 
fünnen. Die äußere Ehre der Perſon ift von ihrem Verhalten abhängig. Da nun jede unfittliche 
Handlungsweile das Maaß der Achtung der Andern beeinträchtigen und ferner die Ausübung 
der Kirchenzucht regelmäßig als Beweis der mangelnden moralifchen Integrität des davon Be- 
troffenen aufgefaßt werden wird, jo würde bei der zuleßt angedeuteten Auslegung der Worte: 
„Bucht: und Strafmittel gegen die bürgerliche Ehre” die Kirchenzucdht jo gut, wie unmöglich ge= 
macht fein, während das Geſetz diejelbe nur in die gehörigen Schranken verweilen will. Ferner 
it daran feitzuhalten, daß die Grenzen der Zuchtgewalt im Abſatz 1 des $ 1 gezogen find (f. 
Anm. 7), und Abſ. 2 nur eine Eremplififation des allgemeinen Princips bildet. Daher darf die 
in Frage ftehende Vorſchrift des Geſetzes nicht jo ausgelegt werden, daß fie die Beftimmung des 
Abſatzes 1 theilweife aufhebt, d. h. es kann fein Straf: und Zuchtmittel, welches nad) dem Abſatz 1 
erlaubt ift, allein deshalb für unftatthaft erklärt werden, weil es blos thatfächlich eine Ehr— 
minderung nach fich zieht oder möglicherweife im Gefolge hat; es wird deshalb auch Fein Kreis- 
richter, wie der Abgeordnete Reichenſperger (Dlpe) befürchtete (ftenogr. Berichte ©. 668), die 
Derweigerung der Saframente unter dem Gefichtspunft, daß fie die Ehre affizive, mit Recht für 
ftrafbar erklären dürfen. Verboten erfcheint dagegen die VBerhängung der Infamie (j. S. 9), nicht 
minder aber auch unter diefem Gefichtspunft die Anwendung der namentlichen excommunicatio major 
und des jüdiſchen Bannes. Denn die lekteren beiden Strafarten follen den Gebannten von jedem 
bürgerlichen Verkehr abjchliegen, alfo ihn als einen Ausgeftoßenen, al3 ein des Umgangs mit 
andern, d. h. eines Zeichens der allgemeinen Achtung nicht mehr würdiges Glied der Gefellfchaft 
erjcheinen laſſen. 


1) Merhältnig des S 1 zu dem Allgemeinen Landrecht Ih. II. T. 11 88 50—57. Der 
Hinſchius, Preuß. Kirchengefege, 2 
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8 50, welcher jedes Mitglied der Kirchengefellichaft verpflichtet, fich der eingeführten Kirchenzucht 
zu unterwerfen, fpricht einen felbftverftändlichen Say aus. Was 8 5l: „Dergleihen Kircdhen- 
zucht ſoll blos zur Abftellung öffentlichen Aergerniffes abzielen“, $ 52: „Sie darf niemals in 
Strafen an Leib, Ehre oder Vermögen der Mitglieder ausarten“; $ 53: „Sind dergleichen Strafen 
zur Aufrechterhaltung der Drdnung, der Ruhe und Sicherheit in der Kirchengefellichaft nothmendig, 
fo muß die Verfügung der vom Staate gefegten Obrigkeit überlaffen werden,“ betrifft, jo jet der 
8 51 die Vergehen feft, wegen deren die Kirchenzucht ausgeübt werden kann. Gr ift jchon duch 
den Art. 15 der Berfaffungsurfunde aufgehoben, weil es fich hier um eine ausschließlich dem kirch— 
lihen Gebiete anheimfallende, der felbitftändigen Regelung der Kirchen und Religionsgefellichaften 
unterliegende Angelegenheit handelt. Ueberdies ift er auch mit dem gegenwärtigen Gejeße unver: 
einbar, denn daſſelbe regelt, vgl. SS 2, 3 diefen Punkt und zwar fo, daß es nur bejtimmte Hand: 
lungen und Unterlafjungen bezeichnet, wegen deren die Hebung der Kirchenzucht ausgeſchloſſen ift. 
Der 8 52 fällt fort, er ift (nur in anderer Faffung) im Abf. 2 des $ 1 des Gejekes reproducirt. 
Daſſelbe gilt von $ 54, welcher der Neligionsgefellihaft das Recht giebt, wegen gewiſſer Hand: 
lungen, Mitglieder von ihren Verſammlungen auszufchliegen. Nach Art. 15 der Verf.Urk. gehört 
die Feitfekung der Gründe, wegen deren die Kirchenzucht zu üben ift, nicht zur Kompetenz des 
Staates. Ueberdies ift der S auch durch den $ 1 des Geſetzes bedeutungslos geworden. 88 55, 56, 
nach denen wegen bloßer, von dem gemeinen Glaubensbefenntnig abweichender Meinungen fein 
Mitglied ausgefchloffen werden kann und die Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit der Aus: 
Ihließung dem Staate gebührt, ftehen ebenfalls mit dem Art. 15 der Verf.-Urk. in Widerjprud) 
(vgl. meine Schrift, die Stellung der deutschen Staatsregierungen, gegenüber den Beſchlüſſen 
des vatifan. Koncils. Berlin 1871, ©. 17, 18), und find jedenfalls durd) das gegenwärtige Geſetz 
bejeitigt. Der $ 57: „Someit mit einer folhen Ausſchließung nachtheilige Folgen für die bürger- 
lihe Ehre des Ausgejchloffenen verbunden find, muß vor deren Veranlaffung die Genehmigung 
des Staates eingeholt werden,“ dejjen Geltung gegenüber dem Art. 15 der Verfaſſungs-Urkunde 
von dem Biſchof v. Ermland in Frage geftellt, von dem Kultusminifter aber mit Recht aufrecht 
erhalten worden ift (Aftenftüde betr. die Stellung des Biſchofs v. Ermland ©. 16, 21, 38, vgl. 
auh Richter: Dove $ 214 N. 17; 8222 N. 6) ift ebenfalls durch das Geſetz bejeitigt wor: 
den, welches gerade u. U. aud die aus Anlaß des Ermländer Falles entftandene Kontroverje hat 
befeitigen, und Ausjchreitungen der Kirchenoberen durch andere Mittel, als durch die in Folge der 
Berfafjungsurfunde unhaltbar gewordenen landrechtlichen Präventiv-Maafregeln hat verhüten wollen 
(Regierungsvorlage, Mot. S.7 und Kommiffionsber. ©. 2, 4, 5). Das Amendement Sauden: 
Tarputſchen (ſ. ©. 5) bezweckte, die Geltung der landrechtlichen Vorſchriften aufrecht zu erhalten 
und außer Frage zu ftellen, ift aber verworfen worden. 

Aehnlich wie das preußifche Landrecht, wenngleich nicht jo detaillirt, regelt die kurheſſiſche 
Berordn. v. 31. Auguft 1829 über die bifchöfliche Gewalt in Straffahen und an den Unterrichts— 
Anftalten (u. X. bei Walter, fontes juris ecclesiast. p. 351) die Ausübung der Straf: und 
Zuchtgewalt in der Fatholifchen Kiche. Der $ 2 derfelben lautet: „Auch gegen diejenigen Laien, 
welche durch beharrliche Widerjeplichkeit gegen die Vollziehung einer gejegmäßigen Anordnung der 
Kirhenzucht, durch Meineid oder fonft durch gottesläfterlihe Reden oder Handlungen, durch grobe 
Derlegung der den geweiheten Orten gebührenden Ehrfurcht oder durch wiederholte und ausgezeichnete 
Unzucht oder durch Böllerei der Kirchengemeinde ein öffentliches Aergerniß gegeben haben werben, 
darf der Biſchof, vermöge feines firchlichen Cenſur- und Strafrechtes dergeftalt einjchreiten, daß 
derjelbe, wenn die in den pfarramtlichen Befugnifjen liegenden Belehrungen, Grmahnungen und 
Verweiſe, und deren ernſte Wiederholung von Seiten der Firchlihen Dberbehörde jeldft nicht zur 
Befjerung führen, fondern dennoch eine fernere Wiederholung defjelben Vergehens eintreten würde, 
angemefjene weitere Firchliche Genfuren und felbft die Exkommunikation ausſprechen, jedoch bei 
diefer auf die befonderen Verhältniffe der Perfonen und auf die daraus etwa entftehenden Wir: 
tungen kluge und fchonende Rückſicht nehmen, und fofern e3 eine gänzliche Ausfchliegung von der 
katholiſchen Kirchengemeinfchaft wäre, davon dem landesherrlichen Bevollmächtigten vorgängige 
Mitteilung machen wird." In wie weit diefe Vorſchriften durch das vorftehende Gejeg aufgehoben 
find, wird ſich nach den obigen Ausführungen leicht beurtheilen lafjen. 
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Sn) 

Die nad 8. 1. zuläffigen Straf oder Zuchtmittel dürfen über ein Mit- 
glied der Kirche oder Religionsgejellihaft ) nicht deshalb verhängt oder verkündet 
werden: ?) 

1) weil daffelbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher. die Staats 
gejege ?) oder die von der Dbrigfeit innerhalb ihrer gejeglichen Zuftändig: 
feit erlaffenenen Anordnungen verpflichten; *) 

2) weil dafjelbe öffentlihe Wahl oder Stimmrechte in einer bejtimmten 
Richtung ausgeübt oder nicht ausgeübt hat. >) 


8 2. *) Die Regierungsvorlage lautete $ 2: „Kein Religionsdiener ift befugt, gejeglich zuläfftge 
Straf: oder Zuchtmittel zu verhängen oder zu verfünden wegen Vornahme einer Handlung, zu welcher 
die Staats-Geſetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Anordnungen 
verpflichten. Ebenſowenig ift er befugt, derartige Straf oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen 
oder zu verfünden, um dadurch zur Unterlafjung einer der vorbezeichneten Handlungen zu bejtimmen; 
$3: „Kein Religionsdiener ijt befugt, gejeßlich zuläjfige Straf: oder Zuchtmittel zu verhängen 
oder zu verfünden, weil öffentlihe Wahl: oder Stimmrechte in einer bejtimmten Art ausgeübt, 
oder weil fie nicht ausgeübt worden find. Ebenſowenig ift er befugt, derartige Straf: oder Zucht— 
mittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verkünden, um dadurch eine beſtimmte Art der Aus: 
übung oder die Nihtausübung öffentlicher Wahl: und Stimmrechte herbeizuführen.“ Der für ihre 
Anordnung maßgebende Gefihtspunft war die Unterfcheidung der Handlungen, zu deren Vornahme 
die ftaatlihen Anordnungen verpflichten, und der der Ausübung, bez. der Nichtausübung öffent: 
licher Wahl: und Stimmredte. Die Fafjung des Geſetzes, welche der von der Kommiljion vor— 
geſchlagenen entfpricht, fondert dagegen die vergangenen Handlungen reſp. die nicht erfolgte oder 
erfolgte Ausübung der Wahl: und Stimmrechte, und Berhängung von Straf und Zuchtmitteln 
dafür ($ 2), von der Einwirkung durch ſolche auf das zufünftige Verhalten (vgl. Komm.:Ber. ©. 6). 
Ein im Herrenhaufe zu $ 2 der Kommilfionsfafjung von Graf Krajjom geftelltes Amendement, 
in Abſ. 2 Hinter: Stimmrechte einzufchalten: „in nicht Ficchlichen Angelegenheiten” (ftenogr. Bericht 
des Herrenh. ©. 572) ift abgelehnt worden. 


ı) Ein Mitglied der Kirche oder Religionsgeſellſchaft. Diefe Worte find von der 
Kommilfion eingefhoben worden. Der Grund ift um jo weniger erfichtlih, als fie in dem $ 3 
nicht wiederholt worden find, was jedenfalls durch die Konfequenz bedingt gewejen wäre. Eine 
ausdrücliche Unterfagung der Berhängung von Straf: und Zuchtmitteln gegen Nichtmitglieder der 
Kirhen und Religionsgejelichaften erjcheint allerdings im Allgemeinen überflüffig. Gegen dieſe 
können fie feine rechtliche Wirkung äußern und fie werden auch deshalb praktisch bedeutungslos 
fein, weil Nichtmitglieder gar Fein Intereffe befisen, Diejenigen Rechte, welche ihnen allein nad) 
$ 1 entzogen werden dürfen, auszuüben. Weberdies tft eine Weberjchreitung der Grenzen des $ 1 
auch Hinfichtlich der nicht zur betreffenden Gejellichaft gehörigen SPerfonen unerlaubt und ftrafbar. 
Indeſſen ift doch ein folder Fall, wie der hier in Rede ftehende, nicht ganz unmöglich. Seitens der 
katholiſchen Kirchen-Oberen könnten mit Rüdfiht auf die nach Fatholifcher Anſchauung prätendirte 
Unmöglichkeit des Austrittes aus der Fatholiihen Kirche (j. oben ©. S) immerhin Zucht: und 
Strafmittel gegen einen zu einer andern Religionsgefellihaft übergetretenen, früheren Katholifen 
verhängt werden, und die Kommiſſion hat e3 durch ihren Zuſatz unmöglich gemacht, dieſen Uebergriff 
nad) SS 2 und 5 des Gejeßes zu beitrafen. 


2, Merhängt oder nerkündet merden, ſ. Anm. 4 zu SI u. Anm. 1 zu 83. 


3) Eine Handlung vorgenommen hat, zu welchec Die Stantsgefehe verpflichten. 
Dieſe Vorschrift richtet ſich hauptſächlich gegen die fatholifche Kirche. Diefe beanfprucht das Recht, 
eine Reihe von Verhältniffen zu regeln, welche der moderne Staat feiner gejeßgebenden Kompetenz 
unterwirft und unterwerfen muß. Sie hat auf die Berlekung ihrer Prätenfionen theils ſchon 
längſt durch allgemeine Anordnungen Cenſuren und Strafen angebroht, theils aber kann fie dieſe 

i * 
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deswegen möglicher Weife jeden Augenblic verhängen. So reprobirt der befannte Syllabus vom 
8. December 1864 (u. A. bei Friedberg, Sammlg. d. Aktenſtücke ©. 398) 3. B. (Nr. 19 u. 20) 
den Sat, daß die Staatögewalt die Befugniß Habe, die Nechte der Kirche und die Schranfen für 
die Ausübung der Kirchengewalt zu beftimmen und (Nr. 28, 41, 49), daß dem Staate das jus 
eirca sacra zuftehe, fodann (Nr. 24) daß die Kirche Feine Macht Habe, Gewaltmittel anzuwenden, 
(Nr. 31) daß die geiftliche Gerichtsbarkeit für die weltlichen Angelegenheiten der Klerifer in Civil: 
und Griminalfahen und (Nr. 32) daß die perjönliche Befreiung der Geiftlihen von der Militär: 
pfliht abzuschaffen, ferner (Nr. 67, 68, 71, 73, 74) daß der ftaatlichen Gefekgebung die Befugniß 
zur Ausübung der Gefeßgebung in Eheſachen, zur Einführung der Givilehe, zur Feititellung von 
Chefcheidungägründen und zur Webertragung der Che: und DVerlöbniß: Streitigkeiten auf die welts 
lichen Gerichte zufomme. Die Constit. Apostolicae sedis (f. ©. 14) belegt unter I Nr. 6 mit der 
dem PBapft befonders zur Abfolution vorbehaltenen excommunicatio major latae sententiae alle, 
welche direkt oder indireft die Ausübung der Firhlichen Jurisdiktion hindern und ferner diejenigen, 
welche zu diefem Zwecke fih an die weltlichen Gerichte wenden, Befehle derjelben ertrahiren, erlaſſen 
oder ſonſt Hülfe, Rath und Begünftigung dabei leisten. Da nod heute das Fatholifche Kirchen: 
recht den Geiftlichen das ſog. privilegium fori, d. h. den ausschließlichen Gerichtsſtand vor den 
geiftlihen Gerichten jomohl in allen Civil: als auch Straffachen zuerfennt Richter: Dove SS 207, 
225), jo verfällt, ftreng genommen, jeder Fatholifche Richter, welcher einen katholiſchen Geiftlichen 
wegen einer Straf: oder Civilſache verurtheilt, ebenfo der Fatholiihe Staatsanwalt, welcher gegen 
einen ſolchen Anklage erhebt, der erwähnten Genjur. Noch im Jahre 1856 Hat der Erzbifchof von 
Freiburg, zu deſſen Didcefe die Hohenzollernfchen Lande gehören, als ein durch den Pfarrverwalter 
Birfle in Haigerlod von der Kanzel injuriirter Dienftnecht denſelben wegen Beleidigung verklagt 
hatte, darin einen Eingriff in feine bifchöfliche Zurisdiftion gefunden und nicht nur den Kläger, 
jondern auch den betreffenden Fatholifchen Richter mit der excommunicatio major bedroht (Fried: 
berg, Grenzen ©. 436). In Baden ift ferner im Jahre 1869 der Bürgermeifter Stromeyer von 
Conſtanz, welcher fich den geſetzwidrigen Anforderungen der Freiburger Kurie nicht fügen wollte 
und nach der Auffaffung der leßteren dazu mitgewirkt hatte, katholiſche Stiftungen und Lehranftalten 
der fatholiichen Verwaltung und Verwendung zu entziehen, durch den erzbischöflichen Kapitular-Vikar 
in den Bann gethan. worden (Friedberg, der Staat u. die Fathol. Kirche i. Großherzogth. Baden 
jeit dem 3. 1866. Leipzig 1871 ©. 179, 216, 513). 

Eine derartige Anwendung der Strafgewalt ift verboten. Zunächſt gegen Beamte. Denn 
alle Handlungen, welche dieſe zufolge der ihre Kompetenz, ſowie ihre Befugniffe und Pflichten 
regelnden Gejeße vornehmen, find ſolche, zu denen fie durch die Geſetze verpflichtet werben. 

Nicht minder kommt der Schuß des Geſetzes den Privatperfonen zu ftatten. Wegen aller 
Handlungen, welche der Staat von ihnen abjolut verlangt, 3. B. Genügung der Zeugenpflicht in 
einev Kriminal=Unterfuhung gegen einen Geiftlihen vor dem weltlichen Gericht, Erfüllung der 
den Eltern obliegenden Verpflichtung, ihre Kinder unter gewiffen Vorausſetzungen in die öffentliche 
Schule zu ſchicken, ift die Verhängung von kirchlichen Straf: und Zuchtmitteln jedenfalls ausge: 
ſchloſſen. Dafjelde muß aber auch von ſolchen Handlungen gelten, welche der Staat zwar nicht fchlecht- 
hin abjolut, aber unter gewiſſen Vorausfegungen verlangt, wenn auch die Herbeiführung der letzteren 
von dem Willen der betreffenden Perfon abhängt. Niemand ift zum Heirathen verbunden, wenn 
er aber eine vechtögültige Che eingehen will, jo muß er in denjenigen preußifchen Zandestheilen, 
in welchen die von der Katholischen Kirche reprobirte obligatorische Givilehe, wie z. B. in der Rhein— 
provinz und Franffurt a. M. gilt, die Eheſchließung vor dem Eivilftands: Beamten vornehmen. 
Ebenjowenig zwingt der Staat einen Ehegatten zur Eheſcheidung, wenn er aber eine ſolche recht3- 
gültig erlangen will, jo muß er diefe vor den bürgerlichen Gerichten, deren Kompetenz die Fatholijche 
Kirche gleichfalls vermwirft, beantragen. In dergleichen Fällen liegt immer eine Verpflihtung der 
betreffenden Perfon vor, wenn fie überhaupt die ihr nach den Staatsgeſetzen zuftehenden Rechte 
genießen will. Das Gefeß verlangt feinem Wortlaut nad nicht, daß die Verpflichtung unbedingt 
ſei. Ueberdies entjpricht diefe Auslegung auch dem Zwecke des Gefeßes, weldhes gerade die Aus— 
Übung aller ftaatsbürgerlihen Pflichten Hat fchügen wollen und denmad die Anwendung von 
Straf: und Zuchtmitteln, um Geſetze abfoluter Natur illuſoriſch zu machen, verbieten mußte. (Vgl. 
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Motive der Negierungsvorlage ©. 9: „Art. 12 der Verfaffungsurfunde: „„den bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlihen Pflichten darf durch die Ausübung der Religionäfreiheit fein Abbruch geſchehen.““ 
In diefen Beziehungen find die Religions:Gefellfchaften den Staatögefegen unterworfen und können 
feinerlei Befugniffe in Anſpruch nehmen, welche mit den im Staat beftehenden Drdnungen in 
Widerſpruch treten. Daß letzteres aber hier der Fall, liegt auf der Hand, denn die qu. Ver: 
fügungen der Kirhengewalt enthalten nicht nur eine Mißachtung der Staatsgefete, jondern find 
durch den Drud, der von ihnen, über die zunächit Betheiligten hinaus, auf die übrigen Ange: 
hörigen der beftehenden Religions-Befellfchaft geübt wird, in beſonderem Maaße geeignet, die Wirk 
famfeit der ftaatlihen Rechtsordnung in Frage zu ſtellen“; ſ. auch d. Bericht der Kommiffion ©. 6, 
nach welchem die Mehrheit den Gefichtspunft betont: „Die Strafbarkeit liege in diefen Fällen nicht 
in der Wahl der Mittel, fondern in ihrer Anwendung zur direkten Bekämpfung ftaatlicher Gebote, 
Verbote und Grundrechte.“) 

Ueber das Wort: Staatsgefeke vgl. die folgende Anmerkung. 

*) Rie won der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Anftändigkeit erlaffenen Anord- 
nungen nerpflihten, Mit diefer Vorſchrift follen auch diejenigen Anordnungen, welche nicht 
als Staatögejege i. eig. Sinne bezeichnet werden können, aber ſowohl den Beamten wie auch den 
SPrivatperfonen Pflichten abfoluter Natur auferlegen, gefchügt werden. Das Neichsftrafgejegbuc 
gebraucht im $ 110 den Ausdrud: „zum Ungehorfam gegen die Gejee oder rechtsgültige Verord— 
nungen oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen 
auffordert." Die im $ 2 des Gefekes nicht ausdrücklich erwähnten fönigliden Verordnungen 
find, foweit es fich um jog. Nothverordnungen handelt, welche auf Grund des Art. 63 der Verfafjungs- 
Urkunde ergehen, zu den Staatögefegen zu rechnen, denn für jolde Fälle ift dem Könige 
ausdrüclih die alleinige Ausübung der gefeßgebenden Gewalt verfaffungsmäßig zugefichert. 
Daſſelbe muß von den in Gemäßheit des Art. 45 der Berfaffungsurfunde erlaffenen königlichen 
Ausführungsverordnungen gelten. Allerdings ift das Recht zum Erlaß derjelben ein Aus: 
fluß der jog. vollziehenden Gewalt, indeſſen behandelt fie die Verfaſſungsurkunde Art. 106 im weſent— 
lihen den Geſetzen gleich, indem jte für ihre Verbindlichkeit denjelben Publifations: Modus, mie 
für Gefeße im eigentlichen Sinne, vorjchreibt und die Prüfung ihrer Rechtsgültigfeit den Behörden, 
namentlih aud den Gerichten, entzieht. Unter die Anordnungen der Dbrigfeit können fie jchon 
. deshalb nicht jubfumirt werden, weil das Gefe bei diefen durch die Worte: „innerhalb ihrer 
geſetzlichen Zuftändigfeit erlaffenen Anordnungen” die Erörterung der Nechtögültigfeit hat offen 
laſſen wollen, eine jolche aber gerade für die in Rede ftehende Art der Verordnungen nach der Ver: 
faffungsurfunde ausgefchloffen ift. Auch läßt fich bei der Tendenz des Gejekes, die Beamten 
und Staatsbürger in der Ausübung aller von ihnen geforderten Pflichten zu ſchützen, nicht ans 
nehmen, daß die Anwendung von Straf: und Zuchtmitteln erlaubt fei, weil eine jolche Pflicht nur 
durch königliche Ausführungsverordnung geboten ift. 

Aus der Abficht des Gejehes folgt weiter, daß unter: von der Obrigkeit erlafjenen 
Anordnungen jede Anordnung zu verftehen ift, nicht, wie die preußifche Praxis diefen Ausdruck 
in dem dem $ 110 des Keich3-Str.-G.:B. entjprechenden $ 87 des preuf. Str. ©. B. ausgelegt 
hat (vgl. Dppenhoff, Kommentar zum preuß. Str. G. B. zu 587 Nr. 1; Rüdorff, Str. ©. B. 
für das deutſche Weich zu $ 110 Nr. 4) eine generell verpflichtende Anordnung, welche Ausfluß 
der gejekgebenden Gewalt ift. Der Wortfinn des Gefeßes erfordert eine jolche rejtriftive Inter: 
pretation nicht. Ferner fehlt in dem Geſetze eine dem $ 113 des Str. Ge. B. analoge Beſtimmung, 
welche diefe Auslegung für das erftere rechtfertigen Fönnte. Uebrigens ift auch die erwähnte Auf: 
fafjung des $ 110 des Reich3-Str.-G.-B. nicht einmal allgemein als richtig anerkannt, vgl. 
Schwarze, Kommentar ©. 315; John in v. Holtzendorffs Handbuch des Strafrecht3 zu 
$ 110, 82.3 ©. 106. 

Die Worte: innerhalb ihrer gefegmäßigen Zuftändigfeit ergeben, daß die Anz 
ordnung der Obrigkeit ſich innerhalb der Gränzen der ihr zuftehenden allgemeinen materiellen 
Kompetenz gehalten haben und ihre Zuftändigfeit für den bejonderen Fall begründet gemejen fein 
muß, weil jonft eine Verpflichtung zur Befolgung der Verfügung oder des Befehles an und für 
fich nicht befteht. Geſetzmäßig ift die Zuftändigfeit nicht nur, wenn fie auf Geſetzen im eigentlichen 
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0. 
Ebenſowenig dürfen derartige Straf: oder Zuchtmittel angedroht, ) verhängt 
oder verkündet werden: 


Sinne beruht, fondern auch auf allgemeinen Beitimmungen, welche den Geſetzen entiprechen. Die 
eigenthümliche Interpretation des Abgeordneten Reichenjperger (Koblenz) „dab nur dann, 
wenn die Staatögefege innerhalb ihrer Zuftändigfeit Etwas verfügen, nicht in der ans 
gegebenen Weife gegen diefe Anordnungen der Staatsgeſetze gehandelt werden darf, mit anderen 
Morten, daß das Wort: „„ihrer““ fich auf „„Staatsgejege” bezieht. Demnach wäre durch den 
g anerkannt, daß aud die Staatögefeke einen gewiſſen Umkreis ihrer Zuftändigfeit haben, daß 
wenn fie diefen Kreis überjchreiten, dann die Kirche in ihrem Rechte ift, falls ſie nicht gehorcht, 
und der Staat nicht gegen fie vorgehen darf“ (ftenogr. Berichte ©. 1724) ift Feiner ernfthaften 
Widerlegung werth, fie erinnert lebhaft an die Erklärung des Bilhofs von Ermland in feiner 
Ammediateingabe vom 5. September 1872 (Aktenſtücke betr. der Stellung des Biſchofs 2c. ©. 41): 
„daß er die volle Souveränität der weltlichen Obrigkeit auf ftaatlichem Gebiete anerkenne.“ 

5) Meil daſſelbe öffentliche Wahl- und Stimmrechte 20. Mit Bezug auf diefe Anord- 
nung und die des Abf. 2 des 83 bemerken die Motive der Regierungsvorlage (S. 10): „Der 
Umftand, daß eine Handlung erlaubt ift, jchließt nicht aus, daß ihre Vornahme unter bejtimmten 
Berhältniffen eine Verlegung kirchlicher und religiöfer Vorfchriften enthalten kann. Bezüglich ſolcher 
Handlungen daher eine dem Dbigen analoge Einjchränfung der kirchlichen Strafgewalt vorzufehen, 
Scheint im Allgemeinen nicht ftatthaft. Sie würde ein Einfchreiten der Kirche auf einem Gebiete 
verfümmern, mo ihre gedeihlihe Wirkſamkeit jogar im Interefje des Staates liegen fann. Nur 
nad) einer Seite hin wird eine Ausnahme erforderlih. Bei der Bedeutung, welche das öffentliche 
Wahl: refp. Stimmrecht für das Staat3- und Gemeindeleben hat, und da hier erfahrungsmäßig 
Yediglich die unbedingte, vor jedem unberechtigten Einfluß geficherte Freiheit der Entſchließung vor 
Mißbräuchen ſchützt, ſo muß den Religions:Gejellfehaften die Möglichkeit genommen werden, die 
Ausübung jener Gerechtſame unter ihre Kontrole zu ftellen.“ 

Unter öffentlichen Wahl- und Stimmredten find folde zu verftehen, melde fich 
auf öffentliche Angelegenheiten (vgl. auch 8 108 des Reich3-Str.-G.:B.) beziehen, d. h. diejenigen, 
die fraft ftaatsbürgerlihen Rechtes oder innerhalb der mit befonderen ftaatlihen Privilegien und 
als Anftalten des ftaatlichen öffentlichen Rechtes ausgeftatteten Korporationen ausgeübt werden. 
Demnach fallen nicht blos die Wahlen der politischen Gemeinden, fondern auch der Gemeinden 
der anerkannten hriftlihen Kirche unter das Geſetz. 

Die Gründe, welche in Betreff der erjteren maßgebend find, treffen für die letteren ebenfalls 
vollfommen zu. Auch hier ſoll die Wahl der Ausdrud der Gefinnungen der Majorität der Firch- 
lihen Wähler fein. Für ſolche Wahlen ift es ebenfo mwejentlih, daß diefe Geſinnungen fich rein 
und unverfäliht äußern. (So bemerfte auch der Kultusminifter bei der Debatte über 8 11 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1875 im Herrenhaufe, |. ftenogr. Berichte def. S. 553: „Wenn ein Wahl: 
vecht ertheilt wird zur freien Ausübung, beifpielsweije zur Wahl von kirchlichen VBorftänden und 
hinterher fol die freie Anwendung diejes Rechts beftraft werden können, dann weiß ich nicht, was 
das Wahlrecht für eine Bedeutung hat”). Webrigens ift auch ein Amendement, ftatt: „öffentliche 
Wahl: und Stimmrechte” zu jegen: politifche „Wahl: und Stimmrechte” in der Kommiſſion (Bericht 
©. 8) und der die ‚gleiche Tendenz verfolgende Antrag des Grafen Kraſſow bei ven Verband: 
lungen des Serrenhaufes (ſ. oben S. 19) verworfen worden. Die vın einzelnen Kommentatoren de3 
Keih3-Str.-G.:B. zu 8 105 aufgeftellte Anficht (f. 3. B. Oppenhoff a. a. O. Nr. 1), daß kirch— 
lihe Wahlen nicht zu den öffentlichen Angelegenheiten gehören, welche wejentlich durch den 8 34 
Nr. 4 des Reichs-Str.-G.-B. gerechtfertigt wird, deren Begründetheit aber gewichtigen Bedenken 
unterliegt, |. John a. a.D. zu $ 107 ©. 84, erſcheint für das vorliegende Geſetz jedenfalls nicht 
zutreffend. — Dem Mißbrauch dieſes Nechts kann durch geeignete Vorfehriften über aktive und 
paſſive Wählbarfeit vorgebeugt werden. Auch find Belehrungen und allgemeine tadelnde Aeuße— 
rungen der Geiftlihen in Fällen, wo die Ausübung des Wahlrechtes von moralifchen Stand: 
punft aus verwerflich erjcheint, nicht ausgefchlofjen. 
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1) um dadurch zur Unterlaffung einer Handlung zu beftimmen, zu welcher 
die Staatsgejege oder die von der Dbrigfeit innerhalb ihrer geſetzlichen 
Zuftändigkeit erlaffenen Anordnungen verpflichten; 

2) um dadurch die Ausübung oder Nichtausübung öffentliher Wahl- oder 
Stimmrechte in beitimmter Richtung herbeizuführen. 


8. 4.) 
Die Verhängung ') der nach diefem Geſetz zuläffigen Straf und Zuchtmittel 
darf nicht öffentlich bekannt gemacht?) werden. 
Eine auf die Gemeinde- Mitglieder?) beſchränkte Mittheilung ®) ift nicht aus: 
geſchloſſen. 
Die Vollziehung oder Verkündung?) derartiger Straf: oder Zuchtmittel darf 
auch nicht in einer beſchimpfenden Weijes) erfolgen. 


83. 9 Angedroht. Das Wort fehlt im 8 2, weil das bloße Inausſichtſtellen von Zucht: oder 
Strafmitteln für die Vergangenheit feinen Sinn hat, alſo praftifch nicht vorfommen wird. Daß 
auch generelle Androhungen (f. oben ©. 12) unter den $ 3 fallen, ergiebt fich daraus, daß das Ge— 
fe nicht die Einwirkung auf eine beftimmte Perfon verlangt, fondern ganz allgemein lautet und 
folhe Verfügungen der Firchlihen Dberen nur den Zweck Haben können, jedes Mitglied von der 
mit dem Zucht: oder Strafmittel bedrohten Handlung abzuhalten. 

Eine Lüde enthält das Gejek injofern, als es der Einwirkung auf die Beamten mit Straf: 
oder Zuchtmitteln behufs Vornahme von Amtshandlungen (vgl. die analogen Vorfchriften des 
Reih3-Str.:G.:B. 88 114 und 333) nicht erwähnt. Weber den Grund, weshalb die Aufnahme 
einer jolhen Beſtimmung unterlaffen worden, ergiebt ſich aus den Materialien nicht. 

Im Uebrigen vgl. die Anmerkungen 3 ff. zu 8 2. 

Die hier feftgehaltene Zufammenftellung der Worte angedroht, verhängt oder verfündet, welche 
vom Abgeordneten v. Mallindrodt als unlogifch bezeichnet worden ift, weil man eine Strafe 
nicht für etwas Zufünftiges verhängen oder verfünden könne (jtenogr. Berichte ©. 1728), bezieht 
fih auf die dem kanoniſchen Recht eigenthümliche Unterfcheivung von censurae latae sententiae 
und ferendae sententiae (ſ. oben ©. 12). Wenn ein fatholifches Kirchengefe eine Cenſur der 
erfteren Art ausfpricht, jo verhängt es diefe dadurch fchon bedingter Weiſe, da nur das Begehen 
der erlaubten That, aber feine bejondere Verhängung des Zuchtmitteld durch den Firchlichen Oberen 
erforderlich ift. Ein derartiges Geſetz kann auch befonders verfündet werden und deshalb tft Die 
fih darauf beziehende Beſtimmung ebenfall3 gerechtfertigt. 


8 A. *) Die Negierungsvorlage lautete: „Kein Religionsdiener ift befugt, geſetzlich zuläffige 
Straf: oder Zuchtmittel unter Bezeichnung der davon betroffenen Perſon öffentlich befannt zu machen.“ 
Der 54 des Geſetzes entjpricht der von der Kommiffion vorgefchlagenen Formulirung. Im 
Abgeordnetenhaufe wurden folgende Amendements geftellt: 1) Dr. Brüel: „den Sa 1 und 2 
der Kommiffionsvorlage zu ftreihen;” 2) Graf v. Schwerin-Putzar: „Die Bollziehung oder 
Verkündung der nad) diefem Geſetze zuläffigen Straf: oder Zuchtmittel darf nicht in einer für den 
Beitraften beſchimpfenden Weife erfolgen;” 3) Dr. Petri, Abſatz 2 der Kommiffionsvorlage dahin 
zu faffen: „Für den Fall der Ausſchließung aus der Kirche oder Neligionsgefellichaft ift eine auf 
diefe Thatſache beſchränkte Mittheilung an die Gemeindeglieder geftattet;" 4) v. Sauden-Tar: 
putſchen, für den Fall der Ablehnung des Amendements 3, den $ 4 zu faſſen: „Keine Kirche 
oder Religionsgeſellſchaft ift befugt, gejetlich zuläffige Straf» oder Zuchtmittel unter Bezeichnung 
der davon betroffenen Perfon öffentlich befannt zu machen. Die Bollziehung oder Berfündigung 
derartiger Straf: oder Zuchtmittel darf nicht in einer befchimpfenden Weife erfolgen,” aber ſämmt— 
lih verworfen (jtenogr. Berichte ©. 1735). 

Daſſelbe Schickſal Hatte der vom Grafen v. Kraſſow im Herrenhaufe geftellte Antrag, dem 
$ 4 folgende Fafjung zu geben: „Eine öffentliche Belanntmahung der Androhung oder Verhän: 
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gung kirchlicher Straf- und Zuchtmittel von Seiten der Kirchen oder Neligionsdiener darf nur 
innerhalb der Kirchen oder der zu veligiöfen Verfammlungen der Religionsgejellihaften bejtimmten 
Gebäude ftattfinden. Die Vollziehung oder Verkündigung derartiger Straf: und Zuchtmittel darf 
nicht in einer die bürgerliche Ehre beſchimpfenden Weife geſchehen“ (ftenogr. Bericht des Herren: 
haufes ©. 574). 

') Verhängung bedeutet hier die von dem Firchlichen Dberen oder dem Organe der Religions— 
gefellichaft ausgehende Belegung einer beftimmten Perſon mit der Genfur oder der Strafe, alfo 
das Ausiprechen derfelben. Die allgemeine Berhängung von zuläſſigen censurae latae sententiae 
d.h. die Publikation von Verordnungen, welche jolche für die Begehung gemiffer Handlungen feft- 
ſetzen, ift alfo nicht verboten, fofern nicht etwa der Fall des $5 (j. ©, 23) vorliegt. Es ergiebt 
fih dies daraus, daß die Negierungsvorlage die Worte: „der davon betroffenen Perſon“ ent— 
hielt, und weder die Kommiffion noch die Mehrheit des Abgeoronetene und Herrenhaufes den 
Grundgedanken des 8 3 angefochten, fondern erjtere diefen nur näher präcifirt hat. Die 
Motive der NRegierungsvorlage (a. a. D. ©. 10) bemerfen: „Der S 4 hat die Aufgabe, bezüglich 
der den Neligionsgefellfehaften freiftehenden Straf: und Zuchtmittel die Anwendung einer Form zu 
verhindern, welhe — mie noch neuerliche Erfahrungen zeigen — abgejehen von der dem Bethei- 
Yigten damit zugefügten Kränfung in weiteren Kreifen Anftoß erregt und als Aergerniß empfunden 
wird”, und der Bericht der Kommiffion (a. a. D. ©. 8) äußert fi dahin: „Die nah 8 1 an fid) 
zuläffigen Straf: und Zuchtmittel Fönnen durch die Art und Weife ihrer Formulirung, Symbolik 
oder Veröffentlichung eine Geftalt annehmen, durch welche die Frage äußerſt zweifelhaft wird, ob 
darin nicht ein Eingriff in das Gebiet der bürgerlichen Ehre, eine Hinderung des bürgerlichen 
Fortfommens, des guten Namens nicht blos innerhalb der Kirchen» Gefellfchaft, zu welcher der 
Betroffene gehört, fondern in dem gejammten Lebens: und Nechtsverfehre auch mit anderen 
Religionsverwandten liege.“ Der Zweck des $ 4 ift mithin, eine Art der Verhängung auszuſchließen, 
welche die Ehre und den Ruf des Betroffenen unnüß kränkt, und über den Zweck der firchlichen 
Strafe oder Cenſur dadurch hinausgeht, daß ihm Nachtheile zugefügt werden, welche weder diejer 
Zweck ſelbſt noch ein fonftiges Bedürfniß der Kirche oder der Religionsgejellichaften fordert. Auch 
diefer Umstand ſpricht gegen die Statthaftigfeit der oben verworfenen allgemeineren Interpretation 
des Wortes: Verhängung. 

2) Oeffentlich bekannt gemacht merden. Was der $ 4 darunter verfteht, ergiebt fich 
deutlich aus der Verbindung des Abi. 1 mit Abi. 2. Jede Mittheilung von der Verhängung der 
Genfur, welche nicht blos für die Gemeinde-Mitglieder beftimmt ift, ſoll ausgefchloffen fein, alſo 
ift die öffentliche Bekanntmachung eine ſolche, von welcher Dritte Kunde erhalten müffen oder auch 
beliebig, wenn fte nur wollen, Kunde erhalten können. Unzuläffig ift demnach die Befanntmahung 
der Berhängung in Zeitungen, auch felbit kirchlichen (Diöceſan-, Konfiftorial-Amts:) Blättern, fo: 
fern diefe, was regelmäßig der Fall ift, jedem Dritten überlaffen werden, ferner durch Anſchlag 
an den Kirchthüren, innerhalb der auch nicht Gemeindegliedern zugänglichen Kirche, in einer 
öffentlichen Verfammlung der kirchlichen Gemeindevertretung u. ſ. w. 

Man hat in diefer Befchränfung der Kirchen- und Religionsgeſellſchaften ſowohl in den 
Häufern des Landtages (ftenograph. Berichte des Abgeordnh. ©. 680, 1753 und des Herrenhaufes 
©. 566) wie auch jonft, 5. B. v. Schrötter, a. a. O. ©. 47 und v. Scheurl, die preußifchen 
ſtaatskirchenrechtlichen Gefeesvorlagen i. d. Zeitſchr. f. Wroteftantismus u. Kirche. Neue Folge. ' 
Bd. 65. (1873) ©. 197 u. 209 eine ungerechtfertigte Verlegung der Nechte der Kirchen und Re: 
Vigionsgefellfhaften finden wollen. Indeſſen hat man dabei überfehen, daß Kirchenbußen und 
Kirchenftrafen ihrem Weſen nach nicht dazu verhängt werden dürfen, um die betreffende Perjon 
in ihrer Ehre zu fränfen und daß diefe ein Necht darauf hat, die mit einer ſolchen Strafe un: 
vermeidlihe Demüthigung nur vor dem Kreife der mit ihr zu derfelben Gemeinschaft gehörigen 
Genofjen zu übernehmen. Gerade diejenigen, welche für die Wiederherftellung der Kirchenzucht 
plaidiren, jollten nicht vergefjen, daß fie ihr Ziel defto ficherer erreichen werden, je weniger das 
Weſen der Kirhenzucht dur ihre Handhabung getrübt wird. Webrigens heben die Motive zur 
Regierungsporlage auch mit Recht hervor, daß die Vorfchrift des Gefeges feine unerhörte Neue: 
rung it. Schon das kurſächſ. Generale d. Abſchaffung der Kirchenbuße betr. v. 14. Januar 
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1756 (Schreyer, Codex des im Könige. Sachfen geltend. Kirchen: u. Schulrechts ©. 154) ver: 
ordnet: „hingegen Feine Kirchen » Genfur oder etwas Anderes, jo eine öffentliche in der Kirche 
zu vollſtreckende Strafe involviret, vorzufehren, noch darüber an die ihnen vorgeſetzten geiftlichen 
Inſtanzen Bericht zu erftatten oder von felbigen darüber Verordnung einzuholen und zu erwarten 
haben ſolle.“ Ferner beftimmt der auf die Beichlüffe der VIII. rheinischen Provinzialſynode er: 
gangene Erlaß des evangel. Ober-Kirchenraths v. 27. November 1854 (Bluhme, Codex ©. 345; 
Bramezsfeld, Kirhen-Drdnung ©. 225): „Die im Falle eines eidlichen Berfprechens (d. h. in 
dem Falle, wo ein evangelifches Gemeindeglied vor oder nach) der Trauung ein eidliches Berfprechen 
abgegeben hat, feine Kinder Ffatholifch erziehen zu laſſen) „verhängten Kicchenftrafen find jedoch 
ohne Nennung des Namens, der Gemeinde öffentlich befannt zu machen; und ein weiterer 
Erlaß derjelben Behörde v. 8. November 1870 (Allg. evangel. Kirchenblatt, Jahrg. 20 1571 ©. 137) 
hinſichtlich deſſelben Gegenftandes: „Wenn es ſich nachher herausftellt, daß der Betreffende ſich 
defjen ungeachtet zu dem in Rede ftehenden Berjprechen dem römiſch-katholiſchen Geijtlichen gegen: 
über bat verleiten laffen und derſelbe troß feelforgerlicher Ermahnungen und Borftellungen bei 
feinem Vorhaben verharrt, jo foll diefer Fall nach vorangegangener Beiprehung im Gemeinde: 
fichenrathy ohne Nennung des Namens der Gemeinde von der Kanzel befannt gemacht 
werden.’ 

Mit Rücficht auf das in Note 1 über den Sinn des Wortes: „DVerhängung” bemerkte wird 
eine Öffentliche Befanntmachung darüber, daß aus Anlak eines gegebenen Falles von dem Rechte 
der Kirchenzucht Gebrauch gemacht worden ift, nicht ausgejchloffen fein, jofern der Schuldige 
nur nicht namentlich oder in einer Weiſe bezeichnet wird, daß er fofort allgemein kenntlich 
erſcheint. 

Ferner iſt zu beachten, daß nur die öffentliche Bekanntmachung der Verhängung von Straf: 
und Zuhtmitteln verboten ift, die Kirchen und Neligionsgefellichaften alfo nicht gehindert find, 
bloße Thatjachen, welche die Gemeinde betreffen, öffentlich, jei es von der Kanzel oder fonft, zu 
publiciren. Eine öffentlihe Bekanntmachung, daß ein Gemeinde-Glied zu einer diffidentijchen Sekte 
oder zum Judenthum übergetreten ift, fällt demnah an und für fi nicht unter das Geſetz. 
Zadelnde Aeußerungen, Ermahnungen und Fürbitten aber, welche fich daran gegen und für die 
Perſon des Austretenden knüpfen, find nicht erlaubt, denn fie gehören in das Gebiet der 
Kirchenſtrafen. Demnach dürfte eine öffentliche Verkündigung nad) dem der Bekanntmachung 
des Konfiftoriums der Provinz Brandenburg vom 27. December 1370 beigefügten Formular 
(ſ. amtliche Mittheilungen des gedachten Konfiftor. v. 1871 Nr. 1 u. proteftant. Kirchenztg. v. 1871 
Nr. 7 ©.133): „Der Hriftlihen Gemeinde haben wir folgende fchmerzliche Mittheilung zu machen: 
Ein Chrift N. N. (Eine Chriftin N. N.), welcher (melde) dur die h. Taufe dem Herrn Sefu 
Chrifto einverleibt war, hat fich durch öffentlihe Erklärung dem Judenthum zugewendet. Er (Sie) 
iſt ſomit abgewichen von dem einigen Grunde des Heils, der gelegt if. Er (Sie) hat, die Er- 
mahnung des Apoſtels (Galater 5, 1) nicht beachtet: „„So befteht nun in der Freiheit, damit uns 
Chriſtus befreiet hat, und laßt euch nicht wiederum in das Fnechtiihe Zoch fangen.” Wir können 
über einen folchen Abfall vom Evangelium der Gnade und Wahrheit nur trauern. Das Gericht 
darüber ftelen wir dem anheim, der da recht richtet. Aber die ganze Gemeinde wird aufgefordert 
zum Gebete, daß Gott fich des (ver) Abgefallenen erbarmen wolle und ihn (fie) erkennen laſſe den 
Irrthum feines (ihres) Weges. — Uns mahnt diejer traurige Vorgang, daß wir an dem Kleinod 
unferes chriftlihen Glaubens dejto treuer halten und allen Ernft daran wenden, unferen Beruf 
und unfere Erwählung feft zu machen,“ dem $ 4 des Geſetzes gegenüber nicht mehr ftatthaft fein, 
und dafjelbe muß von dem für die Proflamation gemifchter Brautpaare gebrauchten Formular des 
Inhalts gelten: „da bei Schließung diefer Che der evangelifhe Bräutigam durch das Verjprechen 
rejp. den Entſchluß, ſämmtliche Kinder, welche in derjelben geboren werden möchten, der Fatholifchen 
Kirche zuzuführen, jfih der Berlegung Der Treue gegen feine Kirche und der Ber- 
leugnung des evangeliihen Glaubens ſchuldig gemadt hat, fo bitten wir Gott, 
daß er ihn durch feinen Geift zur reuigen Erfenntnif feiner Schuld und zur aufrichtigen Umkehr 
von jeinem Irrwege führen möge, damit er des dem h. Gheftande verheißenen Segens theilhaftig 
werde” (vgl. Erlaß des evangel. Ober-Kirchenraths v. 8. Novbr. 1870, j. auch den durch dieſe Be: 
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Hörde unterm 17. Zuli 1868 genehmigten Beſchluß 182 d. XI. weitfäl. Provinzialiynode, U. K. BL. 
Jahrg. 20. 1871. ©. 187 u. Jahrg. 18. 1869. ©. 672). 

Das Gefek befchräntt das Verbot des $ A nicht auf eine amtlihe Befanntmadung, 
demgemäß ift auch eine andere Art derfelben, 3. B. Einrüdenlaffen von Mittheilungen, wie 3. ®. 
N.N. ift in den Heinen Bann gethan oder von den Sakramenten ausgejchloffen worden, ohne daß 
fich die Kirchliche Behörde als Urheberin der Nachricht öffentlich bezeichnet, nicht ftatthaft. Da das 
Gefet aber allein die Ausübung der Firhlichen Straf und Zuchtgewalt durch die Kirchen und Re— 
Yigionsgefellfchaften, bez. durch die Organe derjelben regelt, jo trifft daS Gefek auch nur derartige 
Notizen, welche durch diefe letzteren felbft oder auf ihre Anjtiftung ($ 48 des Reichsſtrafgeſetzbuchs) in 
die öffentlichen Blätter gebracht worden find. Geht dagegen die Mittheilung von Dritten aus, fo ift 
fo ift deren Strafbarfeit nad) den allgemeinen Geſetzen zu beurtheilen. 

3) Gemeinde- Mitglieder, Es erſcheint fraglich, ob unter diefem Ausdruck, welcher für die 
katholiſche Kirche übrigens nicht paßt, blos die Mitglieder der Pfarrei oder Einzelgemeinde, welcher 
der Schuldige angehört, -oder die Mitglieder derjelben Kirche oder Religionsgeſellſchaft oder 
wenigftens größerer Abtheilungen der legteren (mie 3. B. derjelben Diöcefe oder Kreisſynode) zu ver: 
ftehen find. Die Beichränfung auf das erftere dürfte indefjen zu eng fein, da aud die übrigen 
derjelben religiöfen Gemeinschaft angehörigen Mitglieder ein Recht haben, von derartigen, nicht 
blos die Einzelgemeinde intereffirenden Angelegenheiten Kenntniß zu erhalten. Ferner kann es 
bei Perfonen, welche einem berechtigten Akte der Kirchenzucht unterworfen worden, die aber häufig 
von ihrem Domizil abwefend find, wichtig fein, der betreffenden Einzelgemeinde, innerhalb 
welcher fich jene häufig aufhalten, Kenntniß zu geben, damit ihnen die Möglichkeit ent: 
zogen wird, die gegen fie verhängten Zucht: oder Strafmittel illuforifch zu machen. Das Wort: 
„Gemeinde - Mitglieder‘ nöthigt jedenfalls nicht zu einer reftriftiven Interpretation. Ueberdies 
hat auch der Kultusminifter bei den Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes erklärt (ftenograph. 
Berihte S.1734): „Die Staatsregierung ift... davon ausgegangen, dat Mittheilungen über derartige 
zu verhängende Strafen oder angeordnete Zuchtafte innerhalb der Religions-Geſellſchaft, 
der Kirche der betreffenden Gemeinde durchaus das Recht der Kirche, der Religions = Gejellihaft 
feien, und daß nur diejenigen Mittheilungen, die über diefe Linie hinausgingen und vermöge ihrer 
Natur hinausgehen müßten, jolche wären, welche das Geſetz zu unterfagen habe“, und der Bericht: 
erftatter Dr. Gneiſt (a.a. D.): „Die SKirchenftrafe darf wohl öffentlich fein im Kreiſe der 
Glaubensgemeinde, darf aber nicht öffentlich fein im Kreife der bürgerlihen Gejell: 
haft.“ 

9 die Gemeinde-Mitglieder beſchrünkte Mittheilung. Als Beifpiel einer folchen er: 
laubten Veröffentlihung wurde von dem Berichterftatter Dr. Gneift (a. a. O. ©. 1735), die Ber: 
lefung in einer Dorflicche, in der nur die Gemeinde-Mitglieder anmwefend find, im Gegenſatz zu der 
Berfündigung in einer Allen offenftehenden hauptftädtiihen Kathedrale oder Kirche angeführt. 

Ob das PBerhalten der Vorfchrift des Gefetes entjpricht, wird bei der Mannigfaltigfeit der in 
Frage fommenden Fälle der thatfächlichen Feitftelung unterliegen. Unter allen Umftänden aber ifi 
feftzuhalten, daß das Geſetz nur dann verleßt ift, wenn die vorgefchriebenen Grenzen der Mitthei: 
fung abfichtlich überfchritten worden find. Nach dem Reichsitr.-G.:B. ift die Fahrläffigfeit bei 
Vergehen für die Negel nicht ftrafbar (Berner, Lehrb. d. deutſch. Strafrehts 6. Aufl. ©. 166) 
und aud der $5 des vorliegenden Geſetzes macht davon feine Ausnahme. Der Geijtliche, welcher 
die Verfündigung in einer regelmäßig nur von den Parochianen befuchten Dorfkirche vornimmt 
it daher nicht ftrafbar, jollten ſich auch zufällig an dem betreffenden Tage eine Anzahl anderer 
Perjonen dort eingefunden haben und follte er jelbft bei Anwendung der gehörigen Aufmerkjamteii 
vorher davon haben Kunde erlangen können. Wegen der Nichtkenntniß von Ihatumftänden, welche 
die Veröffentlihung als eine über die in Abf. 2 des SA feftgefegte Schranke Hinausgehend er: 
Icheinen laffen, vgl. übrigens auch $ 59 des Neich3-Str.-G.-B. 

Endlih mag noch darauf aufmerffam gemacht werden, daß der S 4 in den beiden erörterter 
Abjägen ohne die Vorfchriften des $ 1 des Geſetzes nicht ausreichend geweſen fein würde, um dei 
Eintritt der Berfehrsiperre für den mit der excommunicatio major belegten auszufchließen. Diefi 
tritt allerdings erft ein, wenn das Urtheil des Kirchen-Oberen unter Angabe des Namens publizix: 
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worden ift, indeſſen würde eine auf die Gemeinde-Mitglieder beſchränkte Publikation Die letzteren 
ftet3 verpflichten, den bürgerlichen Verkehr mit dem Gebannten abzubrehen. Die in diefer Be- 
ziehung immer noch maßgebende Konftitution Martins V. v. 1418 (f. oben ©. 14) fchreibt feine 
beftimmte Form der Veröffentlichung vor, und wenngleich diefe nach der Lehre der Kanoniften in 
der Kirche beim öffentlichen Gottesdienfte oder in der nad) der Ortsgewohnheit für die Publikation 
richterliher Erfenntniffe hergebrachten Form gefchehen ſoll (vgl. Kober, a.a. D. ©. 258, 259), jo 
bat die Veröffentlichung doch nur den Zweck, den Gläubigen eine fichere und authentifche Kunde 
von dem Eintritt der Erfommunifation zu geben, und diejer wird Durch eine dem Abf. 2 des SA 
entfprehende Mittheilung vollkommen erreicht. 

5) Mollziehung oder Merkündung. Der Ausdruck Bollziehung fommt in den bisherigen 
SS des Geſetzes nicht vor, da die Vollziehung eines Straf oder Zuchtmittel3, alfo feine Reali: 
fation, ohne vorgängige oder gleichzeitige Verhängung nicht denkbar iſt, mithin das Verbot der 
letzteren auch da3 der Vollziehung in fich enthält. Dagegen ift neben einer durchaus nicht an: 
ftößigen Art der Verhängung wohl eine befchimpfende Art der Vollziehung, 3. B. Zurückweiſung 
des Gebannten vom Abendmahl, von der Pathenfhaft u. ſ. w. denkbar. Ebenſo kann die Ber: 
fündung, das amtliche Kundmadhen der Berhängung der Strafe oder Genfur, in befchimpfender 
Weiſe erfolgen. Damit find aber alle Fälle gedeckt, denn eine blos dem Betheiligten oder über- 
haupt nicht kundgethane, in bejchimpfender Form erfolgte Verhängung, die alfo nicht in die 
Deffentlichkeit tritt, noch abgejehen von, den allgemeinen Strafen (Reichs-Str.“G.“B. 88 135 ff.) 
befonders zu bebrohen, lag fein Grund vor. 

6) hefchimpfenden Weiſe. In dem Berichte der Kommiffton, welche den Abf. 3 des SA 
hinzugefügt hat, wird bemerkt (a. a. O. ©. 10): „ALS weiterer Gefichtspunft wurde demnächſt her: 
vorgehoben, daß außer der Veröffentlihung auch die Symbole und Formale gemiffer Kirchen: 
ftrafen eine Geftalt angenommen haben, die dem Geiſte des heutigen Strafenſyſtems miderjtreiten. 
Es gelte dies von den Schreden erregenden Formeln excommunicatio major, nad) dem früheren 
Gebraud. Die mildere Praxis der Gegenwart beruhe auf feinem die Kirche bindenden Ge— 
feß, und es empfehle fih, in diefer Beziehung eine Grenze zu ziehen, die jede befhimpfende 
Weiſe der Strafvollziehung unterfage, wie auch die Prügelftrafe und andere beſchimpfende Ehren: 
ftrafen im bürgerlihen Strafreht grundfäglich getilgt feien. Zu den befchimpfenden Strafen 
müſſe man e3 beifpielämweife auch rechnen, wenn einer Braut vor dem Altar der Brautfranz ab- 
geriffen oder von der Kanzel ihre Sünden gegen das fechite Gebot mit Nennung des Namens 
proflamirt würden. Die Bermeifungen auf die allgemeinen Grundfäße von der Chrenfränfung 
feien dafür nicht ausreichend; denn bei dem Geiftlichen, der in Befolgung von kirchlichen Geboten 
verfahre, jei doch wohl ein animus injuriandi nicht anzunehmen. Die Ausſchließung jolcher 
Strafformen fei vielmehr als poſitives Geſetz der bürgerlihen Drdnung auszufprehen. Die große 
Verjchiedenheit der Fälle mache es allerdings jchwierig, hier eine abfolute Grenzregel zu geben. 
Es ſei beiſpielsweiſe wohl zuläffig, wenn die firhliche Sitte der Gemeinde den Brautfranz nur 
der unbefcholtenen Braut zugeftehe, daß auch der Geiftliche die Braut in fchielicher Form darauf 
verweiſe. Auch die bürgerliche Sitte des Orts werde dabei in Betracht fommen, und von den 
Gerichten berücfichtigt werden.” Aus diefen Gründen wurde der Schlußabſatz vorgefchlagen. „Es 
wurde dagegen eingewandt, diefe-Klaufel ericheine überflüffig, da nach dem allgemeinen Strafgejek- 
buch die beſchimpfende Weiſe der Vollziehung unter den Thatbeitand der Beleidigung falle; Dagegen 
replicirt, daß eine Befolgung Firchlicher Vorſchriften Doch wohl auch hier die Vermuthung einer 
Abficht zu beleidigen, ausichliefe. Die gewöhnliche Injurien » Praxis der Gerichte habe derartige 
Fälle zu feiner Zeit wirkfam getroffen. Die Verweiſung auf die allgemeine Beftimmung ($ 1), 
daß kirchliche Strafen nicht die bürgerliche Ehre treffen ſollen, genüge deshalb nicht, weil Firchlicher: 
feit3 eben behauptet werde, daß ſolche Strafen nur die Firchliche Stellung des Erfommunicirten 
treffen follen und treffen. Ohne eine Beftimmung diefer Art würden die Reminiscenzen der Acht: 
erklärung und eine feierlihe Berrufserflärung durch die Gerichte nicht zu treffen fein. Der $ 57 
A. L. R. II, 11 beitehe jeit SO Zahren ohne diefen Erfolg gehabt zu haben.“ 

Unter den Worten: „befchimpfender Weiſe“ kann ſowohl der Bedeutung des Ausdrudes, wie 
auch den Motiven nah nur eine Weiſe verftanden werden, welche Die Chre der betreffenden 
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Perſon nach der Öffentlichen Meinung in erheblicher oder empfindlicher Weiſe verlegt oder gar wie 
dies bei den früher üblichen f. g. befchimpfenden Strafen (Pranger, Brandmarfen, Strohkranz 
u. ſ. w.) der Fall war, den Schuldigen als eine der allgemeinen Ehre und Achtung verluftige Per: 
fon erklärt, bez. behandelt, ihm alfo direft oder indirekt jeden Anspruch auf Ehre abſpricht. 
Verboten ift demnad die Verfündung des Anathema (d. h. der excommunicatio major in feier: 
licher Form) deren Vornahme das noch heute geltende Pontificale Romanum (das unter päpft: 
licher Autorität verfaßte, die Fiturgifchen Formeln und Riten der Biſchöfe angebende Buch) dem 
Bifhof in folgender Weife vorschreibt (vgl. rubr. ordo excommunicandi et absolvendi). Der 
Biſchof erflärt, umgeden von 12 Prieftern, welche ebenjo wie er brennende Kerzen in den Händen 
halten: „Quia N. diabolo suadente, christianam promissionem, quam in baptismo professus 
est, per apostasiam postponens, ecclesiam dei devastare, ecclesiastica bona diripere ac 
pauperes Christi violenter opprimere non veretur; ideirco solieiti, ne per negligentiam 
pastoralem pereat ... . monuimus eum canonice, primo, secundo, tertio et etiam quarto, 
ad ejus malitiam convincendam, ipsum ad emendationem, satisfactionem et poenitentiam 
invitantes et paterno affectu corripientes. Ipse vero, proh dolor! monita salutaria spernens, 
ecclesiae dei quam laesit, superbiae spiritu inflatus, satisfacere dedignatur...... Dominica 
itaque atque apostolica praecepta adimplentes, membrum putridum et insanabile, quod me- 
dieinam non recipit, ferro excommunicationis ab ecclesiae corpore abscindamus, ne tam 
pestifero morbo reliqua corporis membra, veluti veneno, inficiantur. Igitur quia monita 
nostra crebrasque exhortationes contempsit, quia tertio secundum dominicum praeceptum; 
vocatus, ad emendationem ac poenitentiam venire despexit, quia culpam suam nec cogitavit, 
nec confessus est, nec missa legatione excusationem aliquam praetendit, nec veniam postu- 
lavit, sed diabolo cor ejus indurante, in incoepta malitia perseverat ... . ideirco eum.. 
judicio dei omnipotentis patris et filii et spiritus sancti et beati Petri prineipis apostolorum 
et omnium sanctorum nec non et mediocritatis nostrae auctoritate et potestate ligandi et 
solvendi in coelo et terra nobis divinitus collata, a pretiosi corporis et sanguinis domini 
perceptione et a societate omnium christianorum separamus et a liminibus sanctae matris 
ecclesiae in coelo et in terra excludimus et excommunicatum et anathematizatum esse 
decernimus; et damnatum cum diabolo et angelis ejus et omnibus reprobis in ignem aeternum 
judicamus; donec a diaboli laqueis resipiscat, et ad emendationem et poenitentiam redeat 
et ecclesiae dei quam laesit, satisfaciat, tradentes eum satanae in interitum carnis, ut spiritus 
ejus salvus fiat in die judici.“ Darauf antworteten die Priefter: Fiat, fiat, fiat, und werfen 
mit dem Bifchof die brennenden Kerzen, welche fie bisher in den Händen hielten, auf die Erde. 
Dafjelbe wird von den von der Kommilfion in Betreff des Aufgebots, reſp. der Trauung 
gejchlechtlich befcholtener Perfonen angeführten Beifpielen gelten. Nicht minder wird eine Voll: 
ztehung der Beerdigung an beftimmten Stellen, 3. B. an den zur Lagerung von Abfällen beftimmten 
Zheilen des Kirchhofes, ferner Verfagung der üblichen Zeichen, welche den Drt überhaupt als 
Begräbnißftätte Fenntlich machen, Beerdigung innerhalb eines abfichtlich befonders abgeſteckten 
Platzes, welcher blos für mit Kirchenftrafen oder Genfuren belegte Perfonen oder die ungetauft 
gejtorbenen Kinder beftimmt ift, endlich Verfcharren außerhalb des Kirchhofes hierher zu rechnen 
fein. Dagegen fann die Beftattung in einem Grabe, das nicht geweiht ift, noch nicht als eine in 
ſchimpflicher Weiſe vollzogene Beerdigung angefehen werden. | 
Mit Rüdficht hierauf wird fich beurtheilen laſſen, welche etwaige ältere Beftimmungen über: 
unehrliche Begräbniffe (f. die Citate oben ©. 11) nod ohne Strafe angewendet werden Dürfen. 
Was insbejondere den $ 185 Zit. 11 Th. II. AL. R. betrifft: „Ohne Erkenntniß des Staates 
joll Niemanden das ehrliche Begräbniß auf den öffentlichen Kirchhofe verfagt werden,“ jo ift 
dieſer nicht für aufgehoben zu erachten. Derfelbe ftatuirt die aus ftaatlichen, namentlich polizeilichen 
Gründen bedingte Regel, daß jedermann auf dem öffentlichen Kirchhofe und zwar ehrlich zu begra- 
ben ift, eine Regel, welche fich im Allgemeinen mit dem Inhalte des vorliegenden Geſetzes nicht 
berührt. Die für den Fall eines Grfenntniffes des Staates, d. h. eines Gerichtes, zugelaſſene 
Ausnahme des unehrlichen Begräbnifies kann jest nicht mehr vorkommen, da die hierher gehörigen 
Vorſchriften des A. L. N. IL. Tit. 20 8 803, betreffend die Beerdigung der Selbftmörder, und der: 
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Geiftliche, ') Diener,2) Beamte?) oder Beauftragte‘) einer Kirche oder Re— 
ligionsgefellfchaft, welche den Vorſchriften diefes Geſetzes (SS. 1—4.) zumider, 
Straf oder Zuchtmittel androben, verhängen oder verfünden,) werden mit Geld: 
trafen bis zu 200 Thalern oder mit Saft oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
und in ſchwereren Fällen mit Geldſtrafen bis zu 500 Thalern oder mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren 6) beftraft. ) 


88 550, 551 d. Krimin.-Ordn. wonach der Leichnam eines vor der Hinrichtung geftorbenen Verurtheilten 
oder eines bereit3 eines todeswürdigen Verbrechens überführten, aber noch nicht verurtheilten Ge: 
fangenen auf der Gerichtsftätte verfcharrt werden follte, ſchon durch das preuß. Straf-G.⸗B. $ 9 auf: 
gehoben worden find. (Dppenhoff, Kommentar z. preuß. Str.-G.:8. 89). Für die Verlegung der 
noch gültigen Regel des angef. $ 183 ſetzt das 2. R. feine Strafe feft. Ob eine jolche eintritt, ift nach 
dem vorliegenden Gejege zu beurtheilen. Nach diefem ift aber ftrafbar jede über die bloße Ber: 
weigerung der kirchlichen Nechte und Mitwirkung hinausgehende Art der Beerdigung, welche eine 
Verlegung der Ehre oder eine Beſchimpfung enthält. Daß es fid) hierbei um einen Berftorbenen 
handelt, macht feinen Unterfchied. Denn feldft das Neihs-Str.-G.B. fteht nicht auf den Stand: 
punkt, dab es die Möglichkeit einer Chrverlegung gegen Verftorbene ausichließt, ja eine Beſchim— 
pfung nimmt e3 auch in Fällen an, wo es fich nicht einmal um lebende Rechtsſubjekte handelt 
(j. 88 166, 168, 189). Sodann bezweckt eine Religionsgefellichaft, welche ſolche Strafen verhängt, 
mit denjelben die Ehre des BVerftorbenen zu Fränfen, und nach diefem Gefichtspunfte bemißt fich 
die Zuläffigkeit der Straf und Zuchtmittel gegenüber dem in Rede ftehenden Geſetz. Endlich ift 
ver 5 155 nichts als eine fpezielle Anwendung des im $ 52 Tit. 11 TH. IL. UL. R. enthaltenen 
Grundſatzes, welchen man ausdrücklich in das Geſetz als Abſ. 2 des 81 aufgenommen hat (j. 
oben ©. 17). 

Verhältniß des SA zu Art. 16 der VBerf.-Urfunde. Sowohl in der Kommiffion 
(. den Bericht ©. 10) als auch bei den Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes (ftenogr. Berichte 
S. 1733) hat man geltend gemacht, daß der 84 dem Art. 16 der Derf.zUrf.: „Der Verkehr der 
Keligionsgejellihaften mit ihren Oberen ift ungehindert. Die Bekanntmachung Tirhlicher Anorde 
tungen ift nur denjenigen Beſchränkungen unterworfen, welche alle übrigen Beröffentlihungen 
unterliegen,“ widerſpreche. Mit echt ift aber darauf ſchon in der Kommiſſion entgegnet, daß der 
Art. 16 nur das aus dem landrechtlihen Präventiv-Syftem herfließende ftaatlihe Placet (U. L. N. 
&h. II. Zi. 11 SS 117, 118, 135, 141, 142) bejeitige. Der Artikel hat ferner auch nicht den 
Zweck, jede Veröffentlichung Fichlicher Anordnungen für ftraflos zu erklären, und den Staat gegen 
Uebergriffe der kirchlichen Gewalten durch Entziehung feines Geſetzgebungsrechtes wehrlos zu 
nachen. Ein ſolches exorbitantes Privilegium hätte klarer ausgeſprochen werden müſſen. 

8 5. *) Die Regierungsvorlage lautete: „Wer den Vorſchriften der 88 1 bis 4 zumider 
yandelt, wird mit Geldftrafe Bis zu Gintaufend Thaler oder mit Gefüngniß bis zu zwei Jahren 
eſtraft. Daneben kann auf Verluft der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, einschließlich 
er Kirchenämter, auf die Dauer von Einem bis zu fünf Jahren erkannt werden. — Der Verſuch 
ſt ſtrafbar.“ 

Die jetzige Faſſung hat der 85 zufolge der Kommiſſionsbeſchlüſſe erhalten, nachdem das Amen: 
ement Dr. Brüel abgelehnt war (ftenograph. Ber. S. 1738). Daſſelbe ging dahin, ftatt der 
Vorte der Kommifions- Vorlage: „Diefes Geſetzes (88 1—4)" zu feßen: „Die Sg 2—4 dieſes 
Feſetzes.“ Es nahm einen in der Kommiſſion ſchon verworfenen Antrag wieder auf, welcher ſich 
arauf ſtützte, daß die Anwendung geſetzlich unzuläſſiger Strafmittel bereits unter den Thatbeſtand 
er Injurie falle, und gegen welchen eingewendet worden war, daß die bloße Klage wegen Belei— 
igung fich früher Schon als unwirkfam erwieſen habe, daß ein Erſatz für den Wegfall der früheren 
3efugnifje der Stantsgewalt (de3 Placet) gewährt werden müffe und es fich endlich auch um ein 
zergehen gegen die Öffentliche Ordnung handle (Komm.-Beriht ©. 13, 14). Die jekige Faffung 
nterjcheidet fi) von der Negierungsvorlage 1) dadurch, daß fie die Perfonen der Zuwider— 
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handelnden näher bezeichnet, wodurd der $ 6 des Regierungs-Entwurfes (ſ. oben ©. 5) über: 
flüffig geworden ift, 2) daß das Geſetz das „zumwiderhandeln näher jpezialifirt, 3) daß das 
Strafmaß im Vergleich zur Negierungsvorlage gemildert, 4) der Berluft der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter al3 Strafe und 5) endlich die Beftimmung über die Strafbarkeit des 
Verſuches fortgefallen ift. 

1) Geiſtliche. 859 Tit. 11 Th. II. A.L. R. definirt den Begriff des Geiftlichen dahin: „Diejenigen, 
welche bei einer chriftlichen Kirchengemeine zum Unterrichte in der Religion, zur VBejorgung des 
Sottesdienftes und zur Verwaltung der Saframente beftellt find, werden Geiftlihe genannt.“ 
Legt man diefen $ auch dahin aus, was jedenfalls das Richtige ift (vgl. 88 75, 541ff. a. a. D.), 
daß fchon die Beftellung zu der einen oder andern Funktion ausreicht, um die betreffende Perſon 
den Geiftlichen zuzuzählen, fo ftimmt diefe Definition doch weder zu dem katholiſchen noch pro: 
teftantifchen Kirchenrecht. Nach dem erfteren ift derjenige Geiftlicher, welcher Die Ordination, jet 
es auch nur die niedrigfte Weihe, ja fogar derjenige, welcher allein die Tonfur erhalten hat 
(Richter-Dove K. R. 88 103, 114; mein Kirchenrecht Bd. 1, 106, 117). Nach letzterem ift die 
Ertheilung der Ordination ebenfalls das enticheidende, wenngleich diefelbe in der evangelijchen 
Kirche eine andere Bedeutung als in der Fatholifchen hat (Nichter-Dove $ 205, Eihhorn, 
KR. Bd.1 ©. 678ff., 698, Jacobſon, evang. K.R. ©. 246). Die Drdination verlangt Das 
A. L. R. aud, wie der $ 63 a. a. D.: „Die Befugnig zur Ausübung aller geiftlihen Amtshand— 
lungen wird durch die Ordination verliehen,“ ergiebt; aber außerdem fordert es noch, daß der Be: 
treffende zu den im $ 59 gedachten Handlungen beftellt jei. Für das Geſetz, welches für Die ge- 
fammte Monarchie erlaffen ift, alfo nur ein und denfelben Begriff des Geiftlichen aufgeftellt haben 
kann, ift die landrechtliche Definition nicht maßgebend. Indeffen fteht die Sade jo, daß die 
Differenz zwifchen der landrechtlihen und der kirchenrechtlichen Anſchauung praktiſch gleichgültig 
fein wird. Die evangelifche Kirche Fennt für die Kegel feine abjoluten Drdinationen, (d. h. jolche, 
welche nicht auf ein bejtimmtes Amt erfolgen), vgl. Jacobſon a. a. D. ©. 246, 358. Was die 
fatholifche Kirche betrifft, jo find in Deutjchland und in Preußen die niedrigen Weihen heute blos 
Durdgangsitufen, welche den Fatholifchen Theologen während ihrer Vorbereitung ertheilt werden. 
Die Subdiafonat3: und Diakonatsweihe erhalten die Kandidaten gewöhnlich bei ihrem Eintritt, 
reſp. während des Aufenthaltes im Priefter-Seminar und die Priefterweihe erft, wenn fie zur 
Seelſorge qualifiziert find. Dann wird ihnen aber auch zugleich die Approbation für dieje gegeben. 
Demgemäß trifft die Iandrechtlihe Definition allerdings, nah der thatjächlihen Gejtaltung 
injofern zu, als andere Geiftliche, wie die im $ 59 bezeichneten, für die Negel Feine praftijchen 
Funktionen in den Kirchen ausüben, und diejenigen, welche nicht unter den 8 59 fallen, für den 
Kirchendienft noch nicht verwendet werden. Für dies Geſetz ift die Frage Übrigens um jo bedeu: 
tungSlofer, al3 felbft die Pfarrgeiftlichen im Allgemeinen nicht einmal das Necht befigen, die Straf: 
und Zuchtgewalt auszuüben und ferner die weiteren im $ 5 aufgeführten Kategorien alle Per: 
jonen treffen, welche bei der Handhabung der betreffenden Gewalt betheiligt fein können. 

Zweifelhaft kann es dagegen erjcheinen, ob die Qualität als Geiftlicher durch die Zugehörigkeit 
zu einer chriftlihen Kirche überhaupt oder nur durd) die Zugehörigkeit zu einer der privilegirten 
Hriftlichen Kirchen (S. 5) beftimmt wird. Wenn das A. L. R. in der Definition von „chriſtlicher 
Kirchengemeine“ fpricht, jo meint es damit, wie ſich aus dem Religionsedikt ergiebt, wo im $ 2 
die Herrenduter, Mennoniten und die böhmischen Brüder nur öffentlich geduldete Sekten genannt 
werben, blos die drei jog. Hauptkonfeſſionen. Allerdings jagt es im $96 a. a. D.: „Die Geift: 
lichen der vom Staate privilegirten Kirchen-Gefelliehaften find als Beamte des Staates, der Regel 
nad) von den perjönlichen Laften und Pflichten des gemeinen Bürgers frei”, indeffen wäre ein 
darauf gegründeter Schluß, e3 fenne auch Geiftliche anderer als privilegirter Kirchen-Geſellſchaften 
unrichtig. Denn einmal ergiebt der $ 66 a. a. D.: „Die befonderen Rechte und Pflichten eines 
katholiſchen Priefters in Anfehung feiner geiftlihen Amtsverrichtungen, find durch die Vorfchriften 
des kanoniſchen Rechts; der proteftantiichen Geiftlihen aber durch die Konfiftoriale und Kirchen— 
ordnungen bejtimmt,” daß es nur an Geiftlihe der Hauptkonfeffionen denkt. Da ferner der 
erwähnte $ 96 die GBeiltlihen für Beamte des Staats erklärt, andererjeitS aber 8 19 a. a. O. 
feſtſetzt: „Die bei ſolchen“ (d. h. ausdrüdlich aufgenommenen, mit den Rechten privilegirter Kor: 
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porationen ausgeftatteten) Kirchengefellfchaften zur Feier des Gottesdienstes und zum Religions- 
unterrichte beftellten SPerjonen haben mit anderen Beamten im Staate gleiche Rechte”, fo ift veligiöfer 
Beamter einer privilegirten Korporation und Geiftlicher als identiſch zu betrachten, und die Hinzu: 
fügung der Worte: „der vom Staate privilegixten Kirchen: Gefellfhaften“ in 8 96 nur ein 
Pleonasmus. Daher können die zur Feier der religiöfen Handlungen beftellten Beamten der 
Hriftlihen Religionsgeſellſchaften, welche, wie die Herrenhuter, die feparivten Altlutheraner, die 
Niederländifchen Neformirten (Kohlbrüggianer, vgl. über diefe Ießteren Jacobfon bei Dove, 
Ztſchr. f. K. R. Bd. 3 ©. 358) gewiffe VBorrechte, 3. B. Korporationsrechte befiten und im Sinne 
des A. L. R. a. a. D. 88 20—26 u. Th. U. Fit. 6 $22 zu den aufgenommenen, fonzejfionirten, 
nit privilegirten Kicchengefellihaften, im Sinne des Patentes, betreffend die Bildung neuer Re— 
ligionsgejellihaften vom 30. März 1847 (6. ©. ©. 125) zu den mit einer der drei Reichskonfeſſionen 
in weſentlicher Uebereinſtimmung ſtehenden Religionsgeſellſchaften gehörten, nicht als Geiſtliche im 
eigentlichen Sinne gelten. Wenn die General-Konceſſion für die ſog. Altlutheraner wiederholt, 
(f- N. 4—7) von „Geiſtlichen“ derſelben ſpricht, jo iſt dies fein korrekter Ausdruck. Uebrigens ift 
die hier vertretene Auffaffung aud) die des Ober-Tribunals, ſ. Erk. des Ober-Tribunals I (Straf-) 
©. v. 9. Februar 1859 (Entſch. Bd. 40 ©. 11%): „Das Strafgefeßbud (preuß. $ 102, vgl. jetzt 
Reichs⸗Str.⸗G.⸗B. 8 196) verbindet mit-der Bezeihnung: „Religionsdiener“ offenbar einen 
weiteren Begriff als der $ 59 Tit. 11 TH. II. A.L.R. mit der eines „Geiftlichen.” Unter dem 
Letzteren wird nur derjenige verjtanden, der in einer chriftlichen, öffentlich aufgenommenen Kirchen: 
gemeinde zum Unterricht in der Religion, zur Bejorgung des Gottesdienftes und Verwaltung der 
Saframente bejtellt ift. Daß das Str. G. B. eines folden Unterſchiedes ſich bewußt geweſen, 
erhellt aus 8 5 des Art. 12 des Einführungsgefeges v. 14. April 1851 (vgl. jet $ 337 Reichs: 
Str. ©. B.), in welchem „Geiſtliche“ und andere „Religionsdiener“ neben einander geftellt werden. 
63 umfaßt aber die Bezeichnung „Religionsdiener“ aud die Prediger und Religionslehrer der von 
dem Staate blos geduldeten Neligionsgejellf haften und es wird unter Religionsdiener derjenige 
zu verjtehen jein, welcher ſolche wejentliche Handlungen zu vollziehen hat, auf die der Zweck des 
betreffenden Religionsbefenntnifjes gerichtet ift.“ 

Allerdings würde der nad) dem Landrecht jo zu faffende Begriff: „Geiſtlicher“ nicht ohne 
Weiteres al3 der für das vorliegende, in der ganzen Monarchie geltende Geſetz maßgebende an: 
zunehmen jein. Wenn aber jeldft einzelne für die nichtlandredhtlihen Theile derfelben erlaffene 
frühere Gefege (vgl. u. A. das Holfteinifhe Geſetz, betr. die Neligionsübung und Gemeinde: 
verhältniffe der Neformirten, Katholifen, Mennoniten, Anglifaner und Baptiften v. 4. Zuli 1863 
55, bei Dove, Ztſchr. f. K. R. Bd. 4 ©. 265: „Geiftliche aller Rangftufen und Klaffen, fie 
mögen für den öffentlihen oder Privatgottesdienft der gedachten Glaubensgenofjenfchaften im 
Herzogthum, Holftein angejtellt werden oder wer ſonſt nad) dem Ritus der betreffenden Sekte zur 
Adminiftration der Sacra und zur Vornahme anderer geiftlicher Amtsverrichtungen eingefegt ift 2c.”) 
die Bezeihnung: „Geiftliche” nicht in dem beſchränkten Sinne des preußiichen Rechtes gebrauchen, 
jo ift diefer doch durch das Neichsftrafgefegbuch der allgemein gültige geworden. Die Terminologie 
in $ 357: „Ein Geiftliher oder anderer Neligionsdiener, welcher zu den religiöjen Feierlichkeiten 
einer Eheſchließung fchreitet” und in $ 1302: „Ein Geiftlicher over anderer Religionsdiener, welcher 
in Ausübung feines Berufes öffentlich vor einer Menfchenmenge oder welcher in einer Kirche oder 
an einem andern zu veligiöjen Berjammlungen beſtimmten Drte 2c.”, welche der des preußifchen 
Strafgefeßbuches nachgebilvdet ift, ergiebt deutlich einen Parallelismus mit dem $ 166. Wenn Re— 
ligionsdiener und Neligionsgejelliihaft im weiteren Sinne auch die Geiftlichen (vgl. Reichsſtrafgeſetz— 
Bud 88 196, 338) und die privilegirten chriftlihen Kirchen umfaffen, jo kann der engere Begriff 
von Religionsdiener nur dem der Religionsgejellichaft im eigentlichen Sinne entſprechen, aljo nur 
jo viel, wie veligiöfe Beamten einer nicht voll privilegirten Kirche (f. oben ©. 5) bedeuten. Dagegen 
gewährt das Neichsitrafgejegbuch nicht den mindeften Anhalt, auch ſolche Beamten der mit Kor: 
porationsrechten ausgeftatteten Religionsgefellichaften als Geiftliche im engeren Sinne zu betrachten. 
Keinesfalls können aber $ 174 („Geiftliche, Lehrer und Erzieher, welche mit ihren minderjährigen 
Schülern oder Zöglingen unzüchtige Handlungen vornehmen“) und $ 1S1 („die Kuppelei ft... . 
mit Zuchthaus zu betrafen, wenn... . . 2) der Schuldige zu den Perjonen, mit welchen die Unzucht 
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getrieben worden ift, in dem Verhältniß von Geiftlichen, Lehrern oder Erziehern zu den von ihnen 
zu unterrichtenden oder zu erziehenden Perjonen fteht“) etwa dafür angeführt werden, dab das 
Reichsftrafgefeg wie es unter Religionsdienern i. e. ©. die Geiftlichen mit begreift, unter den 
Beiftlichen auch die Religionsdiener im engeren Sinne verfteht. Ganz abgejehen davon, daß bei 
einer folden Interpretation die Terminologie des Geſetzbuches al3 eine völlig principlofe erſcheinen 
würde, find offenbar in den beiden erwähnten Paragraphen abfichtlich die Geiftlichen allein und 
nicht die Religionsdiener aufgeführt, weil es nur bei diefen vegelmäßig vorkommt, daß fie wegen 
des Konfirmanden -Unterrichtes oder wegen ihrer Betheiligung am öffentlichen Unterricht in Ver— 
hältniffen ftehen, deren Mifbrauch eine bejonders ſchwere Strafe bedingt. 

Die ih aus den BVorfchriften des preußifchen Rechts und des Reichsſtrafgeſetzbuch ergebende 
Bedeutung des Wortes: „Geiftlicher” wird endlich für den $ 5 des Geſetzes um fo mehr feitgehalten 
werden müffen, al3 demjelden das Wort: „Diener’ hinzugefügt ift. In Verbindung mit dem nach— 
folgenden Worte: Neligionsgefellihaft kann das letztere nur jo viel heißen, als Religionsdiener. 
Diefer dem Reichsſtrafgeſetzbuch entſprechende Ausdruck ift offenbar nur deshalb, weil man Rex 
ligionsdiener einer Religionsgefellfchaft nicht jagen Eonnte, vermieden worden. An Diener im Sinne 
eines untergeordneten Beamten, alfo im Sinne von Kichendiener, Küfter, Kirchenhüter, welche 
nur Funktionen nebenfächlicher oder ganz mechanifcher Natur verjehen, ift deshalb nicht zu denken, 
weil ſolche Perfonen nad) der Berfaffung der Religionsgefellihaften nicht zur Androhung, Ber: 
bängung und Verkündung von Straf: und Zuchtmitteln kompetent find, und wenn fie jemals durch 
befonderen Auftrag die Befugniß dazu erhalten würden, diefer Fall im Geſetze durch das Wort: 
Beauftragte genügend vorgejehen wäre. 

2) Diener vgl. die vorige Anmerkung. 

3) Beamte der Kirchen oder Religionsgefellfchaften find alle diejenigen, welche irgend welche 
dem Wirkungskreiſe der kirchlichen Sphäre angehörigen Funktionen kraft Anftellung oder Auftrags 
auszuüben oder wahrzunehmen haben. Das Gejek erwähnt diejelben neben den Geiftlichen und 
Religionsdienern, welche ebenfall3 Beamte der gedachten Art find, weil auch Nichtgeiftliche, z. B. 
in der evangelischen die weltlichen Mitglieder der Konfiftorien, bez. der Presbyterien bei der 
Handhabung der Straf und Zuchtgewalt betheiligt find und demgemäß auch gegen das. Gefek 
verſtoßen können. 

Beauftragte, d. h. ſolche Perſonen, welche, weil fie überhaupt feine amtliche Stellung in 
der Neligionsgejellfehaft befigen oder fraft der erjteren nicht zur Vornahme der betreffenden Hand: 
lungen nach der Berfaffung der Gefellfchaft befugt find, einen befonderen Auftrag in diefer Richtung 
erhalten haben. 

5) Den Horfchriften Diefes Gefehes (SS IH) zumider androhen, nerhängen vder ner- 
künden, Die Motive der Kommilfton (S. 11): „Die 88 1—4 begrenzen das Gebiet der Kirch» 
lichen Strafmittel nach ihrer Weife und Anwendung, deren Innehaltung früher durch die weite 
Ausdehnung der ftaatlihen Genehmigung (placet) und durch das Bejchwerderecht gegen Mißbräuche 
der kirchlichen Amtsgewalt aufrecht erhalten wurde. Nach Wegfall diefer Mittel follen die jet 
feitgeftellten Grenzen unter den Schuß der ordentlichen Gerichte gegen jede Ausdehnung über ihren 
Sinn hinaus gefichert werden,“ ergeben, in Hebereinftimmung mit der Regierungsvorlage (f. deren 
Motive S. 11), daß man jeglichem Zumiderhandeln gegen die Verbote des Geſetzes den Charakter 
eines Kriminalvergehens hat beilegen wollen. Mit Rückficht darauf wäre ed, wenn man einmal 
eine Speztalifirung Statt des allgemeinen Ausdrucks der Negierungsvorlage: „Wer den Vorfehriften 
der 88 1—4 zumiderhandelt“, vorgezogen hat, forreft gewesen, zu ſetzen: den Vorfchriften diefes 
Geſetzes zumider androhen, verhängen, verfünden oder vollziehen, und dadurd auch dem 
Abf. 3 des 8 4 gerecht zu werden. Die Straflofigfeit der befchimpfenden Vollziehung von Straf: 
und Zuchtmitteln hat jedenfalls nicht durch diefe Omiffion, bez. Inkorrektheit ausgeſprochen werden 
jollen. Eine folde Annahme würde der Tendenz des Gejetes vollkommen widerſprechen. Zudem 
fann unter dem „verhängen” im weiteren Sinne nicht blos das Ausjprechen oder die Auferlegung) 
einer Cenfur oder Strafe, fondern auch die Realifation einer foldhen verftanden werden. 

°) Das im Vergleich zu der Regierungsvorlage geringere Strafmaß ift von der Kommiffton, 
welche anerfannt hat, daß in den Ueberfchreitungen der Vorſchriften des Geſetzes eine Verlegung 
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der Öffentlichen Ordnung, mitunter ſelbſt des öffentlichen Friedens liege, unter Verweifung auf die 
Strafpofitionen der SS 185, 186, des Reichsſtrafgeſetzbuchs feftgefest, da die Vergehen gegen das 
Geſetz auch ſtets eine Verlegung des Einzelnen und individueller Rechte involvirten und die meiften 
derartigen Fälle den gemeinrechtlichen Begriff der injuria ausmachen würden (f. Motive des Komm.z 
Ber. S. 12). 

Für die Beſeitigung der weiter in der Regierungs-Vorlage angedrohten Strafe des Verluſtes 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Kirchenämter durch die Kommiſſion ſind folgende Erwä— 
gungen maßgebend geweſen (Ber. S. 12): „Der Charakter dieſer Ueberſchreitungen bringe in der 
Regel nicht gerade eine Unwürdigkeit zur Bekleidung kirchlicher Aemter mit ſich. Insbeſondere 
würde es nicht unbedenklich ſein, den Orts- und Provinzial-Gerichten ein Urtheil über die Fähig— 
keit zur Ausübung „„kirchlicher““ Aemter beizulegen. Dieſer Theil der Straf-Androhung erſcheine 
überhaupt nicht nothwendig, da in dem Geſetze über die Ausübung der „„kirchlichen Disziplin““ 
die Entlaffung aus dem kirchlichen Amte vorbehalten ſei in allen Fällen, wo das Verhalten eines 
Geiſtlichen „„eine jo jchwere Verlegung der Staatsgeſetze enthalte, daß fein Verbleiben im Amte 
mit der öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheine““ (vgl. jest $ 24 des unter II. fommentirten 
Geſetzes v. 12. Mat 1873). Diefer Vorbehalt treffe wohl die Fälle, wo hier eine temporäre Un: 
fähigkeit zur Bekleidung von firhlichen Aemtern ausgefprochen werden jolle.” Die Negierung hat 
jomwohl bei den Berathungen der Kommiſſion als auch des Plenums des Haufes (ftenogr. Ber. 
©. 1738) gegen den Wegfall der betreffenden Beſtimmung nichts erinnert. 


) beſtraft. Die nah) S5 zu bejtrafenden Handlungen, deren Ihatbeftand mit genügender 
Klarheit aus den SS 1 bis 4 fich ergiebt, find Vergehen, vgl. $1 Neichs-Str.-G.:B. Daraus 
folgt: 

a) daß der Verſuch nicht ftrafbar ift (Neih3-Str.-G.-B. 8 43 Abſ. 2). Die Regierungs— 
Vorlage, welche den Verfuh für ftrafbar erklärte, weil (Motive ©. 12) Vergehen in 
Frage ftänden, welche theils gegen die wichtigften Nechte der Staatsangehörigen, theils 
unmittelbar gegen den Beftand der ftaatlihen Rechts-Ordnung gerichtet feien, ift in der 
Kommiljton gefallen, obwohl anerfannt worden ift, daß ihre Feftfegung den analogen 
Vorſchriften des Str.-©.B. für Amtsvergehen und Vergehen gegen die öffentliche Ord— 
nung entiprede. (Ber. ©. 12). Der Grund erhellt nicht, denn daß die Strafbarkeit 
des Verſuches „von einer Seite al3 unnöthig und zu unabjehbaren Verwickelungen 
führend bezeichnet worden iſt“ (a.a.D. ©. 13) kann doch faum das durchſchlagende 
Motiv gemejen fein. 

b) Jeder Berftoß gegen eines der Verbote des Geſetzes, 3. B. Verhängung 
der großen Erfommunifation wegen Gingehung der Givilehe und Berfündung derfelben 
in befchimpfender Form, ift al3 befonderes Vergehen nad) $ 74 des Reichs-Str.-G.-B. 
zu beitrafen. 

c) Wegen der Theilnahme im meiteren Sinne, alfo wegen der Mitthäterfchaft (die 
mehreren Mitglieder eines Konfiftoriums verhängen durch gemeinfchaftlihen Beſchluß ein 
gejeglich unzuläffiges Zuchtmittel), der Anftiftung (der Bifchof befiehlt einem Pfarrer die 
große Erfommunifation namentlich zu verfünden), wegen der Beihülfe (der Biſchof droht 
auf Rath der Mitglieder der Didcefanfynode ein unzuläffiges Strafmittel an), fommen 
die Grundſätze des Neich3-Str.-©.:B. 88 47 ff zur Anwendung. 

d) Zur Verhandlung und Entfheidung derbetreffenden Ueberſchreitungen 
im Wege des Strafprozefjes find berufen die ordentlichen Gerichtäbehörden, welche die 
Kompetenz in Bergehensfällen Haben, alfo in den altpreußifchen Landestheilen, 
in denen die Berordn. v. 3. Januar 1849 üb. die Einführung des mündlichen und 
öffentlichen Verfahrens (G. ©. ©. 84) Geſetzeskraft hat, die aus drei Mitgliedern be- 
ftehenden Abtheilungen der Stadt, reſp. Kreisgerichte, Gef. üb. die Einführung des 
preuß. Strafgefegbuches v. 14. April 1851 Art. XII. (©. ©. ©. 97); im Bezirke 
des rheinifchen Appellationsgerichtshofes (zu Cöln) die Zuchtpolizeisfammern der Land: 
gerichte, a. a. D. Art. XIV.; in den i. d. 3. 1866 erworbenen neuen a le die 
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8. 6.*) 
Die befonderen Disziplinarbefugniffe der Kirchen und Neligionsgejelliehaften 
über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen Nechte des Staates 
werden durch diefes Geſetz nicht berührt. ') 


Snöbejondere findet das dem Staat in ſolchen Gejeßen vorbehaltene Recht 
der Entlaſſung von Kirchendienern wegen Verlegung der öffentlichen Drdnung uns 
abhängig von den in 8. 5. enthaltenen Strafbeitimmungen ftatt. 2) 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterihrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1873. 
(L. S.). Milhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismard. Gr. dv. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphaufen Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmard. 


aus 3 Mitgliedern beftehenden Straffammern der Kollegialgerichte erſter Inſtanz, 
Strafprozeß-Ordn. v. 25. Juni 1367 (©. ©. ©. 933) $ 13, d. h. in Hannover Die 
kleinen Senate der Dbergerichte, Verordn. betr. das Strafrecht 2c. v. 25. Juni 1867, 
G. ©. ©. 921 Art. XV. $ 4; in Frankfurt a. M. eine Abtheilung des Stadtgerichts, 
ſ. aa. O. Art. XVIL, in Schleswig - Holftein, in Kurheſſen nebft den ehemals 
bairifchen Gebietstheilen und in Naſſau nebft den vormals großherzogl. heſſ. Gebiets: 
theilen eine Abtheilung des Kreisgerichtes, |. die drei Verordnungen v. 26. Juni 1867 
reſp. $ 21, 8 10 u S 5 (©. ©. ©. 1073, 1085, 1094). — Was die Nheinprovinz ins— 
befondere betrifft, jo ift der Art. 10 des Gef. v. 20. April 1810: „Lorsque ... des 
archeväques, des &v@ques, des presidens de consistoire . .. seront pr&venus de 
delits de police correctionelle, les cours impe£riales en connaitront de la maniere 
prescrite par l’article 479 du Code d’instruction criminelle“, welcher den genannten 
geiftlihen Beamten einen privilegirten Gerichtsitand vor dem Appellhofe in Vergehen: 
fällen gewährt und auf den ich neuerdings nach den Zeitungen der Erzbiſchof von 
Köln berufen haben fol, durch das für die ganze Monarchie erlafjene Gejek betr. die 
Aufhebung des erimirten Gerichtsftandes in Kriminal- 2c. Sachen v. 11. Auguft 1848 
(8. ©. ©. 201) befeitigt (vgl. $ 1: „der erimirte Gerichtsftand in Kriminal- und fis- 
kaliſchen Unterfuhungsfachen, jowie in Injurienprozeffen wid in allen Landes— 
theilen, wo derjelbe noch befteht, vom 1. September 1845 ab hiermit aufgehoben.” 
84: „Alle diefen Beftimmungen entgegenftehenden Vorfchriften werden hiermit aufge: 
hoben”). 


e) Was das Berhältnig der den Thatbeftand der Vergehen ergebenden Beftimmungen des 
Geſetzes zu den Borjchriften der einzelnen Kirchen oder Religionsgeſellſchaften über die 
Befugniß zur Ausübung der Straf: und Zuchtgewalt und die Art der Ausübung der 
legteven betrifft, jo genügt es zur GStrafbarfeit, daß gegen das Geſetz verftoßen 
worden ift, wenngleich die betreffende Handlung nad den kirchlichen Borfchriften 
nichtig tft, 3. B. weil der Bifchof die Exkommunikation ohne die vorgejchriebenen 
vorgängigen Mahnungen, der General:Bifar fie ohne die erforderliche jpezielle Ermäch— 
tigung des Bischofs verhängt hat (Kober, a. a. O. ©. 156, 74). ES folgt dies aus der 
Faſſung der gefeglichen Verbote, welche ganz allgemein lauten, ſowie daraus, daß der— 
artige Nichtigfeitsgründe gewöhnlich weder für die betheiligte Perfon noch für Dritte 
Har am Tage liegen, alfo auch in derartigen Fällen, man denfe z. B. an die be 
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Ihimpfende Verfündung einer nichtigen Exkommunikationsſentenz, ganz derfelbe Erfolg 
eintritt, wie wenn Die betreffende Handlung kirchlich gültig und unanfechtbar wäre. 


8 6. *) Diejer Paragraph ift von der Kommiffion hinzugefügt worden. Das Amendement 
Ir. Brüel: „ven Satz 2 zu ftreihen” hat im Abgeordnetenhaufe nicht die Majorttät erhalten 
ſtenogr. Ber. ©. 1738). 


') Rie befonderen Aisziplinar-Befugniffe u. f. wm. merden durch Diefes Geſetz nicht he- 
ührt. Der Kommiffionsberiht (S. 14) motivirt diefe Beftimmung dahin: „es wurde als ange: 
tejjen betrachtet, durch einen befonderen Zuſatz auszubrüden, daß die in dem Geſetze über Die 
irchlichen Disziplinarftrafen (j. das Gefeg S. 37 ff.) -ausgefprochenen Grundfäße unab- 
Jängig neben den in dieſem Geſetz gegebenen Schranken der kirchlichen Straf und Zuchtmittel 
(berhaupt ftehen.“ Weber das nähere Verhältniß der beiden Geſetze zu einander vergl. die Anz 
nerkungen, namentlich ©. 39 zu dem unter II. der Ausgabe mitgetheilten Geſetze. 

?) Abf, 2 beſtimmt, daß eine Beftrafung nach Mafsgabe diefes Gefeges die im 8 24 des Ge 
bes über die Firchliche Disziplinargewalt offen gelaffene Entfernung aus dem Amte nicht aus— 
hließt, vielmehr außer den von den gewöhnlichen Gerichten verhängten Strafen des 8 5 dieſes 
geſetzes noch von dem königl. Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten ausgeiprochen werden 
ann. Im Uebrigen vgl. die Anmerkungen zu dem eben angeführten 8 24. 


Nachtrag zu 5. II. 


Ein Beiſpiel einer neuerdings in der evangeliſchen Kirche Kurheſſens verhängten Exkom— 
iunikation, welche allerdings einen katholiſirenden Charafer aufweiſt und auch ſonſt manche 
Sigenthüntlichkeiten enthält, bietet das nachſtehende Schriftſtück, welches mir während der Korrektur 
on Herrn Ober-Appellationsgerichtsrath Dr. Bähr gütigſt zur Publikation überlaſſen worden iſt: 


„Auszug aus dem Protokolle des Superintendenten der Diöceſe Kaſſel. 


Kaſſel, am 18. Februar 1855. 
N. 166 S. 90. Der Pfarrer Hoffmann zu Niederruf berichtet das Concubinat der Barbara 
>. daſelbſt betr. weiter und bittet um Ausſpruch des Kirchenbannes. 


Beſchluß. Die Barbara Sch. zu Niederruf wird nunmehr, nachdem alle in Gottes Wort 
erordneten Verſuche, fie von ihrem fündlihen Leben zu befehren, vergeblich geblieben find, 
egen hartnädigen Beharrens in der Sünde der Hurerei und gänzlicher Unbußfertigfeit hiermit 
on dem Superintendenten Eraft der demfelben übertragenen Kirchengewalt, nach den Befehle Des 
eren Jeſu Chriftt und feiner h. Apoftel, ſowie nach den Vorfchriften der Kirchen-Drdnung unferes 
andes, von der Gemeinfchaft der h. evangelifchen Kirche ausgefchloffen und aller Gnaden, Rechte 
nd Ehren derſelben verluftig erklärt. Sie wird fomit ausgefchloffen vom Troſte des Wortes 
ottes durch den Mund der geordneten Diener am Worte, von der Fürbitte der Gemeinde, von 
ev Theilnahme an den 5. Saframenten und der Gegenwart bei denfelben, von der Fähigkeit 
nen chriftlihen Eidſchwur zu leiſten, und falls fie ſtirbt, während diefer Kirchenbann nod) in 
taft bejteht, von einem chriftlichen Begräbnig. Cs fol aber diefer Bann in Kraft bejtehen bis 
hin, dab die genannte Sünderin ihrem Sünderleben ernftlich und gänzlich abjagt und von 
erzen Buße thut, auch die Wiederverfühnung mit der h. hriftlichen Kirche, in welcher fie ein 
ergerniß angerichtet hat, nach der Drdnung und den Vorjchriften diefer Kirche als reuige Sünderin 
jucht und vollbracht haben wird. So fie dies nicht thut, und fie in ihrer Unbußfertigfeit ftirbt, 
len ihr ihre Sünden behalten werden bis an den jüngften Tag und bis zur Auferftehung der 
odten, aljo daß wenn der Herr Chriftus wiederkommen wird zum Gericht über alle Melt der 
ame diefer Barbara nicht gefunden werden foll im Buche des Lebens, und fie auferftehen fol 
ım Gericht. 


2 
3* 
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63 ift diefe Erfommunifation übrigens mit gleihem Schluffe, wie die unter dem 1. Zuli v. 3. 
gegen die A. EC. D. aus Nömersberg verhängte, am nächſten Sonntag der Gemeinde von der 
Kanzel zu verfünden. Dem zu erwartenden Kinde der Gebannten ift die heilige Taufe zu ertheilen, 
wenn diefelbe verlangt wird, indeß darauf zu fehen, daß dem Täufling zuverläffige Sponforen 
gegeben werden. Der Taufhandlung darf die Erfommunicirte in feinem Falle beimohnen und ift 
deren etwaiges Hinzudrängen zu diefer Saframentshandlung äußerften Falles durch Requifition 
der weltlihen Gewalt zu verhindern. Sollte die Exkommunicirte die Taufe über die gejetliche Zeit 
verschieben und anzunehmen fein, daß fie diejelbe ihrem Kinde überhaupt nicht wolle angedeihen 
laſſen, jo ift feiner Zeit weiter zu berichten..... 

Für den Superintendenten 
der Conſiſtorialrath 
Bilmar.” 





Il. 


Geſetz 


ber die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des königlichen 
Gerichtshofes für Firchliche Angelegenheiten. 


Vom 12. Mai 1873. 


(Geſetz-⸗ Sammlung 1873. Nr. 8125. ©. 193). 
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I. 
Geſetz 


über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des königlichen 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 
Vom 12. Mai 1873. 
(Geſetz- Sammlung 1873. Nr. 8125. S. 198). 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages, fir den Umfang der 
Monarchie, einjchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


) Gegenftand und Merhältuiß des Gefehes zu Dem Geſetze über die Grenzen des 
Kechts zum Gebrauche kirchlicher Atraf- und Auchtmittel vom 13. Mai 1873 (f. oben ©. 3). 
Nach den Motiven zur Negierungs Vorlage (Beilage zu Nr. 95 d. Drudfachen d. Abgeordneten: 
haufes 11. Legislaturperiode III. Seſſ. 1872—1873 ©. 7) trifft das unter I. mitgetheilte Gefeß die be- 
jondere Disciplinargewalt, welche die geiftlichen Oberen über die ihnen untergebenen Firchlichen Beamten 
und Neligionsdiener ausüben, nicht. Ihren gefeglichen Ausdruck Hat diefe Auffaffung in dem $ 6 
des Tegteren gefunden: „Die befonderen Disciplinar- Befugniffe der Kirchen und Neligionsgefell- 
Ihaften über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen Nechte des Staates werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt." Der Gegenftand des vorliegenden und die Tragweite des oben 
erwähnten Geſetzes beſtimmt fich demnach durch den Begriff der Disciplinargewalt. Wenn in Be: 
treff dejjelden jeitens des Negierungs - Kommiffars in der XIV. Kommiffion (Bericht Nr. 167 der 
Druckſ. des Abg. H. ©. 5) bemerkt worden ift: „Der Staat könne fi) nicht an die abweichende 
Terminologie der verfchtedenen Kirchen, jondern nur an feinen eigenen Sprachgebrauch halten, 
in welchem über den Begriff einer Disciplinargewalt gegen das Beamtenthum fein Zweifel ei,“ 
jo bedeutet die Disciplinargewalt die Befugniß, gegen diejenigen Handlungen, welche fich nicht 
als allgemeine Vergehen oder nicht blos als ſolche, ſondern auch als befondere Verlekungen der 
Dienftpflichten im meiteften Sinne charakterifiren, (mithin auch gegen ein mit dem Amte unver: 
trägliches aufßerdienftliches Verhalten) ftrafend einzufchreiten (vgl. die Aufzählungen unten in 
Anm. 2 zu $ 10). 

Eine ſolche Gewalt beanfpruchen die Kirchen und Religionsgefellfchaften über ihre Beamten. 
Sie jondert ſich aber auf diefem Gebiete der Natur der Sache nach nicht fo ſcharf ab, wie auf 
dem Gebiete des Staates. Der Ietere ftraft feine Unterthanen nur dann, wenn fie gegen bie 
Geſetze verftoßen, er verlangt von ihnen fein anderes als ein mit diefen im Einklang ftehendes, 
äußeres Handeln. Anders die Neligionsgefellfhaft, welche die Erfüllung der veligiöfen und kirch— 
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lichen Verpflichtungen von ihren Mitgliedern beanfpruct, und gegen diefe ihre Straf: und Zucht 
gemalt ausübt. Diefelben Anforderungen ftellt aber die Religionsgeſellſchaft auch an ihre Beamten, 
namentlich an die Geiftlichen. Die Strafgewalt über diefe gehört aljo naturgemäß mit der über 
die fog. Laien zufammen und ift in ihrem Grundgedanken nicht von derfelben verschieden. Wenn 
in der Kommiffion (Ber. ©. 4) bemerkt wurde: „Die kirchliche Disciplinargemwalt fei überhaupt nicht 
in die Grenzen dieſes Gefeges, d. h. willführlich auf die Kirchendiener einzufchränfen, fie ſei viel: 
mehr eine allgemeine gleichmäßige Gewalt über Geiftliche und Laien in allen Gebieten des kirch— 
lichen Lebens," jo ift dies allerdings richtig. Indefjen Tann nicht verfannt werden, daß die Dis— 
ciplinargewalt in Anwendung auf die Beamten der Religionsgeſellſchaften befondere Eigenthüm— 
lichkeiten annimmt und auch annehmen muß. Dieſe werden einmal durch Die befondere Stellung 
der in Frage kommenden Perfonen bedingt, weil ſie kraft ihres Amtes Pflichten zu erfüllen haben, 
welche den übrigen Mitgliedern der Neligionsgefellfchaft nicht odliegen, und weil ferner Berlegungen 
der allgemeinen religiöfen und kirchlichen Ordnungen durch diejenigen, welche die Führer und Vor⸗ 
bilder der andern fein follen, härter zu betrafen find. Sodann aber können gegen die Beamten, 
welche in Folge ihrer Stellung befondere Amtörechte befigen auch beſondere, dieſe letzteren bez 
treffenden Strafmittel angewendet werden. 


Demnach hat e3 an fich Fein Bedenken, die Disciplinargewalt über die Beamten der Ne: 
Yigionsgejellfaften zum Gegenftande einer abgejonderten gejeßgeberijchen Behandlung zu machen. 
Daß dies das vorliegende Geſetz beabfichtigt, erhellt Mar aus dem $ 1 defjelben („Disciplinar— | 
gemalt über Kirchendiener”) und ferner aus dem $ 6 des Geſetzes vom 13. Mat 1573 über Die 
Straf: und Zuchtmittel. 

Bei der Handhabung der Disciplinargewalt in diefem engeren Sinne gegen ihre Beamten 
kann aber feine Religionsgefellichaft ebenfowenig wie bei der Ausübung ihrer allgemeinen Straf: 
und Zuchtmittel gegen ihre ſonſtigen Mitglieder, den Gefichtspunft der Befjerung außer Acht laſſen. 
Sie wird alfo auch gegen die erfteren nicht bloß Strafen im eigentlichen Sinne verhängen müſſen. 
Ferner find gewiffe Straf- und Zuchtmittel (wie 3. B. die Verweigerung des Firdhlichen Begräb- 
niffes, dev Kirchenbann u. ſ. w.), ſowohl gegen alle Mitglieder der Neligionsgefellichaft anwendbar, 
mögen ſie Geiftliche und andere Kirchenbeamte fein oder nicht. Mit Rückſicht hierauf entfteht Die 
Frage, wie verhalten fich die Vorfehriften des Straf: und Zuchtmittel-Gefeßes über die Unſtatt— 
haftigfeit gemiffer Straf- und Zuchtmittel zu den Beſtimmungen des hier in Rede jtchenden Ge: 
fees? Mit andern Worten: Kommt das erſtgedachte Gejek gar nicht zur Anwendung, 
ſoweit e3 um die disciplinarifhe Ahndung gegen Kirchendiener handelt, jind 
alfo alle nit in dem vorliegenden Gefeke verbotenen Straf: und Zudtmittel 
gegen diefe geftattet oder hat das erftere auch für die Kirdhendiener Geltung 
und bezieht fi daS letztere nur auf die in demſelben gedadten, in Ausübung 
der Disciplinargewalt im engeren Sinne gegen die Kirhendiener angemenz 
deten Straf: und Zudhtmittel? 

Die Frage ift bereit3 im Sinne der erfteren Alternative in der Ausgabe der Stirchengejeße 
von einem Mitgliede des Haufes der Abgeordneten, Berlin 1873, beantwortet worden, indem der 
Berfaffer S. 32 Anm. a bemerkt: „Während das Geſetz „über die Firchliche Disciplinar-Gewalt“ 
ſich mit der kirchlichen Amtsgewalt beſchäftigt und die Nechte des Staates Hinfichtlich der Disciplin 
der Kirchengefellfchaften über ihre Geiftlihen zu wahren fucht, Hat diejes Geſetz (j. oben unter I). 
die Straf: und Zuchtmittel zum Gegenftande, welche die Kirchen gegen ihre Laienmitglieder 
im SIntereffe der firchlichen Disciplin zu verhängen pflegen.“ 

Ich halte diefe Auffaffung für falſch. Das Gefek vom 13. Mai 1873 macht feinen Unter: 
ſchied zwifchen Geiftlichen, bez. Kicchendienern und anderen Mitgliedern einer Religionsgefellichaft. 
Es will die Anwendung von Straf und Zuchtmitteln, welche in die ftaatlihe Sphäre in irgend 
einer Beziehung hinübergreifen, hindern, weil nach) feiner Auffaffung feine Religionsgeſellſchaft ein 
Recht befitst, ihre Strafgewalt über das ihr eigenthümliche Gebiet hinaus auszudehnen. Diefer Grund 
trifft ebenfo gut für die Kicchendiener, wie für die fog. Laien zu. Der Staat hat die bürgerlichen 
Rechte der erfteren ebenfo zu hüten, wie die der legteren. Umgekehrt Tiegt aber gerade für den 
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Staat noch eine befondere Veranlaſſung vor, nicht eine willführliche Bedrückung der Kirchendtener 
durch diejenigen DiseiplinarMittel zu dulden, welche allein gegen fie anwendbar find. Das Zucht: 
und Strafmittelgefeg veicht dazu nicht aus, denn es mußte ſeinerſeits Die Strafmittel, welche hier 
mefentlich in Frage kommen, die Entziehung kirchlicher Rechte (f. ©. 3) geftatten. Vielmehr war ein 
befonderes Gefeg erforderlich, um der mißbräuchlichen Ausübung der Disciplinargewalt, welcher die 
Kirchendiener allein ausgefegt find, entgegen zu treten. „Es iſt nicht zweifelhaft,” heißt es in 
den Motiven der Negierungs-Vorlage (nad; der oben mitgetheilten Stelle ©. 7), „daß dieſe Gewalt 
in mindeftens ebenfo hohem Grade den Mißbrauche unterliegen und fih mit den Staatlichen Ein: 
richtungen und den Landesgefegen in Widerſpruch ſetzen kann, wie die Mittel der Strafe und 
Zucht, welche gegen die kirchlichen Glieder im Allgemeinen gebraucht werden. Die Staats: 
regierung muß ſich für verpflichtet erachten, gleichzeitig auf die gefegliche Negelung der bezeichneten 
Gewalt Bedacht zu nehmen.” Die Ausübung der Disciplinargewalt im engeren Sinne hat aljo 
im Allgemeinen nicht befonders priviligirt, ſondern mit weiteren Schranken als den durch das 
Straf: und Zuchtmittelgefeg gezogenen, verjehen werben follen. 

Wenn trogdem das Gejeß nicht blos die auf die Amtsrechte bezüglichen Strafen, wie die 
Entfernung aus dem Amte u. |. w. (vol. $ 2) berückfichtigt, jondern auch Beftimmungen über 
Freiheit und VBermögenzftrafen (85 2—5), alſo über ſolche, welche der $ 1 Abf. 2 des Zucht: und 
Strafmittelgefeßes ebenfalls behandelt, aufweift, jo fteht dies der hier geltend gemachten Auffafjung 
nicht entgegen. Gerade die eigenthümliche Stellung der Kicchendiener und das Intereſſe des 
Staates an der Handhabung einer gerechten Disciplin über diejelben erforderte es, nicht unter 
allen Umftänden, die Anwendung von Vermögensftrafen und von Freiheitsentziehung gegen ſie 
auszuschließen, mithin in diefer Hinficht dev engeren Disciplinargewalt größere Nechte als der all- 
gemeinen Zucht: und Strafgewalt über die ſog. Laien zu gewähren. Allerdings wäre das Verbot 
der körperlichen Büchtigung, das ſchon in dem Straf: und Zuchtmittelgefeß ($ 1 Abſ. 2) aus: 
gefprochen ift, nicht abfolut erforderlich geweien. Man hat dafjelde aber deshalb hier ausdrücklich 
wiederholt, weil das Fanonifche Recht die Strafe der förperlichen Züchtigung beſonders für Kleriker 
ftatuirt und es noch in neuerer Zeit vorgefommen ift, daß Geiftliche in Den Demeritenanftalten 
diefer Strafe unterworfen find. Es find alſo aud) hier Yediglich die Eigenthümlichkeiten der Dis— 
eiplin über die Kirchendiener beftimmend gewejen. 

Der für das Verhältniß der beiden Geſetze maßgebende 86 des Strafe und Buchtmittel- 
geſetzes ergiebt ganz dafjelbe Nefultat, das ſchon aus der Natur der Sache folgt. Derſelbe jagt nicht 
allgemein, daß die Disciplinarbefugniffe über die Kirchendiener durch das betreffende Geſetz nicht bes 
rührt werden, fondern er jpriht dies nur aus hinfichtlich „der befonderen Disciplinarbefugnifje” 
und „der darauf bezüglihen Rechte des Staates.“ Unter „befonderen Diseiplinarbefugnifjen” kann 
er demnach nur folche verstehen, welche nicht in gleicher Weife über Kirchendiener und über andere 
Angehörige ausgeübt werden und ausgeübt werden fünnen, nur für die erfteren und für die hinficht: 
lich derſelben weiter gehenden Rechte des Staats ſchließt er die Geltung des Straf und Zuchtmittel: 
gefees aus (vgl. auch die Motive dev Kommiſſion ©. 35 Anm. 1). 


Mährend ſich aber das Gefek über die Straf- und Zuchtmittel auf alle Religionsge— 
ſellſchaften bezieht, trifft das vorliegende nur Beftimmungen Hinfichtlich der Dizciplinargemalt 
über die Diener der privilegirten chriſtlichen Kirchen. Da das Wort Kirche in der preußiichen 
Geſetzesſprache nur diefe umfaßt (ſ. ©. 5), jo kann aud der Ausdruck: „firchliche“ keine 
andere Bedeutung haben. Die Bezeichnung „Kirchen diener,“ iſt offenbar abſichtlich ſtatt der auf 
alle Religionsgeſellſchaften bezüglichen: „Religionsdiener“ gewählt. Der Inhalt des Geſetzes paßt 
ferner nur auf die chriſtlichen Kirchen. Der Bericht der XIV. Kommiſſion des Adgeordnetenhaufes 
bemerkt endlich fogar ausdrüdlih (a. a.D. ©. 1): „Der Gefegentwurf habe zum Gegenftande Die 
Drdnungsgewalt der evangelifchen und katholiſchen Kirche über ihre eigenen Geiftlichen und Diener‘ 
(vgl. auch die Aeußerung des Reg.Kommiſſars Dr. Hübler im Herrenhaufe, ftenogr. Berichte dev 
leßteren S. 545). Für die Disciplinargewalt der anderen Religionsgeſellſchaften über ihre Beamten 
ift allein das Straf und Zuchtmittelgefei maßgebend, und es ift daher ein Verſehen der Kom 
miffion gewefen, daß fie in dem von ihr formulirten 5 6 des Straf und Zuchtmittelgejeßes das 
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I. Allgemeine Beftimmungen. 


Sl.) 
Die Firhliche?) Dizeiplinargewalt?) über Kirchendiener) darf nur von deut- 
Ihen?) kirchlichen Behörden 6) ausgeübt werden. ?) 


Wort: „Religionsgeſellſchaft“ Hinter „Kirchen“ eingefügt hat. In Betreff diefer nimmt der Staat 
weder befondere Nechte in Anſpruch, noch hat ex denfelben befondere Befugniſſe zugeftanden. 

Mit der Regelung der Handhabung der Disciplinargewalt über die Diener der privilegirten 
chriſtlichen Kirchen ift aber der Inhalt des Geſetzes nicht erſchöpft. Daſſelbe ftatuirt auch zugleich 
eine ftaatlihe Disciplinargewalt ($$ 24 ff.) über die Kirchendiener für den Fall, da diefe 
durch Ausübung ihres Amtes die öffentliche Ordnung in ſchwerer Weife verlegen. Endlich ſchafft 
das Geſetz einen neuen Gerichtshof, den „königlichen Gerichtshof für kirchliche An: 
gelegenheiten“ zu Berlin (89 32 ff.), welchem der Schuß der Kirchendiener vor Uebergriffen 
der kirchlichen, ſowie die Ausübung der ftaatlichen Diseiplinargewalt übertragen ift, und regelt 
zugleich, freilich nur in den Grundzügen, das Verfahren vor demfelben ($$ 10 ff. 26 ff). 

51. *) Die Faffung des Gefeges unterfcheidet ih von der Negierungsvorlage nur dadurd, 
dab die Worte: „über Kirchendiener“ in der letzteren fehlten. Sie find von der Kommilfion ein: 
gejchoben worden (Bericht ©. 5, 6). Im Abgeorönetenhaufe ift das Amendement Grf. v. Schweini, 
den $ 1 dahin zu faffen: „Die Kirchliche Disciplinargewalt über Kicchendiener darf nur unter den 
Beſchränkungen diefes Geſetzes ausgeübt werden“ (ſtenogr. Bericht ©. 1652), und im Herrenhaufe 
der Antrag des Grf. v. Kraſſow, ftatt des 81 zu jeßen: „Die kirchliche Disciplinargewalt über 
die Biſchöfe der römiſch-katholiſchen Kirche wird nad Maßgabe der beftehenden Kirchenverfaffung 
mit der Einfchränfung ausgeübt, daß zur Verwaltung defjelden (sie) ein vom Staat genehmigter 
Vikarius inmerhalb des Preußiſchen Staats zu beftellen ift. — Im Uebrigen darf die Ticchliche@, 
Disciplinargewalt über Kivchendiener der evangelifchen und der römifch-fatholifchen Kirche nur von 
den innerhalb des Preußischen Staats befindlichen Behörden ausgeübt werden” (ftenogr. Ber. des 
Herrenh. ©. 547), abgelehnt worden. 

2) kirchliche, ſ. Anm. 1 (©. 41). 

°) Aistiplinargemalt, |. ebendafelöft (S. 39). 

*) Kirchendiener find im Allgemeinen alle diejenigen, welche Firchliche Dienfte leiften. Jedenfalls 
gehören hierher die Beamten der Kirche (f. auch die Erklärung des Reg.-Kommiſſars in d. ftenogr. Berichte 
des Herrenhaufes ©. 545) ſowohl diejenigen, welche die gottesdienftlichen und feelforgerlichen Sand: 
lungen ausüben, als auch diejenigen, welche die Leitungs- oder Negierungsgemwalt (die fog. jurisdietio) 
beſitzen, demnach in der evangelifchen Kirche die Mitglieder der oberen Follegialifchen Behörden, 
des Oberkirchenraths und der Konfiftorien, die General = Superintendenten, die Superintendenten 
(Metropolitane, Pröbfte, Defane), die Mfarrer, in ver fatholifchen Kirche die Erzbiſchöfe, die 
Bischöfe, die Kathedral- und fonftigen (Kollegiat)- Stiftöheren, die Pfarrer und die feftangeftellten 
Kapläne. 

Wenngleich der Kirchendienft vegelmäßig auf Grund eines nur unter beſtimmten Borausfeßungen 
entziehbaren Amtes ausgeübt wird, jo werden doch auch Diejenigen zu den Kirhendienern zu rechnen 
jein, deren Amt überhaupt nur auf eine beftimmte Zeit zur Eriftenz fommt, alfo die Kapitular- 
Vikarien, ferner folche, welche von ihren Aemtern durch Widerruf entfernt werden können, mithin die 
biſchöflichen General-Vikare, die Mitglieder der biſchöflichen Konfiftorien, Drdinariate oder General: 
Vikariate, die hier und da, 3. B. im Eichöfelde, in Schleſien eingejegten bifchöflichen Kommiffarien 
(vgl. über alle diefe mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 224, 27 N. 4, ©. 291), die Landdekane oder Erz: 
priefter, die Mifftions- Pfarrer und die Kapläne ohne fejtes Benefizium in der Fatholifchen Kirche. 
Alle erwähnten Kategorien nehmen an der Verwaltung der der Kirche zuftehenden Rechte und 
Funktionen Theil. Ihre Amtöhefugniffe beruhen freilich nur auf Webertragung beftimmter, mit 
anderen Nemtern verbundener Rechte, alfo auf Mandat oder Delegation, jo 3. B. bei den 
General-Bifaren, den bifchöflichen Räthen und Kommifjarien, den Landdefanen. Indeſſen hat fich 
für dieſe Stellungen ein herkömmlich feitftehender Kreis von Befugniffen gebildet. Sie jind ein 
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herkömmlicher Beftandtheil des Firhlichen Organismus geworden und werden daher auch von den 
Kanoniften (vgl. 3. B. Schulte, Lehrb. 2. Aufl. ©. 256) zu den Kirchen-Aemtern gerechnet. 


a. Ob die fog. niederen Kirchendiener, aljo 3. B. Küfter, Kirchner, Meiner, Altariiten 
u. ſ. w. Kirchendiener im Sinne diefes Geſetzes find, erjcheint fraglich. Irgend ein nenneng- 
werthes Bedürfniß oder ſtaatliches Inteveffe, diefe Klafje von Angeftellten durch beſondere gejeßliche 
Beftimmungen gegen die Uebergriffe der kirchlichen Disciplinargewalt zu ihüsen, liegt faum vor. 
Allerdings werden fie gerade nicht nur in den älteren Firchlichen Dronungen mit dem von dem 
Gefete gebrauchten Ausdruck bezeichnet (ſ. 3. B. Brandenb. Viſitations- und Konfiftor. » Dron. 
v. 1573: „Darnach follen unfere Visitatores die Pfarrer, Prediger, Caplane, Schulmeiſter 
und andere Kirchendiener“, „von der Ordination der Pfarre und Kirchendiener“, bei Richter, 
d. evangel. Kirchen-Ordnungen des 16. Jahrh. Bd. 2 ©. 360, 361, ſ. auch ©. 362, 370 und öfters, 
vgl. ferner Büff a. a. O. ©. 480, 481; Schlegela. a. O. Bd. 5 ©. 22, 23; Johannſen a. a. O. 
Bd. 1l ©. 122, 266, 284), ſondern auch die neuere Geſetzgebung hat dieſen Sprachgebrauch feſt⸗ 
gehalten, ſ. A.L. R. Th. II. Tit. 11 8 556: „Küſter und andere dergleichen niedere Kirchenbediente 
werden der Regel nad vom Patron beſtellt;“ Städte-Ordn. f. die 6 öftlichen Provinzen v. 30. Mat 
1853 (Gef.-Samml. S. 261) $ 17: „Stadtverorbnete können nicht fein: Geiftliche, Kirchendiener 
und Glementarlehrer", 8 30: „Mitglieder des Magiftrats können nicht fein: Geiftliche, Kirchen— 
diener und Lehrer an öffentlichen Schulen“, wörtlich daſſelbe in der Städte-Ordn. f. Schleswig— 
Holſtein v. 14. April 1869 88 29 und 38 (Geſ.-Samml. S. 589); Kreis-Ordn. v. 13. Dez. 1872 
(Gef.-Samml. ©. 661) $ 18: „Dienſtgrundſtücke ber Geiſtlichen, Kirhendiener und Elementar- 
lehrer”, $ 131: „Geiftlihe, Kirhendiener und Glementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Kreisausfchuffes fein“; vhein.-weftphäl. Kirchenoron. $ 18: „Gehälter und Gehalts - Zulagen für 
Kirchenbeamte oder Kirchendiener“; Hannoverjche Kirhenvorftands- und Synodal-Drdn. von 
1864 8 38: „bezüglich der Vokation oder Wahl von Geiftlichen und jonftigen Kirhendienern”; 
Gemeinde⸗Ordn. für d. Konfiftorial-Bezirt Wiesbaden v. 27. Auguft 1569 (Geſ.“Samml. ©. 1024) 
812: „Zu dem Geſchäftskreis des Kirchenvoritandes gehört im Einzelnen . . . 7) die Ernennung, 
Ueberwachung und Entlaffung der niederen Kirchendiener (Kichenrechner, Drganiften, Küfter, 
Kirchendiener, Kalkanten, Läuter ꝛc.).“ Ferner find diejelben, wenn es auch eine nicht zutreffende 
Reminiscenz an Fatholifche Einrichtungen geweſen ift, daß man fie früher zu dem jog. clerus minor 
gerechnet hat, Jacobſon a. a. D. ©. 255; Schlegel a. a. D., doch feldft noch jet in manchen 
Beziehungen den Geiftlichen gleichgeftellt, |. die mitgetheilten Geſetzesſtellen. Dies gilt vor 
Allem von der hier in Frage ftehenden Diseiplinargewalt, welche jtet3 von den kirchlichen Be— 
hörden unter analoger Anwendung der für die Geiftlihen beftehenden Disciplinarftrafen gehand— 
Habt worden ift (vgl. A. L. R. TH. II. Fit. 11 55 967, 5350 — 538, die Beftinmungen über die 
Kefjortverhältniffe der Konfiftorien bei Vogt, preuß. K. R. 1, 7; rhein.weſtphäl. Kirchen-Ordn. 
g 142 nebſt Zuſatz 44 bei Bluhme, Coder ©. 172, 235 und Meier, preuß. K. R. ©. 251; und 
wegen der neuen Provinzen Büff a. a. O. ©. 309; Spangenberg a. a. O. Hf.3 ©. 27; 
Otto a. a. O. ©. 267). Außerdem könnte man für die Subjumtion diejer Perſonen unter das 
Geſetz geltend machen, daß daffelbe die Bezeichnung Kicchendiener wohl für die Klaffe von Beamten, 
welche vegelmäßig darunter verftanden werden, gebraucht und ſchwerlich einen bejonderen Begriff 
des „Kirchendieners“ aufgeftellt haben dürfte. In der That hat aber das Geſetz das letztere 
gethan. Unzweifelhaft beabfichtigt dafjelbe, vor Allen gerade die wichtigjten geiftlihen und kirch— 
lichen Amtsftellungen zu ſchützen, mindeftens aber die Inhaber folcher Aemter, welche der Kirche 
eigenthümliche und mejentlihe Funktionen zu vollziehen haben. Ueber diefe hinaus liegt das 
Bedürfniß eines befonderen Schußes nicht vor. Zu dieſer einjchränfenden Interpretation bes 
vechtigt der Umftand, daß das Geſetz allein die Handhabung der „kirchlichen“ Disciplinar 
gewalt regelt. Diefe nimmt einen bejonderen Charakter blos gegenüber den Amtöträgern der 
vorhin gedachten Art an, während fie in Bezug auf diejenigen Perſonen, welche vein mechanifche und 
untergeoronete Dienfte leiften, und für deren außeramtliches erhalten Feine anderen Anſprüche 
als am jedes andere Mitglied der Gemeinde gemacht werden, Teine Gigenthümlichkeit, welche ſie zu 
„einer kirchlichen““ im eigentlichen Sinne macht, beſitzt. Demnach können bloße Läuter, Bälgetreter 
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(Kalfanten), Ihürhüter, wenngleich fie zu den niederen Kirchendienern gezählt werden, ebenfomenig, 
wie 3. B. die Aftenträger, Kanzliften u. |. w. bei einem bijchöflichen oder proteftantifchen Kon: 
fiftorium als „Kirchendiener“ im Sinne diefes Gefekes betrachtet werden. Dagegen dürften 
noch die Küfter, diejenigen, welche dem Geiftlichen, wenngleich nur in äuferlicher Beziehung beim 
Gottesdienft affiftiven und gewöhnlich auch fonft befondere amtliche firchlihe Funktionen, wie Ver— 
lefen von Predigten, Führung der Duplifate der Kivchenbücher verjehen, noch unter das Gefek 
fallen, da dieſe wegen der engen Berührung ihrer Verrichtungen mit der Gemeinde und des 
befonderen Hervortretens in derfelben auch die Pflicht beiten, in ihrem äußeren Verhalten ein 
befonderes Deforum zu wahren. 


b. Diejenigen Beamten, welche den Ficchlichen Behörden mit beftimmten wiſſenſchaft— 
lichen oder techniſchen Kenntniſſen, wie die Syndiei, Dombaumeiſter, Orga— 
niſten u. ſ. w. Dienſte leiſten, werden ebenfalls nicht als „Kirchendiener“ im Sinne des Geſetzes 
anzuſehen ſein. Dieſe leiſten wohl der Kirche Dienſte, aber keineswegs kirchliche Dienſte in dem zu 
a. angegebenen Sinne. Ihr Verhältniß regelt ſich nach ihrem, dem Gebiete des Civilrechts anheim— 
fallenden Anſtellungsvertrage. Eine Disciplinargewalt räumt das preußiſche Recht (vgl. SS 167 ff. Tit. 6 
2b. 11. A. 2. R.) feiner Korporation über derartige Beamte ein. Es liegt alfo gar fein Bedürfniß 
vor, denjelben einen befonderen Schuß über den eivilvechtlichen hinaus zu gewähren. Weberdieg 
erwähnen nicht einmal die Vorfchriften des Fatholifchen Kirchenrechtes Etwas über das Berhältnif 
derartiger weltlicher Beamten zur Kirchengewalt oder über eine Disciplinargewalt der Kirchenoberen 
über die erfteren, vielmehr betrachten fie den in die fragliche Klaffe gehörenden Syndifus als eine 
außerhalb des Firchlichen Verbandes ftehende Perſon, welcher zu der ihn anftellenden Behörde in 
einem civilvechtlichen Kontraktverhältniſſe fteht (3. Roßhirt bei Moy, Archiv Bd. 8 S. 29). 
Wenn man nichts defto weniger gefagt hat (f. a. a. ©. ©. 30): „Der Natur der Sache nah muß 
wohl der Sat aufgeftellt werden, daß jeder Beamte der Kirche, fei er Kleriker, fei er Laie, der 
Disciplinargewalt der Firchlichen Oberen unterworfen fei, mie überhaupt jeder im öffentlichen 
Dienfte Stehende der Disciplinargewalt feines Vorgeſetzten unterworfen ift und unterworfen fein 
muß. Es tft die Unterordnung in disciplinärer Beziehung eine nothmwendige Folge des Beſtehens 
eines jeden, ſomit auch des kirchlichen Verwaltungsorganismus“, ſo beweiſt dieſe Ausführung einmal 
zu viel, weil ſie zu Gunſten jeder Korporation anwendbar wäre. Ferner trifft ſie aber deshalb 
nicht zu, weil es ſich hier gar nicht um eigenthümliche, durch das Weſen der Kirche bedingte Dienſt— 
leiſtungen und Verpflichtungen handelt, wie ſie von den Geiſtlichen und den mit der eigentlichen 
Kirchenleitung betrauten Beamten erfordert werden, ein Verhältniß, welches recht deutlich dadurch 
hervortritt, daß die hier in Rede ſtehenden Perſonen ſich gleichzeitig vielfach noch in anderen 
Stellungen befinden, welche zu der Kirche gar keine Beziehung haben. Auf Art. 15 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde wird man ſich zur Widerlegung des Geſagten nicht berufen können. Mit der ſelbſtſtändigen 
Verwaltung der eigenen Angelegenheiten garantirt derſelbe allerdings den Kirchen auch die Aus— 
übung der Disciplinargewalt, aber darüber, wie weit dieſe in perſönlicher Beziehung reicht, beſtimmt 
er nichts. Die Grenzen derſelben können nur aus der Natur der Sache entnommen werden und 
dieſe führt keineswegs zu einer ſo weiten Ausdehnung der Disciplinargewalt, wie ſie ſelbſt das 
kanoniſche Recht nicht einmal kennt. (Weiteres Material über die Stage, joweit fie die Syndici betrifft, 
in dem Erkenntniß des Ober: Tribunal® vom 17. Oktober 1860, Entſch. 44, 194, das aber 
infofern nicht zu billigen ift, als es dieje für mittelbare Staatsbeamte und die Vorſchriften des 
Gejeßes vom 21. Zuli 1852 über das Disciplinawerfahren gegen nicht vichterliche Beamte auf fie 
für anwendbar erklärt, und in der Schrift: „Die Fatholifche Kicche in Preußen und deſſen höchſter 
Gerichtshof. Danzig 1861.) 


c. Zu den Kirchendienern im Sinne des Geſetzes gehören unzweifelhaft die Mitglieder 
der Gemeinde-Kirhenräthe, Presbyterien und Kirchenvorſtände, alfo die Aelteſten, 
Kirhenvorfteher u. ſ. w. Diefen kommt in allen Provinzen ein bald größerer, bald geringerer 
Antheil an der Verwaltung der firchlichen, und zwar auch der rein inneren, fi auf die Förderung 
des chriftlichen Lebens beziehenden Angelegenheiten zu (vgl. Grundzüge einer evang. Gemeinde: 
Ordn. für die öſtl. Provinzen v. 29. Juni 1850 5 12 und Allerh. Erlaß v. 27. Febr. 1860 Nr. 5; 
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thein.weitfäl. Kirchen-Ordn. $ 14 u. Zuf. 9; hannov. Kirchenvorſtands-Ordn. 88 33 ff.; ſchleswig— 
holitein. Gem.-Ordn. v. 1869 83 40 ff.; Gem.-Ordn. f. d. Konfift.-Bezirt Wiesbaden SS 12 ff. (f. 
oben ©. 11). Sie haben alfo eigenthümliche kirchliche Amtsverrichtungen, und befondere, ihnen in 
Folge diefer obliegende Dienftpflichten. Nennt doch die hannov. Kirchen-Drdn. $ 18 und die 
ſchleswig-holſtein. $ 6 dieje Aemter ausdrücklich: Firchliche Chren-Aenter. 

Nicht jo unzweifelhaft fteht die Sache hinfichtlich der landrechtlichen Kirchenvorſteher 
(SS 552 ff. 619 ff. Tit. 11 TH. II), d. h. derjenigen Gemeindemitglieder, welche, wie dies in der 
fatholifchen Kirche häufig vorkommt, hauptjächlich bei der Vermögensverwaltung zugezogen werden. 
Das A. L. R. betrachtet fie al3 weltliche Beamten der Kirchengemeinden (8$ 550, 218, 555) und 
chreibt ihnen die Verwaltung „ver äußeren echte der Kirchengefellihaft” zu. Sie find mit 
dem Geiftlichen die Vertreter der vermögensrechtlihen PBerfönlichkeit der Kirchengemeinde, haben 
alſo eine nothwendige und feite Stellung in dem Fichlichen Organismus. Wenn fie der Disciplin 
der Regierungen und der des Minifter3 der geiftlichen Angelegenheiten unterftehen (vgl. Aktenſtücke 
des evangel. Ober-Kirchenraths Bd. 2 ©. 35 u. Meier, preuß. K. R. ©. 249), fo erklärt ſich dies 
daraus, daß diefe Behörden mit der Verwaltung des landesherrlichen Kirchenregiments hinfichtlich 
der Erterna betraut find. Daher hat man denn auch mit Rückſicht auf die Berfaffungs-Urk. Art. 15 
die Disciplin über die Kicchenvorfteher Fatholifcher Gemeinden den Bischöfen überlaffen (f. 3. B. 
die Ober-Präſid. Reſkr. vom 25. Mai u. 19. November 1550 Beiträge 3. preuß. Kirchenrecht Hft. 1 
©. 42, 53). 


Aus diefen Gründen dürften fie unter die Kicchendiener im Sinne des Geſetzes zu begreifen 
fein. Stehen fie auch den unter b. befprochenen, fog. niederen Kirchendienern in fofern gleich, 
als ſie wie dieſe weltliche Perfonen, nicht Geiftlihe find, jo haben fie doch immer der Kirche 
wejentlihe Funktionen zu vollziehen. Letztere betreffen zwar nur die äußere Verwaltung, indeffen 
it eine folche für jede Genteinde obſolut nothwendig und es fommen für Ddiefe, weil fie den kirch— 
lihen Zweden dient, eigenthüntliche Gefichtspunfte in Frage. 

Ganz dafjelbe gilt für die Mitglieder der in den Ländern des franzöfifchen Nechtes auf 
Grund des decret imperial concernant les fabriques v. 30. December 1309 (bei Hermens, 
Hdbch. d. Staatsgeſetzgebung über d. chriſtl. Kultur B. 2 ©. 412) organifirten conseils de 
fabrique (Fabrikräthe oder Kirchenfabrifräthe). 

Die Mitglieder der in den evangelifchen Gemeinden Aheinlands, Weftfalens, Schleswig: 
Holfteins und Naffaus vorkommenden Gemeinde-Repräfentationen, bez. Gemeinde: 
Bertretungen find ebenfalls als „Kirchendiener“ anzufehen. Ihre Funktion geht im Allgemeinen 
dahin, neben dem Presbyterium oder Kirchenvorftand bei allen wichtigen, daS Gemeinde-Kirchen— 
Vermögen und allen die Firchliche Befteuerung betreffenden Angelegenheiten mitzuwirken (vgl. rhein. 
weitfäl. Kirchen-Ordn. SS 18, 50 ff., 64 nebft den entjprechenden Zuſätzen; fchlesw.zholft. Gem.: 
Dron. 88 50 ff., 19; Gem.Ordn. f. d. Konfift. Wiesbaden SS 15 ff.). Ihre Verrichtungen find alfo 
ebenjo gut Firhliche, wie die der eben gedachten Kirchenvorfteher. ES Tann ihnen auch keineswegs 
unter Hinweis auf die Analogie der Reichstags: und Landtagsmitglieder und der Stadtverordneten, 
deshalb die Dualität als Kirchen-Beamte oder Kirchendiener abgefprochen werden, weil fie nur 
bei gewiffen Angelegenheiten mitzuwirken haben, und ſomit als ein lediglich neben die Firchlichen 
Drgane und diefen gegenüber geftellter Faktor, welcher die Nechte, namentlich Kontrol: Rechte 
der Gejammtheit auszuüben hätte, zu betrachten wären. Dieſe Analogie trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu. Nach allen erwähnten Ordnungen ift die Gemeinde - Vertretung Fein befonderes neben 
dem Kirchenvorſtand ſelbſtſtändig fungirendes Organ, vielmehr bildet fie mit demfelben ein erz 
mweitertes Presbyterium. Sie ift alfo ebenfo gut wie der Kirchenvorftand ein Kirchliches zur Ver: 
waltung der Gemeinde = Angelegenheiten beftimmtes Drgan und unterfcheidet fih nur dadurch von 
demjelben, daß ihre Kompetenz enger ift. Der Grundgedanfe der Einrichtung ift alfo nicht der, 
daß die NRegierungsbehörde einzelne Funktionen mit NRepräfentanten der Negierten theilt und von 
leßteren kontrolirt werden foll, jondern daß das Drgan, welches die Gemeinde-Angelegen: 
heiten zu leiten hat, für gemiffe Angelegenheiten ftärfer befegt fein fol, wie für andere. 
Wo eine Zufammenwirfung des Sirchenvorftandes und der Gemeinde-Vertretung eintritt, ift der 
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Grund und Titel der Berechtigung für die Mitglieder beider ganz derſelbe. Daher nennt die 
fchlesw.-holftein. Gem.-Drdn. $ 6 das Amt der Gemeinde- Vertreter, ebenfo wie das der Xeltejten 
ein: „kirchliches Ehren-Amt,“ und auch die rhein.weftfäl. Kirchen-Ordn. 8 129, Zufat 39 begreift 
fie unter dem allgemeinen Ausdruck: „Gemeinde-Beamten.“ 

d. Mönche und Nonnen, fowie die Mitglieder der ordensähnliden Kongre— 
gationen fünnen niht als Kirhendiener betrachtet werden. Der Zwed der Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen geht dahin, durch die Innehaltung der Gelübde und durch das 
gemeinschaftliche Leben der religiöfen Beitimmung des Menſchen in höherem Grade nahzufommen, 
alfo nur mit befonderen Mitteln das allgemeine Ziel der Kirche zu erreichen. Der Gottespdienft 
diefer Genoſſenſchaften ift ein folcher, welchen diejelben für fih abhalten und mit welchem fie nur 
ihre Pflicht erfüllen, nicht aber über ihren Kreis hinaus wirken noch zu wirken berufen find. Daher 
legt den Mitgliedern dieſer Gejellfchaften die fatholifhe Kirche auch Fein Amt bei. Der Disciplinar- 
gewalt ihrer Dberen find fie freilich unterworfen, da fie aber nicht Kirchendiener find, findet das 
Geſetz nicht auf fie Anwendung. Borläufig, jo lange nicht ein befonderes Gejek über ihre Verhält: 
nifje ergangen tft, weiches allerdings, abgejehen von allen andern Gründen, bei der Abgejchlofjen- 
heit des Lebens und der Unmöglichkeit, eine genaue Kontrole über die Leitung der Klöfter aus: 
zuüben, ein dringendes Bedürfniß erfcheint, Fönnen für die Ausübung der Klofterdisciplin über die 
Mitglieder der betreffenden Genofjenjchaften allein die VBorichriften des Straf und Zuchtmittel: 
gejeßes in Anwendung fommen, welche allerdings größeren Schuß gewähren, als die dadurd zum 
Theil modifteirten 88 1066, 946, 947 Tit. 11 Th. II. UL. R. 

Anders verhält es fich aber a) mit denjenigen Drdensgeiftlichen, welche für einzelne Or— 
densgemeinden mit der Ausübung feeljorgerifcher Funktionen betraut find (vgl. auch SS 943, 944 
a. a. D.), denn dieſe üben ebenjo gut Firchliche Funktionen aus, wie die weltlichen Seeljorger, find 
alſo ebenjo wie dieſe als Kirchendiener zu betrachten, ferner b) mit den Ordens- und Klofter: 
oderen. Die religiöjen Genofjenschaften find eine von der Fatholifchen Kirche gebilligte und der 
oberſten Leitung des Papſtes unterworfene Inftitution. Alle diejenigen, welche an der Spitze der 
einzelnen Genofjenfchaften oder einzelner Abtheilungen derſelben ftehen und diefelben regieren, üben 
daher ein Firchliches Amt der Leitung aus. Nach katholiſchem Kirchenrecht kommt ihnen über die 
Mitglieder der Genofjenjchaft eine potestas dominitiva, gubernativa und oeconomica zu und den 
Oberen der exemten Mannsklöftern fogar die jurisdictio in foro externo et interno, aljo eine 
Stellung, mit welcher wejentlich kirchliche Rechte und Pflichten verbunden find. Es kann daher 
fein Bedenken haben, fte im Sinne des Gefehes zu den Kirchendienern zu rechnen. Daſſelbe gilt 
endlich c) von denjenigen Mitgliedern der Orden und Kongregationen, welche nicht innerhalb ihrer 
Genoſſenſchaft, ſondern außerhalb derfelben z. B. von den Bifhöfen in den einzelnen Didcefen zu 
kirchlichen Funktionen, 3. B. zum Pfarrgottesdienfte verwendet werben. 


e. Die Mitglieder der proteftantifhen Kapitel, welche in einzelnen Theilen Preußens, 
in der Provinz Brandenburg und Sachſen beftehen (vgl. Richter-Dove K. R. $ 157 und Ja— 
cobjon, Kirchenrecht ©. 196) find nicht Kirchendiener im Sinne des Geſetzes. Die Kapitel bilden 
feinen Beſtandtheil der evangelifchen Kirchenverfaffung mehr, fondern find nur Korporationen, 
welche gewifje Rechte ausüben und unter Fanonischen Formen ihren Mitgliedern bejtimmte Ein: 
fünfte, aber nicht den mindeften Antheil an der Verwaltung der Firchlichen Angelegenheiten gez 
währen (vgl. auch $$ 1221, 1222 Tit. 11 TH. II. A. 2. R.). Dafjelde muß von den Mitgliedern 
der in einzelnen der neuen Provinzen (Sannover und Schleswig-Holftein) noch) vorhandenen 
Stifter und Klöfter — letztere find nichts als (und zwar vielfach adlige) Fräuleinftifter, 
(vgl. Spangenberg a. a. O. Hft. 4 S. 66 ff.; Fald, Hobch. des fchlesw.=holft. Privatreht3. 
Bd. 3 S. 721) — und den Beamten und Oberinnen dieſer Anſtalten gelten. Abgeſehen davon ſteht 
auch den Leitern dieſer Korporationen keine kirchliche Disciplinargewalt über die Mitglieder zu, 
vgl. z. B. die Kloſter-Ordnung für die fünf Jungfrauen-Klöſter im Fürſtenth. Calenberg, vom 
I. December 1847 (hannov. Geſ.-Samml. 1847 Abth. 1 ©. 553), jo daß das vorliegende Geſetz 
auch deshalb auf dieſe Inſtitute keine Anwendung finden kann. 


5) deutſchen, d. h. ſolche Behörden, deren Mitglieder Staatsangehörige des deutſchen Reichs 
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ind, und ſelbſt innerhalb des deutſchen Neiches reſidiren. Das erſtgedachte Erforderniß ergiebt 
der Fonjequente Sprachgebrauch der Reichsgeſetze, ſ. 3. B. Verfaſſ. des deutſch. Neichd Art. 3, 57, 
59; Neih3-Str.-©.:B. 5 4, 9, 27 ff.; Militär-Str.-G.-B. $ 160. Das zweite folgt daraus, Daß 
eine deutſche Behörde im eigentlichen Sinne nur eine ſolche ift, welche im Inlande ihren Sitz hat, 
wie dies für die ftaatlichen Behörden ebenfalls die Negel bildet. Ueberdies läßt der Zweck des S 1 
auch Feine andere Auslegung zu. Die Negierungs-Motive bemerken (a. a. ©. ©. 11): „Die Vor— 
ſchrift des $ 1 emtjpricht der veichSrechtlichen Obfervanz, wonad) Kirchliche Rechtsſachen nicht an 
ein außerdeutjches Gericht gezogen werden dürfen. Denjelden Grundſatz, die Konzentration der 
Diöcefan-Verwaltung innerhalb der Landesgrenzen, hält das A.L. R. Th. IT. Tit. 11 88 137, 138, 
jowie das kurheſſiſche und das nafjauifhe Necht feſt. Verordn. v. 30. Januar 1830 5" vgl. auch 
ven Kommilfionsbericht ©. 3, ftenograph. Berichte des Abgeordn.-Hauſes S. 1652 u. des Herren: 
yaufes S. 545. Demgemäß ift die Ausübung der Disciplinargewalt unzuläffig feitens des Bapftes, 
eitens der nicht in Deutſchland veftdivenden General-Oberen der Orden und Kongregationen, 
jeitens der päpftlichen Nuntien zu Wien und zu München, weil diefe, jelbft wenn fie, wie der 
letztere bei einem deutſchen Staate beglaubigt find, als päpftliche Geſandte das Recht der Exter— 
eitorialität beſitzen. Daſſelbe gilt von den Erzbiſchöfen von Olmütz und Prag, deren Jurisdiktion 
ver Diſtrikt Katſcher, reſp. die Grafſchaft Glatz durch die Bulle: De salute animarum vom 
16. Juli 1821 unterſtellt iſt. Dagegen wird das Verhältniß des Erzbiſchofs von Freiburg zu den 
u ſeiner Diöceſe gehörigen hohenzollernſchen Fürſtenthümern duch das Gefe nicht berührt. 

9) Unter kirchlichen Kehörden find alle diejenigen Einzelbeamten oder Kollegien zu ver: 
tehen, welche die firchliche Disciplinargewalt über die Kirchendiener auszuüben haben, daher ift 
B. auch der Ninifter der geiftlichen Angelegenheiten, in foweit ev für einzelne Zandestheile, 
B. Schleswig: Holftein, Kurhefjen und Naffau das landesherrliche Kicchenregiment über den 
Provinzial» Kicchenbehörden ausübt, als kirchliche Behörde anzufehen. Für die katholische Kirche 
ommen hauptſächlich in Frage die Erzbiſchöfe und Biſchöfe; für die evangeliiche die Konfiftorien 
n erſter Inftanz (vgl. dazu Jacobſon, das Disciplinarrecht der Konfiftorien in Preußen in 
Dove’3 Zeitihr. f. K. R. Bd. 2 ©. 242 ff. u. Rihter: Dove, K. R.231N. 11), ferner als 
weite Inftanz in den altländifchen Provinzen der Ober-Kirchenrath, in Hannover das Landes: 
Konſiſtorium. 


Nausgeübt merden, Die Disciplinargewalt ſelbſt ift alſo den Behörden, denen fie nach 
er Verfaſſung der einzelnen Kicchen zufteht, nicht entzogen. Damit erledigt ſich der wiederholt 
ei den Verhandlungen erhobene Vorwurf (ftenogr. Berichte des Abgeordn. Haufes ©. 648, 1648, 
1650, des Herrenhaufes ©. 540), daß durch $ 1 die Fatholifche Kirche vom Papſte losgetrennt 
verden ſolle. Die Ausübung der Disciplinargewalt durch deutſche Behörden, welche das Geſetz 
yorſchreibt, iſt durch das im kanoniſchen Recht anerkannte Inſtitut der Delegation der Jurisdiktion, 
gl. Richter-Dove K. R. 88 209, 210; mein Kirchenrecht Bd. J. ©. 172, nicht nur ohne jede 
Schwierigkeit möglich, fondern fteht auch im Einklang mit den Forderungen, welche ſchon vor 
Sahrhunderten erhoben und Firchlicherfeit3 anerfannt worden find. Nach dem Vorgange ſämmt— 
icher Konſtanzer Konkordate und des Koncils von Baſel hat das Trienter Koncil (Sess. XXIV. 
. 20 u. Sess. XXV. c. 10 de ref.) deftimmt, daß alle kirchlichen Nechtsfachen in eriter Inſlanz 
Dr den Ordinarien und die nach Nom zur Entſcheidung gelangenden Sachen nicht dort, fondern 
m Drt und Stelle duch eigene von Provinziale oder Didcefan-Synoden zu bezeichnende ſog. 
udices in partibus, denen dev Papft für den einzelnen Fall die Zurisdiftion zu delegiren habe, 
erhandelt werden jollten (mein K. R. a. a. O. ©. 175, 176). Auch die frühere Reichsgefeßgebung 
at ähnliche Grundſätze ausgefprochen. Neuerdings ift eine folhe Beftimmung nicht nur Durch 
a5 würtembergiſche Geſetz betr. d. Negelung des Verh. der Staatsgewalt zur fath. Kiche vom 
0. Januar 1862 Art. 10: „Diseiplinarftrafz und Eheſachen dürfen auch im Inftanzenzuge nicht 
yor ein außerdeutſches Firchliches Gericht gezogen werden,“ getroffen worden, fondern der Bapft 
elbt hat gemäß des bei den Konfordatsverhandlungen mit Defterreich abgegebenen Verſprechens 
J. 1855 die erforderlichen Delegationen für Oeſterreich vorgenommen (vgl. Schulte, Lehrbuch 
. Aufl. ©. 331 u. Moy, Arch. Bd. 10 ©. 461, 462), Wenn man weiter erwägt, Daß bei den 
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Kirchliche Disciplinarftrafen, ) welche gegen die Freiheit?) oder das Vermögen?) 
gerichtet find, dürfen nur nach Anhörung des Beſchuldigten ) verhängt werden. 

Der Entfernung aus dem Amt’) (Entlaffung, 9) Verſetzung,) Suspenfion, °) 
unfreiwillige Emeritirung ) u. |. w. 9) muß ein georbnetes prozefjualifches Ver— 
fahren 1) vorausgehen. 

In allen diefen Fällen '2) ift die Entfeheidung '?) fchriftlich unter Angabe der 
Gründe zu erlafjen. 


römischen Kurialbehörden in zweifelhaften Fällen angefragt werden kann und der Staat e3 nicht einmal 
verhindert, daß die deutfche Disciplinarbehörde die von derfelben abgegebene Entſcheidung befolgt, jo liegt 
in der Vorſchrift des Geſetzes nichts Unerhörtes. Was fpeciell die preußifchen Landestheile betrifft, welche 
unter den genannten öfterreichifhen Erzbiſchöfen ftehen, jo find diefe ſchon ftet3 durch bejondere Kom— 
miffariate oder Vikariate derfelben verwaltet worden (f. mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 227 N. 4 a. E.), es 
wird alfo in diefer Beziehung ebenfall3 nichts geändert. Der Zweck des $ 1 ift nur die im Laufe von 
Zahrhunderten erprobten Mißſtände, die Vertheuerung der Rechtspflege, die Verfchleppung der Prozeſſe 
und die Auflöfung der ordentlichen QJurisdiftionsverhältniffe, welche ſich bei der Verhandlung ber 
Rechtsſachen in Nom ergeben haben, zu vermeiden, und überdies die Entfcheivung in die Hände von, 
Behörden zu legen, welche mit den in Frage kommenden deutjchen Verhältniſſen vertraut find, 
und einer gewifjen ftaatlihen Kontrole, wie fie überall in Deutfchland ftattfindet (vgl. Richter: 
Dove $224 N. 3 und die Zufammenftellung in den Motiven der Negierungsporlage ©. 8), unter: 
ftehen. Der Gefichtspunft, blos ſolche Behörden entfcheiden zu laſſen, welche von preußijchen 
Gerichten beftraft werden könnten, ift demnach nicht maßgebend geweſen. Die Staatsregierung 
bat fich vielmehr ausdrücklich gegen das diefen Gefichtspunft zum Ausdruck bringende Amendement 
des Grafen Kraſſow (j. oben ©. 42) erklärt, ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 545. — 

Ueber die juriftifhen Folgen der Verlegung des Verbots des S 1 vgl. unten Anm. 3 
zu $ 10. 

8 2, *) Die Faffung des $ 2 entjpricht der NRegierungsvorlage. Die im Herrenhaufe ge: 
ftellten Amendements des Grafen v. Kraſſow, in U. 2 vor Entfernung einzufchieben: „unfreis 
willigen” und ferner da3 Wort „Suspenfion” zu ftreichen, find verworfen worden (ftenogr. Ber, 
des Herrenh. ©. 547, 548). 

) Kirchliche Risriplinarfieafen, vgl. dazu unten Ann. 2 zu $ 10. 

2) Freiheit, Eine Freiheitsentziehung im Wege der Diseiplin ift nach) Maßgabe der 88 Aff. 
des Gejeges ftatthaft. Inſoweit ift alfo für das Gebiet der Kirchlichen Disciplinargewalt den Vor— 
fchriften des $ 1 des Geſetzes I. derogirt (f. oben ©. 3). 

3) Mermöngen, vgl. S 4 des Gefeßes und oben ©. 3 Anm. 

#) nad) Anhörung des Beſchuldigten. Diefe Beitimmung, ſowie die Vorſchrift in Abf. 2 
des S („muß ein geordnetes Verfahren vorausgehen“) will den Beihuldigten infofern vor Willkühr 
Ihfben, als wenigſtens bei erheblicheren Disciplinarftrafen die vorgängige Anhörung defjelden und 
damit die Gewährung der Möglichkeit einer Vertheidigung ftattfinden fol. Die Beftimmung richtet 
fih namentlich) gegen die in der Fatholifchen Kirche herrichende Praxis, wonach der Biſchof gegen 
ihm zur Kenntniß gefommene Erceffe, und bei der Vifitation in causis correctionis et visitationis 
auf Grund des Tridentinums f. namentlich Sess. XII. c. 1. XXL c. 6; XXIV. ce. 3. 10 de ref., 
ohne fürmliches Verfahren mit Strafen zur Befferung der Klerifer, jog. Correftionsftrafen, ein— 
ſchreiten kann. Wie weit man feitens der fatholifchen Kirche in der Beichränfung des Bejchuldigten geht, 
zeigt 3. B. die Inftruftion für das fürftl. erzbifchöfliche Gericht zu Prag von 1569 $ 54: „ES bleibt dem 
Erzbifchofe und feinem Konfiftorium unbenommen, geringe Vergehen gegen die Kirchengejege jelbit zu 
unterfuchen und zu bejtrafen. Ebenſo bleibt e8 dem Erzbifchofe freigeftellt in einzelnen Fällen zu 
bejtimmen, ob ein Vergehen im Disciplinarwege oder im Wege des ordentlichen Gerichtöverfahrens 
unterfucht und beftraft werden ſoll“; 863; „Bei notorifchen Verbrechen oder groben Bergehen 
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oder wenn wenigftens ftarfe VBerdachtsgründe zur Annahme eines Verbrechens vorhanden find, 
fann das Gericht zur Vermeidung von Nergernifjen . . . wenn es die Umftände möglich oder 
räthlih machen, denſelben (den Geiftlihen) auch in eine Korreitionsanftalt inhaftiren.” (Moy, 
Archiv Bd. 23 ©. 438, 440.) Bgl. Übrigens auch Anm. 5. In der evangelifchen Kirche werden die ge: 
tingeren Disciplinarftrafen (Ermahnungen, Verweiſe und Bpnungaiktajn), ohne daß ein fürmliches 
Verfahren vorhergeht, durch einfaches Dekret feſtgeſetzt. 


5) Der Entfernung aus dem Amte. Der Abja 2 verlangt bei der Verhängung gewiffer 
Strafen noch größere Garantien als Abſ. 1. Er bezeichnet diefe Strafen mit dem Ausdruf: 
Entfernung aus dem Amte, welcher (nad) den Motiven ©. 12): „alle Fälle umfaßt, in welchen 
gegen einen Kirchendiener die dauernde oder zeitweile Enthebung von feinen amtlichen Funktionen 
als Disciplinarftrafe, ohne Unterfchied zwiſchen Genfur und eigentliher Strafe im Sinne 
des kanoniſchen Rechts verfügt wird.” Da das Gejek ſich nur auf die Disciplinargewalt bezieht, 
jo verjteht es fich von felbit, daß es fich hier nicht um Entfernungen aus dem Amte handelt, 
welche wie die freiwillige Emeritirung, Refignation und Verjekung, mit dem Willen oder auf Wunſch 
des Amtsinhabers, erfolgen. 

A. Rah katholiſchem Kirchenrecht fallen unter die unfreiwillige Entfernung im Sinne 
des Geſetzes folgende Disciplinarftrafen: 

a. Die Degradation (vgl. Kober, Depofition und — nach den Grundſätzen 
des kirchlichen Rechts. Tübingen 1867; Münden, a. a. O. Bd. 2 ©. 146ff.; Richter-Dove 
K.R. $ 217; Schulte, Lehrb. ©. 327; Phillips, Lehrb. ©. 395ff.). Sie entzieht dem Geift- 
lihen das Ant und die Pfründe, das Necht, die Funktionen der erlangten Weihe erlaubter Weife 
auszuüben, die Fähigkeit zu fernerem Erwerbe kirchlicher Aemter und Pfründen, fowie endlich die 
geiftlichen Standesrechte. 

b. Die Depojition (vgl. die citirten). Sie hat mit der Ausnahme, daß dem Deponirten 
die geiftlichen Standesrechte verbleiben, diefelden Wirkungen, wie die Degradation. 

c. Die privatio beneficii (j. die angeführten) zieht zwar auch den Berluft von Amt 
und Pfründe nad) fich, nicht aber die Fähigkeit zur ſpäteren Erlangung von folden. 

Dieje drei Strafarten find im Gefeße unter dem Ausdrud: „Entlafjung“ zufammengefaßt. 

d. Die Verſetzung (translocatio) wider Willen des Amtsinhabers (vgl. Nichter- 
Dove $ 205, Schulte ©. 237; Phillips ©. 166). Eine folhe kann nach Fanonifchem Necht 
allerdings wegen einer causa necessaria erfolgen, und diefe lektere braucht nad) der Annahme 
mancer Kanoniften nicht nothwendiger Weife ein Disciplinarvergehen des betreffenden Geiftlichen 
zu fein. Da indeffen das Gejek die Geiftlichen gegen die Willführ ihrer Oberen ſchützen will, 
und e3 allein bei Vornahme eines geordneten Verfahrens erhellt, ob ſich nicht unter einer Verſetzung 
im Intereſſe des Dienſtes eine disciplinariſche Maßregel verbirgt, ſo wird jede Translokation der 
gedachten Art unter das Geſetz fallen. 

e. Die Suspenfion (Kober, die Suspenfion der Kichendiener. Tübingen 1862; Richter: 
Dove $ 216, Phillips ©. 39). Die auf bejtimmte oder unbeftimmte Zeit verhängte Enthebung 
des Geiftlihen von der Verwaltung des Amtes (ab officio), der Ausübung der Weiherechte-(ab 
ordine) und des Genufjes der Amtseinfünfte (a beneficio). Sie wird mit allen diefen Wirkungen 
(j0g. suspensio generalis oder plena) oder auch mit der einen oder andern (nur umfaßt die 
suspensio ab officio ftet3 zugleich die suspensio ab ordine) als fog. partialis ausgeiprochen, ja 
e3 kann auch eine Suspenfion nur von einzelnen, 3. B. einem beftimmten Weiherechte vorkommen 
(f. namentlih Kober a. a. D. ©. 112ff.). Die Suspenfion wird übrigens theils als Strafe, 
poena vindicativa, theils als Genfur (ſ. darüber oben ©. 6 u. 7), im letzteren Falle bis zur erfolgten 
Belferung verhängt. Endlich dient fie auch als proviforifche, für die Dauer einer Unterfuhung 
verhängte Verwaltungsmaßregel. 

Bon diefer vorläufigen Suspenfion, welche das Geſetz im 8 11 ausdrücklich berückſichtigt, 
handelt dieſer $ nicht (vgl. auch die Erklärung des Kultusminifters, ftenogr. Ber. des Abgeordneten- 
hauſes S. 1653 und des Herrenhaufes S. 547). Dagegen trifft er ſowohl die Suspenfion in 
ihrer Anwendung als Cenſur, wie au al3 Strafe im eigentlihen Sinne, Genfur und 
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Disciplinarftrafe bilden nicht unvereinbare Gegenſätze, vielmehr kann die Disciplinarftrafe Cenſur 
oder poena vindicativa fein (j. ©. 6 u. 7). Auch ijt gegen die hiermit übereinftimmende Auf 
fafjung der Negierung (f. die zu Anfang diefer Anm. mitgetheilte Stelle der Motive und die eben 
angeführte Erklärung des Kultusminifters) fein Widerfpruch erhoben worden. 


Während e3 nicht zweifelhaft fein Fan, daß die Suspenfion von einzelnen Rechten von dem 
Gefege nicht unter der Entfernung aus dem Amte begriffen wird, fragt es fich, ob dies auch in 
Betreff der suspensio partialis in dem oben angegebenen Sinne angenommen werden Fanıt. 
M. E. ift dies zu verneinen. Die suspensio ab officio entzieht die ſowohl aus der Weihe, wie 
aus der jog. Jurisdiktion herfließenden Nechte, ijt aljo im weiteren Sinne eine Entfernung vom 
Amte, um jo mehr, als der Suspendirte auch aus jeinen Amtseinfünften die Koften feiner Stell: 
vertretung für die Dauer feiner Suspenfton zu tragen hat (Kobera.a.D. ©. 92, 93). Dajjelbe 
gilt auch von der Entziehung der Einfünfte und der suspensio ab ordine, weil in diejen Fällen 
immer eine wichtige Kategorie der Amtsrechte betroffen wird, und überdies bei denjenigen Aemtern, 
mit welchen, wie 3. B. mit den Pfarr-Aemtern, feine fog. jurisdictio externa, feine äußere 
Leitungsgewalt, verbunden ift, die suspensio ab ordine faftifch einer totalen Entziehung der Amts— 
rechte, mit Ausnahme des Rechtes auf die Einkünfte, gleich Fonımt. Für diefe Auslegung des 
Geſetzes jpricht weiter der Umftand, daß daſſelbe die Verhängung erheblicherer Disciplinarftrafen, 
zu denen die partielle Suspenftion zu rechnen ift, von der befonderen Garantie eines vorgängigen 
procejjualiihen Berfahrens hat abhängig machen wollen, und daß e3 die Suspenfion fchlechthin, 
nicht blos die totale Suspenfion, unter der Entfernung vom Amte aufzählt. Endlich kommt in 
Betracht, daß das Gejek namentlich die fog. suspensio ex informata conscientia hat befeitigen 
wollen (ſ. Regierungs-Motive a. a. D. ©. 12, Kommiffionsber. ©. 7). Diefe fann der Bischof in 
Gemäßheit des Zriventinums Sess. XIV. c. 1 de ref. bei geheimen nicht gerichtlich zu ermweifenden 
Vergehen und in Fällen, in welchen ein fürmliches Prozeßverfahren zur Vermeidung andermeitiger 
Mißſtände unterlaffen worden, nach) einer andern, in der Praxis vielfach zur Anwendung gebrachten 
Anſicht, aber auch in jedem beliebigen Falle ohne jede Procedur und ohne Anhörung des Betroffenen 
verhängen (vgl. darüber Kober a. a. D. ©. 70ff.; Braun, de suspensione ex informata 
conscientia Wirceburg. 1868 p. 12ff. und die dort citirten), aber nur als suspensio ab ordine 
oder ab officio, nicht als suspensio a beneficio (Kober a. a. D. ©. 69). Wollte man alfo 
unter dem Worte: „Suspenfion” des Abf. 2 des $ 2 nur die totale Suspenfion verjtehen, jo 
würde damit der Abficht des Geſetzes ein Verfahren, das in reine Willführ ausartet, zu bejeitigen, 
direkt entgegengetreten. 


Bezieht fih die Borichrift des Abſ. 2 auf die Entziehung folder Stellungen, welche zwar 
auch als kirchliche Aemter zu betrachten find, aber widerruflich übertragen werden (j. ©. 42)? Zt 
alfo 3. B. die Enthebung eines General: Bilars, eines Miffionspfarrers, eines Landdekanes von 
feinen Zunftionen eine Entfernung aus dem Amte im Sinne des $ 2? Daß eine jolche als Disci— 
plinarmaßregel erfolgen kann, iſt unbeftreitbar, und in dieſem Falle fällt fie zweifellos unter das 
Geſetz. Wenn man dagegen einwenden wollte, daß folden Stellungen die freie Amovibilität inne 
wohnt, und die Entziehung des Amtes auch ohne allen Grund gejtattet ift, jo trifft dies deshalb 
nicht zu, weil die Befugniß zu beliebigem Widerruf nur eine reine formale ift. Materiell- ift 
der letztere nicht unumſchränkt ftatthaft. Die Entlaffung des General-Vifars ift nad) der Praxis 
der zuftändigen Kurial-Behörde, der Congregatio episcoporum et regularium, im Intereſſe der 
Wahrung des Anfehens der Kiche und des Nufes des betreffenden Beamten von dem Bor: 
liegen eines triftigen Grundes abhängig (mein Kircchenreht Bd. 2 ©. 221) und dies muß 
aljo auch analogiſch auf die fonftigen bifchöflichen Kommifjare angewendet werden. Daſſelbe 
ſchreiben neuere Provinzial» Synoden in Betreff der Landdefane vor. (a. a. D. ©. 287 N. 11). 
Hinfichtlih der Entfernung der amoviblen Pfarrer und Verwalter von Seeljorge-Aemtern beftehen 
zwar unter den Kanonijten vielfache Kontroverjen (vgl. Analecta juris pontificii. Rome. Zahrg. 
1555 p. 1656ff. und Bouix, tractatus de parocho. Paris 1855 p. 401ff.), jedoch wird von 
allen eine remotio ex odio oder ex malitia für unftatthaft erklärt, von vielen auch eine ſolche, 
welche dem vemovirten oder einem Andern einen erheblichen Schaden zufügt. Eine diefer Stel- 
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[ungen inhärente Qualität ift es alfo nicht, daß ihre Inhaber der bloßen Wilfführ der Firchlichen 
Behörden preisgegeben find. Und wenn die diefen vorgejekten Kirchen-Dberen das Recht in Anz 
ſpruch nehmen, den Removirten gegen reine Vergewaltigungen zu ſchützen, jo wird der Staat den- 
jelben gleichfalls, ebenſo wie den fejtangeftellten Kicchendiener, vor rein willführlicher Behandlung 
zu ſichern befugt fein. 

B. Nach evangelifhem Kirhenrecht gehören zu der Entfernung aus dem Amte; 

a. Die Amtsentfegung oder Dienftentlaffung (5 532 Tit. 11 Th. II. A. L. R.), welde 
den Berluft des Amtes, aller aus demfelben herfließenden Nechte, jomwie der dem Geiftlichen zu— 
ftehenden Privilegien bedingt. 

b. Die Berfegung wider Willen ($53l a. a. D.), an deren Stelle jedoch nad der 
Kab.-Drdre vom 27. April 1830 (Sef.-Samml. ©. 81; Vogt, K. R. Bd. 1 ©. 408) 

e. auch die „unfreiwillige Emeritirung oder Penfionirung mit einem nad) dem 
Grade der Berihuldung abzumefjenden geringeren Gmeritengehalte oder Penſionsbetrage“ 
treten kann. 

d. Nicht in den alten Provinzen, wohl aber in den neuen, 3. B. in Kurheffen die suspensio 
ab officio et salario auf Zeit, mährend diefelbe in den erjtgedachten Zandestheilen nur 
als Aominijtrativ- Maßregel für die Dauer der Unterfuhung vorkommt (vgl. dazu Richter: 
Dove KR. 8230; Jacobfon, evangel. 8.R. ©.425,; Meier, preuß. E.R. ©. 244; Alten: 
jftüde des evangelifchen Ober - Kirchenrath3 Bd. 1 Heftd5 ©. 20; Spangenberg a. a. O. Heft 3 
©. 27, Schlegel a. a D. Bd. 1 ©. 374ff.; Büff a. a. D. ©. 330ff.; Otto a. a. D. ©. 150; 
in Schleöwig: Holftein, vgl. Johannfen a. a. D. Bd. 1 ©. 311ff., hält ſich die Praxis an die 
Strafmittel des altländifchen Rechtes). 

9) ©. vorige Anm. A. a. — c. u. B. a. 

©. Anm.5A.d.uB.b. 

— DOHANH, MUB. 

DIESE 00 DABITE, 


10) Emeritierung u. fe m. Unter dem „u. ſ. w.“ find ſolche Disziplinarftrafen zu verjtehen, 
welche Hinfichtlich ihrer Wirkung auf die Amtsrechte den im $ 2 aufgezählten gleichitehen. Da 
aber ſämmtliche gegen Geiftlihe ausjchließlich anwendbare Strafmittel erwähnt find, jo kann das 
Geſetz unter feiner clausula generalis nur ſolche verftehen, welche auch gegen Laien vorkommen, 
welche aber, wenn fie gegen Geiftlihe verhängt werden, wie die Erfommunifation und die inter- 
dietio ingressus ecclesiae in der Fatholifchen Kirche (f. ©. 7 u. 8) Ähnliche juriftifche Folgen, wie 
die Suspenfion äußern. 3 ergiebt fich hieraus übrigens eine weitere Beftätigung dafür, daß 
das vorliegende Gejek dem unter I. erörterten nur ergänzend und modifizivend zur Seite tritt, 
und nicht blos auf die in ihm felbft befonders erwähnten Straf: und Zuchtmittel gegen Kirchen: 
diener bejchränft werben kann. 


11) georduetes prozeſſualiſches Merfahren. Die Vorſchrift fol eine Schranke gegen die 
willführliche Beftrafung der Geiftlichen bilden, wie fie nah den oben ©. 48 u. 50 befprochenen 
Vorſchriften des Fatholifchen Kirchenvechts ftatthaft ift, und auch in der Praxis vorkommt — (vgl. 
Kommifj..Ber. ©. 7): „Sn PBojen beifpielsweife fei ein Geiftlicher wegen eines patriotifchen Aktes 
durch einfache Verfügung des früheren Erzbifhofs außer Amt und Brod geſetzt worden. Der 
Tall jet damals durch den Patron angezeigt, vom Landrath fFeitgeftellt und durch Berichte der 
Regierung und des Dber » Präfidenten an das Minifterium gelangt. Alle Staatsbehörden hätten 
die Meberzeugung gewonnen, daß ohne jeden Firchlichen Grund, nur wegen eines patriotiſchen 
Altes, die Abjekung erfolgt fei. Die erzbifchöfliche Verfügung aber habe gar feinen Grund ange: 
geben.” Namentlich iſt suspensio ex informata conscientia dur) den Abſ. 2 für unzuläffig 
erklärt. 

Die Worte felbft, welche mit Unrecht beanftandet worden find, (Kommiſſ.-Ber. ©. 7 und 
ftenogr. Ber. des Abgeord. 9. ©. 1653), beveuten ein Verfahren, bei welchem die Grundbedingungen 
jeder ftrafgerichtlihen Procedur, alfo die substantialia oder essentialia processus beobachtet 
worden find, demnach ift nöthig: die Formulirung beftimmter Anfchuldigungen, die Anhörung des 
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SR) 
Die körperliche Züchtigung ) ift als kirchliche Disciplinarftrafe oder Zucht: 
mittel 2) unzuläfiig. 


Angefhuldigten darüber, die Erhebung des Ber und Entlaftungs-Beweifes, die Gewährung einer 
Dertheidigung nad geführtem Beweife unter Mittheilung der Nefultate defjelben und die jchriftliche 
Feftftellung der geführten Verhandlungen. Ein beftinmtes Verfahren ift, wenngleich die Regierungs— 
motive ©. 12 u. der Kommiſſ. Ber. S. 7 wiederholt auf den ANceufationsproceß (vgl. über diejen 
Permaneder, Kichenreht ©. 604, Molitor, üb. fanonifches Gerichtsverfahren gegen Klerifer, 
Mainz 1856 ©. 32, 137 ff.) hinweifen, nicht vorgefchrieben, es wird aljo auch das zur Regel ge: 
wordene Inquifitionsverfahren genügen, da daſſelbe in feiner reinen, nicht durch die bejonderen 
Grundſätze für die Keger-Inquifition depravirten Geftalt feineswegs der arantieen eines geordneten 
procefjualifchen Verfahrens entbehrt. Vgl. c. 24. (conc. Lateran. IV. a. 1215) X. de accusat. 
V. 1.: „Debet igitur esse praesens is, contra quem facienda est inquisitio, nisi se per con- 
tumaciam absentaverit et exponenda sunt ei illa capitula, de quibus fuerit inquirendum et 
facultatem habeat defendendi se ipsum. Et non solum dicta, sed etiam nomina ipsa testium 
sunt ei, ut quid et a quo dictum sit, appareat, publicanda nec non exceptiones et replicationes 
legitimae admittendae ne per supressionem nominum infamandi, per exceptionum vero ex- 
clusionem deponendi falsum audacia praebeatur,“* eine Stelle, welche ebenjo wie die oben er=' 
wähnte Prager Inftruktion SS 61ff. (MMoy, Arch. 23, 440) und der Aufſatz von Molitor, über 
das ftrafgerichtliche Procedere bei den bifchöflihen Dfficialaten nebft dem beigefügten Entwurf 
eine ordo judiciarius (Moy, Art. 5 ©. 344, 365) zeigt, daß der Begriff eines geordneten 
procefjualiichen Verfahrens, weder dem Fatholifchen Kirchenrecht fremd, noch damit an die Bijchöfe, 
wenn fie fi überhaupt der Willführ entfchlagen wollen, eine unrealifirbare Forderung geftellt ift. 

In der evangelifchen Kirche beruht das Disciplinarverfahren ebenfall3 auf dem Inquifitions- 
prineip, vgl. die Zufammenftellung in den Aftenftüden des Ob.Kirch.-R. Bd. 1 Hft. 5 ©. 20 u. 
bei Meier K. R. ©. 244. 

2) In allen dieſen Füllen. Diefe Worte beziehen fi), wie das „allen“ und die Stellung 
in einem bejonderen Abjabe ergiebt, jowohl auf die Verhängung der im Abſ. 1, wie auch im Abi. 2 
erwähnten Strafen. 

13) Entſcheidung. Durch diefes Wort wird hier, wie in den SS 7, 9, 10—14, 21, 25 ans 
gedeutet, „dab es nicht darauf ankomme, ob die Disciplinarftrafe in Form eines Grfenntnifjes 
oder einer einfachen Verfügung ergeht, und diefe als Erlaß oder Reſolution oder Bejchluß oder 
fonft wie bezeichnet wird“ (Motive d. Reg.Vorl. ©. 12). 


83. *) Die Fafjung des Gefeges weicht von der Regierungsporlage nur dadurd ab, daß 
die Worte: „oder Zuchtmittel” Hinzugefügt find. Die Kommiffion des Abg.-Hauſes, welche diejen 
Zuſatz gemacht hat, motivirt denfelben folgendermaßen (S. 10): „Da von allen Seiten die Aus- 
ſchließung der förperlihen Züchtigung unter jedem Namen gebilligt worden, jo wurde der Vor— 
ſchlag gemacht, daß man zur Vermeidung feinerer Unterfcheidungen zwiſchen Disciplinarftrafe und 
Zucdtmittel der Hausordnung der Demeriten-Anftalten die (je) Faffung wählen möge.“ 

) Züchtigung. Vgl. oben ©. 17 u.41. Die Beitimmungen des fanonifchen Rechtes, welche 
die Strafe der förperlichen Züchtigung und zwar bei Klerifern geringeren Grades auf Grund von 
5. Mof. XXV. 3. u. 2. Korinth. XI. 24 die Zahl von 39 Hieben, vorjchreiben, find e. 6, C. XL 
gusıl5.e,1, CHXXLL »gu:d;\c18,,Diet AREV: 

2) Zuchtmittel. Bei den Berhandlungen im Abgeordnetenhaufe bemerkte der Abgeordnete 
v. Mallindrodt (ftenogr. Ber. ©. 1654), daß die förperliche Züchtigung als Strafe nicht mehr 
vorfomme, und daß in den von der Regierung fonftatirten Fällen, wo eine ſolche Züchtigung vor: 
gekommen ſei (vgl. Kommiffionsder. ©. 41 ff. — den einen der amtlichen Berichte ©. 44 a. a. O. 
habe ich hintew dem Kommentar zu diefem Geſetze abdrucken lafjen —), es fih nur um Zuchtmittel 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung gehandelt habe. „Geholfen,” fuhr er fort, „ift damit auch nod) 
nicht, denn als Zuchtmittel exiftirt eine förperliche Züchtigung in Feiner Firchlichen Anftalt in zu— 
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8. 4.) 
Geldſtrafen dürfen den Betrag von 30 Thalern oder, wenn das einmonat— 
liche Amtseinkommen ) höher ift, den Betrag des letzteren nicht überſteigen. 
ne) 
Die Strafe der Freiheitsentziehung ($. 2) darf nur in der Verweilung in 
eine Demeriten -Anftalt !) Deise Het 
Die Verweifung darf die Dauer von drei Monaten?) nicht überſteigen und 
die Vollſtreckung derſelben wider den Willen des Betroffenen weder begonnen noch 
fortgeſetzt werden.) Die Verweiſung in eine außerdeutfche‘) Demeriten-Anſtalt 
iſt unzuläſſig. 


läſſiger Weiſe, ſie iſt nirgend erlaubt, es iſt keine Hausordnung, worin ein ſolches Zuchtmittel 
ſanktionirt wäre.“ Wenn das richtig iſt, dann iſt das Verbot der Züchtigung ſeitens des Staates, 
das der $ ausipricht, ſicher nicht ungerechtfertigt. Und ebenſo war die Antwort des Reg.Kom— 
miſſars Dr. Hübler (a. a. D. ©. 1657) vollfommen zutreffend: „wer giebt denn dieſe Haus: 
ordnung?... Der Inſpektor einer Detentions- oder Demeriten-Anftalt wird überall von dem 
Bischof infteuirt. Bon dem Biſchof erhält er die Zuchtgewalt über die Detinirten und die Weis 
jungen, wie gegen fie zu verfahren. Gerade in dem Falle... aus dem Jahre 1845“ (vgl. Kom: 
miſſions-Ber. ©. 42) heißt es in dem Berichte de3 bifhöflihen Kommiffarius, der eine Revifion 
der Demeriten-Anftalt in Rehwalde vornahm, dem Hausvater ſei jeitens des bijchöflichen Vikariats— 
amtes eine Inftruftion dahin zugegangen: „„Wir geben Ihnen auf, die Frevelnden zuerft durch 
väterlihe Ermahnung, wenn aber folche erfolglos fein jollte, durch Einjperrung bei Waſſer und 
Brod oder durch ftrengere förperlihe Strafen, ohne erjt deshalb anzufragen, gemäß 
der Ihnen in den Statuten beigelegten Vollmaht zur Ordnung und zum pünftlichen Gehorjam 
anzuhalten.”” Nun, m. H., Hausordnungen, welche zu derartigen Körperftrafen berechtigen, find 
nur Ausflüffe des Disciplinarrechtes des Biſchofs, die Befugnifje des Hausvaters find nur aus 
der Disciplinargewalt des Bischofs delegirte Abſpliſſe.“ 

8 A. *) Der Kommiffionsbericht bemerkt hierzu (©. 10): „Das angenommene Maaß der Geld: 
buße entfpricht den Beftimmungen des Landrechts und der neueren deutfchen Geſetze. Die Geld: 
ftrafe als Mittel der kirchlichen Beamtendisciplin wird von der Mehrheit für angemefjen erachtet 
und der Paragraph (dev Negierungsvorlage) unverändert mit allen gegen 5 Stimmen an 
genommen." Das A.L.R. IH. I. Tit. 11 $ 125 gewährt dem Biſchof das echt, 20 Thlr. nicht 
überfteigende Geldbußen zu verhängen; nach dem würtemberg. Geſetz v. 30. Januar 1862 (f. ©. 47) 
Art. 6 find folde bis zu 40 fl. geftattet. 

’) Betrag des letzteren. Diefer ift zu bemefjen nicht allein nach den feiten Amtseinkünften 
(dem Gehalte), ſondern aud mit Sinzurecinung etwaiger jonftiger Kraft des Amtes zu beziehender 
Einnahmen, alfo an Meßftipendien, Stolgebühren u. ſ. w., welche Schon gewöhnlich nach einem be- 
ftimmten Durchſchnittsertrage berechnet, eventuell in diefer Weiſe zu veranjchlagen find. 

8 5.*) Die jegige Faffung rührt von der Kommiffton her, welche in die Regierungsporlage 
Abſ. 1 die Verweifung auf $ 2 eingefchaltet und die urfprünglichen Worte derjelben: „micht wider 
den Willen des Betroffenen vollſtreckt werden” in der aus dem Text erfichtlichen Weile abgeändert 
hat. Im Abgeoronetenhaufe ift das Amendement des Grf. v. Schmweini den Abf. 2 dahin zu 
faffen: „Die Vollſtreckung derjelden darf wider den Willen des Betroffenen weder begonnen noch 
fortgefegt werden. Die Verweifung in eine außerdeutfche Demeriten-Anftalt ift unzuläſſig“ (ften. 
Ber. ©. 1661), und im Herrenhaufe find die Anträge des Grf. v. Kraffom: 1) ftatt: „die“ zu ſetzen: 
„diefe“ und 2) die Worte: „und die Vollſtreckung derſelben wider den Willen des Betroffenen 
weder begonnen noch fortgejeßt werden” zu ftreihen (ften. Ber. des Herrenh. ©. 549) verworfen 
worden. 
| 1) Hermeifung in eine Memeriten-Anftalt, Die nur der Fatholifchen Kirche eigenthümlichen 
Demeriten-Anftalten, Demeriten-, Korrektions- oder PWönitenz (auch Prieſter-) Häufer find ſolche 
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Anftalten, in welche die Fatholifchen Geiftlichen zum mer von Bukübungen (recollectiones) und 
zum Zweck ihrer Beſſerung wegen begangener Vergehen, wie auch wegen Obdachs- und Mittellofig- 
feit, verwiefen werben. Wegen des unauslöfchlichen Charakters, welchen nad) der Fatholifchen 
Lehre die Priefterweihe verleiht, kann die Fatholifche Kirche diefe Anftalten nicht qut entbehren. 
Daher hat auch der Staat in der Bulle: De salute animarum v. 16. Zuli 1821 die Verpflichtung 
übernommen, derartige Häuſer zu errichten, bez. genügend zu dotiren. Solche Anftalten befinden 
fih 3. B. zu Marienthal (Erzdidcefe Köln), zu St. Thomas a. d. Kyll (Didcefe Trier), zu Riet— 
berg (Paderborn), zu Dorjten (Didcefe Münfter), auf dem Kuapellenberg bei Neuftadt a/S. (Diöcefe 
Breslau), zu Storchneft (Erzdidceje Gnefen-Pofen), zu Rehwalde (Culm) und zu Springborn 
(Diöceſe Ermland). 

2) die Dauer non Arei Monaten, Die Frift bildet die Schranke für die Ausübung der 
kirchlichen Disciplinargewalt. Demnach ift eine Entfeheidung, welche von vornherein die Verweifung 
auf längere Zeit feitjegt, eine im Sinne des $ 10 Nr. 3 unzuläffige Strafe. Daß ein in die 
Demeritenanftalt verwiejener Geiftlicher dort freiwillig länger verweilt, ift ebenfalls ausgeichloffen. 
Das Geſetz geftattet im öffentlichen Intereffe eine Beſchränkung der Freiheit nur auf beftimmte 
Zeit. Mithin müſſen alle Demeriten, welche fich ſchon feit Länger als 3 Monaten in den Deme: 
ritenhäufern befinden, entlaffen werden, und es kann auch für die Folgezeit der Einzelne dieſe 
Vorschrift nicht durch freiwillige längere Unterwerfung unter die Ordnung der Demeritenanftalt 
befeitigen. So lange er ſich in derjelben befindet, ift er Demerit und dies foll er niemals länger‘ 
al3 3 Monate fein. Die gegentheilige Annahme würde übrigens auch das Geſetz fo gut wie illu: 
ſoriſch machen, ferner zu dem Refultat führen, daß die vom Staat zur Unterhaltung diejer Anftalten 
gerährten Mittel für Perfonen verwendet werden, welche gar fein Recht befiken, aus letzteren 
ernährt zu werben. Diejenigen, deren Verweiſung in die Anftalt nicht aus Gründen der Disciplin, 
jondern als eine Art Verforgungsmaßregel erfolgt ift, find dagegen als Gmeriten, fofern die Anz 
ftalt gleichzeitig für ſolche beſtimmt ift und benußt wird, anzufehen. Ihrem freiwilligen Verbleiben 
fteht alfo nichts entgegen. Wenn aber, wie dies praktiſch vorgefommen, einen dienftuntauglichen 
Geiſtlichen nach erfolgter Amovirung der Unterhalt durch Verweiſung in eine Demeritenanftalt 
vom Biſchofe gewährt ift, jo muß der erftere, jo lange er fich in die Anftalt befindet und der 
Hausordnung unterworfen wird, immer als Demerit betrachtet werden. Es finden alfo alle Be: 
ſtimmungen des Geſetzes auf ihn Anwendung. Denn zur bloßen Gewährung des Unterhaltes an 
dienſtuntaugliche Geiftliche find die Anftalten nicht beftimmt, und daher find die Bifchöfe nicht 
berechtigt, die Verſorgung ſolcher durch lebenslängliche Verweiſung in diefe Anftalten zu beichaffen. 

°) mider den Millen des Ketroffenen meder begonnen noch forkgefeht merden. Da die 
Verweifung in eine Demeritenanftalt nicht den Charakter der Freiheitsftrafe haben ſoll, vielmehr 
nur die Bedeutung „einer dienftlichen Anweiſung des Aufenthaltsortes” (Neg.-Motive S. 13) zu 
den ſchon gedachten 8wecken (f. Anm. 1 zu dief. 8), jo erjcheint e3 auch nicht principwidrig, das 
Ver laſſen der Anftalt in den Willen des Detenirten zu ftellen. 


*) augerdeutfche Meneriten- Anftalt, Das Verbot ift im Intereffe des Schußes der per- 
ſönlichen Freiheit gegeben. Wenngleich in den übrigen deutfchen Staaten, in welchen nur verein: 
zelt bejondere Demeritenanftalten vorfommen, Feine den Vorfchriften des fommentirten Geſetzes ähn— 
liche Beſtimmungen vorhanden ſind, ſo giebt doch die Geſetz gebung der gedachten Länder überall 
in der fraglichen Hinſicht beſtimmte Garantien. Für Baiern vgl. Edict, die äußeren Religions— 
Verhältniffe betr. v. 26. Mai 1818 $ 76: „Unter Gegenftänden gemischter Natur werden diejenigen 
verftanden, welche zwar geiftlich find, aber die Religion nicht mwefentlich betreffen und zugleich 
irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl der Einwohner defjelben haben. 
Dahin gehören . . . d. organifche Beſtimmungen über geiftlihe . . . Strafanftalten;” 877: „Bei 
diefen Gegenftänden dürfen von der Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen DObrigfeit feine 
einfeitigen Anordnungen geſchehen.“ $ 78: „Der Staatögewalt fteht die Befugniß zu, nicht nur 
von allen Anordnungen über diefe Gegenftände Einfiht zu nehmen, Tondern auch durch eigene 
Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohl nachteilig fein Fünnte ;“ 
Erlaß v. 8 April 1852 Nr. 6: „Zedem Kirchenmitglied fteht gemäß $ 52 des Religions-Edikts die 
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8. 6.%) 

Die Demeriten-Anftalten ) find der ftaatlihen Auffihtd) unterworfen. Ihre 
Hausordnung?) ift dem Ober» Präfidenten der Provinz) zur Genehmigung eins 
zureichen. 3) | 

Gr ift befugt, Viſitationen der Demeriten-Anftalten anzuordnen und von ihren 
Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. ®) 

Ron der Aufnahme eines Demeriten hat der Vorfteher‘*) der Anftalt unter 
Angabe der Behörde, welche fie verfügt, binnen 24 Stunden?) dem Dber-präfidenten 
Anzeige zu machen. Weber ſämmtliche Demeriten it von dem Vorfteher ein Ver— 
zeichniß zu führen, welches den Namen derjelben, die gegen fie erfannten Strafen) 
und die Zeit der Aufnahme und Entlaffung enthält. Am Schluß jedes Jahres) 
ift das DVerzeihni dem Ober-Präſidenten einzureichen. 


Befugniß zu, wegen Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feitgefekte Ordnung jederzeit 
den landesfürftlihen Schuß anzurufen. WS Handlungen gegen die vorgefegte Drdnung find aber 
vornämlich zu betrachten: . . . c) wenn diefelbe (die Kirchenbehörde) behufs des Vollzugs ihrer 
Srfenntniffe fi äußerer Imangsmittel bedient,” für MWiürtemberg, citirtes Gef. v. 30. Januar 
1862 (f. S. 47) Art. 7: „Verfügungen und Erkenntniſſe der Kirchengewalt können gegen die Perjon 
und das Vermögen eines Angehörigen der katholiſchen Kirche wider deffen Willen nur von Der 
Staatsgewalt vollzogen werden;“ für Baden Gef. d. rechtl. Stellung der Kirchen 2c. betr., vom 
9, Dftober 1860 8 16: „Verfügungen und Erfenntniffe der Kicchengewalt können gegen die Freiheit 
oder das Vermögen einer Perſon wider deren Willen nur von der Staatsgewalt und nur unter 
der VBorausfehung vollzogen werden, daß fie von der zuftändigen Staatöbehörde für vollzugreif 
erklärt worden find.“ Ueberdies genießt in allen deutſchen Staaten der widerrechtlich, alfo auch 
den eben mitgelheilten Vorſchriften zumider, der Freiheit Beraubte den kriminalrechtlichen Schuß 
des 8 239 des Reich3-Str.:6.:B. 


$ 6. *) Unverändert aus der Regierungs-Vorlage in das Gefe übergegangen. 

1) Demteriten-Anftalten, d. h. jede Anftalt, welche zu dem oben (S. 53) gedachten Zwecke dient, 
felbft wenn fie eigentlich eine andere Beſtimmung hat. Demgemäß unterftehen auch Die 
Knaben: Seminare und die fogen. Gmeriten-Häufer, in denen altersſchwache und Dienft- 
unfähige Geiftliche für den Neft ihrer Lebensdauer Aufnahme und Berforgung finden, ſoweit fie 
zugleich als Demeritenhäufer verwendet werden, ferner Klöfter, welche die Bifchöfe in Ermangelung 
befonderer derartiger Anftalten zu demfelben Zwecke benußen, — wie dies 3. B. mit dem Francig- 
Taner:Klofter Rietberg in der Didcefe Paderborn geſchieht — den Vorſchriften der SS 5 u. 6 (vgl. 
auch die Motive zur Reg.-Vorl. ©. 13 u. die Erklärungen der Regierung, ften. Ber. des Herren). 
©. 549). Die Staatliche Kontrole geht in ſolchen Fällen joweit, als erforderlich ift, um Sicherheit 
darüber gewinnen zu können, ob und wie viel Detinivte in der Anftalt fich befinden und ob Die 
geſetzlichen Vorſchriften beobachtet werden. Sie kann nicht etwa auf beftimmte, von den Kirchlichen 
Behörden bezeichnete Räume eingeengt oder gar, wenn das Klofter oder die Gmeriten-Anftalt eine 
Zeit lang als Demeritenhaus benußt worden, dur) das Vorgeben ganz zurückgewieſen werden, 
daß ſich augenbliclich Fein Detinixter in der Anftalt befinde. Daß dadurd auch die Kenntnißnahme 
von anderen, als den ausſchließlich hier in Nede ftehenden Zwecken dienenden Einrihtungen, alſo 
3. 3. von den Einrichtungen der Klöfter überhaupt bedingt ift, läßt fich nicht vermeiden. Werden De— 
meriten einem andern Geiftlichen überwiefen, um die Demeritenzeit hindurch bei diefem zu verbleiben und 
unter deffen Leitung ihre Bußübungen abzuhalten, jo kann dadurch auch, wenn fidh eine ſolche 
Zumeifung nicht auf einen einzigen bejchräntt, eine Demeritenanftalt entjtehen. Das Geſetz findet 
daher auch auf ſolche Fälle Anwendung. 

2) ſtaatlichen Aufſicht. Dieſe Aufficht haben die Ober-Präfidenten zu üben, da ihnen nad) 
der Dienft- Inftruftion für die ProvinzialsKonfiftorien v. 23. DOftober 1317 5 4 (8. ©. ©. 237) 
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8:20. 

Von jeder kirchlichen Disciplinar- Entfeheidung, ) welche auf eine Geldftrafe 
von mehr ala 20 Thalern, auf Verweilung in eine Demeriten-Anftalt für mehr 
als 14 Zage oder auf Entfernung aus dem Amte?) ($. 2) lautet, tft dem Ober— 
Präfidenten gleichzeitig mit der Zuftellung ®) an den Betroffenen, Mittheilung zu 
machen. - 
Die Mittheilung muß die Entſcheidungsgründe enthalten. 


und der Dienft-Inftruftion für die Ober- Präfidenten v. 31. December 1825 82 (8. ©. ». 1872 
©. 1) die Wahrnehmung des jus circa sacra catholiecorum zufteht; über denselben jelbftverftänd:- 
lich der Minifter dev geiftlichen Angelegenheiten, Verordnung über die veränderte Verfaffung aller 
oberſten Staatsbehörden 2c. v. 27. Dftober 1810 (6. ©. ©. 3) u. Kab.Order v. 3. Novbr. 1817 
(6. ©. ©. 290). An letzteren kann über alle vom Ober-Präfidenten getroffenen Verfügungen Be— 
ſchwerde erhoben werden. . 

3) Hausordnung. Damit ift zugleich die Pflicht für die geiftlichen Behörden ftatuirt, eine 
jolde zu entwerfen und dafür zu forgen, daß feine andere als die vom Ober: Präfidenten geneh: 
migte gehandhabt wird. Nachträge und Zufäte zu einer genehmigten Hausordnung müffen' eben: 
falls genehmigt fein, ehe fie zur Anwendung gebracht werden dürfen. Die bei Erlaß des Geſetzes 
vorhandenen Hausordnungen find, felbft dann, wenn fie vegierunggfeitig früher genehmigt 
waren, nochmals zu dieſem Zwecke einzureichen. Denn das Geſetz bezieht fih auch auf die 
bejtehenden Demeriten-Anftalten, und bei der in älterer Zeit ertheilten Genehmigung find die jet 
dafür in Frage kommenden Gefichtspunfte nicht maßgebend gemejen. 

*) Ober-Hröfidenten der Provinz, |. Anm. 2 zu dief. 8. 

°) zur Genehmigung einzureichen, Die Genehmigung wird dann du verweigern fein, wenn 
die Hausordnung Beftimmungen enthält, welche mit den Vorſchriften des Geſetzes in Widerſpruch 
ſtehen oder den Zweck des Geſetzes, die Wahrung der perſönlichen Freiheit der Detinirten, beein- 
trächtigen, alfo 5. B. wenn die Hausordnung die körperliche Züchtigung, Einfperrung in eine bez 
jondere Zelle, ungewöhnliche Faften, ferner die Kontrole und Cröffnung der brieflichen Korrefpon- 
denz des Detinirten mit dev Außenwelt, namentlich mit den faatlihen Behörden, durch den Bor: 
fteher, oder die gänzliche Abfperrung von Befuchen dritter Perfonen anorönet. Da die Anstalten 
unter fortlaufender Kontrole ftehen, fo kann die ertheilte Genehmigung jeder Zeit widerrufen 
werden. 

°) Kenntniß zu nehmen. Die Vifitationen können beliebig als orbentliche und außerordentliche 
und zwar auch durch Delegirte des Dber-Präfidenten, welche fich durch ihr Kommifforium zu legi— 
timiren haben, abgehalten werden. Bor Allem werden fie fih auf den Perfonalbeftand der Anz 
ſtalt, die Bejchaffenheit der Lofalitäten, ſowie die Behandlung und Verpflegung der Demeriten, 
welche der Bifitator ebenfalls zu vernehmen befugt ift, zu vichten haben. Cine vorherige Anzeige 
an den Vorfteher oder den Bischof ift nicht nötig. Daß der Eintritt nöthigenfalls erzwungen 
werden kann, ebenfo daß der Ober - Präfident berechtigt ift, die Abftellung der wahrgenommenen 
Mißbräuche und Ungehörigkeiten zu verlangen und nöthigenfalls ſelbſt, die Freilaffung eines wider 
Willen fejtgehaltenen Detinirten zu erzwingen, verfteht ſich von ſelbſt. 

6a) Morftcher, d. h. jeder, der die Anftalt thatfächlich leitet und die Auffiht über die Deme— 
viten führt, gleichviel ob er feftangeftellt ift oder noch fonftige Aemter, wie der Abt, Guardian ıc. 
eines als Demeriten-Anftalt benugten Kloſters, verjieht. 

) 24 Stunden, Nach dem Wortlaut ift eine computatio a momento ad momentum anzu: 
nehmen. Die vechtzeitige Abjendung einer IHriftlichen Anzeige auf dem üblichen Korrefpondenze 
wege genügt. 

) Atrafen. Darunter ift offenbar die Dauer der gegen den Einzelnen. feftgefesten Verwei— 
Jung in die Anftalt zu verftehen. Denn nur darauf kommt es für die Uebung der Kontrole an. 
Auch jet der $ 7 das Erforderliche wegen anderweitiger folder Anzeigen feft. 
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8. 8.%) 

Der Ober-Präſident) ift befugt, die Befolgung der in den 88. 5—7 ent: 
haltenen Borichriften?) und der auf Grund derfelben?) von ihm erlaſſenen 
Verfügungen?) durch Geldftrafen?) bis zum Betrage von 1000 Thalern zu er: 
zwingen. ®) 

Die Androhung und Feitjegung der Strafe kann wiederholt werden, ‘) big 
dem Gejebe genügt ift. 

Außerdem kann die Demeriten-Anftalt gejchloffen werden. °) 


9) jedes Inhres, d. h. Kalenderjahres. 

S 7. *) Unverändert aus der Negierungsvorlage, nur hat die Kommiffion das Citat des 
$ 2 eingefügt. 

') jeder kirchlichen Disziplinar-Entfehridung; vgl. Reg. Motive ©. 13: „Das Intereſſe 
des Staates, von den gegen die Kirchendiener verhängten fehwereren Disziplinarftrafen Kenntniß 
zu erhalten, ergiebt fih aus den Pflichten feines Auffichtsrechts. In Betreff der Pfarrgeiftlichen 
wird es außerdem durch die Stellung begründet, welche Jene als öffentliche Beamte, reſp. als 
Zräger von ftaatlihen Funktionen einnehmen;” ſ. auch Kommiff.-Ber. ©. 12. Ueber das Wort: 
Entſcheidung, vgl. ©. 52 Anm. 15. 

2) Entfernung aus dem Amte, |. S. 49 Anm. 5. 

3) gleichzeitig mit der Auftellung oder wenn eine jolche nicht erfolgt, weil die Entſcheidung 
dem Betroffenen mündlich eröffnet wird, gleich nad der Publikation. Die Mittheilungspflicht ift 
eine abjolute. 


8 8. *) Die Faffung des Paragraphen rührt von der Kommiffion her, welche den Abſatz 3 
hinzugefügt und jtatt des urfprünglichen Citates „SS 6 und 7” das jetige gefett hat. Das 
Amendement Grf. v. Schweinig, den Abſatz 3 zu ftreihen, ift im Abgeordnetenhaufe verworfen 
worden (jtenogr. Ber. ©. 1661, 1662). 

') Ober-Bräfident, alfo kann die Androhung und Feitfegung der Geldftrafen nicht durch 
eine andere Wrovinzialbehörde erfolgen. 

2) Arfolgung der in Den SS 5— 7 enthaltenen Morfchriften. Demgemäß können 
Gelditrafen angedroht werden namentlich: 1) für die Verhängung einer anderen Freiheitsitrafe, 
als der Vermeifung in eine Demeriten » Anftalt; 2) einer folhen Verweifung auf länger als drei 
Monate hinaus; 3) für die Einbringung und Fefthaltung des Betroffenen wider feinen Willen; 
4) für die Berweifung in eine außerbeutfche Demeriten » Anftalt; 5) für die Hinderung der Aus: 
übung de3 ftaatlihen Auffichtsrechtes innerhalb der Grenzen des Geſetzes; 6) für die Unterlaffung 
der Aufftellung oder der Einreichung der Hausordnung; 7) für die Nichtbefolgung einer genehmigten 
oder die Befolgung einer nicht genehmigten Hausordnung; 8) für die Unterlaffung, nicht recht: 
zeitige oder nicht vollftändige Einreihung der Anzeige der Aufnahme von Demeriten, jowie 9) des 
Zahresverzeichnifies; 10) für die Nichtführung oder nicht ordnungsmäßige Führung des lekteren; 
11) für die gar nicht erfolgte oder nicht vechtzeitig oder nicht ausreichend erfolgte Mittheilung der 
im $ 7 gedachten Entjheidungen. Der Grundgedanke des Gefeßes ift dadurd, daß die Kommiffion 
durch Aenderung des Gitates die vier erften Fälle mit den übrigen auf eine Linie geftellt Hat, 
zerjtört. Als Schugmittel gegen die Ueberſchreitung der Grenzen der kirchlichen Disziplinargewalt 
gewährt dafjelbe die Berufung an den Staat, es ſetzt aber für die Ueberſchreitung feine Kriminal- 
ftrafen feſt und jchließt ferner vor Erledigung der Berufung ein exefutivifches Vorgehen aus. Das 
Recht zur Verhängung von Strafen war dem Ober-Präfidenten in der Negierungsvorlage nur zur 
Erzwingung der Kontrolmaßregeln gewährt. Es ift fomit über feinen naturgemäßen Kreis ausge: 
dehnt worden, und zwar auf Fälle, wo dafjelbe nicht paßt. Bei widerrechtlicher Fefthaltung des 
Detinirten oder Transportirung defjelben wider feinen Willen in das Ausland ift der allgemeine 
polizeiliche und ftrafrichterliche Schuß, wodurch der Perſon ihre Freiheit wiedergegeben wird, das 
angemefjene und auch ausreichende Mittel. Ferner hat die bloße Androhung von Geldftrafen im 


58 Gef. über die Firchliche Diseiplinargewalt. 8. 8. Anm. 3 bis 7. 


Adminiſtrativwege für etwaige zufünftige Verlegungen des $ 5, deren Zuläffigkeit übrigens jehr 
fraglich erjcheint (Anm. 4), gar feinen Sinn. Wollte man in derartigen Ueberjchreitungen eine 
ſchwere und eigenthümlich geftaltete Verlegung der Rechtsordnung finden, jo wäre, wie beim Straf: 
und Zuchtmittelgefeß, die Feftfegung einer Kriminalftrafe, dann aber auch zugleich für die Ueber- 
tretung der 88 1 und 3 gerechtfertigt gemejen. 

3) auf Grund Aerfelben, alfo innerhalb der durch die SS 5—7 gewährten materiellen 
Zuftändigfeit. 

) Merfünungen, Daß der Dber- Präfident befugt ift, allgemeine Anordnungen zu erlafjen 
und in diefen für ihre Verlegung Strafen anzudrohen, wird deshalb verneint werden müſſen, weil 
das Geſetz, indem es eine foldhe allgemeine Strafandrohung ſelbſt unterlafjen hat, damit andeutet, 
daß es fich hier nur um Grefutivmaßregein handelt, d. h. folche, die erſt im Falle einer Renitenz 
angewendet werden dürfen. Dies beftätigt der Ausdruck: „Die Befolgung der Vorſchriften durch 
Geldftrafen zu erzwingen.” Es wird alfo in jedem befonderen Falle erft die Androhung 
der Strafe innerhalb der vorgefchriebenen Grenzen erfolgen müfjen, dann die Feſtſetzung und 
ſchließlich die Exekution. Für diefe Auffaffung ſpricht auch der Abi. 2 des 8. 

Für die Beitreibung der Geldftrafen find maßgebend die Verordnungen wegen exekutiviſcher 
Beitreibung der direkten und indirekten Steuern vom 30. Juli 1853 in den 6 öftlihen Provinzen 
mit Ausflug von Neuvorpommern (G. ©. ©. 909), v. 24. November 1843 für die Nheinprovinz 
(8. ©. ©. 351), v. 30. Zuni 1545 für Weftphalen (6. ©. ©. 444), v. 1. Februar 1858 für Neus 
Vorpommern und Rügen (6. ©. ©. 85) und v. 22. September 1867 für die 1866 erworbenen 
Landestheile (6. ©. ©. 1553). 


5) Geldſtrafen. Eine Ummandlung in Haft oder Gefängnißftrafe ift nad) den allgemeinen 
Grundfäßen über die von Adminiftrativ-Behörden verhängten Strafen zuläffig, vgl. Verordn. v. 
26. December 1808 wegen verbefj. Einrichtung. d. Provinzialz 2c. Behörden $ 48 (G. ©. ©. 464), 
die Umwandlung hat aber durch die Gerichte zu erfolgen nah Maßgabe der Borjchriften der 
88 25 ff. des Reichs-Str.⸗G.-B., vgl. Gef. v. 3. Mat 1852 Art. 137, 152, 1335 Dppenboff, die 
preuß. Gejeße über die Refjortverhältniffe. Berlin 1863 ©. 163 u. 478. 

6) erzmingen. Gegen wen der Zwang ftattfinden, d. 5. gegen wen die Geldjtrafe angedroht 
und von wen fie eingezogen werden foll, jagt das Geſetz nicht. ES iſt aber jelbjtverftändlich, daß 
gegen Jeden, welcher fraft feiner Stellung die Pliht und die Möglichkeit hat, die Kontrol- 
Borfchriften zu erfüllen und dies verweigert, vorgegangen werden kann, alſo namentlich gegen den 
Borfteher der Anftalt und gegen den Bifchof, wenn diefer den letzteren anweift, ſich den ftaatlichen 
Auffihtsmaßregeln zu widerſetzen und auf erfolgte Androhung der Strafe jeinen Befehl nicht 
zurüdnimmt. Auch ift die Androhung reſp. Feitfegung der Strafen gegen beide durch das Gefet 
nicht ausgefchloffen, felbft wenn der Leiter der Anftalt fich auf den Befehl des Biſchofs berufen 
fann. Ein bloßer Proteft, wie ihn der Bifchof von Paderborn unterm 17. Juni 1873 an den 
Dber- Präfidenten von Weftphalen gerichtet hat („daß injofern das erwähnte Geſetz die Demeriten: 
Anstalt meiner Didcefe der ftaatlihen Aufficht unterwirft, ich zu dejfen Ausführung nicht mitwirken 
fann, vielmehr gegen eine Beſchränkung der freien Ausübung meiner desfallfigen bijchöflichen 
Jurisdiktion mich verwahren muß. Andererfeit3 werde ich aber den Water Guardian des Franscis- 
canerflofters zu Rietberg, worin die Demeriten: Anftalt für Die ganze Didcefe fich befindet, jehr 
gern veranlafjen, daß er die Hausoronung Em. Ereellenz zur Kenntnißnahme mittheile,” Moy, 
Ach. für Fath. K. R. Bd. 30 ©. 152) genügt natürlich nicht, um die Anwendung von Geldftrafen 

zu rechtfertigen. 
Gine aftive Betheiligung der kirchlichen Leitungsbehörden bei der Ausübung der jtaat- 
lihen Kontrole, namentlich der Biſchöfe, verlangt das Geſetz nicht, alſo kann der Ober-Präſident 
auch eine jolche nicht erzwingen. Nur dem Vorſteher der Anftalt find die im $ 6 erwähnten, poſi— 
tiven Pflichten auferlegt. 

Die Erefution felbft kann nur. in das eigenthümliche Vermögen der betreffenden Perjonen, 
alfo allerdings auch in ihre Amtseinkommen vollſtreckt werden. 

miederholt merden, auch für denfelben Fall der Renitenz, wenn dieſe durch die zuerft 
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889%) 
Eine Vollftredung kirchlicher Disciplinarenticheidungen !) im Wege der Staats- 
verwaltung ?) findet nur dann Statt, wenn diefelben von dem Dber- Präfidenten ?) 
nach erfolgter Prüfung der Sache?) für vollitredbar erklärt worden find. 


feitgefeßte Geldftrafe nicht gebrochen worden ift. Eine Steigerung der Strafe wird unter diefen 
Umftänden das Angemefjenfte ſein. 

8) die MAemeriten- Anftalt gefihloffen merden, d. h. es kann verhindert werden, daß bie 
Anftalt fernerhin zu einem ſolchen Zwecke benußt wird. Die Vorausfegungen der Schliekung find 
nicht näher angegeben. Da fie aber die härtefte und empfindlichite Maßregel ift, fo wird fie allein 
bei befonders hartnädiger und fortgefegter Nenitenz auszujprechen fein. Eine felbitverftändliche 
Folge der Schließung ift die, daß der Staat die bisher für die Anftalt gezahlten Fonds nicht weiter 
zu leiften braucht. Etwaige anderweit für diefelbe zu zahlenden Beiträge fönnen nicht eingeklagt 
werben. Die Anftalt gilt ftaatlich als nicht eriftent und ihr Zweck als ein gefeglich verbotener. 
Das Gebäude und die etwaigen bejonderen Fonds verbleiben allerdings dem bisherigen Eigen: 
thümer und fönnen nicht als bonum vacans eingezogen werden. Wo eine Gmeriten - Anftalt 
oder ein Klofter zugleich als Demeriten: Anftalt benußt wird, kann natürlich blos dieſe letztere 
Verwendung gehindert, nicht aber das Emeriten-Haus oder das Klofter ganz gejchloffen werden. 

Die Schliefung muß im Wege der adminiftrativen Erefution erfolgen. Eine Bifitation des 
früher als Demeriten» Anftalt benugten Gebäudes, alſo auch eines Klofter3 oder eines Gmeriten- 
Haujes, um Sicherheit zu gewinnen, daß Ddafjelbe wirklich feiner früheren Beftimmung entzogen 
morden, ift gejtattet, weil eine ſolche Maßregel mit zur Durchführung der Schließung gehört. 

Mit der legteren iſt dem Firchlichen Dberen nicht die Befugniß genommen, überhaupt im 
Disciplinarwege auf Verweiſung in eine Demeriten- Anftalt zu erfennen. Der Zweck des Geſetzes 
geht nur dahin, eine Ueberwachung der Anjtalten durchzuführen, und es fteht alſo nichts entgegen 
daß der Detinirte fich in die Anjtalt einer andern Diöcefe, mo die Kontrole des Staates nicht 
unmöglich gemacht wird, begiebt. 

Macht endlich das Gejek die Errichtung neuer Demeriten-Anftalten auch nicht von der Zu— 
ftunmung der Staatsbehörden abhängig, jo wird doch die Eröffnung einer ſolchen oder Benußung 
eines andermweitigen Inftitutes (3. B. eines Klofters) für Die betreffende Diöceje, deren Anftalt 
geichloffen ift, inhibirt werden dürfen. Das Geſetz will es verhindern, daß ſolche Anftalten, welche 
der ftaatlihen Aufſicht nicht unterworfen werden, überhaupt eriftiven, und den Firchlichen Oberen, 
unter dejjen Leitung diefelden ſtehen und welche ihrerjeits in der Lage find, den gefeßlichen Vor: 
Ichriften nachzufommen, die Möglichkeit entziehen, dieſe illuforifch zu machen. Diefer Erfolg würde 
aber, wenn nad) der Schließung de3 Demeritenhaufes die jofortige Eröffnung eines andern oder, 
was finanziell leichter möglich ift, die Verwendung eines Klofters als Demeriten » Anftalt zuläffig 
wäre, vereitelt werden. 

89. *) Diefe Falfung ift dur die Kommiffion an Stelle der Negier.-Borl. $I. „Eine 
Mitwirfung des Staats bei Bollftrefung kirchlicher Disciplinar » Entfcheidungen findet nur dann 
ftatt, wenn diefelben von dem Dber-PBräfidenten nach erfolgter Prüfung der Sade für vollſtreckbar 
erklärt worden find. Die Vollſtreckung erfolgt im Verwaltungswege,“ gejegt worden. 

') Eine Rollfirerkung kirchlicher Riseiplinar-Entfcheidungen. Die Regier.:Motive ©. 14 
bemerken dazu: „Indem der Staat die Tirchliche Diseiplinargewalt anerfennt, erfcheint es bei den 
Beziehungen, in welchen die evangelische und Fatholifche Kirche zu feinen Einrichtungen ftehen, aus 
Gründen nicht blos des allgemeinen Rechtsſchutzes, jondern auch der öffentlichen Ordnung er- 
forderli), mit feiner Exefutive einzutreten, wenn ein Kirchendiener im Wege der Disciplin zur 
Erfüllung der ihm obliegenden Amtspflichten zwangsmweife angehalten werden muß‘; und in der 
Kommiſſion bemerkte der Ktegier.:Kommiffar Dr. Hübler (Konm.:Ber. ©. 15): „Die Staats-Re— 
gierung halte die Konſervirung des bisherigen Zuftandes im Intereſſe nicht nur der Kirche, ſondern 
auch des Staates für erforderlih. In Belgien nehme die Staatöverwaltung der kirchlichen Dis— 
ciplinargewalt gegenüber eine rein pafjive Stellung ein; daraus erwüchjen aber erhebliche Miß— 
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ftände. Er wolle nur beifpielöweife anführen, daß es dort, um die Entfernung eines Geiftlichen 
aus der Pfründe wider feinen Willen herbeizuführen, ftet3 einer gerichtlichen Entſcheidung bedürfe, 
welche unter Umftänden erſt nach Zahren endgültig ergehe.. Was jolle während eines joldhen 
Snterimiftifums in der dieffeitigen Monarchie mit den Givilftand3-Regiftern werden? Schon deshalb 
fei ein eventuelle Ginjchreiten der Staatsverwaltung mindestens wünfchensmwerth." In der Komz 
miſſion wurde noch bemerkt (a. a. D.): „Bor Allem aber fordere es das Interefje ver Pfarren 
und Gemeinden, daß in epidenten Fällen ein Pfarrer fummarifch entfernt werden fünne, während 
die Verweifung auf ein Gerichtöverfahren Jahre lange Prozeß-Weitläufigkeiten mit fi führe.“ 
Nach dem bisherigen Recht war eine folche adminiftrative Beihülfe des Staates weder aus: 
gejchloffen noch geboten. Im Wefentlichen ift es alfo bei dem früheren Zuftande geblieben, nur 
find die VBorausfegungen der ftaatlichen Hülfe näher geregelt. 


2) im Mege Her Atantsuermaltung, d. h. im Wege der Adminiftrativ- Erefution, Die 
Kommiffion hat ebenfo wie der Dber- Kirchenrath in feiner Denkfchrift über die Geſetzentwürfe 
(jeßt abgedrudt bei v. Desfeld, d. Firchenpolitifchen Neformgejege Preußens. Breslau, 1873 
©. 136) daran Anftoß genommen, daß die Faffung der Regierungs - Vorlage dahin interpretirt 
werden könne, daß jede Anrufung des Nichters ausgefchloffen fein joll, und deshalb die jekige 
Formulirung des $ gewählt. Die firchlichen Dberen find alſo nicht gehindert, den Nechtsmweg zu 
bejchreiten, d. h. Disciplinar-Geldftrafen, welche fie feftgefeßt haben, einzuflagen und im Wege des 
Prozefjes die Entlaffung aus dem Amte zu verlangen. Selbftverftändlih müfjfen aber die Ger 
vichte bei der Entſcheidung von dergleichen Prozefjen die Vorſchriften dieſes Geſetzes beachten und 
zur Anwendung bringen. 

°) von dem Bher-Präfidenten (vgl. oben S. 55 Anm. 2). Die Vollſtreckbarkeits-Erklärung des 
Ober-Präſidenten ift in allen Fällen nöthig. Bei der Entlaffung oder Strafverfegung derjenigen 
evangeliichen Kirhenbeamten, deren Ernennung den König vorbehalten ift (hierher gehören 3. B. 
die Superintendenten der 6 öÖftlihen alten Provinzen), vgl. d. Kab.-Order v. 12. April 1822 
(6. ©. S. 105, auch bei Vogt, K.R. Bd. 1 ©.405) ift die Beftätigung des Erfenntniffes durch den 
König erforderlih, ebenſo ift in Hannover, vgl. Veroron. die Errichtung eines evang.elutherifchen 
Landeskonſiſtor. betr, v. 17. April 1866 87, u. A. dei Lohmann ©. 184, u. $ 74 des Landes: 
verfaffungsgefeßes v. 6. Auguft 1846 („die Entlaffung der Kirchendiener von ihrem Amte, wie 
auch deren Suspenfion von ihrem Amte, verbunden mit der vom Gehalte, kann im Disciplinar: 
Verfahren nicht anders ftattfinden, al3 nachdem die Kirchenbehörde eine gehörige Unterfuhung an- 
gejtellt und die Kirchendiener mit ihrer Bertheidigung hinreichend gehört Hat. In Hinſicht der 
Prediger oder Pfarrer und der übrigen höheren Geiftlichen, ift in ſolchen Fällen die Beftätigung des 
zuftändigen Departements - Minifters oder des Königs erforderlich”) eine jolhe Konfirmation für 
die Entlafjung wie für die suspensio ab officio et salario vorgeschrieben. In der Praxis find 
diefe Rechte des Negenten bisher als Ausflüffe des Iandesherrlichen Kirchenregiments aufgefaßt 
worden (wiewohl freilich darüber geftritten wird, Richter-Dove K. R. 231 N. 11, dagegen Loh— 
mann, a. a. O. S. 184). Wenn jene Anficht auch haltbar wäre (f. darüber unten zu $ 38 des Geſetzes), 
jo würde die Vollſtreckbarkeitserklärung des Oberpräfidenten felbft in diefen Fällen erforderlich fein, 
da das Geſetz feine Ausnahmen macht und man auf den Vorſchlag des Ober: Kirchenraths (vgl. 
die citirte Denkſchrift), die Vorfchrift des F für unanwendbar zu erklären, wenn die Disciplinar- 
Entfcheidung von einer Behörde abgegeben worden fei, deren Mitglieder vom Könige ernannt 
worden, nicht eingegangen ift. Uebrigens erklärte auch der Kultusminifter bei den Berathungen 
im Herrenhaufe, ftenogr. Ber. ©. 550: „Was den $ 35 (des Gefeges) betrifft, fo ift zmeifellos, 
daß hier alle diejenigen echte, die der Höchften Stantögewalt zuftehen, in ihrer Eigenfchaft als 
höchfter Kirchengewalt, gar nicht berührt werden, daß vielmehr nur diejenigen getroffen werden, 
welche fie als Staatsgewalt hat. Derartige giebt es allerdings wohl wenige in unferen öftlichen 
Provinzen, aber mehr anderswo, 3. B. in der Provinz Hannover, wo Disciplinar » Erfenntniffe 
gegen veformirte Geiftliche beftätigt werden müffen, und wo in Bezug auf die Stellung der luthe— 
riſchen Geiftlichen in diefem Punkt noch Streit befteht. Was nun den $ 9 betrifft, fo ift... . zu 
bemerken, daß, weil die betreffende Perjönlichkeit die Allerhöchfte Genehmigung zu ihrer Anftellung 
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erhalten hat, dieſe auch zu ihrer Entlaffung eintreten muß. Diefe hat nur formelle Bedeutung. 
So liegt die Sache auch jetzt ſchon. Denken Sie ſich einmal den Fall, es handelt fi) um Ent— 
lafjung eines Superintendenten und es wollte der betreffende Superintendent nicht aus dem 
Haufe herausgehen; da ift der weltliche Arm erforderlich, umd es geht jet das Konftftorium mit 
feinem Schreiben an die Regierung, weil es nicht den weltlichen Arm hat... Die Regierung 
jhiet einen Erefutor hin, um den Superintendenten herauszuwerfen. Nach dem Entwurfe foll 
Dabei der Dber-Präfident mitwirken. Das ift für diefen Fall die einzige Aenderung der ganzen 
Sade; denn Sie werden doch wohl nicht glauben, daß, wenn Se. Majeftät als Allerhöchſter 
Biſchof ein Urtheil beſtätigt, dann von Staatswegen durch den Ober-Präſidenten ein Bedenken 
dagegen zu erheben fein wird.” — In einem Fall, dem des $5, iſt die Vollſtreckbarkeits— 
erflärung unftatthaft, weil die in dieſem zugelaffene Verweiſung in die Demeritenanftalt 
oder das Verbleiben in derfelben niemals erzmungen werden darf, vgl. auch ftenogr. Bericht des 
Herrenh. ©. 549. 


*) nad) erfolgter Arüfung der Sache, vgl. Negier.-Motive ©. 14: „Die Mitwirkung des 
Staates, aljo die Vollſtreckbarkeits-Erklärung durch den Ober: Präfiventen, hängt hiernach von der 
Prüfung ab, ob die zu vollſtreckende Disciplinar-Entfheivung von der zuftändigen Behörde erganz 
gen, ob ein ordnungsmäßiges Verfahren eingehalten worden ift, in materieller Sinficht Keine Ver— 
legung allgemeiner Rechtsgrundſätze oder pofitiver Staatsgeſetze ftattgefunden hat, ob fein Miß- 
brauch der geiftlichen Amtsgewalt vorliegt u. dergl.”, kurz, der Ober-Präfident iſt nur ermächtigt, 
eine Prüfung vom ftaatlichen, nicht aber vom kirchlichen Standpunkt aus vorzunehmen. 

Anm. zu 88 1-9. Verhältniß zu dem bisherigen Recht. Die 88 1—9 treten jetzt 
(vgl. auch unten $ 38) an Stelle der $ 125—127 it. 11 Th. IL. A. L. R., welche infofern mit 
dem vorliegenden Geſetz übereinftimmten, als fie förperliche Strafen verboten, darin aber ab— 
wichen, daß fie Gefängniß bis zu 4 Wochen und Geldbuße bis zu 20 Thlr. zuließen. Leberdies 
jind ferner die S$ 136, 137 a.a.D.: „Auch darf er (dev auswärtige Bischof oder ſonſtige geiftliche 
Obere) irgend einige andere Gewalt, Direktion oder Gerichtäbarkeit in ſolchen Sachen ohne aus: 
drückliche Einwilligung de3 Staates nicht ausüben." — „Kein Unterthan des Staats, geiftlichen 
oder weltlihen Standes kann unter irgend einem Vorwande zu der Gerichtsbarkeit ausmwärtiger 
geiftlicher Dberen zugezogen werden“ infofern modifieirt, als außerpreußifche, aber deutſche geiftliche 
Gerichte ohne die ftaatliche Erlaubniß die kirchliche Disciplinargerichtsbarkeit ausüben Können. 
Thatſächlich führen die Vorſchriften des Geſetzes eine erhebliche Beichränfung der katholiſchen Kirche 
ein, weil nad der Praris feit Erlaß der Verf.-Urk., ſ. Cirkular-Reſkr. v. 16. April 1849 (Bogt, 
K. R. Bd. 1 ©. 186ff.) eine Einwirkung des Staates auf die Ausübung der Disciplinargewalt über: 
haupt nicht mehr ftattfand. 

Ebenjo ift dur) das Geſetz die furhefj. Verordnung v. 31. Auguft 1829 (f. oben ©. 18) be 
jeitigt, welche im $ 1 beftimmt: . . . „Zn denen Fällen, wo gegen Geiftliche wegen ſchwerer Ver: 
ſäumung oder Verletzung ihrer Dienftpflichten oder wegen eines unfittlichen Lebenswandels die 
Suspenfion vom Amte auf längere Zeit al3 drei Monate oder eine diefe Zeit überfchreitende 
Berjegung an einen Korreftionsort, die Entlaffung oder Abjegung vom Amte oder bei erwiefener 
Unmürdigfeit oder Untauglichfeit zum geiftlichen Stande gänzliche Entfernung aus demfelben nöthig 
befunden werden follte, hat der Bifchof fich vor einem deshaldigen Anfpruch mit Unferm landes- 
herrlichen Bevollmächtigten bei dem Bisthum zu benehmen. Sobald die gänzliche Unwürdigkeit 
eines Geiftlichen zur Fortführung des Firchlichen Berufes oder eine durch grobes Verfchulden her: 
beigeführte Untauglichfeit deffelben Hierzu ausgemittelt fein würde, fol er neben den übrigen ihm 
aufgelegten Strafen noch den Berluft des ihm extheilten Tifchtitel3 erleiden. Uebrigens wird den 
zu einer der oben genannten jchweren Strafen verurtheilten Geiftlichen] der Rekurs an Uns frei: 
bleiben, nach deſſen Ergreifung Unfer Minifterium des Innern mit dem Bifchof Nüdfprache nehmen 
laſſen, auch wo immer thunlid, in völligem Einverſtändniſſe mit demfelben und forgfältiger Ber 
dachtnahme auf Erhaltung feines oberhirtlichen Anjehens das Weitere verfügen oder bei Uns in 
Antrag bringen wird." 

Fraglich ift es, ob den Beitimmungen des Geſetzes gegenüber der Circular-Erlaß v. 30. April 
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I. Berufung an den Staat. 
8:10.) 
Gegen Entjheidungen') der kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinar 
ftrafe2) verhängen, fteht die Berufung?) an die Staatsbehörde *) ($. 32) offen: 
1) wenn die Entfeheidung von einer durch die Staatsgejege ausgejchlofjenen 
Behörde?) ergangen ilt; 
2) wenn die Vorjehriften des 8. 2 nicht befolgt worden ®) find; 
3) wenn die Strafe gejeglich unzuläſſig iſt;) 
4) wenn die Strafe verhängt ift: 

a) wegen einer Handlung oder Unterlafjung,®) zu welcher die Staats— 
gejeße oder die. von der Dbrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit er— 
lafjenen Anordnungen?) verpflichten, 

b) wegen Ausübung oder Nichtausübung eines öffentlichen Wahl: und 
Stimmredtes, 9) 

c) wegen Gebrauhs der Berufung an die Staatsbehörde (8. 32) auf 
Grund diejes Gejeßes. 19) 


1851 (Min.«Bl. f. d. innere Verw. v. 1851 ©. 83, auch bei Bogt, a. a. D. ©. 186), wonad) Die 
bürgerlichen Gerichte die Nequifitionen der Fatholifch = geiftlichen Gerichte um eidliche VBernehmung 
von Zeugen und Einziehung von Koften in Firchlichen Disciplinarfachen zu erledigen haben, noch 
einen rechtlichen Anhalt hat, wie denn auch vom Regierungsfommiffar in der Kommiffion (Kommiſſ.⸗ 
Ber. ©. 13) erklärt worden ift, daß die Staatsregierung bereits in Erwägung genommen habe, 
ob und in weit daſſelbe aufrecht zu erhalten, daß es, aber zu einer abſchließenden Entſcheidung 
noch nicht gefommen fei. Someit es ſich um die Einziehung von Koften handelt, welche durch eine 
kirchliche Disciplinar- Entfcheidung auferlegt find, gewährt jet der $ 9 ausreichende Hülfe. Es 
famı aljo die Mitwirkung der Gerichte entbehrt werden. Im Uebrigen ift davon auszugehen, daß 
der Staat zwar der Kirche das Recht der Firchlichen Disciplinargewalt zugefteht, daß er aber feine 
Pflicht zur Vollſtreckung oder zur Beihülfe bei der Ausübung derjelben übernommen hat. Das 
Erkenntniß des geiftlichen Disciplinargerichtes ift für die ftaatlichen Gerichte fein gültiger Exe— 
futionstitel; fie find nicht befugt, daſſelbe zu vollſtrecken, dürfen alfo aud) die durch ein folches 
Urtheil fejtgejegten Koften nicht einziehen. Die VBernehmung von Zeugen kann ebenfalls nur auf 
Requifition von Behörden, welche mit einer vom Staate anerfannten und für das Gebiet defjelben 
ohne Weiteres maßgebenden Gerichtsbarkeit verjehen find, erfolgen. Eine folche ift aber die Dis 
eiplinargerichtsbarfeit der Kirchen nur in bedingter Weife und demgemäß ift es jedenfalls nicht 
ftatthaft, eine unbedingte Pflicht der Gerichte zur Erledigung von Nequifitionen zu ftatuiren. 
AndererjeitS befteht aber unleugbar unter Umftänden das Bedürfniß, den kirchlichen Organen in 
Unterfuhungsftrafen die Beweiserhebung zu erleichtern, und da die ftaatlihe Mitwirkung nicht 
unbedingt ausgefchloffen ift, jo wird Nichts entgegenftehen, die Gerichte im Allgemeinen zur Er— 
ledigung folder Nequifitionen anzuweiſen. Andererſeits muß ihnen aber ftet3 das Recht offen 
gelajjen werden, diefe Hülfe zu verweigern, wenn ſich vom ftaatlihen Standpunkte aus Bedenken 
entgegen ftellen. Zur Prüfung in diefer Beziehung gewährt der 8 10 genügenden Anhalt; fo 
wird z. B. die Nequifition zurüczumeifen fein, wenn die Unterfuchung wegen einer der dort Nr. 4 
lit. a. u. b. bezeichneten Handlungen eingeleitet worden ift. Ferner werden unter allen Umftänden 
die entjtandenen gerichtlichen Koften ftet3 von der requirirenden nahe nicht von den Parteien 
einzuziehen fein. 


510. *) Die von der Kommiffion herrührende Faſſung des $ weicht nur darin von der 
Regierungsvorlage ab, daß in letzterer Abf. 1 das Citat: ($ 32) und in Nr. 4 lit. a. die Worte: 
„Oder Unterlaſſung“ fehlten. Verworfen ift im Abgeoronetenhaufe das Amendement Gr. v. Schweiz 
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nitz: „S 10 Abſ. 1 zu ftreichen; als nunmehrigen Abiag 4 hier $ 11 Abf. 2 hinzuzufügen,” ftenogr. 
Ber. ©. 1662, und im Herrenhaufe der Antrag des Gr. v. Kraſſow: „S10 Nr. 4b. a. ©. hin: 
zuzufügen: „in nicht Tichlichen Angelegenheiten”, ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 554. 


) Entfiheidungen, ſ. S. 52 Anm. 13. 


?) Risciplinarfirafe. Darunter ift zu verftehen eine Strafe oder Genfur, welche für ein Dis- 
eiplinarvergehen in dem oben ©. 39 erwähnten Sinn auferlegt worden ift. Zur Beurtheilung, 
welde Handlungen ein Disciplinarvergehen Eonftituiren, gewährt hinfichtlich der katholiſchen 
Kirche einen Anhalt die oben ©. 48 erwähnte Prager Inſtruktion $ 92 (Moy, Arch. 23, 445): „ALS 
Verbrechen, welche das Gericht zu unterſuchen und zu beftrafen hat, werden bezeichnet I. bei Geift- 
liden und Laien 1) Apoftafie, Ketzerei, Abfall vom hriftlichen oder Fatholifchen Glauben und 
Schisma. 2) Sacrilegium als Schändung geweihter Orte, Sachen und Perſonen; gewaltjame Sands 
anlegung an einen Geiftlichen, Mönch oder Nonne. 3) Gottesläfterung. 4) Kirchenraub, fowie 
auch widerrechtliche Beeinträchtigung der Kirche an ihren Nechten und Gütern. 5) Falfcher Eid, 
abgelegt bei einer Firchlichen Behörde. 6) Simonie. 7) Selbſtmord. 8) Hartnädiges Concubinat, 
namentlich mit verwandten oder verjchwägerten Perſonen . .. II. Blos bei Geiftliden 1) 
Apoſtaſie vom geiftlihen Stande. 2) Trunfenheit und Aergerniß gebendes ercejjives Benehmen, 
gar zu häufiger Beſuch der Wirthshäufer. 3) Grobe, öfters wiederholte oder mit öffentlichem 
Aergerniß verbundene Vergehen wider die Keufchheit. A) Grobe Verlegung des priefterlichen 
Decorums. 5) Coneubinat der Geiftlihen. 6) Dffener Ungehorfam wider die Anordnungen des 
Erzbiſchofs und der kirchlichen Behörden. 7) Jede grobe Vernachläſſigung der durch das Beneficium 
oder Amt übernommenen Pflichten. 9) Ausübung der geiftlichen Funktionen gegen die von der 
Kirche beftimmte Ordnung und Vorſchrift. 10) Verlegung des Beichtgeheimniffes. 11) Sollieitatio 
ad turpia in confessione juxta constitutionem Benedieti XIV: Sacramentum poenitentiae 
(w. 1. Zuni 1741, d. h. Mißbrauch der Beichte feitens des Prieſters zur Verführung zur Unzudt). 
12) Jedes von einem Geiftlichen begangene, in dem weltlichen Strafgejegbuche bezeichnete gemeine 
Verbrechen, mit welchem eine öffentliche Diffamation verbunden ift“; für die evangelifche Kirche die 
auf Grund der Refjortbeftimmungen der altländifchen Kirchenbehörden und der Praxis des evangel. 
Ober-Kirchenraths angefertigte Zufammenftellung bei Meier K. R. ©. 243: „1) amtliche Ord— 
nungswidrigkeiten und Verſtöße gegen die liturgiſchen und rein kirchlichen Handlungen, 2) Un— 
gehorſam gegen die Anordnungen der Königl. Regierung, 3) unſittlicher Lebenswandel, 4) Ver— 
letzung des evangeliſchen Bekenntniſſes, die mit der ferneren Führung des geiſtlichen Lehramts in 
der Kirche nicht vereinbar ſein würde, desgl. pflichtwidrige Umtriebe gegen das Bekenntniß und 
die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche, 5) Bruch des Amtseides, 6) ungeziemende, gegen die 
Obrigkeit gerichtete politiſche Thätigkeit, 7) bürgerliche Verbrechen oder Vergehen, gleichviel ob eine 
gerichtliche Unterſuchung dieſerhalb eingeleitet, ob der Angeklagte in derſelben freigefprochen oder 
beitraft worden, ſofern dadurch ein kirchliches Aergerniß hervorgerufen worden it“. Daß die Dis: 
eiplinarſtrafe ein Zuchtmittel (Genfur) im eigentlichen Sinne ift, wie 3. B. die Erfommunifation 
(. S. 7), ift gleichgültig, wie dies die früheren allgemeinen Ausführungen (S. 39) und ferner Die 
Subjumtion. der Exkommunikation unter den Begriff: Entfernung aus dem Amte (f. ©. 51) zeigt. 
zerner findet der $ auch dann Anwendung, wenn eine Disciplinarftrafe feſtgeſetzt ift, welche nicht 
in dieſem Gefeße befonders erwähnt ift, alfo 3. B. ein Verweis, 


) Berufung; über das frühere preußifche Recht bemerken die Motive der Negierungsporlage 
S. 14: „Ein Rekurs an die Staatsgewalt ift gegen Entfcheidungen der geiftlichen Gerichte ſchon 
n der Älteren preußifchen Gefeggebung zugelajfen worden. Die Conftitution über die Ber: 
faſſung der geiftliden Geridte in Süd-Preufen vom 25. Auguft 1769 (Rabe, 
Sammlung XIII 311) veroronet, daß die Regierungen, welchen die Auffiht vermöge des jus 
circa sacra in Anfehung aller IuftisfachenJübertragen war, Beſchwerden über das Berfahren der 
geiftlihen Gerichte annehmen, Berichte darüber erfordern, Acta avociren, mandata de admini- 
stranda justitia erlaffen und Juftiz-Vifitationen anftellen können, fich aber auf Verfügungen, die 
auf Form und Verfahrungsart Bezug haben, befchränfen follen. Wenn fie hingegen in ma- 
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terialibus erhebliche Fehler, Mängel oder gar Ungerechtigfeiten wahrnehmen, ift an das Minis 
fterium zu berichten, von dem die Verfügung zur Abftellung folder Mißbräuche auszugehen hat. 
Diefelde Vorſchrift wird in einem an die Weftpreußifhe Regierung gerichteten landes— 
herrlihen Refcript vom 13. Juli 1800 (Rabe a. a. D. VI. 203) genauer dahin gefaßt: 
„„In Fällen aber, wo Verhältniffe mit dem päpftlichen Stuhl, hierarchiſche Mißbräuche und über- 
haupt Dinge vorkommen, welche auf Iandesherrliche Majeſtätsrechte circa sacra Einfluß haben, 
referviven Wir das Neffort Unferes Staats -Minifterii, an welches zu berichten.” Das All- 
gemeine Landrecht hat über die Fälle eines Mißbrauchs der geiftlichen Disciplinargemalt und 
die Nechte, welche dem Staat dagegen gebühren, Feine nähere Beltimmung getroffen. Daß ihm 
indeß der Begriff des recursus ab abusu nicht fremd, zeigen die Vorfchriften des $ 56 IL. 11, 
in welchem bei einen Streit über die Rechtmäßigkeit der Ausichliegung vom Gottesdienft und den 
Saframenten die Entſcheidung dem Staate zugefprochen tft, und des $ 1175 ibid., wonach, wenn 
dem Antrage auf Annullation eines nichtigen Kloftergelübdes vechtliches Gehör vom Biſchof verjagt 
wird, der Staat berechtigt ift, die Sache zu unterfuchen und die Nichtigkeit3-Grklärung zu erkennen. 
Als eine eigentliche appellatio tamquam ab abusu iſt dagegen bezüglich der Fatholifchen Kirche 
der Rekurs behandelt worden, welchen die Kabinets-Drdre vom 12. April 1822 (Gejeß-Samml. 
S. 105) den Geiftlichen bei einer im Wege des Disciplinarverfahrens erfolgten Amts-Entjegung 
an den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten eröffnet. Das Kultus:-Minifterium hat ſich bei 
derartigen Rekurſen den Fatholifchen Biſchöfen gegenüber nicht als eigentliche Inſtanz betrachtet 
und die eingehenden Beſchwerden niemals der Art geprüft, daß ihm gleichjam als höherem Richter: 
die Beftätigung oder Abänderung der angefochtenen Entſcheidung gebühre. Vielmehr ift die Unter: 
fuhung überall darauf beſchränkt geblieben, ob der Biſchof mißbräudlich über feine vom Staat 
ihm eingeräumte Befugniß Hinausgegangen fei und hierdurch Nechtsverlegungen in formeller oder 
materieller Hinſicht herbeigeführt habe, eventuell aber die Vollſtreckung des Disciplinar-Beſchluſſes 
verfagt, d. h. der betroffene Geiftliche in feinem Necht, ſoweit dafjelbe die Temporalien angeht, 
gefhügt worden. Die Beftinnmungen der genannten Kabinets-Ordre find als Vorſchriften des 
inneren Staatsrehts auch in der Nheinprovinz zur Anwendung gefommen. Ein gleiches Rechts: 
mittel giebt, wie oben erwähnt, die hannöverſche, heſſiſche und naſſau'ſche Gejekgebung zur Hand. 
Der Refurs an den Staat wegen Mißbrauchs der Firchlihen Disciplinargewalt, kann hiernach für 
das Gebiet der preußifhen Monarchie als gemeinen Rechtes bezeichnet werden. 


„Ihatfächlich fehlt dem qu. Inftitut indeß heute jede praftiihe Bedeutung. In den neueren 
Zandestheilen ift der Nefurs wegen Mangels an feſten Borfchriften für das Verfahren überhaupt 
nicht anmendbares Recht geworden. In den älteren Provinzen hat die ablehnende Haltung, 
welche die Staatsbehörden der Firchlichen Disciplinargewalt gegenüber feit dem Jahre 1849 
eingenommen, den duch die Kabinets-Ordre vom 12. April 1822 begründeten Rechtszuſtand 
verdunkelt.“ — 





Vgl. dazu für die neueren Provinzen Das oben ©. 18 und 61 angeführte Furheffifche Regulativ 
von 1829 und die Furheffishe Verfaffungsurfunde vom 31. Auguft 1831 8 135: „e) in allen 
Fällen, wo ein Mißbrauch der geiftlihen Gewalt ftattfindet, bleibt die Befchwerde oder der Rekurs 
ebenjo wohl an die Landesbehörden offen, jedoch was das geiftliche Perfonal in feinem Beruf 
anlangt, erſt alsdann, wenn ein bei der zuftändigen oberen Kirchenbehörde gejchehener Verſuch 
zur gebührenden Abhülfe als erfolglos dargethan oder infofern etwa Gefahr im Verzuge it“; 
|. ferner für Kurheſſen und Naſſau das gemeinfame Edikt der Negierungen der oberrhein. 
Kirchenprovinz v. 30. Januar 1830 $ 36: „ven Geiftlichen, fowie den Weltlichen bleibt, wo immer 
ein Mißbrauch gegen fie ftattfindet, der Nefurs an die Landesbehörden”; für Hannover Landes: 
verfafjungs-Gejeg vom 6. Auguft 1840 8 71, in der durch S 25 des Gefekes vom 5. September 
1845 modifteirten Geſtalt: „Befchwerden über Mißbrauch der Kirchengewalt fünnen zur Ent: 
ſcheidung auch bis an den König gebracht werden. Sind diefe Beſchwerden von der Befchaffenheit, 
daß fie verfaffungsmäßig an die Kirchen» Dberen gelangen können, fo find fie zunächft an diefe 
und erſt alsdann, wenn hier feine Abhülfe erfolgt, an die weltliche Negierungbehörde und zulekt 
an den König zu bringen.“ 
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Mas das Rechtsmittel betrifft, fo ift die Bezeichnung defjelben: Berufung an die Staats: 
jehörde, eine deutjche Ueberſetzung des herfömmlichen Ausdrudes: appellatio ab abusu oder re- 
sursus ab abusu. Nach den Beitimmungen des Geſetzes iſt dafjelbe aber troß dieſer Bezeichnung 
fein Rechtsmittel zur Neformirung der kirchlichen Entſcheidung aus materiellen Gründen, wegen 
Iniquität, fondern nur zur Befeitigung einer jolchen wegen Verlegung wejentlicher Formvorſchriften 
und des ftaatlichen Rechts, es hat alfo die Natur einer Kafjationstlage. Das ergeben einmal die 
Fälle, in denen die Berufung zuläffig ift (SS 10 u. 11), ferner die Vorſchrift, daß die angefochtene 
Entſcheidung entweder nur vernichtet oder das Rechtsmittel zurücgemwiejen werden fann. Damit 
ft zugleich anerkannt, daß die Firchlichen Entfcheidungen auf Grund des fanonischen Rechts, der 
kirchlichen Verfaſſung, der Glaubenslehren und des Kultus feiner materiellen Prüfung durch den 
Staat in Bezug auf ihre materielle Richtigkeit im Sinne der kirchlichen Drdnung unterliegen, viel— 
mehr Elargeftellt, daß das Rechtsmittel lediglich auf das Recht des Staates bafırt ift, Eingriffe der 
Kirchen in fein Gebiet abzuwehren, vgl. übrigeng auch den Kommiſſ.-Ber. ©. 15, 16. Damit hängt 
es ferner zufanımen, daß die Einlegung au dem Ober-Präſidenten, als dem mit der Aus— 
übung des jus circa sacra betrauten Drgane ($ 12) geftattet ift, und dieſelbe Suspenjtv » Effekt 
hat ($ 14). 


Das Gefet hat feine ausdrüdliche VBorfchrift darüber, ob eine Disziplinar-Entjdei- 
dung, welde gegen die Staatsgejege, namentlich gegen die Beftimmungen des 
vorliegenden Geſetzes verftößt, nur im Wege der durch $ 10 eingeführten Beru— 
fung und des fi an diefelbe anjchliegenden Verfahrens für nichtig erflärt oder ob fie auch 
ohne ein joldhes von den Staatsbehörden als nichtig behandelt werden kann. Iſt alfo 3. B. die 
Regierung befugt, einen Fatholifchen Geiftlichen, welcher durch ein außerdeutſches geiftlihes Gericht 
feines Pfarramtes entſetzt worden, im Beige deſſelben zu jchüken, wenn weder er ſelbſt noch der 
Dber » Präfident die Berufung eingelegt hat? Der Zweck des Gefekes bedingt es, ſich im Sinne 
der eriten der vorhin aufgeftellten Alternativen zu entjcheiden, mithin die eben aufgeworfene Frage 
zu verneinen. Durch die Errichtung eines befonderen Gerichtshofes hat gerade eine Garantie dafür ges 
geben werden follen, daß das Dberhoheitsrecht des Staates in gejeglicher und unparteiifcher Weiſe 
ausgeübt wird. Die Motive der Neg.-Borlage zu SS 32— 34 (S. 18) bemerken: „die Fragen: 1) ob 
die kirchliche Disziplinargewalt in einem einzelnen Falle das Gebiet, innerhalb deſſen ihr freie 
Bewegung zusteht, überjchritten, insbefondere ob die getroffene Entfcheidung für eine willfürliche 
zu erachten ($ 10), 2) ob die fernere Amtsthätigfeit eines Kirchendieners mit der öffentlichen Ord— 
nung unverträglich ift ($ 24), find nur bei einer unbefangenen Würdigung der richtigen Grenzen 
zwifchen den Rechten des Staats und denen der Kirche jachgemäß zu entjcheiden. Die Entſchei— 
dungen müſſen daher von einer Behörde erfolgen, deren Mitglieder durch ihre VBorbildung, Erfah: 
rung und Sachkenntniß, ſowie Stellung, die Gewähr einer gründlichen, fachgemäßen und unpar— 
teiiſchen Entjcheidung bieten. Demgemäß überweifen die 88 32ff. die Entſcheidung der hier in 
Rede ftehenden Fragen einem befonderen, Follegialifh zujammengejegten aus dauernd ernannten 
Mitgliedern beftehenden, den oberften Gerichtshöfen des Landes gleichitehenden Gerichtshofe, defjen 
Majorität aus feſt angeftellten Richtern beftehen muß.“ Zwar trifft diefe Motivirung nicht für alle 
Fälle zu, denn die Verleßungen des $ 1, 3, 4 des Geſetzes werden für die Regel leicht erfennbar 
fein, während es allerdings fehr fraglich ſein kann, ob den Beftimmungen des $ 2 über die Anhörung 
des Beihuldigten und die Erörterung der Anfhuldigung in einem geordneten procefjualijchen Ber: 
fahren genügt worden ift. Indeſſen bleibt die Möglichkeit von Zweifeln in den erjtgedachten 
Fällen nicht ausgefchloffen, fo fan 5. B. die Bundesangehörigfeit der Mitglieder der Disziplinar: 
behörde einer befonderen Feſtſtellung bedürfen. Ferner aber giebt das Geſetz ſelbſt gar feinen 
Anhalt zur Unterfcheidung. Abgeſehen davon beftätigt auch die Konftruftion des Rechtsmittels die 
hier vertheidigte Anficht. Hätte das Gefeg an die Möglichkeit gedacht, die kirchlichen Disziplinar- 
Entſcheidungen ohne Weiteres im Vermaltungswege als nichtig zu behandeln, jo würde daſſelbe 
auch der Firchlihen Behörde, welche ſich dadurch verlegt geglaubt hätte, im Intereſſe dev Rechts: 
gleichheit die Berufung an den Gerichtshof auf Gültigfeitserflärung ihres Erkenntniſſes haben ge- 
statten müffen. Da aber eine ſolche Befugniß nicht gewährt ift, jo hat das Geſetz offenbar gar: 
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nicht die Möglichkeit, vorausgefegt, daß die betreffende Behörde in eine ſolche Lage gebracht werden 
fann. Endlich wäre die Berufung des Dber » Präfidenten im öffentlichen Intereffe, welche der 
$ 12 geftattet, vollfommen überflüffig, wenn jeder Staatöbehörde das Recht hätte beigelegt werden 
jollen, die kirchlichen Disziplinar-Entfcheidungen auf Grund ihrer eigenen Prüfung als nichtig an— 
zufehen. Gin praftifches Bedürfniß, eine derartige Befugnig der Staatsbehörde zu ftatuiren, Tiegt 
überdie auch nicht vor. Das Interejje des Staates ift genügend durd) die Vorfchrift der SS 9 
u. 12 Abſ. 2, und das des einzelnen Kirchendieners durch die Möglichkeit der Berufung gewahrt, 
um jo mehr als dieſe Suspenfiv » Effeft hat und der letztere nöthigenfall3 erzwungen wer: 
den kann. 

Schließt die Ginlegung der Berufung die Einleitung einer Kriminalunter 
ſuchung auf Grund des $5 des Straf: und Zuchtmittelgefeßes oder umgekehrt 
dieje legtere daS Recht der Berufung aus? ES ift 3. B. gegen einen Geiftlichen im 
Wege dev Disziplinarunterfuhung, weil er fich geweigert Hat, den großen Kirchendann mit nament: 
licher Nennung des Betroffenen öffentlich befannt zu machen, von der Disziplinarbehörde die 
Suspenfion verhängt worden. Die Weigerung ift in einem ſolchen Falle eine durch) das Straf: 
und Zuchtmittelgejeg SS 1, 4 vorgefchriebene Handlung. Der Geiftliche iſt alfo befugt nach $ 10 
Nr. 4a. diejes Geſetzes die Berufung einzulegen, andererjeits ift aber auch eine Beſtrafung der 
Mitglieder des Disziplinargerihtes nah 52 Nr. 1 und $5 des oben gedachten Geſetzes ftatthaft. 
Nach dem bereits (S. 39) dargelegten Berhältniß der beiden Geſetze ſchließt das eine Verfahren das, 
andere nicht aus. CS folgt dies übrigens auch aus dem Zweck beider Gejete. Durch das 
Kriminalverfahren wird nur die Beftrafung der Richter erreicht, welche in dieſem Falle in die 
ftaatlihe Sphäre übergegriffen haben. Damit ift der Geiftliche aber noch nicht in feinen Amts— 
funktionen geſchützt, welche ihm durch die Genfur entzogen find. Dazu bedarf es erſt der Nichtig: 
feitSerklärung durch den Gerichtähof für Ficchliche Angelegenheiten. Jedes Verfahren hat alfo feinen 
jelbftftändigen Zweck und feins wird durch das andere überflüffig gemacht. 

Darüber, ob in ſolchen Fällen die thatſächliche Feftftellung des Gerichtshofes 
für firhlide Angelegenheiten daS ordentlihe Kriminalgeriht und umgefehrt 
die des letzteren den erfteren bindet, bejtimmt das Gefek nichts. Irgend welche Analogien 
über daS Verhältnig des Kriminal- und Civil-Urtheils laſſen fich hier, ſelbſt wenn diefe Frage 
nicht eine ſehr Fontroverfe wäre, (vgl. darüber die Abhdlg. in Gruchots Beiträgen, Zahrg. 8, 
S. 233 und Goltdammers Ard. Bd. 5, ©. 344) nicht hevanziehen. In dem Kommiſſions— 
berichte über das Straf: und Zuchtmittelgeſetz ift zwar mit Rückſicht auf die Frage nad) der Ent: 
lafjung eines Kirchendieners auf Grund des 8 24 diefes Gejeges bemerkt worden (S. 14): „Bon 
anderer Seite wurde es für ſelbſtverſtändlich erachtet, daß nach allgemeinen Rechtägrundfägen der 
von den ordentlichen Gerichten feftgeftellte Ihatbeftand auch von dem Gerichtähofe für Kirchliche 
Angelegenheiten als feſtſtehend anzunehmen fein werde; der letztere jei jedenfalls auf die Analogie 
der Grundfäße des gemeinen Strafrechts und Strafverfahrens gewieſen“, indefjen hat diefe Anficht 
nirgends einen gejeglichen Ausdruck gefunden. Gerade für das preußische Recht ift ferner die er: 
wähnte Frage äußerft beftritten und im entgegengefegten Sinne vom Ober » Tribunal (Plenar-Be— 
ſchluß v. 15. December 1856 Br. 2676, Entſchogn. Bd. 34 ©. 19) entjchieden werden. Mangels 
einer pofitiven Vorfehrift wird man daher eine präjubdicielle Bedeutung des Grfenntniffes des 
einen Gerichtähofes für das des andern nicht annehmen können, umfomeniger als das Geſetz das 
Derfahren in den beiden Fällen nicht im Entfernteften in Beziehung ſetzt, namentlich in ſolchen 
Fällen dem Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten eine Ausfeßung der Verhandlung über die 
Berufung bis dahin, wo im Kriminalverfahren rechtskräftig entfchieden ift, nicht zur Pflicht macht. 
Differirende Urtheile können alfo vorfommen; aber fie find feldft dann, wenn man der Kommiffton 
zuftimmen wollte, nicht zu vermeiden, weil möglicher Weife der neue Gerichtshof vor dem Krimi— 
nalrichter fein Urtheil über die Berufung abgeben kann und der letere an die Entfcheidung des 
erjteren auch nach der Anficht der Kommiſſion nicht gebunden wäre. 


‘) Atantshehörde, d. h. „den königl. Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten", |. $ 32. 
°) von einer durch die Atantsgefehe ausgeſchloſſenen Behörde, alfo jedenfalls einer nach 


Gef. über die Kirchliche Disciplinargewalt. $. 10. Anm. 5 bis S. 67 


S 1 ausgefchloffenen Behörde. Damit ift aber der Inhalt der Vorschrift nicht erſchöpft. Ein auf 
Grund des 8 24 abgeſetzter Kirchendiener, ferner ein folcher, welcher fein Amt den gejeglichen Vor— 
fehriften zumider erhalten hat, 3. B. ein vom Papfte ohne Wahl des Domkapitels freirter, nicht 
Iandesherrlich anerkannter Biſchof, rejp. die Delegaten eines jolchen, welche DisciplinarErfenntnifje 
fällen, find ebenfalls durch die Staatsgeſetze ausgejchlofjene Behörden. 


6) die Morfihriften des 8 2 nicht befolgt morden find, Hierunter ift begriffen: ber 
Mangel ſchriftlicher Entſcheidung und fchriftlicher Entſcheidungsgründe bei Feftfegung einer 
Vermögensftrafe, der Verweifung in eine Demeritenanftalt und der Entfernung aus dem Amte; 
der Mangel des vorgängigen Gehörs bei einem Erkenntniß auf die erftgedachten Strafen und der 
Mangel eines ordentlichen prozefjualifchen Verfahrens (f. ©. 51 Anm. 11) bei Ausſprechung der zulet 
erwähnten. Wegen Disciplinar-Berfügungen, welche auf geringere Strafen, wie 3. B. Verweis 
oder Suspenſion von einzelnen kirchlichen Rechten lauten, und ohne Beobachtung der Vorſchriften 
des 82 erlaſſen find, kann alſo die Berufung auf Grund der Nr. 2 nicht eingelegt werden. In 
Bezug auf diefe ift das Geſetz offenbar von der Anfehauung ausgegangen, daß es ſich hier um 
Fälle von geringerer praftifcher Bedeutſamkeit handelt. 

) menn die Atrafe geſetzlich unzuläſſig if, alfo überhaupt nicht blos nad den Beſtim— 
mungen diefes Geſetzes. Demgemäß findet 3. B. eine Berufung ftatt, wenn auf eine durd) das 
Straf: und Zuchtmittelgefeg verbotene Strafe erkannt worden ift, welche nicht etwa in Folge der 
befonderen Beftimmungen des erfteren, wie die Vermögensftrafe innerhalb beſtimmter Gränzen, zus 
läſſig erfcheint. Die Frage, ob eine Feftfegung in dem Erkenntniß dahin, daß ein an fich zu— 
läffiges Straf- und Zuchtmittel öffentlich befannt gemacht, oder in einer Weije, welche eine Be: 
ſchimpfung enthält vollzogen oder verfündet werden foll, einen Grund zur Berufung abgiebt, muß 
bejaht werden. In diefen Fällen Liegt ſtets eine die Ehrminderung des Verurtheilten herbeiführende 
Strafe vor, wie fih das aus den Gefichtspuntten ergiebt, welche für die Vorjehrift des $ 4 des 
Straf: und Zuchtmittelgefeges geltend gemacht worden find (j. ©. 24). Abgejehen davon folgt aud) 
aus dem Verbote des angeführten 84 von felbit, daß ein Erfenntniß, welches die betreffenden 
Handlungen anoronet, wenngleich es nicht kriminalrechtlich ftrafbar ift, doch mindeſtens un: 
zuläſſig ift. 

ALS unftatthaft muß aud eine Strafe angefehen werden, welche zwar an fich erlaubt ift, 
aber eine unzuläffige Strafe zur Ausführung zu bringen beabfichtigt. Dies ergiebt fi) daraus, daß 
das Verbot beftimmter Strafarten ſelbſtverſtändlich deren Realiſirung in ſich ſchließt. Demnach 
wird die VBerhängung der Erfommunifation oder der Suspenfion deshalb, weil ber in die Deme- 
ritenanftalt verwiefene Kirchendiener ſich nicht in dieſelbe begeben oder fie vor der feſtgeſetzten Zeit 
wieder verlaffen hat, gleichfalls im Wege der Berufung angefochten werden dürfen. Vgl. übrigens 
auch Anm. 5 zu 8 11. 


8) Handlung oder Unterlaſſung. Die Worte „oder Unterlaffung” find der Deutlichfeit wegen 
von der Kommiffion eingefchaltet worden (Komm. Ber. ©. 18). Wenn dadurch auch die Kongruenz 
im Ausdrude mit 88 2 u. 3 des Straf und Zuchtmittelgefeßes geftört worden, jo ijt diefer Unter: 
ſchied doc noch nur ein formelle. Denn unter dem Worte: „Handlung“ des $2 wird aud) im 
weiteren Sinne eine Unterlaffung, namentlid) eine Weigerung (f. den in Anm. 3 zu dieſ. $ er: 
wähnten Fall) zu verftehen fein. Mit diefer Vorschrift find die Kirchendiener vor Allem dagegen 
gefhügt, dat Disciplinarftrafen gegen fie deshalb ausgeſprochen werden, weil fie fi) den Vor— 
ichriften diefes und des Straf und Zuchtmittelgefehes fügen, alfo 3. B. der Vorfteher einer 
Demeritenanftalt, wenn er die vorgefehriebenen Anzeigen macht oder ſich der Vifitation des Ober— 
präfidenten fügt, der Geiftliche, welcher fich weigert bei der Verhängung oder Verkündung von nad) 
dieſem Gefege und dem Straf und Zuchtmittelgefege unzuläffigen Strafen mitzuwirken. Im Uebrigen 

vgl. oben ©. 19 u. 20. Mit Bezug auf das dort über die nur unter beſtimmten Borausfegungen 

vorzunehmenden Handlungen Bemerkte ift aber noch hervorzuheben, daß der Kirchendiener dieje 

Vorausfegungen nicht herbeiführen darf, wenn er damit gegen feine amtlichen Verpflichtungen verz 

ſtößt, alfo deswegen auch diseiplinarifch beftraft werden fann. Für die Eingehung der Ehe vor 

dem Givilftandsbeamten dürfen, wenn fie die nothwendige Eheſchließungsform tft, Feine Cenſuren 
5* 
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8. 11.*) 

Die Berufung findet außerdem ftatt, wenn 

1) die Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($. 2 Abf. 2) als Disciplinar- 
ftrafe oder jonft wider den Willen des davon Betroffenen !) ausgelprochen 
worden ift, und die Entſcheidung der Karen thatjächlichen Lage wider: 
fpricht ?2) oder die Geſetze des Staates?) oder allgemeine Nechtsgrundjäße *) 
verleßt ;>) | 

2) nach erfolgter vorläufiger Suspenfion vom Aınte®) das weitere Verfahren 
ungebührlich verzögert wird. ?) 


oder Strafmittel verhängt werden. Der Fatholifche Geijtliche der höheren Weihegrade hat aber 
die Pflicht des Cölibates. Geht er dem zumider eine Che in der erwähnten Form ein, jo tft 
eine Disciplinarbeftrafung nicht wegen der lettgedachten Handlung, wohl aber, weil er das Cölibats— 
geſetz verlegt hat, gejtattet. 

9) erlaffenen Anordnungen, vgl. S. 21 Anm. 4. 

10, öffentlichen Wahl- und Stimmrechtes, ſ. ©. 22 Anm. 5. 

11) megen Gebrauchs Dec Berufung an die Stantshehörde ($ 32) auf Grund dieſes 
Gefehes,. Hier handelt es ſich um eine in das Belieben der Betreffenden geftellte Handlung. Eine 
Einwirkung auf die Vornahme von jolden Handlungen in einer bejtinnmten Kichtung oder auf 
ihre Unterlafjung durch die Firchlihe Straf: und Zuchtgewalt geftattet im Allgenteinen ſowohl das 
Straf und Zuchtmittelgefeß, wie auch Das vorliegende. Zu der einen Ausnahme, welche für Die 
öffentlichen Wahl: und Stimmrechte gemacht worden ift, tritt die in Nr. 4 c. feſtgeſetzte Hinzu. 
Diefelde war nöthig, weil nach Fatholifchem Kicchenrechte für die Berufung an die weltliche Gewalt 
die ipso jure eintretende, dem Papſte jpeciell zur Abjolution vorbehaltene, große Erfommunifation 
angedroht ift, const. Pii IX. Apostolicae sedis v. 12. Ditober 1869 (oben ©. 14): „Impedientes 
directe vel indirecte exercitium jurisdietionis ecclesiasticae sive interni sive externi fori et 
ad hoc recurrentes ad forum saeculare eiusque mandata procurantes, edentes aut auxilium, 
consilium vel favorem praestantes,* alfo den katholiſchen Kirchendienern gegen die Anwendung 
diefer Cenſur, jowie anderer Disciplinarftrafen, welche noch außerdem verhängt werden fünnten, 
der jtaatlihe Schuß gewährt werden mußte. 


8 11. *) Die Regierungsporlage enthielt ftatt der von der Kommiſſion gewählten Worte: 
„ver Haren’ bis „Rechtsgrundjfäße verlegt” die Faffung: „Für eine willführliche erachtet wird." 
Im Abgeordnetenhaufe ftellte Dr. Brüel den Antrag, die Worte: „Der Haren thatjächlichen Lage 
widerjpricht oder" zu ftreichen. Diefer tft abgelehnt worden (ftenogr. Berichte S. 1666 — wegen 
des Amendements Grf. v. Schweinitz, vgl. zu $ 10 ©. 63 —), ebenfo im Serrenhaufe das Amen— 
dement des Grf. v. Kraſſow, den Abf. 1 dahin zu faſſen: „Die Entfernung aus dem Firchlichen 
Amte ($ 2 Abſ. 2) als Disciplinarftrafe ausgeſprochen worden ift und Die Entjcheidung Die Gejeße 
des Staates oder allgemeine Nechtsgrundfäge verlegt. Entjcheidungen über Lehre und Kultus find 
von der Berufung ausgeſchloſſen“ (ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 554). Vgl. ferner Anm. 2 zu 
diejem 8. 

') oder fonft mider den Millen des davon Ketroffenen, Diefe Vorſchrift hat die oben ©. 42 
gedachten Stellungen im Auge, welche nur widerruflich verliehen werden. Bei diefen ift es ſehr 
leicht möglich, daß die Disciplinarmaßregel fich äußerlich unter der formal freigeftellten Nemotion 
ohne Gründe oder einer vorgeblich im Intereſſe des Dienftes ausgejprochenen Abberufung verbirgt. 
Nothwendig ift aber in einem joldhen Falle, daß das eine oder andere der weiter in Nr. 1 ans 
gegebenen Momente damit fonfurrirt. So würde 3. B. die Entfernung eines Erzprieſters, welcher 
zufolge feiner Anjtellung ad nutum amovibel ift, mit der Berufung angefochten werden fünnen, 
wenn die Amotion deshalb erfolgt ift, weil er fich nicht freiwillig der Vermweifung in eine 
Demeritenanftalt unterzogen hat. Hier ift das Staatsgefek infofern verlegt, als dafjelbe eine 
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olche Verweifung nur mit Willen des Betroffenen geftatten will, und aljo derjenige, welcher von 
tiefem Rechte Gebrauch gemacht, auch feine Nachtheile deshalb erleiden darf. 


2) der klaren thatfärhlicyen Lage miderfpricht u. f. m. Die Regierungsvorlage wollte 
nit dem Abſ. 1 des $ 2 alle diejenigen Fälle treffen, in welchen die Entſcheidung „die natürlichen 
srenzen der geiftlichen Amtsgewalt dadurch verlegt, daß fie in willführliche Bedrückung ausartet.‘ 
Die Faffung des NRegierungs-Entwurfes wurde in der Kommiſſion aber als zu unbeftimmt be— 
nängelt und namentlich hervorgehoben, daß der Ausdruck: „willkührlich“ ebenſowohl eine eigen- 
nächtige Abweihung von den Landeögefegen, wie eine eigenmächtige Abweichung von den kirch— 
ihen Ordnungen bezeichnen und eine volle Appellations-Inftanz in facto et jure einführen 
Önne (Komm. Ber. ©. 18). Indem man der Tendenz des Negierungs - Entwurfes, außer den 
peciell im 8 10 aufgezählten Fällen der Berufung noch eine clausula generalis zu ftatuiren bei- 
timmte, wurde nach vielfachen Formulirungs-Verſuchen die jetzige Faſſung gewählt, welche dann 
uch in das Geſetz übergegangen ift. Wefentlich beftimmend auf die Aenderung der Regierings- 
yorlage hat auch die ſchon erwähnte Denkfchrift des Ober-Kirchenraths eingemwirkt, in welcher bes 
nerkt wird (bei v. Desfeld a. a. O. ©. 137): „jo Fnüpft fi daran von fonftigen durch die 
Faſſung nahe gelegten Zweifeln über die Tragweite der Beſtimmung abgefehen, die nicht abzumeijende 
Beforgniß, e3 werde mit der Prüfung der Willführlichfeit der kirchlichen Entſcheidung dem ftaat- 
ichen Gerichtshofe eine Urtheilskompetenz auch in den innerften kirchlichen Angelegenheiten beigelegt, 
yeren Uebergang an eine ftaatliche Inftanz für unmöglich erachtet werden muß. Beſteht ins— 
jefondere die von der Firhlichen Inftanz angenommene Strafwürdigfeit der Handlung eines Geift- 
ichen, welche die Entſcheidung auf Entfernung aus dem Amte herbeigeführt Hat, in Verlegung 
einer Amtspflicht durch Verfündigung von Irrlehren, jo wird nad) dem Wortlaut des Entwurfes 
uch ein ſolcher Verurtheilter des Nefurfes an den Königl. Gerichtshof fich bedienen und der 
eßtere ſich für berufen halten können, über die an der Firchlichen Lehrnorm zu bemefjende Richtig: 
eit oder Willführlichkeit des angefochtenen Erfenntniffes ohne Einſchränkung zu entjcheiden. Damit 
väre der Staat zum oberften Richter Über die Frage der Kirchenlehre gemacht: er entjchiede über 
ie der kirchlichen Lehrfreiheit durch die Firchliche Lehrordnung gezogene Grenze und jchwerlich 
önnte dann noch von einer Kirche die Rede fein, welche nicht Staatsanftalt wäre." 

Was die mit den Worten: „ver Haren thatſächlichen Lage widerspricht” bezeichnete 
Borausfegung betrifft, ſo handelt es fich dabei um eine Vorſchrift, welche durch die altpreußijche 
Geſetzgebung über die Rechtsmittel in Givilproceffen in der Praxis hinlänglich befannt ift. Das 
Geſ. betr. einige Abänderungen der Vorſchriften über das Civilprocekverf. v. 20. März 1354 (©. ©. 
5. 115) beftimmt $ 6: „Der Refurs ift zuläffig 1) wenn gegen die Elare Lage der Sache erkannt iſt“, 
und die Verordn. über d. Rechtsmittel d. Revifion zc. v. 14. Dechr. 1333 (©. ©. ©. 302) $ 5: „ALS 
Berleungen weſentlicher Prozeßvorſchriften werden nur folgende Fälle betrachtet: ... 10) wenn nad) 
den von dem Richter angegebenen Gründen wider den Haren Inhalt der Akten erkannt worden ift. Diefer 
Fall tritt ein: a) wenn eine in den Prozeßſchriften enthaltene oder zu Protokoll erklärte und mit 
Angabe der Beweismittel unterftügte Thatſache, welche eine entgegengefegte Entfheidung begründen 
würde, in den Urtheilsgründen gar nicht erwähnt ift; b) wenn der aus einer beftimmten Erklärung 
einer Partei entnommene Entfheidungsgrund dem wörtlichen Inhalte diefer Erklärung entgegen 
ift, oder wenn eine Thatfache, im Falle eine Beweisaufnahme ftattfand, gegen den wörtlichen In: 
halt der beigebrachten oder aufgenommenen Beweismittel feftgeftellt worden iſt; c) wenn zur Bes 
gründung der Richtigkeit einer ſolchen Thatfache den beigebrachten oder aufgenommenen Beweis: 
mitteln, welchen nach den Geſetzen die Beweiskraft völlig mangelt, dennoch Beweiskraft beigelegt 
worden ift.” In analogifcher Weiſe können diefe letzteren Beſtimmungen freilich nur in beſchränk— 
ter Weife benutzt werden, denn die Verordnung und das vorliegende Geſetz deren ſich mit ihren 
verschiedenen Ausdrüden: „wider den Haren Inhalt der Akten” und „der Karen thatjächlichen 
Lage widerfpricht," nur zum Theil. Der preußifche Nichtigkeitsrichter ift an das Aftenmaterial 
gebunden, und hat dafjelbe auch ftetS zu feiner Verfügung. Dagegen Tann nicht mit Sicherheit 
darauf gerechnet werden, daß dem neuen Gerichtshof in allen Fällen die Alten der kirchlichen 
Disciplina rbehörden zur Hand fein werden. Es können ſolche überhaupt nicht oder nicht vollſtändig 
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geführt oder, wenn dies auch der Fall gewefen, bei Seite gefchafft fein, um jie dem Gerichtshof un: 
zugänglich zu machen. Auf die Akten allein fonnte der letztere aljo nicht verwiefen werden, ſondern 
e3 war auch der Umſtand in Rechnung zu ziehen, daß der Thatbeſtand anderweitig ermittelt werden 
mußte. Führt diefe Feftftellung durch den Gerichtshof zu einem Klaren und pofitiven Ergebniß, welches 
dem dem Schuldigen zur Laſt gelegten Vergehen direft widerfpricht, Jo ift der in dem Geſetze vor- 
gefehene Fall vorhanden. Es findet hier nicht eine Vergleihung des ſchon anderweit gewürdigten 
Thatbeftandes mit dem Reſultate diefer Würdigung Statt, fondern gewiſſermaßen ein nochmaliges, nach— 
träglich den Ihatbeftand fchaffendes Beweisverfahren, und eine Prüfung des Nefultates derjelben, um 
danach das Facit, welches der Firchliche Disciplinar-Nichter durch Verhängung der Strafe gezogen hat, 
zu bemeffen. Läugnen läßt es fich nicht, daß in einem folchen Fall die Grenzen des Ermefjens jehr 
weite und flüffige fein können. Indeſſen durfte eine folche freie Bewegung dem Gerichtshof nicht 
verschloffen werden, ohne den Firchlichen Behörden die Möglichkeit zu gewähren, die Berufung durch 
ſchnelles Weberfeitebringen der Akten und durch eine vein mündliche Procedur illuſoriſch zu maden. 
Ganz abgefehen davon, daß die firhlichen Behörden es in der Hand haben, durch Führung ordent- 
licher Akten und Einreichung derjelben folche Fälle zu verhindern, kommt Hinzu, daß. fie äußerſt 
felten eintreten werden. Denn für die Negel wird in folchen ſchon der Berufungsgrund des $ 10 
Nr. 2 u. 82 vorliegen, und es nicht nöthig fein, auf den ex clausula generali des $ 11 Nr. 1 
zurüdzugehen. Das lettere wird vielmehr nur erforderlich werden, wenn die Entfernung aus dem 
Amte nicht als Disciplinarftrafe, ſondern fonft wider Willen des Berechtigten ausgeſprochen 
worden oder wenn bei der Verhängung einer derartigen Disciplinarftrafe troß erfolgter Beifeite- 
ſchaffung der Alten Doch feitgeftellt werden fann, daß ein georbnetes procefjualiiches Verfahren 
innegehalten worden tft, aber die dem Berurtheilten in Gemäßheit des 82 Abſ. 3 mitgetheilten 
Entfcheidungsgründe wegen ihrer Dürftigfeit die Sachlage nicht genau erfennen laffen. 

Der Hauptfall der Anwendbarkeit der Beſtimmung, d. h. der, wo das vom Disciplinarrichter 
gezogene Facit des Beweiſes dem Inhalte dejjelben klar widerſpricht, fehließt den in der eitirten 
Verordnung unter b. aufgeführten Fall in fih. Der dort unter a. gedachte ift analogifch nicht 
anwendbar, denn derjelbe hängt damit zufammen, dab als Vorausſetzung der Nichtigkeitsbefchwerde 
das Erkennen gegen den Haren Inhalt der Akten, hier aber als Bedingung der Berufung das 
Erkennen gegen die klare thatſächliche Lage Hingeftellt ift. Die Uebergehung einer vom An— 
gefhuldigten angeführten, mit Beweismitteln unterftüßten Thatfahe kann fehr wohl deshalb 
gejchehen fein, weil ſie für irrelevant erachtet worden, und aus ihrer bloßen Webergehung in den 
Urtheilsgründen folgt noch nicht, daß fte überhaupt unberückſichtigt geblieben ift. Ueberdies iſt 
die betreffende Thatſache durch ihre Behauptung noch nicht feitgeftellt, fie gehört alfo nicht zu dem 
Kompfer von Thatfachen, melche die Klare thatfächliche Lage Fonftituiren. Ein Bedürfniß, diefen 
Fal unter den 8 11 Nr. 1 zu ſubſumiren, liegt übrigens nicht vor. Nah $ 10 Nr.2 und $2 
bildet der Mangel eines geordneten proceffualifchen Verfahrens, alfd auch die nicht gewährte aus: 
reichende Bertheidigung, ebenfall3 einen Berufungsgrund. Ein Zumiderhandeln gegen $ 2 kann 
jehr wohl in der Bejchränfung des Entlaftungsbeweifes über relevante Thatfachen gefunden werden, 
und ſomit ift für ſolche Verletzungen jchon durch die eben angeführten Vorfehriften des Gefetes 
ein genügender Schuß gewährt. Ebenſowenig läßt ſich der Fall c. der Verordn. hier heranziehen. 
Die Geſetze, nach denen die Prüfung des Beweifes vorzunehmen ift, find Prozeßgrundſätze, alfo Rechts: 
grundfäße im weiteren Sinne, und die Verordn. erwähnt diefen Fall, weil der angeführte $ 5 
überhaupt eine Exemplifikation der allgemeinen Kategorie: Verlegung wefentlicher Prozeßvorſchriften 
aufftellt. Das vorliegende Geſetz jtellt aber die Verlegung aller Rechtsgrundſätze, gleichviel ob 
ſie materielle oder procefjuale find, dem Erkennen gegen die klare thatfächliche Lage gegenüber. 


3) die Gefehe des Ktaates, d. 5. jolche, welche vom Staat erlaffen find. Demnad gehören 
hierher auch die Rechtänormen, welche die Beziehungen des Staates zur Kirche regeln, jelbft wenn 
eine Kirche, wie die Fatholiiche, das betreffende Gebiet, 3. B. das perfünliche Cherecht, Gerichts: 
barkeit über die Klerifer u. ſ. w. als der ftaatlichen Gefeßgebung entzogen betrachtet. Den Gegen: 
laß zu den Gefegen des Staates bilden im Sinne des Geſetzes die von der Kicche innerhalb der ihr 
ftaatlich zugewiefenen Sphäre erlaffenen Beftimmungen und Ordnungen. Das gilt ſowohl für die 
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atholifche, wie auch für die proteftantifche Kirche. ALS Firchliche Normen der letzteren find Die: 
enigen anzufehen, welche von dem Landesheren Fraft der Kirchengewalt, de3 ſog. jus in sacra, 
egeben find. Für die Zeit vor Erlaß der Berfaffungs Urkunde ift die Frage, ob eine landes— 
jerrliche Anordnung in die eine oder andere Kategorie gehört, für jede in Betracht kommende 
ech befondere thatfächliche Feftitellung zu erledigen. Die Vorſchriften des A. ER Th. II. it. 11 
ind jedenfall3 als Staatsgeſetze zu betrachten, da das allgemeine Zandrecht wegen feines Charakters 
ils eines ftaatiihen Geſetzbuches nur als Gmanation der ftaatlichen Geſetzgebungs-Gewalt des 
Vandesheren betrachtet werden kann, und überdies die Redaktoren des Landrechts das jus episcopale 
es Landesheren in Zweifel gezogen haben (Jacobjon, K.R. ©. 110). 

Eine Verlegung der Staatögefege, welche Vorausſetzung der Berufung ift, liegt dann vor, 
venn die Entſcheidung folche Vorfchriften, welche eine abjolute Bedeutung haben, nicht berück— 
ichtigt, und dem Berurtheilten eine Handlung oder Unterlaffung als ftrafbar anvechnet, welche der 
Staat entweder verlangt oder deren Vornahme dem Angefchuldigten unter allen Umftänden frei 
leiden ſoll. Die erftere Kategorie von Fällen deckt fih mit der im $ 10 Nr. 4a. gedachten. So 
gehören hierher z. B. die in den Debatten des Herrenhaufes (ftenogr. Ber. ©. 553) angeführten 
Beifpiele der Amtsentſetzung eines Geiftlichen, welcher entgegen dem Befehle des Biſchofs eine von 
der Polizei auf Grund des $ 10 des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 verbotene Prozeſſion 
abzuhalten oder einen SHirtenbrief von der Kanzel mit Rücficht auf $ 130a. des Reichs-Str.-G.«B. 
zu verlefen fich gemeigert hat; denn in diejen beiden Fällen liegt eine durch die Anordnung der 
Obrigkeit, reſp. das Geſetz gebotene Unterlaffung vor. Bedeutfam ift die Beſtimmung dagegen 
wegen der zweiten Kategorie. Zu dieſer würde eine Amtsentjegung, weil der Geiftliche fich der 
unzuläffigen Eörperlichen Züchtigung oder der Verweilung in eine Demeriten » Anftalt nicht gefügt 
hat, kurz die ganze Gruppe der Anm. 7 a. ©. zu 5 10 harakterifirten Fälle gehören. 

) allgemeine Rechtsgrundſätze find nad) der Erklärung des Kultusminifterd (ſ. ſtenogr. 
Ber. des Herrenh. ©. 552) ſolche, „die auf allen Rechtsgebieten ohne Ausnahme, nicht blos auf 
dem Gebiete des Firchlichen Rechts gelten”, Hinzuzufegen ift: auch folche, welche fiir jede rechtliche 
Ordnung eines beftimmten Verhältniffes wegen ihrer Fundamentalität maßgebend find, bez. fein 
müffen, alfo 3. B. der Grundſatz, dab der Angeklagte nicht den Beweis feiner Nichtſchuld zu führen 
hat, daß ein ſuspektes Gericht nicht erfennen darf, daß erzwungene Geftändniffe Teine Be: 
weiskraft befigen, daß Handlungen, welche erzwungen find, nicht beftraft werden fünnen u. |. w. 

5) verletzt. Die Verlegung von Geſetzen des Staates oder von allgemeinen Rechtsgrund: 
ſätzen bildet allein die Vorausſetzung der Berufung. Sie ift nicht etwa dadurch beſchränkt, daß 
das Dogma oder die Kultusordnung einer Kirche dem Staatsgeſetze entgegeniteht. 
Das folgt aus dem Wortlaut der Beſtimmung und namentlich daraus, daß das Amendement des 
Grf. v. Kraſſo w im Herrenhaufe (S. 68) und ein ähnliches in der Kommilfion des Abgeordneten: 
hauſes (Kommifj.:Ber. ©. 20, 21 u. 23) verworfen worden ift, hier mit der vollfommen richtigen 
PMotivirung: „Unzweifelhaft ftehen die Lehren der einen oder andern Keligionsgejellihaft in 
Widerſpruch mit der Unterrichts» Gejeßgebung, dem Eherecht, der Gerichtsverfafjung des Staates 
und fehr vielen anderen Gefegen. In ſolchem Falle könne der betreffende Neligionstheil dem 
Dogma, unbeſchadet feines Gewiljens, Feine äußere Folge geben, jo weit dafjelbe in Widerjprud) 
mit Landesgeſetz und den Rechten anderer Konfeſſionen trete.“ Die Befürchtung, daß der Gerichts: 
hof in das innerfte Gebiet der Kicche Übergreifen, ja zum oberften Richter über die Kirchenlehre 
gemacht werden könnte, ift bei der jegigen Faſſung des 8 eine völlig unbegründete. Der Gerichts: 
hof kann mit feinen Entjheidungen nur infoweit Dogma und Kultus treffen, als jchon bisher der 
Staat durch feine fonftigen Organe jede unter Hinweis auf Dogma und Kultus begangene Geſetz— 
verlegung zurüczumeifen berechtigt war. Dagegen ift es nicht möglich, daß er in die Lage kommt, 
eine Entſcheidung abzugeben, was Dogma oder Kultusaft einer Kirche ift oder nicht, weil darüber 
weder die Staatsgeſetze noch die allgemeinen Nechtsgrundfäge irgend eine Beſtimmung enthalten. 

6) nach erfolgter vorläufiger Anspenfion nom Amte, d. h. wenn die Suspenfion bei Er: 
Öffnung oder während der Unterſuchung al3 proviſoriſche Maßregel, alfo nicht als Disciplinaritrafe 
(vgl. ©. 49), verhängt ift. 
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8.712.) 

Die Berufung fteht Jedem zu, gegen welchen die Entſcheidung ergangen ift, )) 
fobald er die dagegen zuläffigen Rechtsmittel?) bei der vorgejegten Firchlichen In— 
ftanz?) ohne Erfolg geltend gemacht hat. *) 

Liegt ein öffentliches Intereffe vor, jo fteht die Berufung auch dem Ober— 
Präfidenten zu,’) jedoch erſt dann, wenn die bei den Firchlichen Behörden an— 
gebrachten Nechtsmittel®) ohne Erfolg geblieben find oder die Frift zur Einlegung 
derjelben verfäumt ift. ?) 


) Ans meitere Rerfahren ungebührlich verzögert wird. Damit wird die Möglichkeit 
eines Schußes gegen Verfchleppungen der Unterfuhung gewährt; namentlich gegen Umgehung des 
Geſetzes dadurch, daß die blos vorübergehenden Zweden dienende Suspenfton faktiſch in eine 
wirkliche Strafe verwandelt wird. Der in der Kommiſſion hervorgetretene Gedanfe, für diefen 
Fall ftatt der Berufung blos eine Befchwerde zu gewähren, iſt mit Recht aufgegeben worden, 
„weil ein Staatögerichtshof in feiner nebengeordneten Stellung den Firchlichen Behörden gegen: 
über wohl nicht im Wege der „„Beſchwerde““ eingreifen fünne, welche eine verfaffungsmäßige 
Subordination der gegenüberftehenden Gerichte vorausfege” (Kommiſſions-Bericht ©. 23). Iſt 
die Berufung begründet, jo wird die vorläufige Suspenfion von dem Gerichtshofe für nichtig 
erflärt (S 21). 


$12. *) Die Faffung entjpricht der Negierungsvorlage. Die AmendementS Dr. Brüel und 
Grf. v. Schweinig, den Abſatz 2 zu ftreichen, find im Abgeordnetenhaufe verworfen worden, 
ftenogr. Ber. ©. 1668. 

ı) gegen welchen die Entfcheidung ergangen ift, d. h. ſeitens des disciplinarifch Verur: 
theilten oder wider feinen Willen aus dem Amte Entfernten ($ 11 Nr. 1). 

2) Angenen zuläffigen Werhtsmittel, Die Zuläffigfeit der Rechtsmittel beftimmt fih nad 
dem Nechte jeder Kirche. In der Fatholifchen Kirche find die gemeinrechtlichen Rechtsmittel der Appel: 
lation, der Nichtigfeitsbefchwerde, der außergerichtlihen, einfachen Bejchwerde und der Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand anerkannt, vgl. Münden, fanon, Gerichtöverfahren und Straf: 
recht. Bd. 1 ©. 529 ff. Beitimmungen, welche die gemeinrechtlichen Vorſchriften ergänzen, finden 
fih in den für einzelne Diöcefen erlaffenen Verordnungen (vgl. 3. B. die erwähnte Prager Injtruftion 
ss 7—10, 48-52 u. 82— 84; auch die erzbifchöflich-Fölnifche Bekanntmachung v. 26. Dezbr. 1848 
die Konftituirung der geiftl. Gerichte betr. bei Walter, fontes jur. eccles. p. 532 verheißt im $ 15 
den Erlaß einer ſolchen Initruftion), jedoch ift von diejen jo gut, wie Nichts, an die Deffentlich- 
feit gelangt. 

In der evangelifchen Kirche Altpreußens fteht dem Angefchuldigten gegen die Disciplinar: 
Urtheile der Konfiftorien der binnen Amöchentlicher, von der Publifation an laufender Frift ein: 
zulegende Nefurs an den Dber-Kirchenrath zu (Aktenſtücke des Ober-Kirchenrathbs Bd. 1 Seit 5 
©. 21), gegen die durch bloßes Dekret feſtgeſetzten Strafen eine Bejchmwerde zu. Der Refurs von 
den Konfiftorien zu Kiel, Wiesbaden und Kafjel geht dagegen an den Kultusminifter, in Hannover 
findet Berufung an das Landesfonfiftorium jtatt, citirte VBerordn. vom 17. April 1866 (©. 60,) 
welhem nad) $ 66 Nr. 2 der Kivchenvorftands- und Synodal-Ordnung von 1864 der Aus: 
ſchluß der Landesſynode hinzutritt, falls wider einen im geiftlichen Amte Angeftellten wegen 
Mangels der Nechtgläubigfeit oder wegen falfher Lehre auf Entlafjung oder Disciplinarftrafe zu 
erfennen it. 

Selbftverftändlih muß auch das in dem betreffenden Falle geeignete Rechtsmittel geltend 
gemacht fein. 

3) der vorgeſetzten kirchlichen Inftanz; diefe ift in der katholiſchen Kirche der Erzbischof, in 
den exemten Didcefen (3. B. Breslau, Ermland) findet fich ein vom Bifchof beftelltes zweitinftanzliches 
Gericht, ebenjo in einzelnen Erzdiöceſen (jo 3. B. in Köln), während mitunter auch ein anderes 
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geiftliches Gericht vom Papfte zum Appellationsgericht beftellt ift (fo die geiftlichen Gerichte in 
Poſen und Gneſen wechſelſeitig für einander). 

An eine auferdeutfche Inftanz, alfo bis nach Rom, braucht der VBerufende die Sache nicht zu 
verfolgen. Eine folhe ift nach $ 1 des Geſetzes nicht zur Ausübung der Disciplinargemwalt ber 
vechtigt, eriftirt alfo für den Staat nicht. Nur dann, wenn eine befondere dritte deutſche In— 
ftanz beftellt ift, muß diefe gegen ein ungünftiges Erkenntniß zweiter Inftanz noch) beſchritten 
werden. 

4) geltend gemacht hat, d. h. nicht blos eingelegt, ſondern auch gehörig verfolgt hat. 


5) fieht die Berufung auch dem Oher- Rräfidenten zu, Die Motive der Regierungs— 
Vorlage ©. 16 bemerken hierzu: „Das im 8 12 Abſ. 2 vorgefehene Verfahren von Amtswegen 
findet feine Rechtfertigung darin, daß es fich bei dem Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt nicht 
blos um die Schädigung von Privatrechten, fondern zugleich um eine Verlekung der Öffentlichen 
Rechtsordnung handelt, welche unter Umftänden die ftaatlichen Interefjen zu gefährden vermag. 
Die Wahrung diefer Interefjen kann aber um jo weniger von einer Beſchwerde des verlegten 
Privaten abhängig gemacht werden, als die Fatholifche Kirche ihren Angehörigen die Berufung an 
den Staat gegen Entfcheidungen dev geiftlichen Oberen grundjäglich verbietet, Syllabus v. 8. De: 
zember 1864, Nr. 41” (m. A. bei Friedberg, Samml. d. Aftenftüce 3. erit. vatifan. Koncile 
©. 902; übrigens auch beftraft, ſ. S. 68), „das Rechtsmittel daher ohne Möglichkeit des amtlichen 
Einſchre itens gerade in den dringendften Fällen verfagen dürfte.“ 


6) menn Die bei den kirchlichen Gehörden angebrachten Rechtsmittel, welche der Be 
teoffene eingelegt hat. Der Dber-Präfident feldft hat fich nicht an dieſe Behörden zu wenden. Er 
ift dazu gar nicht legitimirt, weil er nicht der Beſchwerte ift. ü 


%) die Srift zur Einlegung derſelben verſäumt ift. Durch diefe Beſtimmung wird aus: 
gefprochen, daß die Geltendmachung des ftaatlihen Interefjes zwar erſt dann, wenn der be⸗ 
theiligte Kirchendiener nicht ſelbſt bei feinen Eirchlichen Behörden Abhülfe gefucht hat, erfolgen, aber nicht 
allein vom Willen deffelben abhängig fein fol. Demgemäß muß die Borfehrift auch analogijch auf 
den Fall angewendet werden, wenn der Betheiligte zwar das Nechtsmittel eingelegt, es aber nicht 
weiter verfolgt hat. 

Hat der Betheiligte dagegen erfolglos die Höheren Firchlichen Inftanzen angerufen, fo it 
die Einlegung und Verfolgung der Berufung ſowohl feinerfeits, wie auch gleichzeitig durch den 
Dber-Präfidenten möglich. 

Was den Erfolg der einfeitig von dem leßteren ergriffenen Berufung 
betrifft, fo ift e3 irrig zu behaupten (jo v. Desfeld a. a. D. ©. 94 N. 32), daß diefer dem Ber 
theiligten nicht zu Gute fommt. Das hier in Nede ftehende Rechtsmittel ſteht, wern es im öffent: 
lichen Intereffe geltend gemacht wird, nicht dem franzöfifchen Kafjationsrefurs in Snterefje des 
Geſetzes gleich. Es ift dies deshalb unmöglich, weil es für den Staat das einzige Mittel tft, ihn 
berührende Nechtöverlegungen der kirchlichen Behörden zu befeitigen (©. 65.) Allerdings iſt es 
richtig, daß, wie ſeitens des Regierungs-Kommiſſars in der Kommiſſion bemerkt wurde (Kommiſſ.⸗ 
Ber. S. 23), der Erfolg dem betheiligten Geiſtlichen nur zu ſtatten kommen werde, wenn er es 
ſelbſt wolle. Indeſſen Hat dies lediglich feinen Grund darin, daß der Geiftfiche auf feine Amtsvechte 
verzichten Kann. Weiter, als eine ſolche Nenunciation möglich ift, können daher auch die Wirkungen 
der durch den Gerichtshof ausgeſprochenen Vernichtung einer Disciplinar-Entjcheidung nicht bejeitigt 
werden. Für den Staat tritt 5. B. die Vakanz des Amtes, wenn der den Vorſchriften dieſes Ge— 
ſetzes zuwider entſetzte Geiſtliche ſich auch bei der Entſcheidung des kirchlichen Gerichtes beruhigt, 
der Ober-Präſident aber die Berufung eingelegt hat, nicht in dem Momente der Rechtskraft der 
Entſcheidung ein, ſondern erſt in dem Augenblick, wo es feſtſteht, daß der Geiſtliche trotz der Ver— 
nichtung der Entſcheidung nicht im Amte verbleiben will. Eine anderweitige Beſetzung des Amtes 
durch den Biſchof in der Zwiſchenzeit kann alſo ſeitens des Staates verhindert werden, und der 
inzwiſchen neu ernannte Amtsträger wird keine auf ſtaatlichem Gebiete wirkſamen Rechte ausüben 
können. 
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— 

Die Berufung iſt bei dem Königlichen Gerichtshofe für kirchliche Angelegen— 
beiten ) ſchriftlich anzumelden. 

Die Friſt zur Anmeldung beträgt in den Fällen des 8. 10 und 8. 11 Ab: 
ſatz 1 für den durch die Entfcheidung Betroffenen vier Mochen. Sie beginnt mit 
Ablauf des Tages, an welchen die Enticheidung mit Gründen ihm zugeftellt ift. 2) 

In den Fällen des 8. 11 Abjab 2°) ift die Berufung an feine Frift gebunden. 

Für den Ober-Präſidenten beträgt die Frift, wenn ihm die Entſcheidung als 
endgültige amtlich mitgetheilt *) ift, drei Monate, andernfalls ift derfelbe an feine 
Frilt gebunden. 5) 


5 13. *) Die Faffung rührt von der Kommiffion her. Die Negierungsvorlage lautete: „Die 
Berufung ift bei dem Königlichen Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten fchriftlich anzumelden. 
Die Frift zur Anmeldung beträgt in den Fällen des $. 10. für den durd die Entfcheivung Be 
teoffenen, vier Wochen. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem die Entſcheidung amtlich 
zu feiner Kenntniß gelangt ift. In den Fällen des $. 11 und für den Ober-Präſidenten (8. 12 
Abja 2) ift die Berufung an feine Frift gebunden.“ — Abgelehnt find im Adgeoronetenhaufe die, 
Amendements des Grf. v. Shweinik: 1) $ 13 Abſ. 2 Zeile 2 die Worte: „und 8 11 Abſatz 1" 
zu ſtreichen und ftatt ihrer hinzuzufügen: „Abfag 1-3"; — 2) $ 13 Abf. 3 Zeile 1 die Worte: 
„Ss 11 Abſ. 2° zu Streichen umd ftatt ihrer zu ſetzen: „S 10 Abſatz 4" (vgl. zu $10 *); — 
8) „$ 13 Abſ. 4 zu ftreichen” (ftenogr. Ber. S. 1670.) 

) Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten, vgl. $ 32. 

?) die Entfheidung mit Gründen ihm zugeftellt if. So lange die Entfcheidung blos dem 
Detheiligten publicirt oder ihm jchriftlich ohne Gründe mitgetheilt ift, beginnt alfo der Friftablauf 
nicht. Hier kann die Publikation nicht, wie im 87, der Zuftellung gleichgeftellt werden, weil der 
Betroffene das volljtändige Material in Händen haben muß, um fich über die Einlegung der Ber 
rufung Shlüffig zu machen. Da er zunächft die Firchlichen Inftanzen zu befchreiten hat, fo läuft 
die Friſt erft von der Zuftellung der Entſcheidung der oberften Inftanz ab. Dagegen iſt er be: 
fugt, jofort nad) der Publikation und vor der ordnungsmäßigen Zuftellung einer ſolchen Ent: 
ſcheidung die Berufung einzulegen, weil er Schon dann befchwert ift und die firhliche Behörde unter 
Beileitefegung der Vorſchriften des Geſetzes möglicher Weife mit der Grefution der Entſcheidung 
beginnen kann. 

°) in den Füllen des $ 1 Abſatz 25 d. h. wenn nad) der vorläufigen Suspenfion das weitere 
Verfahren umgebührlich verzögert wird, weil es hier naturgemäß Teinen feften dies a quo 
geben fann. 


‘) als endgültige amtlich, mitgeteilt. Der Lauf der vorgefehenen dreimonatlichen Frift fett 
alfo voraus: 1) eine amtliche Mittheilung feitens der kirchlichen Diseiplinar= oder einer von diejer 
beauftragten Behörde, 2) Beifügung der Entfcheidung, fowie 3) der Entſcheidungsgründe, vgl. $ 7 
Abſ. 2, endlich 4) die Erklärung der betreffenden Behörde, daß die Entſcheidung eine endgültige ift. 

) an keine Friſt gebunden, Mit Bezug auf die gegen diefe Beftimmung bei den Be- 
rathungen des Abgeoronetenhaufes erhobenen Angriffe (ftenogr. Ber. ©. 1669) bemerfte det Bericht: 
erftatter Dr. Gneift (a. a. D. ©. 1670) mit vollem Recht: „Sie Können doch eine Frift demjenigen, 
der Rechte zu wahren hat, nicht eher ftellen, ehe er Kenntniß hat von der Verlegung des Intereffes. 
Das ift der Grund, warum man den Ober Präfidenten nicht an die Frift von 4 Wochen binden 
kann; das würde vorausfegen, daß ſämmtliche geiftliche Behörden erft verpflichtet würden, ihm 
amtlich Kenntniß zu geben von jeder Entfcheidung, Kenntnig davon, welchen Berlauf jede Ent- 
ſcheidung genommen hat, und ob fie rechtskräftig geworden ift. — Wenn Sie behaupten, das fei 
etwas Umerhörtes, fo ift es nicht mehr als der bisherige Zuftand. War denn bisher der Ober— 
Präfident, der eine ſolche Sache ſelbſt entfchied, an irgend eine Frift gebunden? Das Verhältnif 
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8. 14.*) 

Durch Einlegung der Berufung wird die Vollftredung der angefochtenen Ent: 
cheidung aufgehalten.) Der Gerichtshof ift jedoch befugt, die vorläufige Voll 
treckung zu geftatten.?) Andernfalls fann die Einftellung dev VBollftvedung ?) von 
yen Gerichtshofe durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern erzwungen 
verden (8. 8 Abſatz 2). °) 


815.4) 
Die Berufung ift innerhalb 14 Tagen nach der Anmeldung!) jehriftlich zu 
rechtfertigen.) Dieje Frift kann auf Antrag verlängert werden. 


var daffelbe, ſeitdem e3 Ober-Präſidenten giebt, ſeitdem e3 ein jus eirca sacra giebt. Die öffent: 
ichen Rechte des Staates verjähren überhaupt nicht. Wenn die Herren endlich von pyramidalen 
Bildungen fprechen, dann bitte ih um Antwort: ſollen wir etwa ihrem Mufter folgen, wie es in 
yer kirchlichen Jurisdiktion ftand? Da gab man megen jedes kleinen ausgedachten Defektes im 
Sivil- oder Naturalrecht eine „Nullitätsquerel”, die 30 Jahre dauerte und jedes rechts— 
träftige Urtheil 30 Jahre in der Schmwebe hielt.“ 

8 14. Entſpricht der Negierungsvorlage. Im Abgeordnetenhauſe ift der Antrag des Grf. 
». Schweinit, den $ 14 zu faſſen: „Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der 
angefochtenen Entſcheidung nicht aufgehalten. Der Gerichtshof ift jedoch befugt, die Vollſtreckung 
zu unterfagen. In diefem Falle kann die Einftellung der Vollſtreckung von dem Gerichtshofe durch 
Seldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thaler erzwungen werden ($ 8 Abſ. 2),“ ſten. Ber. ©. 1672, 
1673, und im Serrenhaufe der Antrag des Grf. v. Kraſſow, welder dem $ 14 diejelbe Faſſung, 
wie die eben mitgetheilte, mit der unerheblichen Abweichung, daß der dritte Satz beginnen jollte: 
„Es kann in diefem Falle," zu geben bezweckte, abgelehnt, ften. Ber. des Herren). ©. 555. 

1) aufgehalten, Der Suspenfiv-Cffeft ift die Negel, weil es ſich hier um die Zurücweilung 
von Angriffen gegen die Staatsgeſetze handelt. 

2) die uorlänfige Vollſtreckung zu geftatten. Bei der Verſchiedenheit der möglichen Fälle 
ließen fich die Gründe nicht im Gefege angeben. Der Gerichtöhof wird aber ftetS von dieſer Bes 
fugnig Gebrauch zu machen haben, wo die Einlegung der Berufung nach den eigenen, vollftändig 
vorliegenden Angaben des Beſchwerdeführers umgerechtfertigt erjcheint, da ihm das Geſetz feine 
Befugniß giebt, das Rechtsmittel durch einfaches Decret zurückzuweiſen, dafjelbe aber andererfeits 
nicht bezweckt, die Ausübung der Disciplinargerichtsbarkeit innerhalb der gejeglichen Schranfen zu 
hindern. 

3) Einftellung der Hollftrerkung; darunter ift auch die Rückgängigmachung dev bereits be- 
gonnenen Vollſtreckung zu verstehen, weil das Geſetz Suspenfiv: Effeft hat und die Vorſchrift nur 
den Zweck verfolgt, diefen zu fichern. 

4) Geläfttafen his zum Betrage non 1000 Thalern erzwingen werden. (Abſ. 8 Abſ. 2.) 
Das Gitat bedeutet, daß die Geldftrafe auch wiederholt werden kann. Die Vollſtreckungsorgane 
bilden nach $ 36 des Gef. die Verwaltungsbehörden. Für die Geldftrafen gilt daher das ©. 58 
Anm. 4 u. 5. Bemerkte. Da das Gefek einen anderen Exekutions-Modus nicht verbietet, vielmehr mit 
feiner Beftimmung nur ein befonderes Mittel, um den Suspenfiv-Effeft zur Geltung zu bringen, 
gewährt, fo ift die Anwendung anderer Zwangsmittel, 3. B. Miedereinfegung des entfernten Geift- 
lichen und Entfernung des troß des Suspenfiv-Effeftes neu angeftellten aus dem Dienjtgebäude, 
Deffnung der Kirche für den erfteren u. |. w. durch die Behörden nicht ausgeſchloſſen. — A. M. 
das Mitglied des Abgeorbnetenhaufes in feiner Ausgabe ©. 25. Der dort angegebene Grund, 
daß kein verfaffungsmäßiges Subordinationsverhältniß der kirchlichen Behörden vorliegt, trifft nicht 
zu, weil diefer auch die Anwendung von Geldftrafen ausſchließen würde. Dieſe lehteren find des— 
halb ausdrücklich hervorgehoben, weil eine direkte Exekution nicht in allen Fällen zum Ziele führt. 
| $ 15. *) Unverändert nach der Regierungs-Vorlage. 

) nach der Anmeldung. Das kann nicht heißen nach dem Ablauf der Anmeldungsfrift, 
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8§. 16.°) 

Die glnmelbung und die Rechtfertigungsfchrift‘) wird der kirchlichen Behörde 
zur Abgabe einer jchriftlichen Erklärung?) und Einreihung der Akten innerhalb 
4 Wochen zugefertigt. Die Einreihung der Akten Tann erzwungen werden, ?) 
geeignetenfalls durch Geldftrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern ($. 8 Ab: 
ſatz 2).°) 

8. 17.) 

Der Gerichtshof trifft die zur Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen. ') 
Die Beweisverhandlungen?) find unter Zuziehung eines vereideten Protofollführers ?) 
aufzunehmen. 


weil eine folche nicht für alle Fälle befteht, val. $S13 u. S 11 Abf. 2. Der Tag des Eingangs 
der Anmeldung bei dem Gerichtshofe ift der dies a quo. Da diefer aber dem Betheiligten nicht 
mitgetheilt wird, jo muß derſelbe, um die Frift nicht zu verfäumen, lettere von dem Tage der 
Abfendung ab berechnen. 

2) rerhtfertigen nad) Maßgabe der Vorfchriften diefes Geſetzes, d. h. unter Angabe der That: 
fachen, welche einen der nad) SS 10 u. 11 zuläffigen Berufungsgründe bilden. Eine jpätere Er— 
gänzung der Thatfachen oder die Subftitution eines anderen Berufungsgrundes im Laufe der 
weiteren Verhandlung ift nicht ausgefchloffen. Das Gefe hat die Eventual-Marime nicht aboptirt, 
weil dieſe für derartige Verhandlungen, wo nicht lediglih Partei-, ſondern auch öffentliche Rechte 
in Frage ftehen, alfo die Feititellung der materiellen Wahrheit möglichjt erjtrebt werden muß, un: 
pafjend ift. Ebenfowenig ift eine Defertion des Nehtsmittels für den Fall ausgefprocen, 
daß die Rechtfertigung nicht innerhalb der gejeßlichen oder verlängerten Frift eingegangen tft. In 
einem jolhen Fall hat die Vorfchrift des $ 15 nur die Bedeutung, den Zeitraum zu beftimmen, 
mit dejfen Ablauf der Gerichtshof in Gemäßheit der SS 16 ff. weiter verfahren kann. 


5 16. *) Nach der Faffung der Kommiſſion, welche von der Negierungsvorlage allein dadurch 
abweicht, daß fie die in der letzteren am Schluffe des $ jtehenden Worte: „erzwungen werden” vor: 
„geeignetenfalls” eingeſchoben hat. 

J und Die Werhifertigungsfihrift, jofern eine ſolche eingegangen ift. 

2) fihriftlichen Erklärung. Geht eine jolche nicht innerhalb der Frift ein, fo kann der 
Gerichtshof der Sache Fortgang geben. Ueber die Ergänzung und Aenderung der fchriftlichen 
Erflärung gilt das zu $ 15 Anm. 2 über die Nechtfertigungsfchrift Bemerkte. Cine Verlängerung 
der Frift ift nicht ausgefchloffen. 

3) Die Einreichung der Akten kann erzmungen werden, durch Direkte MWegnahme im 
Mege der Adminiftrativ-Erefution. Inſoweit als diefe nach Ablauf der Frift verfügt werden kann, 
befteht aljo ein Präjudiz für den Ungehorfam. Durch feine Faſſung ftellt der $ diefes Zwangs— 
mittel als daS regelmäßige hin. ES führt am jchnelliten zum Ziele und ift ferner auch in: 
fofern das angemefjenfte, als dadurch das erforderliche Material am leichteften und auf das Boll: 
ftändigite befchafft wird. 

*) geeignetenfalls durch Geldftenfen bis zum Betrage non 1000 Thlen. ($ 8 Abf. 2). 
Bon diefem Mittel wird namentlih da Anwendung zu machen fein, wo bie direfte Grefution fich 
als fruchtlos erweiſt, weil die Firchliche Behörde die Aften über Seite gebracht hat. Im übrigen 
vgl. ©. 75 Anm. 4 u. ©. 55 Anm. 4 u. 5. 


$ 17. *) Unverändert nach der Negierungsporlage. 

) die zur Aufklärung Der Suche erforderlichen Herfünungen, darunter find ſowohl 
informatorifhe Verfügungen nad) Eingang der Schriftfäße als auch nach Erlaß des Beweis: 
rejolutes verftanden. Namentlich wird ſich das Bedürfniß von präparatorischen Verfügungen dann 
geltend machen, wenn der Schriftenmwechfel nicht vollftändig if. Da unter allen Umftänden 
eine mündliche Verhandlung der Definitiv- Entjheidung vorangehen muß, fo find dadurd) die 
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8. 18.*) 

Die Entſcheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung h in öffentlicher 
Sißung. ?) 

Die Deffentlichkeit Tann durch Beichluß des Gerichtshofes ausgejchloffen?) oder 
auf bejtimmte Perſonen beſchränkt ) werden. 

SI) 

Zu den Verhandlungen (88. 17 und 18)) find der Berufende und die fir: 
lihe Behörde zu zuziehen. Diefelben können fih dur einen Advokaten oder 
Rechtsanwalt vertreten?) laſſen. Im Fall ihres Ausbleibens wird nad) der Lage 
der Verhandlungen erkannt. ?) 

Außerdem ift der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten) zu benachrichtigen, 5) 
welcher einen Beamten) mit feiner Bertretung beauftragen kann. Hat der Ober: 
Präſident) die Berufung eingelegt, jo übernimmt der von dem Minifter bezeichnete 
Beamte die Vertretung des Berufenden. 


Parteien in ihren Rechten gewahrt. In derjelben haben fie Gelegenheit, etwaige Unvollftändig- 
feiten, Unzuverläffigfeiten u. f. w. in den angeftellten Grmittelungen zu rügen. 

2) Aemeisnerhandlungen, alfo alle, jowohl die, welche vor dem Gerichtähofe ſelbſt, als 
auch vor einem beauftragten Mitgliede deſſelben und auf Erſuchen vor andern Behörden 
ftattfinden. 

3) vereideten Arotokollführers, Da ein folder bei jeder mündlichen Verhandlung von dem 
Gerihtshofe zugezogen werden muß ($ 22), jo hat diefe Vorſchrift ihre eigentliche praktische Bedeutung 
für die übrigen in der vorigen Anın. erwähnten Fälle. Mit Nücfiht darauf, daß bei den Ge- 
richten überall jolche Perſonen vorhanden find, werden dieje für die Negel um die Aufnahne von 
Beweisverhandlungen zu erjuchen fein. 

$ 15. *) Unverändert nach) der Negierungsvorlage. 

) anf Grund mündlicher Herhandlung. Die Unterlage für die Entfcheidung bilden nicht 
die Schriftfäße, jondern die mündlichen Erklärungen der Parteien, es gilt alfo für das Verfahren 
vor dem Gerichtshof das Prinzip der Unmittelbarkeit. Bol. ferner Anm. 1 zu $ 21. 

2) in Öffentlicher Hibung. Das Verfahren, d.h. die Verhandlung und die Publifation der 
Entſcheidung ift öffentlich. 

3) durch Befchluß des Gerichtes nusgefchloffen. Dies kann auf Antrag einer der bethei- 
ligten Perfonen oder von Amtswegen erfolgen. Die Verhandlung darüber muß der Natur der 
Sache nah und nach Analogie der fonftigen gefeßlichen Vorfchriften (vgl. Verf.-Urk. Art. 93. 
Gef. v. 3. Mai 1852 betr. die Zufäße zu der Verordn. v. 3. Januar 1849, Art. 18, 19 (G.:©. 
©. 409), Strafproceß:Drdnung für die neuen Provinzen vom 25. Juni 1367 88 234, 255 (6.-©. 
©. 937) in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen, während der Beichluß ſelbſt öffentlich zu verfünden 
ft. Auch Hinfichtlih der Gründe für Die Ausfchliegung werden die erwähnten Beftimmungen, 
welche diejelbe gejtatten, wenn der Ordnung und den guten Sitten Gefahr droht, als maß— 
gebend erachtet werden fünnen. 

+) auf beftimmte Perſonen beſchränkt; giebt in anderer Faſſung die Borfchrift der Anm. 3 
eitirten Geſetze wieder, daß gewifjen unbetheiligten Perſonen auch bei Ausſchluß der Deffentlichkeit 
der Zutritt gewährt werden Tann. 

8 19. *) Unverändert nach der Negierungsvorlage. Das Amendement des Grf. v. Schweinitz: 
im Abſ.2 8.3 u. ff. die Worte: „Hat der Ober-Präfident u. f. w.“ zu ftreichen, ift im Ab- 
georbnetenhaufe abgelehnt worden, ftenogr. Ber. ©. 1677. 

1) Au den Merhandlungen (SS 17 u. 18), d. 5. ſowohl zu den Plenar- als auch den kom— 
miljarischen Verhandlungen, namentlich zu etwaigen fommiffarischen Beweisaufnahmen (j. auch Reg.⸗ 
Motive ©. 16). 
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8. 20.*) 

In dem Termin zur mindlichen Verhandlung giebt ein von dem Vorſitzenden 
des Gerichtshofs aus der Zahl feiner Mitglieder ernannter Referent eine Dar— 
ftellung der Sache, wie fie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. Hierauf 
wird der Berufende oder deffen Vertreter, ſowie der Vertreter der Firhlichen Ber 
hörde und des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten mit ihren Vor— und An: 
trägen gehört. 

8.21) 

Bei der Entfeheidung hat der Gerichtshof, ohne an pofitive Beweisregeln ges 
bunden zu fein, nach feiner freien, aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen 
und Beweife geſchöpften Meberzeugung zu entjeheiden.) In dem Urtheil ift ent: 
weder die Verwerfung der Berufung oder die Vernichtung der angefochtenen Ent 
ſcheidung?) auszusprechen. 

Das mit Gründen verjehene Urtheil wird in der Sitzung, in welcher die 
mündliche Verhandlung beendet worden ift oder in einer der nächiten Sitzungen 
verkündet und eine Ausfertigung defjelben dem Berufenden oder deſſen Vertreter, ?) 
fowie der Firchlichen Behörde und dem Minifter ber geiftlihen Angelegenheiten 
zugeitellt. 

2) durch einen Aduokaten oder Rechtsanmalt vertreten laſſen. Zur Praxis beim 
Gerichtshofe ift alfo jeder bei einem preußischen Gerichte angeftellte Advokat oder Rechtsanwalt 
befugt. Die Vertretung der Behörde durch eines ihrer Mitglieder (3. B. des bijchöflichen Gerichtä 
durch einen Officialatsrath oder den biſchöflichen Syndikus) ift zuläſſig. Das Auftreten eines 
ſolchen Mitgliedes ſteht dem perſönlichen Erſcheinen der Partei gleich, da das Geſetz nicht verlangt, 
daß die ganze Behörde in corpore ihre Rechte wahrnimmt (vgl. die Worte: „der Vertreter bei 
kirchlichen Behörde‘ im $ 20). 

3) nad) Lage der Merhandlungen erkannt. Da die Sachlage in den einzelnen Fällen ſich 
ſehr verichiedenartig geftalten Fann und die Natur der vor dem Gerichtshof zur Verhandlung ges 
langenden Angelegenheiten nicht eine vein formale Behandlung, nicht einen rein formalen Beweis 
geftattet, konnte eine allgemeine Kontumazialfolge nicht feftgefegt werden. Die freie Beweistheorie, 
welche das Geſetz ebenfalls adoptirt ($ 21), gewährt gerade die Möglichkeit, die Bedeutung bei 
Kontumaz der Sachlage jedes einzelnen Falles gemäß zu würdigen. 

4) Alinifter der geiftlichen Angelegenheiten. Diefer ift als Vertreter der ftaatlichen In— 
tereffen zum Verfahren zuzuziehen, da es fich ftetS neben den befonderen Rechten des Geiftlichen 
auch um diefe Handelt (vgl. auch Erklärung des Reg.-Kommiſſ. Dr. Hübler bei den Verhandlungen des 
Abgeoronetenhaufes, ftenogr. Ber. ©. 1677). 

5) zu henachrichtigen, d. h. von jeder nach dem Schriftwechjel vom Gerichtöhof angeorbneten, 
auch kommiſſariſchen Verhandlung. 

°) einen Aramten, gemeint ift wohl ein Staatsbeamter; die Qualifikation iſt nicht näher 
beſtimmt, für die Negel wird wohl ein Verwaltungs: oder QJuftizbeamter ausgewählt werden. 
Auch ift es nicht erforderlich, daß ein und derſelbe Beamte den Minifter vertritt, es kann alfo 
ein anderer den Fommifjarifchen und ein anderer den Plenar:Berhandlungen beiwohnen. 

) Ohber-Pröfident; nicht diefer beftellt fi) den Vertreter, jondern der Minifter und zwar 
auch ſchon für die präparatoriſchen Berhandlungen. 

8 20. * Nah der Faffung der Kommiffion. In der Negierungsvorlage lautete der letzte 
Sat: „Hierauf werden die Vertreter der Firhlichen Behörde und des Minifters 2c.“ 

S 21. *) Nach der Faffung der Kommiffion, welche in die Negierungsvorlage Abſ. 2 die 
Worte; „Den Berufenden oder deſſen Vertreter, ſowie“ eingejchoben hat. 
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N narch feiner freien, ans dem ganzen Inbegriff der Rerhandlungen und Keweiſe ge- 
fihöpften Heberzengung zu enifcheiden, Das Gefek befreit den Gerichtshof bei der Beurthei: 
lung der Thatfrage von jeglichen Fefjeln, und geht dabei jo weit, daß es nicht einmal hinsichtlich 
einzelner Beweismittel irgend welche Schranken aufftellt. Man hat dies für bedenklich erklärt und 
namentlich hervorgehoben, daß das Fanonifche Necht eine beftinnmte formale Beweistheorie kenne, 
welche für die katholiſchen geiſtlichen Gerichte maßgebend ſei, und alſo der Gerichtshof nach einer 
anderen Beweistheorie urtheile wie die Gerichte, über deren Erkenntniſſe er zu entſcheiden habe, 
ſten. Ber. des Abgeoronetenhaujes ©. 1679. Indeſſen ift dabei üderfehen, daß die Frage, über 
welche der erjtere zu befinden hat, eine wefentlich andere ift, als die, welche vor den geiftlichen 
Gerichten verhandelt wird. Die Schuldfrage, welche für diefe in erfter Linie fteht, kommt für den 
Gerichtshof als ſolche nicht in Betracht, fondern nur die, ob die Entſcheidung gegen die Geſetze 
verſtößt. In den Fällen des 8 10 Nr. 1 bis 3 geben die Akten, bez. in den Fällen Nr. 1Iu. 3 
ſchon das Erkenntniß ſelbſt den erforderlichen Anhalt. Was die Fälle der Nr. 4 betrifft, fo liegt 
für den Gerichtshof gar feine Veranlafjung vor die Frage zu prüfen, ob die Feftftellung des 
Zhatbeitandes, in welchem das geiftliche Gericht das Diciplinar-Vergehen gefunden bat, objektiv 
richtig ift. Vielmehr fragt es ſich nur, ob die thatjächliche Feftftellung eine der unter lit. a bis c 
erwähnten Handlungen oder Unterlaffungen enthält. Liegen dem Gerichtähofe die Disciplinar- 
Akten nicht vor, jo muß allerdings die durch diefe gegebene Unterlage anderweit beſchafft werden, 
aber dann tritt nur die freie Beweiswürdigung in Bezug auf die Frage ein, ob eine Disciplinar: 
Maßregel des angegebenen Inhalt3 ergangen ift, alfo wieder Hinfichtlih eines ganz anderen Ob: 
jeftes, als desjenigen, welches den Gegenftand der Bemweisprüfung im DisciplinarsBerfahren ge: 
bildet hat. Alles dies gilt auch für die zweite Alternative der Nr. 1 des SH. Allein bei der 
erjten, wenn gegen die „Eare thatjächliche Lage” erkannt ift, wird die Nachprüfung dur) den Ge: 
richtshof erforderlich. Hier bezieht fich aber diefe weientlich auf den Inhalt der Beweismittel und 
ber jonft in Frage kommenden TIhatumftände. Für die Würdigung diejer giebt es aber nach fa= 
noniſchem Rechte gleichfalls Feine beftimmten Beweisregeln. 

Dei dem Fehlen jeglicher Vorſchrift Über die Zuläffigkeit der Beweismittel entfteht die 
Stage, ob der Schiedseid und der nothwendige Eid in dem Verfahren vor dem Gerichtshof 
zugelafjen werden können. Der erjtere ift m. E. unter allen Umftänden ausgefchloffen. Bei ven 
Derfahren handelt es fich niemals blos um Rechte, welche der freien Privatdispofition der Par: 
teten unterliegen. Ueberdies kommt es ſtets darauf und allein darauf an, ob die firchliche Behörde 
in Wahrheit da3 Geje verlegt hat, und dies Fan nimmermehr durch ein rein formales Beweis: 
mittel fejtgeftellt werden. Diefer letztere Gefichtspunft ſpricht auch für die Ausfchliefung eines 
Notheides, weil diefer ebenfalls die Beweisfrage, wenn auch nicht in demfelben Maße, wie der 
Schiedseid, auf formelle Weife erledigt. 


Die gleihfalls vom Gefeke unerledigt gelaffene Frage nad) der Beweislaſt beantwortet fich 
durch die Natur des eigenthümlichen Verfahrens, welches in Folge der Berufung eintritt. Daffelbe 
iſt dazu beftimmt, feftzuftellen, ob eine Gejeßes-Berlegung durch die Kirchliche Disciplinarbehörde 
erfolgt ift. Infofern hat das Verfahren eine Verwandtſchaft mit dem Kriminalproceß. Der Be 
rufende nimmt in gemwiffer Sinficht die Stellung des Anklägers ein, welcher die Behörde einer 
Geſetzesverletzung und der dadurch erfolgten Beeinträchtigung feiner fpeciellen Nechte bejchuldigt. 
Da aber auch zugleich ftets das öffentliche Intereffe in Frage kommt, fo kann der Minifter der 
geiftlihen Angelegenheiten ſich gleichfalls bei dem Verfahren betheiligen. Deshald kann man aber 
nicht annehmen, da dem Berufenden, bez. dem Vertreter des Minifters eine Bemweislaft im 
eigentlichen Sinne obliegt. Denn die Eirchlihen Behörden haben ihrerfeits ebenfalls die Pflicht, 
ſich innerhalb der ihnen gezogenen Gränzen zu halten, und da fie der Aufficht des Staates unter: 
ſtehen und dieſem über ihre Maßnahmen Aufklärung zu geben verpflichtet find, fo haben fie gleich: 
falls die Verbindlichkeit, zwar nicht ihre Unſchuld zu beweifen, aber ihre Amtshandlungen darzu: 
legen. Alle Betheiligten find alſo ſowohl berechtigt, mie verpflichtet, dem Gerichtshof das erfor: 
derliche Material herbeizuſchaffen. Ja diefer feldft ift ebenfalls befugt, feinerfeitS die geeigneten 
Schritte zu thun, um die materielle Wahrheit feitzuftelen (vgl. $ 17), und ift alfo nicht an die 
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Anträge der vor ihm verhandelnden Perjonen gebunden. Bon einer Beweislaft im eigentlichen 
Sinne läßt fi demnach bei dem Verfahren vor dem Gerichtshofe gar nicht ſprechen. 


2) die Mermerfung der Kerufung oder die Nernichtung der angefochtenen Entſcheidung. 
Daß nur diefe Alternative ftatthaft iſt, folgt aus ber Natur des Nechtsmittels. Der Staat kann 
feinexfeits, wenn die Weberjchreitung des Geſetzes konſtatirt ift, nichts Anderes thun, als dieje für 
ftaatlich nichtig und unwirkſam erklären. 

Unter Entfheidung ift Hier auch die verhängte Entfernung aus dem Amte wider Willen 
des Berechtigten und die verfügte proviforifche Suspenfion (j. $ 11) zu verftehen, vgl. ©. 68 u. 71. 

Die Entjcheidung einer nicht preußiſchen Disciplinarbehörde unterliegt ebenfo gut der Ver: 
nichtung, wie die einer preußifhen. Damit maßt fich der preußiſche Staat Feine Jurisdiktion über 
fremde Unterthanen an, jondern er läßt nur die Unwirkjamfeit ihrer Verfügungen für das preußiiche 
Staatsgebiet feitjtellen. : 

In wie fern das vernichtende Erfenntniß res judicata madt, ift nad) der Vers 
fchiedenheit der Fälle zu beurtheilen. Wo die Vernichtung wegen eines nicht aus dem Thatbejtand 
feldft entnommenen Grundes, aljo wegen der Fälle des 8 10 Nr. 1—3 erfolgt, ift eine nochmalige 
Diseiplinar-Unterfuhung, welche fich innerhalb der Gränzen ber Geſetze hält, unbedenklich zuläffig; 
das Umgefehrte gilt in den Fällen des 8 10 Nr. 4, weil die Handlung überhaupt nicht mit Strafe 
belegt werden joll. Dafjelbe findet ftatt, wenn die Entfernung aus dem kirchlichen Amte als Dig: 
eiplinarftrafe oder ſonſt wider den Willen des davon Betroffenen ausgefprohen worden und Die, 
Geſetze des Staates verlegt find. Auch hier ift derjelbe Geſichtspunkt maßgebend, nur wird in | 
folhen Fällen auf eine geringere Disciplinarjtrafe erfannt werden fönnen, fofern der Berhängung 
diefer der $ 10 nicht entgegenfteht. Wiverjpricht dagegen die Entfernung der Haren thatjächlichen 
Lage oder allgemeinen Rechtsgrundſätzen, jo it Die Unzuläffigfeit oder die Statthaftigfeit einer 
nochmaligen Unterfuhung davon abhängig, ob im erjten Fall die betreffende Handlung überhaupt 
nicht bewiejen ift und Freifprehung hätte erfolgen müfjen oder ob blos die Strafe zu ſchwer be: 
mefjen ift, im zweiten davon, ob troß der Verlegung des allgemeinen Nechtsgrundfages das Ber: 
fahren als materiell gültig beftehen bleibt, und nur die Beſtrafung nicht hätte erfolgen dürfen, 
oder ob das Perfahren ſelbſt wegen des betreffenden Verſtoßes nichtig ift. Die Vernichtung aus 
S 11 Nr. 2 wird die nochmalige Berhängung der vorläufigen Suäpenfion in der anhängigen Unterz 
fuhung hindern, weil die Aufhebung derſelben das Nittel fein joll, das Verfahren zu bejchleunigen. 

Besondere Mittel, die Wirfung der res judicata zu fichern, giebt das Geſetz nicht an die Hand; 
insbefondere bildet die nochmalige Eröffnung der Unterfuchung in denjenigen Fällen, in welchen 
eine folhe nad) dem eben Bemerkten unzuläffig ift, feinen Grund für die Einlegung der Berufung. 
Diefe würde nur dann zuläffig fein, wenn in der neueröffneten Unterfudung die Entfernung aus 
dem Amte ausgefprochen wäre, weil letztere gegen die Staatögejeke, d.h. gegen diefes Geſetz, 
welches die Beachtung der Entſcheidung des Gerichtshofes fordert, verjtoßen würde, und abgejehen 
von diefem Fall nur aus dem früheren Berufungsgrunde, wegen defjen zuerft vernichtet worden, 
wenn die geiftliche Behörde von Neuem ein dem vernichteten gleiches Erfenntniß gefällt hat. 
Einen indirekten Schuß gewährt dagegen der 8 23 infofern, als der verurtheilte Kirchendiener auch 
während der neuen Unterſuchung in ſeinen Rechten ſtaatlich geſchützt wird, und ferner der $ 24, 
welcher es ermöglicht, einen Firchlichen Beamten, der den Entjcheidungen des Gerichtöhofes fort 
und fort zumiderhandelt, aus feinem Amte zu entfernen. 

Uebrigens werden die hier befprochenen Fragen, was die Fatholifhe Kirche betrifft, faum je⸗ 
mals praktiſch werden, denn da die letztere die Jurisdiktion des Gerichtshofes prineipiell nicht anz 
erkennen wird, jo werden auch die Firchlichen Behörden die Vernichtung ihrer Erfenntnifje als nicht 
erfolgt anfehen, mithin niemal3 neue Disciplinar- Unterfuhungen aus Anlaß einer ſolchen Ver— 
nichtung eröffnen, vielmehr ihre Entſcheidungen aufrecht zu erhalten ſuchen, eine Renitenz, gegen 
welche aber der $ 23 die genügenden Repreſſionsmittel an die Hand giebt. 


3) dem Bernfenden oder deſſen Vertreter. Dieſe Vorſchrift Hat nur dann einen Sim, 
wenn man fie jo auffaßt, daß der Gerichtshof nad) feinem Ermefjen die Zuftellung an den einen 
oder andern anordnen Tann. Wollte man fie dahin auslegen, daß die Infinuation nur an den 
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— 

Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches 
die Namen der Anweſenden) und die weſentlichen Momente der Verhandlung 
enthalten muß. 2) 

Das Protokoll wird von dem Vorfißenden und dem vereideten Protokollführer 
unterzeichnet. 

8723.7] 

Wird die angefochtene Entjeheidung vernichtet, jo hat die Firchliche Behörde 
die Aufhebung der Vollitredung zu veranlafjen und die Wirkung der bereits ge 
troffenen Maßregeln zu bejeitigen. 

Der Ober-Präſident ) ift befugt, >) die Befolgung der von ihm deshalb er: 
lafjenen Verfügungen durch Geldftrafen?) bis zum Betrage von 1000 Thalern zu 
erzwingen) ($. 8. Abj. 2). 

Gegen dieſe Verfügungen?) fteht der kirchlichen Behörde die Beſchwerde $) bei 
dem Gerichtshofe für die kirchlichen Angelegenheiten offen. 


DBertreter erfolgen kann, wenn diefer mit Vollmacht zur Empfangnahme des Erfenntnifjes ver: 
fehen ift, fo wäre fie völlig überflüffig geweſen. 

8 22. *) Entſpricht der Negierungsvorlage, nur das Wort: „ vereiveten ” ift von der Kom— 
miſſion der Kongruenz mit $ 17 wegen binzugefeßt. 

') die Hamen der Anmefenden, d.h. der Betheiligten, alfo der Mitglieder des Gerichts— 
hofes, des Protofollführers, des Berufenden, bez. feines Stellvertreters, der Vertreter des Mi: 
niſters und der kirchlichen Behörde. 

2) enthalten muß. Das Nähere hat die Geſchäftsordnung (f. 8 33 Abſ. 2) zu beftimmen. 
Das Protofoll. wird außer den Namen der Betheiligten enthalten müfjen: 1. Ort und Tag der 
Verhandlung, 2. die Bezeichnung der zur Verhandlung gefommenen Angelegenheit, 3. die Angabe, 
ob öffentlich verhandelt oder die Deffentlichfeit ausgefchloffen worden ift, 4. die Darftellung des 
Ganges der Verhandlung, 5. die wejentlihen Erklärungen und die Anträge der Betheiligten, 
6. das Ergebniß der etwa vor dem Gerihtshofe jtattgehabten Beweisaufnahme, 7. den Beſchluß 
des Gerichtshofes und 8. den Vermerk über die Publikation defjelben. 

8 23 .*) Der Abf. 3 ift der im übrigen unverändert gebliebenen Negierungsvorlage durch 
die Kommiſſion Hinzugefügt. 

1) Ober - Bröfidentz; die Leitung und Ueberwahung der Erefution fteht nicht dem Gerichts- 
hofe zu. Dieje ift vielmehr dem Dber- Präfivdenten überwiejen. Ihm wird daher von jeder ver- 
nichtenden Entfcheidung durch das Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten unter Mittheilung 
einer Abjchrift derſelben Nachricht gegeben werden müſſen. 

2) befugt. Vgl. dazu Kommiſſ.-Ber. ©. 23: „Ebenfo Tann fi die Kommiffion nicht über: 
zeugen, daß das von einer Seite erhobene Monitum, der Ober-Präſident müffe nicht nur für 
befugt, fondern für verpflichtet erachtet werden, die Befolgung des Urtheils zu erzwingen, 
nad) Zage der Sache begründet jei. Es werde unter Umftänden eine gütliche Beilegung der Sache 
und weitere Berhandlung mit den firchlichen Behörden ebenfo zuläffig, wie rathſam fein.” Jedoch 
wird dieſe Befugniß nie dahin ausgeübt werden dürfen, daß der Dber-Präfivent wider Willen 
und zum Nachtheil des betheiligten Kirchendieners über dejjen Kopf hinweg jich mit der Firchlichen 
Behörde vergleicht, weil der leßtere ein Necht darauf hat, daß die ungefegliche Disciplinar-Ent: 
fcheidung nicht gegen ihn vollſtreckt werde. Jedenfalls fteht ihm die Beſchwerde an den Miniſter 
der geiftlihen Angelegenheiten offen, wenn ihm der Dber-Präfident den ftaatlihen Schuß 
verweigert. 

3) Geldftrafen, ſ. oben ©. 58 u. 75. 

*) erzmingen, Auch hier find andere Grefutionsmaßregeln nicht ausgeſchloſſen, denn dieſe 

Hinfhius, Preuß. Kirchengeſetze. 6 
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IH. Einihreiten des Staates ohne Berufung. 
8. 24.*) 

Kirchendiener, !) welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlichen Amtsverrichtungen ?) 
bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze oder die in diefer Hinficht von der Obrig- 
feit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen?) jo ſchwer 
verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlihen Ordnung unverträglich 
erſcheint,) können auf Antrag der Staatsbehörde?) durch gerichtlihes Urtheil®) 
aus ihrem Amte entlaffen werden. 

Die Entlaffung aus dem Amte?) hat die rechtliche Unfähigkeit zur Aus— 
übung des Amtes, den Verluſt des Amtseinkommens und die Erledigung der 
Stelle zur Folge. 


find unter den Worten: „von ihm deshalb erlaffenen Verfügungen” mit verftanden, wie auch) die 
Reg.-Motive ©. 17 ausdrüdlich hervorheben, daß der weitere Vollzug der vernichteten Entjeheidung 
mit den Mitteln der ftaatlichen Erefution zu verhindern fei. Die Geldftrafe ift hier nur wieder, 
wie in den 88 S und 14, befonders hervorgehoben, um ausdrücklich auch die Statthaftigfeit dieſes 
Exekutionsmittels auszuſprechen. 

5) gegen dieſe Verfügungen, d. h. alle behufs der Vollſtreckung der Exekution vom Ober— 
Präſidenten erlaſſenen Anordnungen und Feſtſetzungen. 

6) Beſchmerde. Die Kommiſſion hat es durch dieſe ermöglichen wollen, daß etwaige Streit: 
punkte, welche ſich bei der Vollſtreckung der Grefution ergeben, nad) Analogie des ordentlichen 
Gerichtsverfahrens vor den erfennenden Gerichtshof zur Entſcheidung gebracht werden können. 
Suspenfiv-Effeft hat die Bejchwerde nicht. 


$ 24, *) Die Faffung rührt von der Kommilfion her. In der Negierungsvorlage lautete 
der Paragraph: „Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlihen Amtäverrichtungen 
bezüglichen Vorſchriften der Staatsgefege oder die in diefer Hinficht von der Dbrigfeit innerhalb 
ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen verlegen, können auf Antrag der Staatsbehörde durch 
gerichtliche Urtheil aus ihrem Amt entlaffen werden, wenn ihr Verbleiben in demjelben mit der 
öffentlichen Drdnung unverträglich tft.“ 

) Kirchendiener, Die Motive der Negierungsvorlage bemerken zu diefem und dem $ 25 
S.17: ‚Nah Artikel 12 der Berfaffungs- Urkunde darf den bürgerlichen und ftaatsdürgerlichen 
Pflichten Durch die Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch gefchehen. Auch die Religions— 
diener find daher der weltlichen Obrigkeit unterworfen, und feine Kirche kann aus ihrer Verfaſſung 
Befugniffe ableiten, welche mit den Landesgeſetzen in Widerſpruch ftehen. Daß dieſer Grundſatz, 
welcher fi) aus der Hoheit des Staats von ſelbſt ergiebt, durch das in neuerer Zeit vielfach 
aufgeftellte Prinzip negirt wird, wonach bei einer Kollifion zwifchen ftaatlihen und kirchlichen 
Verordnungen den letzteren der Vorzug vor den erjteren gebühre, Syllabus vom 3. Dezember 
1864 Nr. 42, liegt auf der Hand. Ebenſowenig bedarf es für die Thatſache eines Beweiſes, daß 
von jenem Standpunkt aus die Verbindlichkeit unzweifelhafter Staatsgeſetze bejtritten, ihre Be— 
folgung verweigert und feitens einzelner Geiftlihden eine Haltung eingenommen worden tft, welche 
die Achtung vor den Gefegen und Anordnungen des Staates ſchmälert, feine Autorität gefährdet, 
den religiöfen Frieden ftört und damit die Grundlagen der öffentlichen Drdnung in Frage ftellt. 
Um jochen Kollifionen wirkſam zu begegnen, reichen die vorhandenen Schußmittel nit aus. Die 
Kepreffion des StrafrechtS bietet nur infoweit eine Hülfe, als die inkriminirte Handlung die ges 
jeglichen Merkmale eines beftimmten Bergehens an fih trägt, und die Anrufung der Eirchlichen 
Disciplinarbehörde wird 'al3 eine wirtfame nicht immer mit Sicherheit in Ausficht genommen 
werden können. Die -$$ 24ff. behalten daher dem Staat das Recht vor, in Fällen, wo ein 
Kirchendiener feine ftaatsbürgerlichen Pflichten der Art verlegt, daß feine fernere Amtsthätigkeit 
mit der öffentlichen Ordnung wwerträgli wird, die Entlafjung des Schuldigen aus dem Kirchen: 
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Amt durch vichterlihes Urtheil herbeizuführen, fofern die vorgefegte Kirchliche Inftanz zu dieſem 
Behuf ohne Erfolg angegangen worden ift.“ Uebrigens ift der hervorgehobene Geſichtspunkt 
Ihon gelegentlich vor mehr als 30 Jahren aus Anlaß der Kölner Wirren geltend gemacht worden. 
In der Schrift: „Der gegenwärtige Grenzftreit zwifchen Staats- umd Kirchengewalt. Bon einem 
norddeutſchen Publiciften (Heffter), Halle 1839” ©. 137 heißt es: „Es kann fogar der Staats: 
gemalt nicht blos ein eigentliches Strafrecht zugefchrieben werden, e8 muß ihr auch eine eigen— 
thümlihe Disciplin über die Geiftlihen aller Confeſſionen vindicirt werden. 
Zwar iſt nicht zu behaupten, daß die Kirchenbeamten der einzelnen Neligionsparteien an ſich 
Staatsdiener feien; jedoch find ihnen zum Theil, wenn auch nur in unwefentlichen Dingen, gemiffe 
öffentliche Funktionen übertragen, jedenfalls find fie öffentliche Korporationd- Beamte, die einen 
bedeutenden Einfluß auf die Moralität des Staates haben. Sofern alfo diefe durch einzelne 
Mitglieder eined Clerus gefährdet wird, wie 3. B. durch ein öffentliches unfittliches Verhalten, 
dureh Verbreitung ftaatsgefährlicher Lehren, fo muß auch der Staatägewalt ein Einfchreiten zu: 
ftehen, obwohl fie ed mit Schonung und nur als ein fubfidiarisches Recht ausüben mag, wenn 
nämlich nicht Thon die kirchlichen Dberen gegen dergleihen Individuen mit gebührender Strenge 
verfahren wollen.” 


Der Kommiffionäbericht (S. 28) hebt richtig hervor, daß die früheren gefeglichen Beftimmungen 
in Preußen über die Entlaffung der Kirchendiener unverkennbar von der Grundidee beherufcht 
würden, die Geiftlichen al3 mittelbare Staatsdiener anzufehen und das Disciplinar-Verfahren nad) 
Analogie des Entlafjungsrechtes der Verwaltungs: Beamten des Staates zu behandeln. Wenn er 
aber weiter die feit der Zeit Friedrichs des Großen ergangenen gejeglichen Vorſchriften kurz analy: 
firt (vgl. dieſelben vollftändiger bei Jacobſon, das Disciplinarredht der Konfiftorien in Preußen 
in Dove’s Zeitihr. f. K. R. Bd. 2 ©. 243), fo ift dem gegenüber hervorzuheben, da& in diefen bis 
auf die Kabinetzordre v. 12. April 1822 (G. S. S. 105) der dem $ 24 zu Grunde liegende Ge: 
danfe nirgends ausgeſprochen if. Die erwähnte Kabinetsordre ftempelte allerdings in Hinblick 
auf die jog. demagogifchen Umtriebe („zu Meinem Leidweſen hat fich hierbei ergeben, daß auch in 
Meinem Staate mehrere öffentliche Lehrer” — die Dispofitive der Drdre handelt übrigens eben: 
falls von den Geiftlihen — „ſich namentlich auf Angelegenheiten der Staats:-Verfaffung und Ber: 
waltung eine nähere oder entferntere Einwirkung anmafen, welche mit der pflichtmäßigen Führung 
eines Lehramtes unverträglich ift”) beftimmte politifche Richtungen al3 Disciplinarvergehen. Sie 
kann aber ebenfalls nicht al3 ein Vorläufer des $ 24 angefehen werden. Ganz abgefehen davon, 
daß fie nur einen ganz befonderen Fall im Auge hat, bafirt fie das Entlaſſungsrecht nicht, wie 
das vorliegende Geſetz, auf die Verlegung der Staatsgefeke. Nur fo viel ift richtig, daß jo 
lange in Preußen die Staatsbehörde die Entfernung der Geiftlichen aus dem Amte in beftimmten 
Fällen verfügen Eonnte, die Möglichkeit geboten war, auch ſolche Uebertretungen, wie fie $ 24 im 
Auge hat, zu ahnden, daß aber feit der Publifation der Berfaffungs-Urkunde v. 5. December 1848 
das berechtigte Bedenken entitanden ift, ob die Kabinetsordre mit der „Selbftftändigkeit” der Kirche 
vereinbar ſcheine. — Ebenſo richtig ift es ferner, wenn der Bericht weiter bemerkt: „Durch die 
(nicht publicirte und nicht Fontrafignirte) Allerhöchfte Ordre v. 24. Auguft 1849" (vgl. Aktenſtücke 
a. d. Verwaltung d. Abth. des Min. d. geiftl. Angel. f. d. inneren evang. Kirchenſachen ©. 45 u. 
Vogt, K. R. Bd. 1 ©.409) „ſei demnächſt ausgefprochen, daß bei evangelifchen Geiftlihen auch 
ferner nad) den Drdres v. 17. December 1805 und 12. April 1822 verfahren werden folle: doc 
habe fich diejer bedenkliche Punkt bald nachher durch Einfegung des Ober-Kirchenrathes erledigt. 
Für die Geiftlihen der Fatholifchen Kirche dagegen fei, fo viel befannt, feine allgemeine Be: 
ftimmung feitens der Staatsbehörde getroffen. E3 würde ſich aber nad) Analogie des Oberkirchen— 
raths der Schluß rechtfertigen, daß hier wie dort den Firchlichen Behörden nunmehr die aus: 
Thlieglihe und endgültige Entſcheidung über die Entlafjung eines Geiftlichen zuftehe. Wenigftens 
feien jpätere Fälle der Anwendung der Allg. Kab. DO. v. 1822 auf Fatholifche Geiftliche nicht be: 
fannt, und auch die Motive diefes Gejeg-Entwurfes deuten an, daß in diefem Punkte die älteren 
Gewalten’de3 Staates, inSbefondere das Recht des Königs und des geiftlichen Minifters zur Ent- 
laſſung eines Geiftlichen der katholiſchen Kirche als ruhende Gewalten angefehen worden ſeien.“ 

6° 
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Veber den Begriff: Kirhendiener vgl. ©. 42 Anm. 4. 

2) ihr Amt oder ihre geiſtlichen Amtsverrichtungen. Mit dem erfteren Wort follen 
offenbar die ftaatlichen Vorſchriften bezeichnet werden, welche die Stellung des Amtes auf dem 
ftaatlihen Gebiete überhaupt, mit dem andern Ausdruck Diejenigen, welche die Ausübung der 
Amtöthätigfeit insbefondere, alſo z. B. die Vorfhriften dieſes und des Straf und Zuchtmittel⸗ 
Geſetzes wegen der Handhabung der kirchlichen Strafgewalt betreffen. Der Zweck und der Zu— 
ſammenhang der Beſtimmung verbietet das Wort: geiſtlich im engeren Sinne zu faſſen, alſo nur 
ſolche Amtsverrichtungen, welche ſich auf die Beſorgung des Gottesdienſtes, die Verwaltung der 
Sakramente und die Lehrthätigkeit, beziehen, darunter zu verſtehen. Es bedeutet dem Zujanımen- 
hang nad) foviel wie „firchlich.“ 

3) getroffenen Anordnungen, |. S. 21 Ann. 4. 

*) mit der öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheint. Die Vorausſetzung der Ent⸗ 
laſſung iſt alſo eine ſo ſchwere, eklatante Verletzung der exwähnten Geſetze, daß eine gegründete 
Gefahr für die öffentliche Ordnung, für die Aufrechterhaltung des normalen Zuftandes des öffent⸗ 
lichen Lebens, obwaltet. Eine ſolche wird dann vorliegen, wenn die Handlung des Kirchendieners 
den öffentlichen Frieden in empfindlicher Weiſe ſtört oder zu ſtören geeignet iſt, alſo z. B. wenn 
derſelbe wiederholt trotz erfolgter Beſtrafung, dem $ 130 à des Reichs-Str.-G.-B. entgegen auf— 
reizende Kanzelreden gehalten, ferner wenn er die Geſetze ſo oft und ſchwer verletzt, daß ſeine 
Handlungsweiſe die Achtung vor denſelben gefährdet oder die Annahme rechtfertigt, daß er prin⸗ 
cipiell und abſichtlich ihnen entgegen handelt, alſo wenn er mehrfach gegen das Straf: und Zucht: 
gejeß oder gegen dieſes Geſetz verftoßen oder ſich den auf Grund defjelden vom Ober⸗Präſidenten 
erlaſſenen Anordnungen gegenüber fortdauernd renitent erwieſen hat. Unter allen Umſtänden ſind 
poſitive Handlungen oder ein faktiſcher Widerſtand erforderlich; bloße zur Wahrung des principiellen 
Standpunktes abgegebene Proteſte genügen nicht, um den Thatbeſtand zu konſtituiren. Ob ein 
einzelner Fall der Verlegung der Geſetze ausreicht, iſt eine quaestio facti. Für Die Regel wird 
das nicht anzunehmen fein. 

Nah 86 Abſ. 2 des Straf: und Zuchtmittelgefeges (f. S. 34) ſchließt die Beſtrafung auf 
Grund des $ 5 deſſelben durd) die gewöhnlichen Gerichte die Entlaffung nad) $ 24 nicht aus. Ob 
die legtere aber wegen derfelben Thatſache ftattfinden Tann, wegen deren eine Freiſprechung vor 
den ordentlichen Gerichten erfolgt ift, beftimmt das Gefe nicht. Das Erkenntniß des ordentlichen 
Strafgericht3 präjudicirt zwar auch in diefem Falle nicht dem des kirchlichen Gerichtähofes (ſ. ©. 66), 
indeſſen wird es bei vorheriger Freilprehung durch den Kriminalrichter gewöhnlich an dem erfor⸗ 
derlichen Thatbeſtand des $ 24 fehlen. Denn eine ſolche wird, ſelbſt wenn fie zu Unrecht erfolgt 
ift, in der Regel für den Gerichtshof die Möglichkeit ausſchließen, entweder eine ſchwere Verlegung 
oder die Unverträglichfeit des Verbleibens mit der öffentlihen Ordnung feftzuftellen. 

5) Atantsbehörde; die erforderlihen Anträge ftellt zwar der Dber-Präfident ($ 26), indefjen 
hindert das Geſetz nicht, daß ſich der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten die Bejtimmung über 
die Beantragung der Unterfuhung vorbehält, alfo das Vorgehen des Dber-Präfidenten von jeiner 
Genehmigung abhängig macht. 

6) gerichtliche Urtheil, d. 5. des Königl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten, 

’) die Entlaffung aus dem Amte. Durch das verurtheilende Erfenntniß tritt für den 
Staat die Bafanz des Amtes ein, und damit verliert der Entlaffene für das Gebiet des Staates 
alle feine aus der Anftellung hervorgegangenen Rechte. Die Verurtheilung eines katholiſchen 
Bifchofs würde die Folge haben, daß derjelde nöthigenfalls im Wege der Erefution aus dem Be 
fie des Amtes gefegt werden fünnte, daß er feinen Anſpruch auf das aus Staatömitteln gezahlte 
Gehalt verliert und hinſichtlich der Fraft feines Amtes etwa auf Grund von bejonderen Rechts: 
titeln bezogenen Einkünfte vechtlih nicht mehr als Gläubiger gilt, alfo vor den ftaatlichen Ge— 
richten deswegen nicht Hagen kann und alle Verfügungen und Verhandlungen über ſolche For: 
derungen ſowohl Dritten wie auch dem Schuldner gegenüber nichtig find. Für die Diöceſan-Ver— 
waltung ergeben ſich folgende Konfequenzen: Der Abgeſetzte gilt ftaatlich nicht mehr als Biſchof 
der Diöcefe, er Kann alfo die Disciplinar-Gewalt nicht mehr gültig ausüben (j. ©. 66 Anm. 5), 
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8. 25.*) 

Dem Antrage muß eine Aufforderung an die vorgejeßte firhliche Behörde !) 
vorausgehen, gegen den Angefchuldigten die Firchliche Unterfuhung auf Entlafjung 
aus dem Amte einzuleiten. Steht der Angefchuldigte unter feiner firhlichen Be 
hörde innerhalb des Deutjchen Reichs,?) fo ift derſelbe zur Nieverlegung feines 
Amtes aufzufordern. 

Die Aufforderung erfolgt Ichriftlih unter Angabe des Grundes von dem 


Ober: Präfidenten der Provinz. 
8. 26.*) 


Wird der Aufforderung nicht binnen gefegter Friſt) Folge gegeben?) oder 
führt die Eirhliche Unterfuhung nicht binnen gefeßter Friſt) zur Entlaffung des 
Angefhuldigten aus dem Amt, jo jtellt der Dber-Präfident bei dem Gerichtshofe 
für Fichliche Angelegenheiten den Antrag auf Einleitung des Verfahrens. ?) 


feinen gültigen Konfens zur Veräußerung von Kicchengut und zur Prozeßführung ertheilen, Feine 
der biſchöflichen Kollatur unterliegenden Pfründen verleihen, weshalb die von ihm zu diefen er: 
nannten Geiftlihen weder die perſönlichen Privilegien der Geiftlihen, noch den Anſpruch auf 
etiwaiges ſtaatliches Gehalt, noch das Necht der Führung der Kichenbücher mit publica fides für 
den Staat erlangen. Das Ießtere findet auch Anwendung für die etwa auf neu neuerrichteten 
Pfarren angeftellten Geiftlichen. Endlich ıft auch die ftaatliche Hülfe für die Beitreibung von 
Abgaben an den Biſchof oder Die biſchöfliche Kirche, ſowie die Einklagung von Gebühren der Geiſt— 
lichen auf Grund neu eingeführter oder abgeänderter Stoltaxen ausgeſchloſſen. Der Eintritt der 
Bakanz würde auch die Wiederbefeßung der Stelle bedingen. Die Fatholifhe Kirche wird indefjen 
derartige Entlaſſungen nicht anerkennen, und da die Mitwirkung der kirchlichen Behörden bei jeder 
Neubefekung erforderlich ift, jo läßt fich diefe ftaatlicherfeit3 freilich nicht erzwingen. 

8 25. *) Unverändert nad) der Regierungs-Vorlage. Im Abgeordnetenhaufe ift das Amende: 
ment des Grf. v. Schweinig, Abf. 1 Zeile 4 u. ff. die Worte: „Steht der Angejchuldigte u. ſ. w.“ 
bis zum Ende des Abſatzes zu ftreichen, abgelehnt, ftenogr. Ber. ©. 1689; ebenjo im Herrenhaufe 
der Antrag des Grf. v. Kraſſow, ftatt der Worte: „Deutfchen Reichs” zu fegen: „Preußiſchen 
Staats,” ftenogr. Ber. ©. 559. 

ı) vorgeſetzte kirchliche Kehörde, d. h. diejenige Behörde, welche kompetent ift, die Ent— 
laffung auszuſprechen. 

2) innerhalu Des deutſchen Keichs. Mit Rückſicht auf das in Anm. 1 Bemerkte wird dieſe 
Aufforderung immer zu erlaffen fein, wenn es fih um die Amtsentfegung eines Fatholifchen 
Biſchofs handelt. Denn alle Biihöfe, gleichviel ob fie Erzbiſchöfe, exemte Biſchöfe oder auch nur 
Suffraganbiſchöfe eines Erzbiſchofs ſind, können allein vom Papſt ihres Amtes enthoben werden, 
c.2 X. de translat. I. 7; Trident. Sess. XIII. c. 8, Sess. XXIV. ce. 5 de ref., Kober, De 
pofition und Degradation ©. 464 ff., Richter: Dove K. R. 8225. Ferner kann die Vorſchrift 
den Inhabern der oben ©. 45 gedachten Kommiffariate gegenüber zur Anwendung kommen. 


8 26. *) Unverändert nach der Regierungd: Vorlage. 

') gefehter Friſt. Die Frift hat der Dber-Präfident zu ftellen und zwar gleich beim Erlaß 
der Aufforderung. Eine Verlängerung, welche dann zu bemilligen fein wird, wenn fte nicht blos 
zum Verfchleif der Sache dient, iſt nicht ausgejchloffen, ebenfo wenig eine Beſchwerde über Die 
Bewilligung unangemefjener Friften oder Verweigerung der Prolongation derjelben feitenö des 
Ober-Präfidenten beim Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. 

2) £olge gegeben. Bedingung der Einleitung des Verfahrens ift nur die Stellung der Frift 
und die nicht erfolgte Niederlegung des Amtes. Daß der Angefehuldigte Die Grlaubniß feiner 
kirchlichen Oberen dazu — dieje ift ſowohl nad) katholiſchem, wie nach proteſtantiſchem Kirchenrecht 
nöthig, vgl. Richter: Dove, AR. $ 204, A. L. R. II. 11 88 104—106, 523—525; Sacobfon, 
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& 27.) 

Auf das Erſuchen des Gerichtshofes hat das Gericht höherer Inftanz, ') in 
defjen Bezirk dev Angejchuldigte feinen amtlihen Wohnfik hat, einen etatsmäßigen 
Richter mit Führung der Vorunterfuhung zu beauftragen. Bei der Vorunter- 
ſuchung kommen die entjprechenden Beftimmungen der Strafproceh - Befege?) zur 
Anwendung. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltihaft?) werden dur einen von dem 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ernannten Beamten wahrgenommen. 


8.002877) 
Der Gerichtshof kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterfuchung das 
Verfahren einftellen. In diefem Falle erhält der Angejchuldigte Ausfertigung des 
darauf bezüglichen, mit Gründen auszufertigenden Bejchluffes. 


8.029.% 

Wird das Verfahren nicht eingeftellt, jo ift der Angeſchuldigte unter Mittheilung 
der von dem Beamten der Staatsanwaltichaft anzufertigenden Anſchuldigungsſchrift 
zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. Derſelbe kann ſich des Beiſtandes eines 
Advokaten oder Rechtsanwaltes ) als Vertheidigers bedienen. 2) 

Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ?) zu benachrichtigen. 


a. a. D. ©. 416 ff. — nicht erlangt hat, ift gleichgültig. Es ift feine Sache, diefe einzuholen. So 
auch der Kommifl.-Ber. ©. 33. 

°) Herfahrens, Daſſelbe bildet ein Analogon zu dem allgemeinen Straf-, bez. Disciplinar: 
DBerfahren gegen Staatöbeamte. 


$ 27. *) Unverändert nach der Regierungs-Vorlage. 

') Ans Gericht höherer Inftanz, Die VBorunterfuhung führt der Gerichtshof nicht felbft. 
Das Gericht höherer Inftanz ift das Appellationsgericht; das gilt auch für die neuerworbenen 
Provinzen, |. die S. 33 unt. d citivten Verordnungen. In der Provinz Hannover it das Gericht 
höherer Inftanz das Appellationsgericht zu Celle, da die Obergerichte, namentlich aud in Straf: 
ſachen, nicht ausfchlieflich Gerichte zweiter Inftanz find, Art. XV. 8 4 der Verordn. v. 9. uni 
1867 (©. ©. ©. 930). 

?) Atrafproceßgeſetze. In den alten Provinzen, alfo die Kriminal-Drdnung nebft den er: 
gänzenden Beltimmungen, in der Aheinprovinz die Vorfehriften des code d’instruction eriminelle 
und in den neuen Provinzen die der Strafproceß-Drdnung v. 25. Juni 1867 (8. ©. ©. 933). 

3) Atantsanmaltfchaft, ſ. S. 75 Anm. 6. 


5 28. *) Unverändert nach der Regierungs-Vorlage. 


5 29. *) Ebenfo. Das Amendement des Grf. v. Kr aſſow, dem Abſ. 1 folgende Worte 
hinzuzufügen: „und ſich durch einen ſolchen vertreten zu laſſen“ ift im Herrenhauſe abgelehnt 
worden, jtenogr. Ber. ©. 556. 

) Aduokafen oder Kerhtsanmaltes, ſ. S. 78 Anm. 2. 

) bedienen, Die Befugniß, fich vertreten zu lafjen, räumt der $ 29 dem Angefchuldigten 
im Gegenſatz zu $ 19 nicht ein. Der Gerichtshof ift nicht gehindert, dies zu geftatten, hat aber 
darüber nad) feinem Ermeſſen zu befinden; fo auch der Kultusminifter, ſ. ftenogr. Ber. des Herren: 
haujes ©. 556. 

) Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten, durch deſſen Minifterium dem als Staats: 
anwalt fungivenden Beamten Nachricht von dem Termine zu geben ift. 


Gef. über die kirchliche Disciplinargewalt. 8. 50. Anm. *u.2; 831. 


0.0) 
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8. 30.) 

Für das Verfahren finden die Beſtimmungen der 88. 17. 18. 20. 21. 22. 
finnentfprechende Anwendung. ') 

In dem Urtheil ift entweder die Freifprechung oder Die Entlaffung?) des 
Angefchuldigten aus den von ihm befleiveten kirchlichen Aemtern auszuſprechen. 


— 
Kirchendiener,) welche Amtshandlungen vornehmen,?) nachdem fie in Gemäß— 
heit des 8. 30. aus ihrem Amte entlaffen worden find,?) werden mit Geldbuße ?) 
bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalern) beftraft. 


8 30. *) Unverändert nad) der Negierungs- Vorlage. Das Herrenhaus hat den Antrag des 
Grf. v. Kraſſow, dem U. 2 des 8 folgende Faſſung zu geben: „Der Gerichtshof hat auf Frei— 
ſprechung, Verwarnung oder auf die rechtliche Unfähigkeit des Angefhuldigten zur Ausübung des 


von ihm beffeideten kirchlichen Amtes zu erkennen,” verworfen, ftenogr. Ber. ©. 597. 

ı) Beftimmungen der SS 17, 15, 20, 21, 22 finnentfprechende Anwendung. Auch in 
diefen Angelegenheiten ift da3 Verfahren vor dem Gerichtshof mündlich und öffentlich ($ 18), die 
Entſcheidung erfolgt ebenfalls auf Srund der freien Heberzeugung des Gerichtshofes (5 21 Abſ. 1). 
Das Urtheil ift mit Gründen zu publieiven und dem Angefchuldigten, jowie dem Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten zuzuftellen ($ 21 Ab. 2). Ueber jede mündliche Verhandlung vor dem 
Gerichtshof ift ein Protofoll von dem vereideten Protofollführer aufzunehmen, welches den ©. 81 
Anm. 1 u. 2 angegebenen Inhalt Haben muß. Daraus, daß blos auf $ 17, nicht auf $ 19 verwiefen 
ift, ergiebt fi) in Verbindung mit 8 27 Abſ. 1, daß der Angefchuldigte Fein Recht darauf hat, zu 
den Bemweisverhandlungen in der Vorunterſuchung zugezogen zu werden. Was die finnentjprechende 
Anwendung des 8 20 betrifft, jo fragt es ji, ob diefer $ nur inſoweit maßgebend ift, als er die 
dort vorgefchriebene Anhörung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten und des Angeſchul⸗ 
digten mit ihren Vor- und Anträgen betrifft, oder auch inſoweit, als er die Verhandlung durch 
das Referat eines Gerichtsmitgliedes eingeleitet wiſſen will. Da das Ergebniß der Vorverhand— 
lungen, d. h. der Vorunterſuchung in der Anſchuldigungsſchrift niedergelegt iſt, ſo könnte man mit 
Rückſicht auf die Analogie des Strafverfahrens geneigt fein, die Frage im Sinne der erften Alter: 
native zu entfeheiden. Das Entgegengeſetzte dürfte aber richtiger fein. (Dafür aud) die Regierungs— 
Motive ©. 18). Der $ 30 zieht den $ 20 im allgemeinen an und das Gröffnungsreferat iſt 
keineswegs unmöglich oder geſetzwidrig, wie es denn auch ausdrücklich in den beiden preußiſchen 
Gefegen, betr. die Disziplinarvergehen der nichtrichterlichen Beamten v. 21. Juli 1852 (G. S. 
S. 465) 8 35 und betr. die Disziplinarvergehen der Richter v. 7. Mai 1851 (G. S. S. 218) 8 30 
vorgeſchrieben iſt. Immerhin dürfte aber nichts entgegenſtehen, das Verfahren nach 8 104 des 
Reichsgeſetzes betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten v. 31. März 1375 (Reichs-G.⸗Bl. ©. 61) 
zu geftalten, d. h. zuerft den Vortrag ber wefentlihen Momente der Anſchuldigungsſchrift 
durch den Staatsanwalt zu hören, und das Referat nur dann vortragen zu laſſen, wenn der An⸗ 
geſchuldigte kein Geſtändniß abgelegt oder das letztere hinſichtlich ſeiner Glaubwürdigkeit Zweifel erregt. 
Auch hierin würde noch eine ſinnentſprechende, d. h. der Eigenthümlichkeit des hier in Rede ſtehen⸗ 
den Verfahrens angepaßte Anwendung des 8 20 vorliegen. 

Daß in derartigen Sachen dem Bertreter der Staatsanwaltichaft die Beweislaft für die An— 
ſchuldigung obliegt, ergiebt ſich ſowohl aus der Analogie des gewöhnlichen Straf-, wie auch der 
des Disziplinar » Verfahrens gegen Staatsbeamte. Aus demfelben Grunde ift die Frage nach Der 
Statthaftigfeit eines Notheides, noch mehr nad) der Zuläffigkeit eines Schiedgeides für das in 
Frage ftehende Verfahren ausgejchlofjen. 

2) die Sreifprechung oder die Entlaflung. Gin Drittes ift nicht möglich. Gerade darin liegt 
eine Garantie gegen den Mißbrauch des 5 24 zu rein politifchen Zwecken, weil die Freifprechung des 
Angefehuldigten in den meiften Fällen eine moralifche Niederlage der Negierung bilden wird. 


88 Gef. über die kirchliche Disciplinargewalt. 8 31. Anm. * bis 5. 


5 31, *) Nach der, Faſſung der Kommiffion, melde in die Regierungs- Vorlage die Morte: 
„im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalern“ eingefügt und das Wort „Geldſtrafe“ in „Geldbuße“ 
verändert hat. Das Amendement des Grf. v. Schweinitz, die gedachte Einſchaltung zu ftreichen, 
ift vom Abgeorbnetenhaufe verworfen worden, ftenogr. Ber. ©. 1690, 

ı) Kirchendiener, |. ©. 42 Anm. 4. { 

?) Amtshandlungen, d. h. alle Amtshandlungen, welche Fraft des nah 8 30 Abf. 2 ab: 
erfannten Amtes vorgenommen werden fünnen. Dabei ift es gleihgültig, ob die Handlung nur 
an das betreffende Amt geknüpft ift, oder auch fraft eines anderen vorgenommen werden Yann. 
Die Ausübung der Seelſorge durch einen entlafjenen Biſchof ift ftrafbar, wenngleich diefe auch an 
fih durch einen Fatholifchen Pfarrer wahrgenommen werden kann. Denn der Biſchof hatte die Be: 
fugniß zur Zeit feiner Entfegung nur kraft feines bifchöflichen Amtes. 

3) enflaffen morden find, und zwar muß es bei der Entlafjung verblieben, d. h. die Wir- 
fung des in Gemäßheit des $ 30 ergangenen Erfehntniffes nicht durch Begnadigung, melde 
auch hier nad Art. 49 der Verf.-Urk. ftatthaft ift (vgl. ſtenogr. Ber. d. Abgeordn.-Hauf. ©. 1695), 
bejeitigt worden fein. 

) Geldbuße. Der Ausdrud: Geldftrafe in der Regierungs-Vorlage war korrekter, da er dem 
Sprachgebraud) des Neich3-Str.-6.:B. 88 27 ff. korrespondirt, während unter „Buße“ oder Geldbuße 
in demjelben nicht eine öffentliche, fondern eine Privat-Strafe (88 188, 231) verftanden wird. 

5) bis zu 1000 Thalern. Das Zumiderhandeln gegen die Beſtimmung des 8 31 ift nah SL 
des Neih3-Str.-©.-B. ein Vergehen, für welches nad 8 32 dieſes Geſetzes nicht der Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten, fondern die gemöhnlichen Gerichte (ſ. ©. 33 unt. d, in den neuen Pro: 
vinzen die Polizeigerihte, Straf-Proc.-O. v. 1867. 8. 11) kompetent find. Das Marimum von 
1000 Zhalern (vgl. oben Anm. *), welches für Wieverholungställe, d. h. für die wiederholte Bornahme 
wenn auch verjchiedener Amtshandlungen angedroht ift, hat den med, „Bälle diefer Art, in denen 
es fi regelmäßig um einen ernften und weitgehenden Konflikt zwifchen den Staats: und firchlichen 
Behörden handelt, einer ftrengeren Repreffion zu unterwerfen” (Komm.:Ber. ©. 34). Die nicht 
beizutreibende Geldſtrafe ift gemäß den Vorfchriften des 8 28 des Neich3-Str.-G.:B. in Haft oder 
Gefängniß umzuwandeln. Die Aufnahme einer ausdrücklich darauf lautenden Beftimmung ift als 
jelbftverftändlichh von der Kommiffion abgelehnt worden (. a.0.0D. ©. 34). 

Hinſichtlich des Verhältniffes diefes F zu 8 132 des Neih3-Str.-6.B. — letzterer bedroht mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe bis zu Einhundert Thalern denjenigen, welcher 
unbefugt ſich mit Ausübung eines öffentlichen Amtes befaßt oder eine Handlung vornimmt, welche 
nur kraft öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf — kommt es zunächſt darauf an, ob 
Kirhen-Aemter im Sinne des Reichs-Str.-G. B. ala Öffentliche Aemter anzufehen find, mit anderen 
Worten, ob der $ 31 Abſ. 2 deſſelb. („unter öffentlichen Aemtern im Sinne dieſes Straf: 
geſetzes) eine allgemeine ſich auf das ganze Geſetzbuch beziehende terminologifche Bedeutung 
hat. Dies muß mit Rückſicht auf die gleiche Bedeutung des Ausdrudes „diefes Strafgeſetzes“ in 
88 52 u. 359 bejaht werden, vgl. Berner, Strafredt, 6. Aufl. ©. 370; Dppenhoff zu 831 
N. 8 1.9. Demnad) enthält der $ 31 dieſes Geſetzes eine ſelbſtſtändige Strafbeſtimmung neben 
dem $ 132 des Reichs-Str.-G.-B. Allerdings ift auch die Anficht aufgeftellt worden, daß der Be: 
griff des „öffentlichen Amtes“ im $ 132 ih nad) der Gefeggebung der einzelnen Staaten be: 
ftimme, |. 3. B. John in v. Holtz endorff, Handbuch des Strafrehts, Bd. 3 ©. 179; Rü: 
dorff, Kommentar zu $ 132 0.2, Für die Anhänger diefer Meinung ergiebt fich aber das gleiche 
Rejultat unter der Vorausſetzung, daß fie den Kirchen» Aemtern mit Kückficht auf die preußifche 
Landesgefekgebung die Qualität als Öffentlicher Aemter abſprechen (fo 3. 2. Dppenhoff zus3l 
des Reichs-Str.-G.-B. N. 15; 8 132 Nr. 13, au zu $ 359 Nr. 31). Im umgekehrten Falle, d. b. 
wenn man die Kirchen: Aemter als öffentliche Aemter (dafür Rihter-Dove, KR. 8223 N. 8 
und die Motive des Entwurfes zu dem Straf und Zuchtmittel-Gefeg ©. 12) unter den $ 132 des 
Neih3-Str..©.:B. jubfumirt, deckt fich der legtere theilmeife mit dem $ 31 dieſes Gefeßes. 8 31 
würde dann nur für folche Kirchendiener, deren Amt nicht als öffentliches zu betrachten wäre, 38. 
für die Ordens- und Klofter-Oberen eine Dedeutung haben. Eine derartige verschiedene Beitrafung 
der nad) SS 24 u. 30 entlafjenen Kirchendiener hat aber das Geſetz offenbar nicht beabfichtigt, weil 
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Iv. Königlicher Gerichtshof für firhliche Angelegenheiten. 
8. 32.) 

Zur Entſcheidung der in den 88. 10.—23. und 88. 24.— 30. bezeichneten, ) 
ſowie der anderweitig durch Geſetz zugemwiefenen Angelegenheiten?) wird eine Be 
hörde) errichtet, *) welche den Namen: „Königlicher Gerichtshof für Firchliche 
Angelegenheiten” führt und ihren Siß in Berlin hat. 


es nicht auf den $ 132 des Neich3-Str.-G.-B. verwiefen hat. Weberdies bemerken auch die Motive 
ver Regierungs » Vorlage zu dief. Gef. S. 18: „Nach erfolgter Entlaffung ift eine weitere Amts- 
hätigfeit verboten. Die Verlegung diefer Vorfchrift wird, entiprechend dem $ 132 des Reichs— 
Str.-6.:B. mit Geldftrafe geahndet,” und laffen daraus erkennen, daf fie den $ 31 ohne Unter: 
chied auf alle Fälle angewendet wiffen wollen. Demgemäß kann mit Rüdficht darauf, daß die 
Regierung felbft in den Motiven der Entwürfe der Gefepe unter I. u. III. die Kirchen: Aemter für 
ffentliche Aemter erklärt hat, nur angenommen werden, daß die Aufnahme des $ 31 in das Gefek 
eshalb erfolgt ift, weil der Geſetzgeber die oben für richtig erklärte Auslegung des $ 132 des 
Reich3-Str.-G.-B. ebenfalls getheilt hat. 

Die Schugmittel gegen die Wiederanftellung entlafjener „Kirhendiener 
ilden das Einſpruchsrecht der SS 15, 16 des Gefeges v. 11. Mai 1873 über die Vorbildung und 
Imftellung der Geiſtlichen (ſ. unter III.) und die auf befonderem Nechtstitel beruhenden Mitwirkungs— 
echte des Staates bei der Beſetzung gewiſſer Aemter, 3. B. des Biſchofs-Amtes und der Dom: 
jerenftellen (vgl. 8 29 defj. Gef.) 


$ 32. *) In der Regierungsporlage lautete das zweite Citat: 88 24—31, womit auch die 
Beitrafung nad) $ 31 dem Gerichtshofe für kirchl. Angelegenheiten zugewiefen war; durch Umän- 
erung des Citates in: $ 24—30 feitens der Kommiffion ift die Kompetenz in der S. 88 gedachten 
Beije geändert (vgl. Komm.:Ber. ©. 33, 35). Die Worte: „ſowie der anderweit durch Gefet 
ugemiejenen“ find ebenfalls von der Kommiffion in die Regierungsvorlage eingefügt (vgl. Komm.: 
Ber. ©. 34). 

') bezeichneten, d. h. der Berufungen wegen Mißbrauchs der Disciplinargewalt nach SS 10 
t. 11, und der Anfchuldigungen auf Grund des 8 24. 

?) Aucd) Gefeh zugemiefenen Angelegenheiten, bis jegt der Berufung in den in $ 13 Abf. 3 
md 5 16 Abſ. 3 des Gef. v. 11. Mai 1873 (unter IIL.) bezeichneten Angelegenheiten. 

3) Behörde. Die Motive der Negierungsvorlage bemerken ©. 18: „Die Fragen: 1) ob die 
irchliche Disciplinargewalt in einem einzelnen Falle das Gebiet, innerhalb deſſen ihr freie Bewe- 
ung zufteht, überjchritten, insbefondere, ob die getroffene Entſcheidung für eine willführliche zu 
rachten ($ 10) und 2) ob die fernere Amtsthätigfeit eines Kirchendieners mit der öffentlichen 
ronung unverträglih ift (24), find nur bei unbefangener Würdigung der richtigen Grenzen 
wiſchen den Rechten des Staats und denen der Kirche ſachgemäß zu entfcheiden. Demgemäß über: 
veijen die 88 32ff. die Entjcheidung der Hier in Nede ftehenden Fragen einem befonderen, kolle— 
talifch zufammmengefegten, aus dauernd ernannten Mitgliedern beftehenden, den oberften Gerichts: 
Öfen de3 Landes gleichftehenden Gerichtshofe, deſſen Majorität aus feftangeftellten Richtern 
eftehen muß.” 

*) errichtet. Die Errichtung ift erfolgt. Durch Allerh. Ordre vom 23. Juni 1873 find zu 
Nitgliedern des Gerichtshofes ernannt: der Präfident des Ober-Tribunals Heineccius (Präfident 
es Gerichtähofes), der Dber-Appellationsgerichts-Rath Eggeling zu Berlin, der Ober-Tribunals- 
tath Frhr. v. Diepenbroid-Grüter, der vortragende Rath im QJuftizminifterium, Geheimer 
Iber-Juftizrath Dr. v. Schelling, die Ober-Tribunal3-Räthe Sartmann und Rappold, der 
Iber-Bürgermeifter v. Fordenbed zu Breslau, der Präfes der Rheiniſchen Provinzial-Synode, 
Harrer Dr. Nieden in Koblenz, der Appellationsgeriht3: Rath Kanngießer zu Magdeburg, 
er Appellationsgerichtö-Rath a. D., Geheimer Auftizrath Bürgers zu Köln, der Profeſſor der 
Rechte an der Univerfität zu Göttingen Dr. Dove. 
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&: 188.9) 

Der Gerichtshof befteht aus eilf Mitgliedern. Der Präftdent und wenigſtens 
fünf andere Mitglieder müſſen etatsmäßig angeftellte Richter ) fein. Die mündliche 
Berhandlung und Entſcheidung in den einzelnen Sachen?) erfolgt durch fieben Mit- 
glieder. Der VBorfigende und wenigſtens drei Beiliger müfjen zu den richterlichen 

Mitgliedern gehören. ?) 
Die Gejhäftsordnung, insbefondere die Befugniffe des Präſidenten und Die 
Reihenfolge, in welcher die Mitglieder an den einzelnen Sitzungen Theil zu nehmen 
haben, wird durch ein Negulativ %) angeordnet, welches der Gerichtshof zu ent= 
werfen und dem Staatsiminifterium zur Beftätigung einzureichen hat. 

Durch Plenarbeſchlüſſe des Gerichtshofes können auch die in dieſem Gejeb 
gegebenen Borjehriften des Berfahrens ergänzt?) und deren finngemäße Anwen— 
dung auf andere durch Gejeß dem Gerichtshofe überwieſene Angelegenheiten) ges 
regelt werden. 


$S 33. *) Abſ. 1 u. 2 unverändert nach der Negierungsvorlage Ab 3 ift von der Kommijfion 
hinzugefügt. Das Abgeordnetenhaus hat das Amendement des Grf. v. Schweinik: $ 33 
Zeile 3 zwifchen die Worte: „Richter und „fein“ einzufügen: „des höchften Gerichtshofes“ ver: 
worfen, ftenogr. Ber. ©. 1694; das Herrenhaus das Amendement des Grf. v. Kraſſow, dem 
$ 33 folgende Faſſung zu geben: „Der Gerichtshof befteht aus dreizehn Mitgliedern, welche der 
evangelifchen oder römtjch-Fatholifchen Kirche angehören müfjen. — Der Präfident und 6 Mitglieder 
müſſen etatsmäßig angejtellte Richter des höchiten Preußifchen Gerichtshofes fein. — Die Anz 
wejenheit von neun Mitgliedern genügt bei der mündlichen Verhandlung und Entjcheidung der 
einzelnen Sachen. — Der Borfigende und wenigftens fünf Beifiger müſſen zu den richterlichen 
Mitgliedern gehören. — Bon den gemäß S$ 34 Abf. 2 präfentirten Mitgliedern haben in Sachen, welche 
die evangelifche Kirche betreffen, nur die von diefer, in Sachen, welche die römisch-Fatholifche Kirche 
betreffen, nur die von leßterer präfentirten Mitglieder Sit und Stimmredt. — Die Gefchäfts: 
Drdnung wird duch ein von dem Gerichtshofe ſelbſt entworfenes Regulativ geordnet. — Durch 
Plenarbeſchlüſſe des Gerichtshofes Fünnen auch die in diefem Geſetze gegebenen Vorjchriften des 
Verfahrens ergänzt und deren ſinngemäße Anwendung auf andere durch das Gejek dem Gerichts: 
hofe zugemiejenen Angelegenheiten geregelt werden“, ftenogr. Ber. ©. 559, 560. Dieſes Amen- 
dement jtand mit einem demnächſt zurücgezogenen Antrage zu $ 34 in Verbindung, wonach die 
oberiten evangelifchen Kirchenbehörden 6 und die beiden preußifchen Erzbifchöfe nebit dem Fürſt— 
biſchof von Breslau ebenfalls 6 Geiftlihe präfentiren und der König aus dieſen je 2 zu Mit: 
gliedern des Gerichtshofes auswählen follte, Drudf. des Herrenh. Nr. 143, ftenogr. Ber. ©. 560. 

') etatsmäßig angeftellte Richter, „Bei der überaus fchwierigen Auswahl geeigneter Per: 
fonen für die Entſcheidung der ſtaatskirchlichen Fragen erfchien es bedenklich, die Staat3-Negierung 
an das Perſonal eines oder zweier Gerichtshöfe (des Dber- Tribunals oder Dber-Appellations: 
Gerichtes) unbedingt zu binden” (Kommiff.-Ber. ©. 35). Für die Qualififation der übrigen 5 Mit: 
glieder „sind, um außer der Zuziehung von höheren Verwaltungs: Beamten aud die Berufung 
angejehener Nechtölehrer und hervorragender Beiftlichen zu ermöglichen, beſtimmte Kriterien nicht vor: 
gejchrieben”, (Motive der Regier.-Borlage ©. 18). Die Vorschriften diefes und des zweiten Abſatzes 
des $ find den SS 91, 92 des Reichsgeſ. üb. d. Rechtsverhältn. des Reichsbeamten v. 31. März 
1873 (Reichs-Geſ.-Bl. ©. 75) nachgebildet. 

2) Entfcheidung in den einzelnen Aachen. Da der Gerichtshof ein Kollegium bildet und 
follegialifch zu entjcheiven Hat, jo ift dieſe Vorschrift nicht blos in Betreff der Definitiv-Entjchei: 
dungen, jondern auch in Betreff aller Beſchlüſſe, welche für diefe letzteren präjudiciell find, maß— 
gebend, mithin felbjt für die Anordnung des informatorischen Verfahrens vor der mündlichen 
Verhandlung ($ 17); nicht minder für einen die vorläufige Vollſtreckung geftattenden Beſchluß (8 14). 
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SP345) 

Die Mitglieder des Gerichtshofes werden vom Könige auf den Vorſchlag des 
Staatsminifteriums und zwar die bereits in einem Stants-Amte angeftellten für 
ie Dauer ihres Hauptamts,') die anderen Mitglieder auf Lebenszeit ernannt. 

Für die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Gerichtshofes find die für 
Nitglieder des Dber-Tribunals >) beftehenden Vorschriften maßgebend. 


ur diejenigen Verfügungen, welche in das Gebiet der Prozeßleitung fallen, können allein von 
em Präfiventen oder einem Mitgliede des Gerichtshofes erlaffen werden. Ob dem Beihluß eine 
ündliche Verhandlung vorgehen muß, richtet ſich nach den Vorſchriften des Geſetzes. Sie ift in 
en Fällen der 88 14, 17 u. 28 nicht erforderlich. 

°) zu Den richterlichen Mitgliedern gehören. Cs foll aljo das vichterliche Element bei 
len Beichlüffen überwiegen. 


*) Regulativu. Daffelbe ift in der erften Sitzung des Gerichtshofes v. 3. September d. 3, 
rathen; bisher aber noch nicht genehmigt und publicirt worden. 

5) ergänzt, Dieſe Befugniß des Gerichtshofes, die Prozeß - Drdnung duch Plenarbefchlüffe 
t Einzelnen auszugeftalten, ift damit von der Kommiffion motivirt worden, daß ſich erit aus 
er Praris ergeben werde, welche Beftimmungen in diejer Hinſicht angemefjen feien. „Auch für 
e Verwaltungs-Jurisdiktion in Friedensbruchs-, Polizeiz, kirchlichen und anderen Saden der 
jemaligen deutſchen Neich3 > Gerichte, ſowohl des Reichs-Hofraths wie des Reich3-Kammergerichts 
i niemal3 eine vollftändige Prozeß -Drdnung zu geben verfucht worden. Cine Ihätigfeit der 
erichtshöfe auf diefem Gebiete werde nie anders in Gang zu bringen fein, als durch knapp ge= 
iltene pojitive Beſtimmungen für die Nothfeiften umd einige Grundprincipien des Berfahrensg, 
elche dann durch die Analogie der Grundſätze des ordentlichen Prozeffes und durch ergänzende 
eihlüfe des Gerichtshofes in pleno auszufüllen feien. Diefelde Marime habe auch in der Ber- 
altungs-Jurisdiktion der englifchen Gerichtshöfe und bei ihren Nachbildungen in der nord: 
nerifaniichen Union Anwendung gefunden.” (Kommiſſ.Ber. ©. 36.) Feltzuhalten ift aber dabei, 
iß die desfallſige Thätigfeit nur eine fuppletorifche, Feine korrektoriſche fein darf, daß alfo nicht 
oriäriften getroffen werden können, welche den Grundprincipien des Geſetzes oder den ſich aus 
nen ergebenden Konjequenzen widerftreiten, wohin z. B. die Anordnung zu rechnen wäre, daß 
iv auf die in der Berufungs -Rechtfertigungsichrift enthaltenen, nicht auf die in der mündlichen 
erhandlung jpäter vorgebrachten Thatſachen Rückſicht zu nehmen fei. 

6) ũberwieſene Angelegenheiten, ſ. S. 89 Anm. 2. 


$ 34. *) Unverändert nad) der NRegierungs-Borlage. 


') Dauer ihres Hauptamtes, mit der Niederlegung des letzteren erlischt demnach auch das 
mt als Mitglied des Gerichtöhofes von feldft. Diefe Vorſchrift war namentlich) deshalb erforder: 
h, um ſtets die vorgejchriebene Anzahl etatsmäßiger Richter im Gerichtshofe voll zu erhalten. 

>) Mitglieder des Ober-Tribunals. Aus diefer Beftimmung und dem 8 35 ergiebt fich daß der 
erichtshof den beiden höchſten Gerichtshöfen der Monarchie gleichfteht. Im Uebrigen ordnet der 
an, dab Hinfichtlich der internen dienftlihen Stellung der Mitglieder, namentlich alfo der des 
räſidenten zu den Mitgliedern und dieſer zu einander die für das Ober-Tribunal beftehenden 
rſchriften analogifch zur Anwendung kommen follen. Dagegen ift der Abſ. 2 nicht dahin aus: 
legen, daß den Mitgliedern des Gerichtshofes alle Prärogativen der Dber-Tribunalsräthe, alfo 
© Rang eines Rathes II. Klafje, der höhere Wohnungsgeldzufhuß, das gleiche Gehalt u. ſ. w. 
fommen jollen. Das letztere ift ficher nicht gemeint, da der Kultusminifter nad Annahme des 
jeßes feinen Nachtrags-Etat, welcher andernfalls erforderlich gewefen wäre, den Häufern des 
mdtages vorgelegt hat. Schon diefer Umftand muß es bedenklich exfcheinen laffen, den Abf. auf 
vas anderes als die oben gedachte Stellung der Mitglieder zu beziehen. Dazu kommt weiter, 
ß den Mitgliedern anderer Specialgerichtähöfe, 3. B. des Kompetenzgerichtshofes, des Bundes— 
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8. 35.9) 
Der Gerichtshof entſcheidet endgültig mit Ausschluß jeder weiteren Berufung. ') 


Sa 
Die Zuftiz') und Verwaltungsbehörden haben den an fie ergehenden Erjuchen 
des Gerichtshofs Folge zu geben. Die Beſchlüſſe und Entſcheidungen des Gerichts- 
hof3 find im Verwaltungsmwege vollitredbar. 


| 8. 37.) 

Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koften des Verfahrens entſcheidet 
der Gerichtshof nach freiem Ermeſſen.) Als Koſten werden nur baare Auslagen?) 
in Anſatz gebracht. 


Heimaths⸗Amtes, keineswegs beſondere und ähnliche Privilegien, wie den Mitgliedern der höchſten 
Landesgerichtshöfe, beigelegt worden find. 

8 35. *) Unverändert nach) der Regierungs:Vorlage. 

») mit Ausſchluß jeder meiteren Berufung, d. h. auch jedes weiteren Nechtämittels, da 
es feine höhere Inftanz giebt. Cine bei dem Gerichtshof ſelbſt anzubringende Nullitätsflage wäre 
an fich nit undenkbar, ift aber Fein Bedürfniß, da durd die Zuſammenſetzung des Gerichtshofes 
die Garantie gegeben iſt, daß derſelbe nicht ſolche Verſtöße begehen wird, welche allein mit dieſem 
Rechtsmittel gerügt werden könnten. 

8 36. *) Im erſten Abſatz unverändert nad) der Regierungs-Vorlage. Der zweite Abſatz, 
welchen diefelbe enthielt: „Behändigungen erfolgen nad den für das Verfahren bei dem Ober: 
Tribunal beftehenden Beftimmungen,“ iſt als überflüffig, namentlich mit Rückſicht auf 8 33 Abſ. 3, 
von der Kommiſſion geftrichen worden. 

1) Iuftiz-Achörden. Der Vermittlung diefer wird fich der Gerichtshof hauptfächlich bei Zu: 
ftellungen von Vorladungen und Beichlüffen, jowie zu Beweis-Erhebungen bedienen. Behufs Voll: 
ſtreckung der Grefution dürfen fie dagegen nicht requirirt werden. 

8 37. *) Nah der Fafjung der Kommiſſion. Die Regierungs-Vorlage lautete: „Für das 
Verfahren werden nur baare Auslagen in Anſatz gebracht." 

) nad) freiem Ermeffen. Im Zweifel werden diefe nad) Analogie der jonft geltenden 
Kegel der unterliegenden Partei zur Laft fallen. Bol. Kommifl.-Ber. S. 38: „Die Majoritäl 
der Kommiffion war der Meinung, daß es fich überhaupt empfehlen würde, in das Geſetz ſelbſt 
eine Verpflichtung des unterliegenden Theil3 zur Zragung der Koften auszufprechen (wohl: 
aufzunehmen) und dabei auf das freie Ermefjen des Gerichtähofes zu verweilen, damit der gemein: 
rechtliche Grundfag zur Geltung komme, und die Tragung oder Niederichlagung der Koften vor 
einer anzunehmenden culpa der Privatpartei abhängig werde. Cine Pfliht zur Tragung dei 
Koften, wenn auch in beſchränktem Maße, müfje immerhin anerkannt werden, um einige Garantie 
gegen frivole Einlegung des Rechtsmittels zu gewinnen.‘ 

2) banre Auslagen. Für das Verfahren vor dem Gerichtshof ſelbſt werden feine Kofter 
berechnet, daffelde ift mithin fportelfrei. Unter baaren Auslagen fönnen nur folche verjtander 
werden, welche dem Staat entftanden find, 3. B. Gebühren, Diäten und Reiſekoſten für Zeugen 
nur diefe find vom Gerichtshof zu berechnen und von der unterliegenden Partei nöthigenfall: 
durch Adminiftrativ-Erefution einzuziehen ($ 36). Das ergeben die Worte: „in Anſatz bringen, 
welche allein von der Verpflichtung der Partei gegenüber dem Gerichte zur Zahlung der Koſte— 
handeln fünnen. Für das Verhältniß der Parteien unter einander, alfo für die Frage, mas di 
unterliegende der obftegenden an Neifefoften, Anmwaltsgebühren, Diäten u. |. w. zu erftatten hal 
ift die Vorſchrift des erſten Satzes des $ maßgebend. Der Gerichtshof Hat alfo auch im dieſe 
Beziehung nad) freien Ermeffen das Erforderliche feſtzuſetzen, nur darf er dabei niemals ander 
Unkoſten in Berückſichtigung ziehen darf, als folde, welche unter die baaren Auslagen gerechne 
werden fünnen. 
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V. Shlußbeftimmung. 


8. 38.*) 


Das Erforderniß ftaatlicher Betätigung kirchlicher Disciplinar-Entfcheidungen !) 
und der Rekurs wegen Mißbrauchs der firhlihen Disciplinar-Strafgewalt?) an 
ven Staat treten, jomweit folche im bisherigen Nechte begründet find, außer Kraft. 


8 38. *) Diefer $ ift von der Kommiffion im Einverſtändniß der Regierung dem Geſetze 
hinzugefügt worden, Kommifl..Ber. ©. 35. — Das Amendement des Grf. v. Kraſſow, hinter 
dem $ 38 einen neuen $ des Inhalts hinzuzufügen: „Die Vorfchriften dieſes Geſetzes über die 
Mittheilung von Disciplinar-Entjcheidungen an den Ober-Präſidenten ($ 7), über die Berufung 
an den Staat (58 10-23), über das Einfchreiten des Staates ohne Berufung ($$ 24—31) und 
über den Königlichen Gerichtshof für Firhliche Angelegenheiten ($$ 32—37) finden Feine Anwen: 
dung, wenn die Firchliche Diseiplinargewalt in letter Inftanz durch Drgane geübt wird, Deren 
Mitglieder vom Könige ernannt, beziehungsmeife beftätigt werden,” — hat das Herrenhaus ver: 
worfen, jtenogr. Ber. ©. 561. — Im Abgeordnetenhaufe wurde der Antrag des Abgeordneten 
Kanngießer: als 8 39 hinzuzufügen: „Das gegenwärtige Geſetz tritt nicht vor dem Geſetz be— 
treffend die Abänderung der Art. 15 und 18 der Berfaffungsurfunde von 30. Januar 1550 in 
Kraft,“ angenommen, ftenogr. Ber. ©. 1696. Im Herrenhaufe ftand aber der Geſetz-Entwurf erſt 
am 29. April 1873 zur Verhandlung, al3 das Verfafjungs-Aenderungsgefeg (v. 5. April 1373, 
G. ©. ©. 143) bereits publieirt war. Mit Rückſicht darauf wurde der Zuſatz-ß im Herrenhauſe 
geftrichen, ftenogr. Ber. ©. 561, und der Gefeß-Entwurf, nachdem er in Folge dieſer Veränderung 
an das Abgeordnetenhaus zurücgegangen war, von demfelben in der modifieirten Geftalt in der 
Situng v. 9. Mai 1873 angenommen, ftenogr. Ber. ©. 1563, 1866. 


) flantlicher Arftätiguug kirchlicher Disriplinar- Entfcheidungen, Vgl. ©. 61 Anm. zu 
88 1-9. Was die ©. 60 erwähnte Kontroverfe über die Gültigkeit des $ 74 des hannov. Verfall. 
Gef. betrifft, fo ift die in demfelben vorbehaltene Fönigliche Genehmigung zur Entlafjung gewiſſer 
Arten von Kirchendienern lediglich ein Ausfluß der ftaatlichen Stellung des Souveräns, und mit 
hin durch die vorliegende Beftimmung aufgehoben. Das erftere ergiebt ji) daraus, daß der be- 
treffende Abſchnitt des Verfafjungägefeges von 5 64 ab von dem Dber -Auffichtsvecht und Schuß 
rechts des Königs Über die evangelifche und Tatholifhe Kirche Handelt und jomit das in Nede 
ftehende Recht, welches auch der letzteren gegenüber feftgefegt wird, als eine der in dem jus circa 
sacra enthaltenen Befugniffe betrachtet. Mit diefer Auffaffung ftimmt die Verordn. betr. d. Errich⸗ 
tung d. Landes-Konſiſtor., vollkommen überein. 87 derſ. beſtimmt: „In Disciplinarſtrafſachen 
der Geiſtlichen insbeſondere, hat das Minifterium, vorbehältlich der übrigens in 874 des Landes— 
verfaffungsgefeßes von 6. Auguft 1840 erforderlichen Beſtätigung als höhere Inſtanz nicht ferner 
zu entfcheiden;" 88: „In den Fällen Unferer Allerhöchfteigenen Beſchlußfaſſung (vgl. SS 5 u. 7) 
werden Wir bei dem Uns zu erftattenden VBortrage je nad) Umftänden den Präfiventen oder andere 
Mitglieder des Landesconſiſtoriums zuziehen.” Die in dem landesherrlichen Regiment liegende 
Disciplinar-Gewalt wird in höherer Inftanz auf die kirchliche Behörde, das Landes: Konftftorium 
zur Ausübung übertragen, daneben aber jenes Recht auf Grund feines früheren Titeld, des jus 
'eirca sacra, vorbehalten, und überdies die Berichterftattung in diefen Angelegenheiten nicht der 
kirchlichen Behörde, fondern der ftaatlihen zugemiejen. 

Ebenſo ift aud) die in den alten Provinzen durd die Kab.Ordre v. 12. April 1822 (S. 60) 
angeordnete Fönigliche Beftätigung nunmehr befeitigt. Sie bezieht ſich gleichfalls auf die Geiftlichen 
der evangelifchen und katholiſchen Kirche, kann alfo auch nur auf das ftaatlihe Oberaufſichtsrecht, 
nicht auf das landesherrliche Kirchenregiment zurücdgeführt werben. 
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Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 12. Mai 1873. 
(L. 8.) Milhelm. 
Gr. v. Roon. Fürft v. Bismard. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphaufen Falk. v. Kamele Gr. v. Königsmard. 


2) megen Mißbrauchs der kirchlichen Risriplinar -Atrafgemali, Die betreffenden Bor: 
Ichriften find ©. 61 u. 64 mitgetheilt. 


Anlage 3u 9, 52 Anm. 2. 


„Dur Erkenntniß des Gerichts zu Neuftadt vom Oktober 1864 wurde der Weltpriefter H., 
er in der Strafanftalt auf dem Sapellenberge detinirt war, für Hlödfinnig erklärt. An dem 
Jerfahren darüber hatte der dem H. zugetheilte Kurator, der in Neuftadt allgemein geachtete 
‚aufmann Gonftantin Sch. (Tatholifchen Glaubens) die Veberzeugung gewonnen, daß H. von dem 
ie Strafanftalt leitenden Erzprieſter Sp. häufig gemißhandelt worden fei, jo zwar, daß dadurd 
er krankhafte Gemüthszuftand des Detinirten, über welchen Sp. füglih nicht in Zweifel fein 
onnte, ſich möglicherweife wefentlich verfchlimmert Haben Könnte. 

9. iſt am 30. April 1863 ſchon Eranf mit Medizin vom Sanitätsratd K. in Breslau ver- 
hen, in die Strafanftalt auf den Kapellenberg geſchickt worden, wurde zeitweilig — vom 23. Mai 
i8 3. Juni 1863 — in das Klofter der Barmherzigen Brüder zu Neuftadt aufgenommen, aus 
emjelben aber, weil er geiſteskrank fei, wieder entlaffen. Defjenungeachtet detinirte man ihn 
och weiter in der Strafanſtalt, konſultirte aber erſt im Herbſt 1863 den Anſtaltsarzt über ſeinen 
zuſtand Behufs Ausſtellung eines Krankheitsatteſtes für ihn. H. klagte damals nach Angabe 
es Arztes Dr. B. über Saufen und Pfeifen im Kopf, war höchſt unreinlich, hatte einen krank— 
aften unerfättlichen Hunger und war außer Stande, feinen geiftlichen Funktionen Nechnung zu 
tagen. — Nach Verlauf vieler Monate, am 1. Auguft 1864 erſt ward B. zum zweiten Male zu 
>. gerufen, um ein Atteft Behufs Einleitung des Blödfinnigfeitsverfahrens auszuftellen. Er traf 
en Kranken in einem bedauernswürdigen Zuftand. Seine Kleidung war ganz defekt und ding in 
umpen um ihn, da er fie zerriß und die Zeugſtücke verſchlang und auffraß. Seinen Erfrementen 
eß er freien Lauf. Daß er jet vollftändig zerrütteten Geiftes war, darüber Konnte fein Zweifel 
tehr obmwalten. 

Während Diejes Zuftandes ift nun H. nad) Ausfage des gerichtlich vernommenen Zeugen, des 
yaushälters auf dem Kapellenberge A., welcher feiner Behauptung nach vor feiner Bernehmung 
on der Nichte des Erzprieſters Sp. angegangen worden war, von den Mißhandlungen, die 9. 
elitten, bei Ablegung feines Zeugniffes zu ſchweigen, oftmals gefchlagen und übel behandelt 
yorden. Der Zeuge hat insbejondere befundet: Weil H. einmal in feinen Teller gebrochen, habe 
e in jeiner Zelle allein effen müffen, habe oft fein Frühftüc und des Mittags nur halbe Por: 
‚onen erhalten, fei von Sp. aus dem Bett geprügelt worden, weil er es verunveinigt hatte, und 
3 habe ihm Sp., während die Knechte — A. felbft auch — ihn Halten mußten, mit einem Kant: 
huh Siebe ertgeilt. Auch er A. umd die anderen Knechte hatten den 9. geſchlagen. 

Diefe Angaben des U. find anderweit beftätigt worden. Der Kurator des H. hatte nämlich 
wörderft Anzeige bei dem Fürftbiihof in Breslau gemacht. Auf deſſen Veranlaffung wurden 
on feinem Kommiffar, dem Domherrn H. aus Ratibor, eine Anzahl — fünf oder ſechs — auf 
em Kapellenberge gleichfalls detinirte Priefter über die Vorgänge als Zeugen gehört und mehrere 
erſelben bezeugten, daß Sp. den 9. wiederholt gemißhandelt, daß er insbefondere einmal im 
sebruar 1364 da3 abgebrochene Duerholz einer Stuhllehne ergriffen und damit dem 9. der Art 
uf den Kopf und den Rücken gefchlagen habe, dab das Holz zerfprang; hiermit noch nicht zu: 
sieden, jehüttelte ev ihn an den Haaren und an beiden Ohren. Defters auch habe Sp. dem 9. 
ie Koft entzogen, ihm des Morgens nichts, des Mittags nur Suppe und Brod, des Abends wieder 
ichts verabreicht. Im Folge davon, wie die Zeugen annehmen, habe H. dann alles verfchlungen, 
zapier, unveifes Obſt, Blätterfnospen, habe dem Kettenhunde aus defjen Schüffel das Frefjen ge: 
ommen und enplich feine Kleider gefreffen. 

Dies haben nach des Kurators Ausfage die erwähnten Priefter dem Domherrn gegenüber als 
zeugen ausgejagt und in einzelnen Punkten Haben gleiches die Knechte P. und R. bei eivlicher 
Bernehmung, bekundet. 
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Daß der Fürftbifchof zu Breslau darauf, wie er dem Kurator anzeigte, über diefe Vorgänge 
feine Mißbilligung ausſprach, erſchien diefem feine genügende Sühne des Verhaltens des Sp.... 
er machte deshalb Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft. Das Seitens diejer eingeleitete Sfrutinials 
Berfahren aber blieb refultatloS. 

Sp. erklärte der auf den Kapellenberg gefandten Gerichts -Kommilfion: er geftatte die 
Vernehmung der detinirten Priefter al3 Zeugen dur den weltliden Richter 
nicht, zumal diefelben, wenn fie fih ohne Erlaubniß des Fürſtbiſchofs von einem weltlichen Ge: 
richt vernehmen ließen, fofort erfommunizirt werden würden, (— „unter diefen Umftänden, 
vegifteirt der Unterfuhungs- Richter, mußte die Gerichts-Kommiffton fi entfernen —"). Der 
Fürſtbiſchof zeigte an, daß er bereits im Disciplinarwege die nöthigen Erhebungen veranlaßt und 
die Ueberzeugung gewonnen habe, daß dem Erzpriefter Sp. eine zur gerichtlichen Verfolgung 
geeignete Weberfchreitung feiner Amtsbefugniſſe nicht zur Laft falle, er Daher den Kompetenzfonflift 
erhebe, und der Staatsanwalt wurde Seitens des Dberftaat3-Anmalts, da dem Fürftbifchof bei 
Lage der Gefeßgebung die Befugniß zur Konfliftserhebung zuftehe, angewiejen, von r.eiteren Re: 
cherchen Abftand zu nehmen und davon dem Fürſtbiſchof Nachricht zu geben.’ — 

Mit Bezug auf diefes Aktenſtück erklärte der Abgeordnete v. Mallindrodt im der Sikung 
des Abgeordnetenhaufes v. 14. März 1873 (ftenogr. Ber. ©. 1655): 

„Ich nehme gar Keinen Anftand meinerfeitS anzuerkennen, daß der Fall, welder aus der 
Didcefe Breslau aus dem Zahre 1864 angeführt worden ift, einen fehweren Mißbrauch der Dis- 
ciplinarftellung feitens des damaligen Inhabers des Demeritenhaufes Eonftatirt... . . - Der Fürft: 
biſchof von Breslau ſchreibt an mich: „„Der beflagenswerthe Fall, daß im Jahre 1564 in dem 
geiftlihen Strafhaufe meiner Didcefe die Förperlihe Züchtigung eines Priefters durch den dama— 
ligen Direktor vorgefommen ift, ift leider wahr. Ich fende Euer 2c. das betreffende traurige 
Aktenſtück, obwohl mit Greöthen darüber, daß es in meiner Diöcefe einen ſolchen Priefter gegeben hat, 
der nicht ohne Talente und nicht ohne Leiftung zulegt bis unter das Thier herabgejunfen und 
nachdem er die Geduld feines Vorgefegten überjpannt, ihn zu einem jo groben Mißgriffe Hinz 
geriffen hat.“ (Alſo erröthet der Fürftbifchof darüber, daß es einen geiftesfranfen Priefter in 
feiner Didcefe giebt, und diefer den Vorfteher der Demeriten-Anftalt zu einem Mißgriff hinreißt, 
nicht aber darüber, daß der letztere einen Geiftesfranfen unbarmherzig mißhandelt; der nichtgeiftes- 
kranke Obere wird vielmehr von dem Geiftesfranfen zu Mißgriffen bingerifjen!) 


Ill. 


Geſetz 
über die Vorbildung und Anftellung der Geiſtlichen. 


Rom 11. Mai 1873. 


(Gefeß -Samınlung 1873. Nr. 8124. ©. 191 ff.) 


Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 7— 





’ J 
* 
er 

u 

nd 

va 
{ Pan 

1a 





” 
» ur 
as . * 7 
PS 2 f 
—— 
— 
er Y 
IR re 
NUR ae 2 


* u 0 „ih 


Er * Bee A 


—— 


Sr EN er J 
ig 5 


99 N — 
Ar a 


X Dar 


At 


ER nad init 


as 


b 


BA 


u 


re 40 — * 


„Bot? u er — 


* — — PET WORD OIE 


A, Aa Kt ie * 






meer ai” 


ELITE 
















4 
Fa 


wi * rg u 5 wi — 
> a a 


— ER 


m“ ir BE ee En 
gi * da A Dr Fe — 


I 


ey; „ pe RT ale * Bee a — 
EEE RE —— 
ee — * Kan: — 


—— 2 Bet 2* Ya, — 


* EU Fi, Re‘ he Zu 4 4715 Pr 
9 RT — —— 


144 a ) 


IH. 
Geſetz 


über die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen.) 


Vom 11. Mai 1863. 
(Gejek- Sammlung 1873. Nr. 8124. ©. 191 ff.) 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einſchließlich des Jadegebietes, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
Sa) 

Ein geiftlihes Amt!) darf in einer der chriftlihen Kirchen?) nur einem 
Deutjchen?) übertragen werden, *) welcher feine wifjenschaftliche Vorbildung nad 
ven Vorſchriften diejes Gejeges?) dargethan hat, und gegen deſſen Anftellung Fein 
Einſpruch von der Staatsregierung) erhoben worden ift. 


) Gegenftand und Anordnung des Gefehes. Das Geſetz regelt vom ftaatlihen Stand: 
punfte aus die Bedingungen für den Erwerb der geiftlihen Aemter in den privilegirten hriftlichen 
Kirhen. Bei dem hervorragenden Einfluß, melden die Geiftlihen als Lehrer und Führer ihrer 
Gemeinden üben, will es dem Staat die Garantien dafür gewähren, daß nicht Männer, welche 
fein eigenes Leben gefährden, in folche,) auch mit ftaatlichen Vorrechten ausgeftatteten Stellen bes 
rufen werden. Da bloße Reprejfivmaßregeln der vielfach der öffentlichen Kontrole entzogenen 
Zhätigfeitt der Geiftlichen gegenüber unzureichend find, fo trifft das Gefeg vorbeugende Beftim:- 
mungen, um den eben erwähnten Zweck zu erreichen. Die erforderlichen Bürgfchaften findet es in 
den im $ 1 allgemein ausgefprochenen Momenten: 1) in dem Befit der Eigenfchaft als Deuticher, 
2) in dem Nachweis einer genügenden allgemeinen miffenfchaftlihen und einer mifjenfchaftlich- 
theologiſchen Bildung, welche den Geiftlihen nicht von dem Leben der Nation abjondert und ihn 
mit einfeitigen hierarchiſchen Tendenzen erfüllt, 3) in dem Rechte des Staates, Perſonen, welche nicht 
die erforderlichen Bedingungen erfüllen, einen Mangel an Ehre erlitten haben oder die Staats: 
zwecke in empfindlicher Weije gefährden fünnen, vom Erwerbe der geifilichen Aemter fern zu halten. 
Mit Küdfiht darauf tft das Geſetz disponirt. Nachdem es in den 88 2 und 3 die Fälle, in 
melden die Erlangung des Rechtes auf neiftlihe Anıtsthätigfeit feinen Vorfchriften unterworfen 
fein ſoll, fpezialifirt, jegt es im den 88 4—14 das Nähere Über die Vorbildung der zufünftigen 
Geiſtlichen feft, wobei es zugleich die erforderlihen Anordnungen über die Einrichtungen, die Quas 
Iififation und die Anftellung des Lehrer Perfonals, die ftaatliche Kontrole der kirchlichen Bildungs: 

7* 
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Anstalten, und endlich über die Durchführung diefer letzteren macht. Die 88 15 bis 16, 17, 21 
geftalten das dritte der im $ 1 hervorgehobenen Momente näher aus. Dagegen enthalten die 
88 18-20 ein meiteres, nicht im $ 1 angedeutetes Moment, nämlich bie Sicherſtellung der bereits 
im Amte befindlichen und Ffünftig anzuftellenden Geiftlihen vor einfeitigen und willführlichen 
Zumuthungen ihrer Dberen, um e3 zu verhüten, daß fie als willenlofe zur Bekämpfung der 
ftaatlihen Zwecke geeignete Werkzeuge feitens der Ießteren gebraucht werden. Die 88 22—24 treffen 
die erforderlichen Strafbeftimmungen wegen der Verlegung der Vorfchriften des Geſetzes durch die 
firdlichen Oberen und die von ihnen rechtswidrig angeftellten Geiftlihen, während endlich die 
88 25—30 eine Neihe von Feſtſetzungen aufweiſen, welche einmal die Härten des Uebergangsftadiums 
mildern (88 25, 26) und andererjeit3 das Verhältniß des Gefeges ſowohl zu der wegen ihrer Ber: 
bindung mit dem Staate eine bejondere Stellung einnehmenden evangelifchen Kirche (SS 27, 28) 
als auch zu der kraft befonderer Rechte dem Staate zufommenden Mitwirfung bei der Belegung 
geiſtlicher Stellen ($:29) regeln jollen. 

8 1. *) Unverändert nad) der Negierungsporlage. (Druckſ. d. Hauf. d. Abg. 11. Leg. : Per. 
II. Seff. 1872—1873. Nr. 95). Abgelehnt ift im Adgeordnetenhaufe der Antrag Dr. Virchow, 
ftatt: „in einer der hriftlichen Kirchen zu fegen: „in der evangelifchen und römiſch-katholiſchen 
Kirche“ (ſtenogr. Ber. ©. 1516); im Herrenhauſe ein dieſelbe Tendenz bezweckendes Amendement 
des Grf. York v. Wartenberg, zu ſetzen: „in ber evangelifchen oder in der römiſch-katholiſchen 
Kirche”, (ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 466), ferner der Antrag des Grafen Krafjow, ftatt 
des Wortes: „deutſchen“ zu fegen: „Angehörigen des deutjchen Reichs" (a.a.D. ©. 466), endlich 
ein Antrag defjelden, dem $ 1 nachſtehenden Zufat hinzuzufügen: „Ausländer, welche zu einent 
geiftlichen Amt berufen werden, haben innerhalb 4 Wochen die NeichSangehörigteit zu beantragen. 
Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten kann mit Rückſicht auf bejondere Beüdrfniffe Des 
einzelnen Falles diefen Zeitraum verlängern" (a. a. D. ©. 465). 

) geiftliches Amt. Die-Motive Des Kegierungs-Entwurfes bemerfen ©. 17: „Der Geſetz⸗ 
Entwurf hat nur das geiftlihe Amt zum Gegenftande, bezieht fich mithin nicht auf alle kirch— 
lichen Nemter. Unter dent Ausdruck: „geiftliches Amt“ ift der Terminologie des Allg. Landrechts 
und dem neueren Sprachgebrauch entfprechend jedes Amt verftanden, deſſen Inhaber die Seeljorge 
über einen beftimmten Kreis von Perfonen zuſteht. AL. R. Ih. II. Sit. 11 88 59 und 60; 
Richters Lehrb. d. ER. 6. Aufl. 8 118 i. f. — Der Ausihluß der jurisdiftionellen Aemter 
beruht auf der Erwägung, daß einerfeitS die Kurat-Geiftlihen es find, melde durch die Seeljorge 
und den Beichtſtuhl auf das Volk einen unmittelbaren Einfluß üben, der unter Umftänden zu 
einer Gefährdung des Staatswohles führen Tann, und andererſeits einem Mifbraud der Amts: 
gewalt auf dem Gebiete der Jurisdiktion vorzubeugen, die Aufgabe beſonderer gejeglicher Rege— 
lung ft.“ 

Unter „Amt“ verfteht das Geſetz einen feſt beſtimmten, größeren oder geringeren Kreis von 
(geiftlichen) Befugniffen oder Funktionen, deren Verwaltung einer Perſon übertragen wird, aljo 
Amt i. weit. Sinne, nicht beneficium im Sinne des kanon. Rechtes, d. h. das mit einem Kirchen⸗ 
amte verbundene, aus kirchlichem Vermögen fließende, feft radicirte Einfommen für den Inhaber 
deffelden oder ein Kirchen: Amt, welches mit einem ſolchen Einkommen verbunden ift (Schulte, 
Syft. d. K. R. ©. 238ff.; deſſ. Lehrb. d. K.R. ©. 217; Phillips, Lehrb. d. K. R. 2. Auflage 
S. 129). Dies ergiebt ſich aus Folgendem: Das Benefizium i. eig. S. ſetzt ein mit dem Amte 
feſt verbundenes Einkommen, eine feſte Fundation, auf welcher es ruht, voraus. Es darf ferner 
nur dauernd übertragen und allein aus beſtimmten Gründen entzogen werden (Phillips a. a. O. 
S. 130; Schulte, Syſt. ©. 307). Das Geſetz bezieht ſich dagegen auch) auf Aemter, welche nur 
widerruflich verliehen werden (ſ. 88 2, 19), z. B. auf die ſog. Miſſions-Pfarreien (vgl. Anm. 5 
zu 8 18), die feine Benefizien find, und hebt diejenigen Aemter, welche diefe letztgedachte Natur 
befigen, ausdrücklich im $ 18 („der Erledigung der Pfründe“) beſonders hervor. 

Die mitgeteilten Motive faſſen „geiftliches Amt“ als gleichbedeutend mit: „Seelforge » Ant“ 
auf. Obſchon das Geſetz das letztere vorzüglih im Auge hat, jo vechtfertigt Doch weder das 
A. L. R. noch der Sprachgebrauch diefe abfolute Iventificirung. Nach 8 59 Tit. 11 TH. IL AL. R. 
ift Geiftlider derjenige, welcher bei einer chriſtlichen Kicchengemeine zum Unterricht in der Religion 
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oder zur Beforgung des Gottesdienftes oder zur Verwaltung der Saframente beftellt ift (f. oben 
S. 30 Anm. 1). Wenn der $60 a.a.D demnächſt fortfährt: „Niemand darf ohne Vormifien 
und Genehmigung derjenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebensart erfordert wird, zu 
einem geiftliden Amt ſich beftimmen“, fo verfteht er unter „geiftlichen Amt“ das Amt eines 
jeden, welcher die erwähnten Funktionen, fei es ſämmtlich, fei es blos einzelne Arten derjelben, 
auszuüben hat. Demgemäß muß aud das Amt eines fatholifhen Kaplan, welcher ein feftes 
Beneficium befigt und nur die Verpflichtung Hat, dem Pfarrer Aushülfe beim Gottesdienft zu 
leiften, ferner ein Primiſſar- (Frühmeffer-) Beneficium (ſ. mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 322 N. 1) 
für ein geiftliches Amt erachtet werden. Zu einem andern Reſultat nöthigt auch nicht die ſprach— 
liche Bedeutung der Worte. „Geiftlihes Amt” ift im Gegenfag zu dem weiteren Ausdrud: 
„Kirchen Amt“ ein folhes, mit dem rein geiftliche, alfo gottesdienftliche, ſeelſorgeriſche und lehr— 
amtliche Funktionen verbunden find, und wenn auch die gefammte Seelforge darunter fällt, jo 
genügen doch fehon einzelne derfelben, welche nicht feelforgerlicher Natur zu fein brauchen (1. die 
eben angeführten Beifpiele), um den Begriff des geiftlichen Amtes zu Fonftituiven. Diejer allge: 
meinen fprachlichen und landrechtlichen Bedeutung defjelden gegenüber kann die veftringivende Auf: 
faſſung der Motive, welche Feine Geſetzeskraft haben, nicht maßgebend fein. Das um jo weniger, 
als der angeführte Grund nicht blos für die Kurat-Aemter, ſondern aud) für diejenigen Nemter, 
welche ihrem Wefen nach zur Aushülfe neben einem Seelſorge-Amt beſtimmt find, zutrifft. Wenn 
endlich-82 alle diejenigen, welche eine Stellvertretung oder Hülfsleiftung in einem geiftlichen Amt 
feiften, dem Erwerber eines folchen gleich behandelt, fo muß namentlich mit Rückſicht auf die 
Motive des $ 2 angenommen werden, daß das Gefek diefelben Anforderungen auch an ſolche Per: 
fonen hat ftelen wollen, melde Hülfe und Stellvertretung kraft eines darauf hingehenden feſten 
Amtes leiſten. Diefer Fal ift aber im $ 2 nicht vorgefehen (f. zu $ 2), und er würde auch bei 
der reftringirenden Auslegung der Motive nicht von dem $ 1 gedeckt werben. 
Gemäß vorftehenden Ausführungen ift in der evangelifhen Kirche ein geiftliches Amt 
im Sinne des $ 1 das Pfarr-Amt, nach proteftantifcher Auffaffung das geiftliche Amt xar Eoxnv 
(vol. Richter-Dove K. R. 8 158), gleichviel, 06 dafjelbe in einer Gemeinde von einem Amtsträger 
allein wahrgenommen wird, oder, ob mehrere Geiftliche kraft eines befonderen für jeden derfelben 
beſtehenden Amtes in verfchiedenen Stellungen (al3 pastor primarius, Oberpfarrer, rejp. zweiter 
N farrer oder Prediger oder Archidiafen u. ſ. w, vgl. JZacobfon, K.R. ©. 246, 88 539 ff. Tit. 11, 
TH. II. U. L. R.) gemeinſchaftlich nach einer beftimmten Bertheilung der Gejchäfte die Pfarrſeel— 
ſorge verjehen. Ferner fällt unter den $ 1 das Amt der fejtangeftellten Hülfsgeiftlichen oder 
 Hülfsprediger. Dagegen können die Aemter der Superintendenten, Metropolitane (in 
Kurheſſen), der Pröbfte (in Schleswig-Holftein), der Dekane (in Nafjau), jowie der General: 
_ Superintendenten (bez. des Landesbifhofs in Naffau) nicht für geiftlihe Aemter im Sinne des 
$ 1 erachtet werden. Sind diefe Stellen auch faft überall mit Pfarrämtern kombinirt, bei deren 
Mebertragung der $ 1 zur Anwendung kommt, foweit diefe nicht duch 8 23 ausgefchloffen ift, jo 
befteht ihr Wefen doch in der Wahrnehmung beftinunter Befugniffe des Iandesherrlichen Kirchen: 
tegimentes, ihr Amt ift alfo ein Amt regimentlicher Natur, von deffen Verwaltung ein Laie nicht 
einmal abfolut ausgeſchloſſen fein würde, vgl. für Altpreußen Jacobſon K.R. ©. 186, 190; 
Richter, Beiträge ©. 63, 67 und die Inftruftion für die General-Superintendenten v. 14. Mai 
1829 u. U. bei Vogt, a. a. D. Bd. 1 ©. 191; für Hannover Spangenberg a. a. D. Hit. 3 
S. 46; Schlegel, a. a. O. Bd. 1 ©. 92; Bd. 2 ©. 430; Ruperti, Kirchen: und Schulgefeß- 
gebung d. Herzogthümer Bremen und Verden. Verden 1844 Th. 1 ©. 20; für Kurheffen Büff 
a. a. O. ©. 382, 397; für Schleswig. Holftein Gallifen a. a. O. ©. 6ff. u. die oben ©. 11 citirte 
Inſtr. v. 1739; fir Naffau Dtto, a. a. D. ©. 33, 38. Im diefer ihrer Stellung haben bie ge: 
dachten Amtsträger feine geiftlichen Funktionen im eigentlihen Sinne wahrzunehmen. Allerdings 
ift ihnen mehrfach (fo 3. B. den General-Superintendenten in den 6 öftlichen, alten Provinzen, 
in Schleswig-Holftein, dem Landesbiihof in Nafjau, den Superintendenten in Rheinland und 
Weftfalen) die Ordination der Geiftlichen vorbehalten, diefe ift aber ebenfalls fein rein gottes- 
dienſtlicher, rein geiftliher Akt, vielmehr Liegt in ihr zugleich eine regimentliche Thätigkeit, nämlich 
| die Berufung zum geiftlichen Amt. 
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Was die Fatholifche Kirche betrifft, fo ift zunächſt an und für fich das Biſchofs-Amt ein 
geiftliches Amt im Sinne des $ 1. Dem Biichof fteht allerdings auch die äußere Leitung feiner 
Didcefe zu und infomweit ift fein Amt ein vegimentliches oder jurisdiftionelles. Andererfeits ift 
d.rjelbe aber auch der allgemeine Seeliorger feines Sprengels, welcher für denjelben alle Rechte 
des ordo und des magisterium wahrzunehmen hat, mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 40, 261, 308. 
Indeffen wird die Anwendbarkeit des $ 1 auf die Aenıter ſämmtlicher preußifchen Diöceſanbiſchöfe 
durch den 8 29 Abf 1 de3 Gef. modificirt (vgl. Anm. 4 u. 5 dazu), Die Weihbiſchöfe, welche 
in allen altpreußifchen Diöcefen vorfommen, und bei deren Ernennung durch den Papft der 
Staat auf Grund eines befonderen Nechtötiteld nicht mitzuwirken hat, haben gleichfall3 ein geifte 
liches Amt im Sinne des $1. Daß ihre Stellung als Amt anzufehen ift, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Zwar üben fie nur im Nuftrage und ftatt des Diöceſan-Biſchofs die MWeiherechte des— 
felben aus, aber immerhin hat ſich der Kreis der ihnen übertragenen Befugriffe feft firirt und fie 
find ferner in Preußen eine herföümmliche Inftitution geworden, deren fortdauernde Unterhaltung 
nad) der Bulle: De salute animarum v. 16. Juli 1821 (vgl. s. v. „inspeeiis autem“ u. „super 
publieis regni sylvis*) vom Staate übernommen ift. Mit demſelben Recht, wie die Stellung des 
bifchöflichen Vertreter in der Jurisdiktion, des General-Vifars (j. oben S. 42 Anm. 4), muß daher 
auch die des Weihbiſchofs als Amt betrachtet werden. Aber auch die Qualität: „geiftlich” wird 
dem letzteren beizulegen fein, da die dem Weihbiſchof zufommende Ausübung der Weiherechte, 3. B. 
die Ertheilung der Ordination, der Firmung, der Konfefration der Kirchen, ferner die Spendung des ' 
Bußſakramentes und die Abfolution von den dem Bifchof vorbehaltenen Nefervatfällen, die Feier der 
Pontifitalhandlungen für den Bifchof und die Ausübung der Predigt ftatt des legteren, vgl. mein 
Kirchenrecht, a. a. ©. ©. 178, 40, zweifellos dem Gebiet der geijtlihen Funktionen angehören. 
Veber die Schwierigkeit, welche bei der Anwendung der Vorſchriften des Geſetzes auf die Weihbiſchöfe 
entfteht, vgl. zu $ 15 Anm. 1. 

Desgleichen trifft für die Kanonikate der bifhöflichen Kirchen und des Kollegiatjtiftes zu 
Aachen, ſoweit für diefe nicht der $ 29 Abf. 1 des Gef. mit in Frage fommt, d. h. foweit fie der 
bifhöflihen Belegung unterliegen — und dies find alle in den fog. gleihen Monaten (Februar, 
April, Zuni, Auguft, Oktober und Dezember) zur Erledigung kommenden Stellen und die Gtelle 
des Dechanten, vgl. die citirte Bulle „v. Futuro autem tempore ac successivis“ — der 81 
gleihialls zu. Den Kanonikern liegt fraft ihres Amtes die Verpflichtung zur täglihen VBerrichtung 
des Gottesdienftes, zur Abhaltung der jog. Konventual-Meſſe und ferner zur Affiftenz bei dem die 
Pontifikalien celebrivenden Biſchofs ob (mein Kirchenrecht a a. D. ©. 83, 141, vgl. aud) Die 
Statuten des Kölner Metropolitan: Kapitel SI 2 ff. bei Hüffer, Forfchungen auf d. Gebiete des 
franz. u. rhein. K. R. Münfter 1863 ©. 350). Ihr Amt ift alfo ein geiftliches (ſ. übrigens auch 
g8 1125 ff., 1139 Zit. 11 TH. II. A. L. R.). Nicht minder gilt die$ von den an den einzelnen 
Domkirchen feftangeftellten Bitarien (dem mitunter fog. Domfaplänen), welde neben den Dom: 
beren die Pflicht zum Chordienft und zur Aushülfe in der Seelforge, z. B. zum Beichthören und 
Predigen haben (mein Kirchenrecht a. a. D. ©. 34), fodann von den Pfarrern, mögen fie eine 
rein geographifche oder perſonal beftimmte Parochie (f. z. B. ©. 46 lit. d — vgl. aber auch $ 29 
Abf. 2 —) leiten, ſowie endlich von den Aemtern, deren Inhaber zur Hülfsleiftung bei den den 
Pfarrern obliegenden Geichäften verpflichtet find, alfo der Kapläne, Vikare, Sacellane, 
PBrimiffare, und der außerhalb des Pfarrfiges refivirenden Bilare, Erpofiten, Lokaliſten, 
Lokal-Kapläne (f. mein SKirdenredt a. a. D. ©. 321 u. 323). Dagegen find die Aemter 
des General: Vifars und des Kapitelsverwefers, welche nur zur Ausübung der bifchöflichen 
Aurisdiftionsbefugnifje berechtigen (j. mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 213, 240), nicht geiftlihe Aemter 
im Sinne des Geſetzes. 

2) in einer Der chriſtlichen Kirchen. Chriftlihe Kirche bedeutet nicht jede Religionsgeſell— 
ſchaft, welche auf dem Boden des Chriſtenthums fteht, jondern nur ebenjo wie im Reih3-Str.=6.-B. 
$ 166, die oben S. 5 Anm. 2 gedachten privilegirten Kirchen. Das Wort: „hriftlich” Heißt alſo ſo— 
viel, wie: „die evangelifche und die römiſch-katholiſche Kirche” in Art. 15 der Verf.:Urk. Dal. 
Motive des Negier.-Entw. ©. 12: „Dagegen war der Entwurf auf die hriftlichen Kirchen zu bes 
fhränfen, da einerfeitS in Betreff der übrigen Religions-Gefellfchaften, mögen fie auch wie bie 
Quden u. A. mit Korporationsrechten auögeftattet fein, jedes praktiſche Bedürfniß fehlt und anderer: 


Gef. üb. die Vorbildung 2e. der Geiftlihen. &1. Anm. 1 6is 3. 103 


jeit3 bei Regelung der vom Staate über die Religions-Geſellſchaften zu übenden Auffichtsrechte Die 
Stellung nit unberücfichtigt bleiben kann, welche die verſchiedenen Religions-Geſellſchaften und 
deren Neligionsdiener im Staatsleben einnehmen. Gerade aber die bevorzugte und bedeutſame 
Stellung, welche das geiftliche Amt der hriftlichen Kirchen im Leben des Staates und des Volfes 
genießt, begründet ebenjo das Bedürfniß wie die Berechtigung der gejeglichen Regelung. Das 
geiftliche Amt in den chriſtlichen Kirchen trägt vermöge der Privilegien und bes befondern 
Rechtsſchutzes, mit welchen der Staat daffelde ausgeftattet hat, den Charakter eines öffentliden 
Amts. Die Geiftlichen genießen die Rechte der Beamten de3 Staats; die publica fides der von 
ihnen geführten Kirchenbücher und der daraus ausgeftellten Zeugniffe, dauert fort; ihre Amts—⸗ 
handlungen ftehen unter befonderem ftrafrehtlihen Schuß und Privatklagen gegen diefelben aus 
ihrem Amtsverhältwiß finden nur wie gegen Staat3diener ftatt. Sie befisen endlich eine Reihe 
perfönlicher Privilegien in Bezug auf das Abgabewejen und die Militairpflicht,“ (vgl. aber jet 
Anlage 1 zu diefem Gefet) „und zur Einziehung ihres Dienſteinkommens wird ihnen theils die 
abminiftrative Grekution, theils ein abgefürztes Nechtsverfahren (Mandatsprozeß) gewährt. Ja 
der Staat bethätigt feine Fürforge für das geiftliche Amt jelbft ſoweit, daß er, auch ohne rechtliche 
Verpflichtung, da mit feinen Mitteln helfend eintritt, mo die Gemeinden die congrua nicht aufzus 
bringen vermögen,“ und den Kommiffionsbericht, citirte Drucdjachen ($ 1 Arm. *) Ne: 144, ©. 6: 
„Grläuternd wurde im Laufe der Debatte noch hervorgehoben, daß der Geſetz-Entwurf fih nur 
auf die im Art. 15 der Verf.-Urk. benannte evangelifhe und Zatholifche Kirche beziehe. Andere 
Religionsgefelfhaften, auch wenn fie Korporationsrechte befigen, fallen nicht unter das Geſetz, 
welches ſich nur auf die geiftlihen Aemter beziehe, aljo auf jolche Klerifer, die auf Grund der 
Berfaffung der anerfannten Kirchen Amtsrechte üben.“ Die jomohl im Abgeordnetenhaufe als auch 
im Herrenhauſe geſtellten, S. 100 Anm.* mitgetheilten Amendements find verworfen worden, nachdem 
im erſteren vom Berichterſtatter Dr. Gneiſt darauf hingewieſen war, daß fachlich mit der Aenderung 
nichts gewonnen fei, weil wenn ein Zweifel darüber bejtände, ob die nicht privilegirten chriftlihen 
Religionsgeſellſchaften Kirchen im Sinne des Geſetzes jeien, dieſer nicht gehoben werde (jtenogr. 
Ber. S. 1515), und der Kultusminifter im Herrenhaufe bemerkt Hatte (ftenogr. Ber. d. Herrenhaujes 
&.459): „Ic bin nun auch der Meinung, daß nachdem die Verfajjung das weitergehende Gebiet 
erlangt hat, dies ſich aud) erſtreckt auf die nad) den Ereignifjen von 1866 erworbenen Landes⸗ 
theile, daß damit auch der Ausdrud: „evangelifche Kirche“ einen weiteren Sinn befommen hat, als 
er urſprünglich befaß . . . Man hat gejagt, eben jo gut fei es jtatthaft, diefe kirchlichen Geſtal— 
tungen“ (die evangeliſchen Landeskirchen der neuerworbenen Provinzen) „unter dem Ausdruck: 
„andere Religionsgeſellſchaften“ (vgl. Art. 15 d. V.-U.)“ zu bringen. Bei ſolchen ſachlichen Bedenken 
jcheint e3 doch um jo mehr empfehlensmerth, den Ausdruck „hriftliche Kirchen“ beizubehalten, da 
ſich derfelbe ebenfalls in unferer Geſetzgebung findet“ (ſ. $ 166 d. Reich3-Str.:6.:B.). 

Vebrigend gehören die Neformirten der Konfüberation in Niederfachien, der Gemeinden zu 
Braunschweig, Celle, Hannover, Göttingen, Münden und Büdeburg, welde nicht dem landesherr: 
lichen Kirchenregimente unterftehen, jondern einen eigenen, ſich jelbft regierenden Synodal-Verband 
bilden, f. die jegt geltende Kirchenordnung v. 14. September 1839, abgedrudt bei Dove, Samm: 
[ung d. wichtigeren neuen Kirchenordnungen, Zübingen 1565, ©. 312, und Hugues, die Kon: 
föderation der reformirten Kirchen in Niederſachſen, Celle 1373, ©. 101, gleichfalls zu den chrift- 
lichen Kirchen im Sinne des Geſetzes. (Vgl. außer der eitirten Schrift von Hugues nod 
Schlegel a. a. D. Bob. 2, ©. 140 ff.; Grefe, Hannovers Recht, Th. 1. ©. 248.) 

3) einem Deutſchen, d. 5. Demjenigen, welcher die deutſche Reichsangehörigkeit bejigt (ſ. oben 
8.46 Ann. 5), gleichviel ob der Betreffende von einer nicht deutſchen (von polnifcher, dänifcher, 
wallonifher u. |. w.) Nationalität ift, oder als Fremder erſt die Reichsangehörigkeit durch Natu— 
raliſation erlangt hat. Vgl. übrigens über den Erwerb und Verluſt der Reichsangehörigkeit das 
Geſ. v. 1. Juni 1870 (Bundes-Geſ.Bl. ©. 355, |. a. a. O. ©. 648 u. 657, ſowie Gef. v. 22. April 
1871 89, Reichs-Geſ.-Bl. ©. 89.) 

Nach diefer Vorſchrift ift alfo die Nothwendigkeit einer Naturalifation in Preußen, welche 
durch die Kab.-Ordres v. 17. Oktober 1847 u. 27. Januar 1862 (bei Vogt, a. a. O. BD. T. 
©. 283, reſp. Aktenſtücke d. evang. Ob.-Kirchenraths Bd. 5, ©. 245) vorgefchrieben war, fortgefallen. 
Zeder Unterthan eines deutschen Bundesitaates, mag er auch als Ausländer erſt in einem ſolchen 
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8. 2.) 

Die BER BEN des 8 1!) kommen zur Anwendung, gleichviel, ob das Amt 
dauernd oder widerruflich übertragen ?) werden oder nur eine Stellvertretung oder 
Hülfsleiftung?) in demfelben ftatthaben fol. Iſt Gefahr im Verzuge,) fo fann 
eine Stellvertretung oder Hülfsleiftung einftweilen und vorbehaltlid) des Einſpruchsꝰ) 
der Staatsregierung angeordnet werden. 


die Naturalifation erlangt haben, kann nunmehr in Preußen ein geiftliches Amt erwerben. Das 
Miniſt-Reſk. v. 25. Februar 1851 (Beiträge z. preuß. KR. Heft 1, ©. 56) iſt ebenfalls bejeitigt. 
Wenn dafjelbe die dauernde Berufung von ausländiichen Geiftlihen auf katholiſche Kirchenämter 
des Inlandes zwar für ftatthaft, aber andererjeits die Ausweifung derfelden, jofern fie nicht Die 
Aufnahme in den preußifchen Unterthanen Verband nachgeſucht haben, für zuläffig erklärt, To 
ift die letztere Befugniß jegt gegenüber den Angehörigen des deutfchen Reiches aufgehoben, da: 
gegen trifft das erftere für Ausländer (Nichtdeutjche) nicht mehr zu, weil dieſe überhaupt vom 
Erwerbe geiftliher Aemter ausgefchloffen find. 

+) übertragen werden, d. h. das Amt foll weder ohne die im Geſetze vorgeſchriebenen Vor— 
ausfegungen erworben werden fünnen (ſ. auch $ 17), noch dürfen die geiftlichen Dberen die ihnen 
bei der Uebertragung zufommenden Befugnifje, gleichviel ob ihnen die freie Verleihung des Amtes 
zufteht oder die legtere durch Patronatrechte, Wahlrechte der Gemeinden u. ſ. w. beſchränkt ift, 
den Vorſchriften des S$ 1 zumider ausüben. 

Die Gewährung des fog. landesherrlichen Tiſchtitels, d. h. des für die Erlangung der 
höheren Weihen erforderlichen, ficheren Unterhaltes feitens des Staates (mein Kirchenrecht Bd. 1, 
©. 72), welche in einzelnen Didcefen, z. B. Limburg, Fulda, vorkommt, ift allerdings nicht Weber: 
tragung eines Amtes. Der Tifchtitel bereitet aber die Anftellung in einem jolhen vor. Er ermöglicht 
dem Kandidaten die Erlangung der dafür nöthigen Ordination und fichert diefem die Suftentation 
bi3 zur Anftellung und bis zum Genuß eines Amtseinfommens. Deshalb kann er nicht an Per: 
fonen, welche überhaupt fein Amt und Beneficum erwerben fünnen, verliehen werden, und es 
fommen daher für feine Gewährung die VBorichriften des S 1 zur Anwendung. 

5) wiſſenſchaftliche Morhildung nad) den Vorſchriften dieſes Gefehes, ſ. SS 4 bis 14; 
vgl. aber auch 88 26 u. 27. 

6) kein Einfprud) von der Atantsregierung. Dieſen regeln 88 15 bis 17, 28. 

$ 2. *) Unverändert nad) der Neg.: Vorlage. Das Herrenhaus hat das Amendement des 
Grf. Udo zu Stolberg, hinter den Worten: „oder mwiderruflih” die Worte: „oder als eine 
Stellvertretung oder Hülfsleiftung übertragen werden fol“ einzufchalten und die Worte: „über: 
tragen werden” bis „ftatthaben ſoll“ zu ftreichen, verworfen, ftenogr. Ber. S. 467, 468. 

ı) Nie Morfihriften Ars S 1. Da die betreffende Perfon die Reichsangehörigfeit, ferner 
die vorgefchriebene wiſſenſchaftliche Bildung beſitzen und fein Einſpruch erhoben fein muß, wird 
(j. Regier.-Motive S. 17) „verlangt für jede Thätigkeit im geiftlihen Amt, nicht nur für die Defi- 
nitive Anftellung... Es ift dies nothwendig, um die Umgehung des Gejeßes zu verhüten. Der 
Mangel einer gleichen Vorſchrift in dem oben citirten badifchen Gefeke hat fich dort empfindlich 
geltend gemadt.” Der $ 9 deff. (ſ. oben ©. 55 Anın. 4 zu $ 5) verordnet: „Die Kirchenämter 
fönnen nur an foldhe vergabt werden, weldhe das badifche Staatsbürgerrecht bejigen oder erlangen 
und nicht von der Staatsregierung unter Angabe des Grundes als ihr in bürgerlicher oder poli— 
tifher Beziehung mißfällig erflärt werden. Die Zulaffung zu einem Kirchenamt iſt regelmäßig 
durch den Nachweis einer allgemeinen wiſſenſchaftlichen Vorbildung bedingt,“ trifft alfo nur die 
dauernde Verleihung der Kirchenämter, und gewährt damit den geiftlichen Behörden die in Baden 
praktiſch benutzte Handhabe, das Gefe durch blos proviforishe Anftelungen zu umgehen (vgl. 
ftenogr. Ber. d. Herrenh. ©. 470, 472). 

2) dns Amt dauernd oder widerruflich übertragen. Darunter find alle denkbaren Arten 
der Mebertragung begriffen, nämlich die dauernde Uebertragung eines feiten Amtes, eines Bene: 
ficiums (f. oben ©. 100), der regelmäßige Fall, ferner die nur widerrufliche Uebertragung eines 
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Amtes der letzteren Art, welche in neuerer Zeit troß der entgegenftehenden Vorſchriften des ka— 
nonifchen Rechtes in einzelnen preußifchen Diöcefen beinahe zur Regel geworden ift, endlich die 
widerrufliche Uebertragung eines ſolchen Amtes, welches, wie die Suffurfal: und Miffions-Pfarreien 
feinem firchlichen Charakter nach nur in diefer Weiſe vergeben werden kann. 

3) Sfelluerfretung oder Hülfsleiftung. Hier handelt e3 fi im Gegenfaße zu den Fällen 
der Anm. 2 um die Vornahme geiftlicher Handlungen Fraft einer proviſoriſchen, aushülfeweijen 
Stellung, alfo nicht um ein Aınt, deſſen Träger derartige Dienfte zu leiften hat (f. oben ©. 101 Anm. 1). 
Das ergiebt namentlich der letzte Satz des 8. 

Unter Stellvertretung ift die Ausübung der Rechte des Amtes für den Amtsinhaber in vollen 
Umfange gemeint; fie fommt namentlich bei Pfarr-Aemtern vor, folange die erledigte Stelle noch 
nicht wieder befegt oder wenn der Pfarrer abweſend oder zur Fortführung feines Amtes phyſiſch 
unfähig geworden ift. Die Hülfsleiftung bedingt ihrem Begriffe nad), daß der eigentliche Amts— 
träger feldft fungirt und dabei nur die unterftügende Thätigfeit eines Anderen fonfurrirt. Es 
handelt fich alfo hier um Geiftliche, welche, wie die Hülfspriefter, Hülfsprediger, gewiſſe Geſchäfte 
neben dem Amtsträger und unter deffen Leitung vollziehen. Daß diefe bei der Amtshandlung, 
welche fie vornehmen, den letzteren gleichfalls vertreten, liegt auf der Hand. Dennoch läßt ſich 
die Stellvertretung von der Hülfleiftung deshalb fondern, weil die erftere in dem vorhin dar: 
gelegten Sinne niemals eine Hülfsleiftung ift. Ihre hauptſächlichſte praktifche Anwendung findet 
die Beftimmung des Gefehes auf die Anftellung von Pfarr-Vikaren, Pfarr-Verweſern, Pfarr: 
Adminiftratoren, Koadjutoren, ferner von Adjunften, Kaplänen, Pfarrgehülfen, Cooperatoren (vgl. 
über diefe Richter: Dove K.R. 88 143, 160; mein Kirchenreht a. a. D. ©. 318). 

82 bezieht ſich auch auf folhe Fälle, wo die Stellvertretung oder Hülfsleiftung nur eine ein: 
malige oder von furzer Dauer fein fol (3. B. auf die Vertretung eines plötzlich verhinderten oder 
auf wenige Tage verreiften Geiftlichen). Das Amendement Stolberg (Anm. *) wollte dieſe Fälle 
ausnehmen, ift aber abgelehnt. 

9 Gefahr im Merzuge, d. 5. wenn die Nothwendigfeit einer Stellvertretung oder Hülfs— 
Veiftung nicht vorherzufehen war und mit der geiftlihen Handlung nicht gewartet werben kann 
(3. B. Ertheilung des von einem Schwerfranten begehrten Abendmahls, Vornahme der Trauung, 
wenn alles für die Hochzeitsfeier angeordnet ift und für den Geiftlichen ein Hinderungsgrund fo 
plößlich eintritt, daß die Hochzeitsfeier ohne Gefährdung der Interefen der Betheiligten nicht mehr 
verfchoben werden kann). In folhen Ausnahmefällen ceffirt die Pflicht, die für die Erhebung des 
Einſpruchs vorgefchriebene Frift (vgl. 88 15, 17) mit der Webertragung der Stellvertretung oder 
Hülfsleiftung zu warten; es darf aber mit einer folden nur ein Geiftlicher, welcher nad den 
fonftigen Beftimmungen des $ 1 fähig ift, betraut werden. Ferner ift die Anzeige einer ſolchen 
Deputirung an den DOber-Präfidenten erforderlich, weil das Einfpruchsrecht immer vorbehalten ift, 
und der lettere daher behufs Ausübung deffelben Kenntniß von derartigen Fällen erhalten muß 
(vgl. auch die folgende Anm.). y 

Etwaige Weiterungen, welche aus diefer zur Verhütung von Untgehungen des $ 1 nothmwendigen 
Vorſchrift hervorgehen, werden fich fehr einfach dadurch vermeiden laffen, daß ſolchen Geiftlichen, 
neben denen nicht dauernd Hülfsgeiftliche fungiren, ein für alle Mal auf eine beftinnmte längere Zeit- 
periode ein oder mehrere benachbarte Amtsbrüder für Verhinderungsfälle unter Beobachtung der 
Anforderungen des Gefeßes jubftituirt werden. 

5) norhehaltlicd; des Einfpruchs, Vgl. vorige Anm. Der Einſpruch, welcher in einem 
folhen Fall unter analoger Anwendung der Vorschriften des $ 15 Abſ. 3 innerhalb 30 Tagen nad 
dem Eingange der amtlichen Anzeige geltend zu machen ift, kann nur die Wirkung haben, die Bor: 
nahme von geiftlichen Funktionen für die Folgezeit auszufchließen, bez. ftrafbar zu machen. Bon 
praftifher Bedeutung ift dies nur dann, wenn die angeordnete Stellvertretung, 3. B. die beint 
Abfterben des Amtsinhabers wegen Gefahr im Verzuge ftattgehabte Beftellung des Vikars, für 
eine längere zufünftige Zeit Folgen äußert, nicht aber, wenn es fih um die Deputirung zu einem 
einmaligen oder auch mehreren Gejchäften Handelt, welche beveit3 erledigt find. Mit Rückſicht 
darauf entſteht die Frage, ob der Ober-Präſident, welcher gegen die beauftragte Perſon Einſpruch 
zu erheben berechtigt war, letzteren hinterher in der Weiſe geltend machen darf, daß er die Depu— 
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&. 3.°) 
Die Vorschriften des 8 1 kommen, vorbehaltlich der Beitimmungen des 
8 26,') auch zur Anwendung, wenn einem bereits im Amte (& 2) ftehenden 
Geiftlihen?) ein anderes geiftliches Amt übertragen?) oder eine widerrufliche Ans 
ftellung in eine dauernde verwandelt?) werden Joll. 


tirung diefer Perfon für alle zufünftige Fälle unterfagen kann. Dies muß verneint werden. Denn 
das Gefeß Kennt feinen allgemein, für die Zukunft wirkenden Einſpruch, vielmehr nur einen jolden, 
welcher in einem gewiffen gegebenen Fall die. Mebertragung eine3 beftimmten Amtes oder ber 
ſtimmter geiftlicher Funktionen hindert (. 88 1, 15, 17). Die Gewähr gegen doloſe Benußungen 
der in Rede ftehenden Ausnahmebeftimmung zur Umgehung des $2 liegt in den Worten: „ft 
Gefahr im Verzuge“. Von dem Vorhandenſein einer ſolchen fann dann nicht die Nede jein, wenn 
die Nothwendigfeit einer Stellvertretung längſt hervorgetreten ift. Mird z. B. einem altersſchwachen 
gebrechlichen Pfarrer deshalb kein dauernder Gehülfe beſtellt, weil der geiſtliche Obere Einſpruch 
gegen die von ihm in Ausſicht genommene, dem Domicil des Pfarrers nahe wohnende Perſön— 
lichkeit fürchtet, und dieſe für alle plötzlich verlangten geiftlihen Funktionen (legte Delung, Kranken: 
Kommunion u. ſ. m.) ſtets für einzelne Fälle deputirt, jo findet hier die Ausnahme des Schlußſatzes 
des $ 2 feine Anwendung. 


8 3. *) Die Worte: „vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 26° find von der Kommiffion 
eingefchaltet worden (Konmifj.-Ber. ©. 7). 

1) vorbehaltlich Der Beftimmungen des 8 26, vgl. die Anmerkungen zu diejem 8. 

2) einem bereits im Amte ($ 2) ftehenden Geiftlichen, gleichviel ob diefem fein bisherige? 
Amt dauernd oder widerruflich übertragen worden ijt. Dies ergiebt das Citat $ 2 zu „Ant. 

3) ein auderes geiſtliches Amt übertragen, aljo bei jeder Verſetzung in ein anderes Ami 
im Sinne des $ 1 (f. S. 100 Anm. 1) oder bei widerruflicher Uebertragung eines andern ftatt des 
biöherigen, mag dieſes letztere dauernd oder auf Widerruf verliehen geweſen jein. 

Für die Regel wird in diefen Fällen von den im $ 1 enthaltenen Beltimmungen nur die Bor 
fchrift über das Einſpruchsrecht praftifch werben, denn die Keichsangehörigkeit und die erforderlich) 
wiffenfchaftliche Vorbildung des ſchon in der einen oder andern Art in Preußen angeftellten Geift 
lichen muß bereitS bei der erften Anftellung vorhanden geweſen und feftgeftellt jein. In vollen 
Umfange kommt aber der $ 1 dann zur Anwendung, wenn der betreffende Geiftliche bisher ei 
Amt außerhalb Preußens verwaltet hat. | 

%) eine miderrufliche Anftellung in eine Annernde verwandelt werden foll. Hie 
handelt es ſich um die dauernde Uebertragung des bisher von dem Geiftlihen widerruflid inne 
gehabten Amtes, während in den Fällen der Ann. 3 entweder eine Verſetzung oder beim Ver 
bleiben des Geiftlichen an demjelden Orte doch die Mebertragung eines andern Amtes voraus 
gejegt wird. 

Eine ausdrückliche Beftimmung darüber, ob der $ 1 aud Anwendung findet, wenn ein ſchon 
angeftellter Geiftlicher mit einer Stellvertetung betraut werben ſoll, enthält der $ 3 nid 
Daraus kann aber nicht hergeleitet werden, daß für biefen Fall der 5 1 -ceffint. Der 
felbe enthält in Verbindung mit 8 2 den allgemeinen Grundſatz, daß bei jeder Nebertragun 
von geiftlihen Funktionen, fei diefe eine dauernde, oder eine widerrufliche oder nur eine ſtel 
vertretende oder aushelfende, beſtimmte Erfordernifje vorliegen müſſen, namentlich aud) das Ein 
fpruchsrecht der Staatsregierung zu wahren ift. Der $ 3 exemplificirt diefes Princip — um einei 
etwaigen Zweifel vorzubeugen — auf die in Anm. 3 beſprochenen Fälle. Hinfichtlich der Stell 
vertretung und Hülfsleiftung war dies aber bei der ganz generell lautenden Vorfchrift des $ 2 nid 
erforderlich. Ihre Faffung geftattet eine Neftriftion auf die bisher noch nicht angeftellten, be 
noch nicht zu Stellvertretungen oder Hülfgleiftungen verwendeten Geiftlichen nicht. Wenn ferne 
das Einſpruchsrecht für jeden einzelnen Fall, gleichviel od es ſich ſchon um eine früher in Trac 
gefommene Perſönlichkeit handelt oder nicht, gewährt ift, jo beruht dies offenbar darauf, daß b 
einer fpäteren andermweitigen Verwendung Gründe zum Einſpruche vorhanden jein können, meld 
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I. Borbildung zum geiftlihen Amte. )) 
8. 4.*) 

Zur Bekleidung eines geiftlichen Amts ') ift die Ablegung der Entlaffungs- 
rüfung?) auf einem Deutfhen Gymnafium,?) die Zurücdlegung eines dreijährigen 
heologischen Studiums auf einer Deutfchen Staatsuniverfität, *) ſowie die Ablegung 
iner wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung?) erforderlich. ®) 


rſt in der Zwiſchenzeit entftanden find. Dies trifft aber ſowohl für die Anftellung im Amte wie 
uch für die bloße Vertretung und Hilfsleiftung in demfelben gleichmäßig zu. Bon der entgegen: 
eſetzten Auffaffung ift offenbar der Regierungsfommiffar (Kommiſſ.-Ber. ©. 35 u. ftenogr. Ber. des 
[dgeordnetenh. S. 1626) ausgegangen, wenn er erklärt hat, daß das Geſetz nicht auf folde Fälle 
Inwendung findet, wenn ein  arrer oder Kaplan defjelden aushülfeweife einzelne Handlungen 
it Grlaubniß des Fompetenten Pfarrers im Bezirke des leyteren vornehme M. E. ift dies nur 
eftattet für den Fall, daß Gefahr im Berzuge vorliegt. 

') II. Vorbildung zum geiſtlichen Amte. Die Reg.-Motive bemerfen zu diefem Abjchnitt 
5. 17): „In der Forderung einer gründlichen und umfaffenden Bildung für die Kandidaten des 
eiftlihen Amts ftimmen Staat und Kirche im Allgemeinen überein. Gleichwohl hat der Staat 
inter allen Umftänden diejenige Fürforge zu treffen, die von feinem Standpunkte aus, wie oben 
argelegt worden, als dringend geboten fi) darftellt. Der Staat hat daher einerfeit3 jein Augen: 
nerk darauf zu richten, daß die Geiftlichen eine genügende allgemeine wiffenfhaftlide Bil: 
ung erhalten, die am beiten gegen eine einfeitige und befangene Richtung bewahrt, und anderer 
eits hat er dafür zu forgen, daß ihnen nicht eine Erziehung gegeben werde, die eine jelbftftändige 
Sharakter » Entwidelung unmöglich macht oder gar zur Folge hat, daß ihnen die Aufgaben und 
interefjen des Staats, dem fie angehören, gleichgültig, vielleicht ſogar als zu befämpfende er: 
cheinen. — Bluntſchli, Allgemeines Staatäreht ©. 561. — Diefen wichtigen Interefjen Des 
Staates fuhen die Beftimmungen des Abfchnitts IL. zu genügen, indem fie: 1) die Ablegung des 
Kbiturienten: Gramens bei einem deutfchen Gymnafium unbedingt ($ 4), und 2) ein dreijähriges 
heologifches Studium auf einer Staat3-Univerfität der Regel nad) fordern, 3) ein Studium an 
en beftehenden Firchlihen Seminarien aber nur dann als Erfaß gelten laffen, wenn fie nach ihren 
Sinrichtungen und ihren Lehrkräften den Anforderungen der. entjprechenden Staatsanitalten ge: 
rügen ($$ 4, 6, 11), 4) die ſämmtlichen kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Geiftlichen 
uf den verfchiedenen Stufen dienen, der geordneten Staatsaufficht unterftellen ($ 9), die Neu: 
richtung von Sinaben » Seminarien und Knaben: Konvikten aber, fowie die Aufnahme neuer Zög: 
inge in die beftehenden Anftalten diefer Art unterfagen ($ 14), und 5) endlich die Ablegung einer 
viffenfchaftlichen Staatsprüfung anordnen (5 4 u. 8). 

8 A. *) Unverändert nad) der Negier.: Vorlage. Verworfen find im Abgeordnetenhaufe 
|) da3 Amendement Dr. Brüel, die Worte: „ſowie die Ablegung einer wiffenfhaftlichen Staats: 
rüfung“ zu ftreichen (ftenogr. Ber. ©. 1530), 2) der Antrag Dr. Glafer, dem $ 4 folgenden 
Zufag zu geben; „Als Profefjoren in den theologifchen Fakultäten dev preußiihen Staats-Uni— 
yerfitäten ſollen je nad) der Konfeffion, für welche die Fakultät beftimmt ift, nur Mitglieder der 
vangelifchen, beziehungsweife der evangeliſch-lutheriſchen, der evangelifch-reformirten oder römiſch— 
atholifhen Kirche angeftellt werden, und gegen deren Anftellung von der zuftändigen Firchlichen 
Stelle fein Einſpruch erhoben worden ift. WS zuftändige kirchliche Stelle gilt für die evangelis 
hen Fakultäten der Univerfitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle und Bonn ber 
Oberkirchenrath zu Berlin, für die evangelifch = lutherifche Fakultät der Univerfität Kiel das Kon: 
iftorium zu Kiel, für die evangeliſch-lutheriſche Fakultät dev Univerfität Göttingen das vereinigte 
Rollegium des Landes-Konfiftoriums und Landes-Synodal-Ausjchuffes zu Hannover, für die evans 
geliiche Fakultät der Umiverfität Marburg das Konfiftorium des Negierungs = Bezirkes Kaſſel, für 
ie Fatholifchen Fakultäten der römiſch-katholiſche Bilhof der Diöceſe“ (a. a. D. ©. 1530), endlich 
3) der Antrag Dr. Brüel, nad) dem $ 4 einen neuen $ 4a einzujchalten, folgenden Inhalts: 
‚Als Profefforen in preußischen theologischen Fakultäten follen je nad) der Konfeſſion, für welche 
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die Fakultät beftimmt ift, nur Mitglieder der evangelifchen, beziehungsweife evangeliich-lutherijchen 
oder römisch-Tatholifchen Kirche angeftellt werden. Auch foll vor jeder Anftellung die zuftändige 
firhliche Stelle darüber gehört werden, od aus kirchlichen Gründen Bedenken gegen die Anftellung 
zu erheben find, und die Anftellung foll unterbleiben, wenn die Firchliche Stelle erklärt, daß fie den 
zu Berufenden aus firhlichen Gründen für einen geeigneten Univerfitätslehrer der Theologie ihrer 
Konfeffion nicht erachtet“ (a. a. DO. S. 1530). Am Serrenhaufe find gefallen 1) das den erft: 
gedachten Briüel’schen Antrag miederholende Amendenent des Grafen v. Kraſſow, 2) der An: 
trag des Ieteren, dem $ 4 folgenden Zufag zu geben: „Die Staatsregierung Tann zu den theo- 
logiihen Eramen der Kandidaten einen der betreffenden Konfeffion angehörenden Kommiſſarius 
fommittiren, welcher berechtigt ift, fih an der Prüfung zu betheiligen. Die Prüfung ift öffentlich“; 
5) ein weiteres Amendement defjelben, dem $ 4 einen neuen $ (4a) hinzuzufügen: „An den 
theologifchen Fakultäten der Landes = Univerfitäten find Profefforen für die in der Fakultät zu 
lehrenden Fächer in genügender Anzahl anzuftellen. Bor jeder Anftellung ift die zuftändige fird) 
liche Behörde darüber zu hören, ob aus Firchlichen Gründen Bedenken gegen den Anzuftellenden 
obwalten, und unterbleibt die Anftellung, wenn die kirchliche Behörde erflärt, daß fie den zu Be: 
rufenden aus kirchlichen Gründen für einen geeigneten Univerfitäts:Lehrer der Theologie ihrer Kon: 
fejfion nicht erachtet. — Wenn Profefforen der theologifhen Fakultäten während ihrer Amtsführung 
aufhören Mitglieder der betreffenden Kirche zu fein, fo find andere, welche derfelben angehören, für 
die entfprechenden Fächer zu berufen. Daffelde gilt, wenn die zuftändige Kirchen» Behörde einen 
Profefjor der theologifhen Fakultät, nachdem fie demfelben vollfiändiges Gehör gewährt, aus 
firhlichen, nach der Anftellung eintretenden Gründen für nicht mehr geeignet zum Univerfitäts: 
Lehrer der Theologie ihrer Konfeffion erklärt. — Als zuftändige Kirchen: Behörde gilt für Die 
evangelifchen Fakultäten das Konfiftorium der Provinz, im welcher die Univerfität liegt, welches 
zu dem Zweck durch einen Ausfchuß der Provinzial: Synode, fofern eine folche befteht, verjtärki 
wird, für die Fatholifchen Fakultäten der römiſch-katholiſche Bischof der Didcefe. — Ein gleiches 
Recht fteht den gedachten kirchlichen Behörden rücfichtlich der Berufung der Religionslehrer an den; 
jenigen Gymnaſien zu, welche einen fonfeffionellen Charakter haben“ (ftenogr. Ber. d. Herrenh 
©. 476, 480 u. Drudf. des Herrenh. Nr. 137). 

') Zur Bekleidung eines geiſtlichen Amtes. Darunter ift auch die Stellvertretung unt 
Hülfsleiftung in einem folhem zwar nicht dem Wortlaute aber der Struftur des Gejeßes nach be: 
griffen. $ 1 ftellt die wiffenfchaftliche Vorbildung als nothwendiges Erfordernig hin, welches in 
88 4 ff. näher fpecialifirt wird. Da $ 2 die Vorfchriften des $ 1 auf die eben gedachten Stel: 
lungen für anwendbar erklärt, jo ift damit folgemweife auch die Geltung der 88 4 ff. ausgeſprochen 

2) Entlaſſungsprüfung, d. h. die die Neife für Univerfitätsftudien feftftellende Prüfung, für 
welche felbftverftändlich die geltenden Vorfchriften des betreffenden Bunvdesftaates, dem das Gym: 
nafium angehört, maßgebend find. Für Preußen fommt in Frage die Kab.-Ordre v. 25. Juni 
1834 nebft Reglement für die Prüfung der zur Univerfität abgehenden Schüler v. 4. Jumi 1534 
v. Kampk, Annalen d. preuß. inner. Staatsverwalt. Bd. 18, S. 375, mit den jpäteren Ergän: 
zungen und Abänderungen abgedrudt in der Schrift: Das preuß. Abiturienten » Prüfungs - Negle: 
ment v. 4. Juni 1534. 2. Aufl. Berlin 1869. x 

3) deutſchen Gymnaſtum, auf einer die allgemeine Borbildung für die Univerfitätsftudier 
gewährenden Anftalt, welche fi in einem deutſchen Bundesftaate befindet und unter ftaatlichen 
Dber-Leitung und Kontrole fteht. Nein private Anftalten, wenn fie auch diefelben Ziele, wie Di 
Gymnaſien verfolgen follten, find feine Gymnaften im Sinne des Geſetzes, wie fie denn auch nid) 
das Necht haben, daß bei ihnen die vorgefchriebene Entlaffungs-Prüfung abgehalten werden kann 

) deutſchen Staatsuniverſität. Der Ausdruck ift nicht identisch mit dem im $ 1 des Gef 
über d. jur. Prüfungen zc. v. 6. Mai 1869 (G. ©. ©. 656: „Univerfität, an welcher in deutjche: 
Sprache gelehrt wird.) Es find hier nur die Hochſchulen der einzelnen Bundesftaaten gemeint 
(Dal. Erklärung des Neg.-Kommiffars in der Kommiffion, Kommifj.:Ber. ©. 22: „daß mo in diefen 
Geſetz von deutfchen Einrichtungen die Rede, das Gebiet des heutigen deutjchen Reichs im politifchen 
Sinne gemeint ſei“; ſ. auch ftenogr. Ber. des Abgeordnetenh. ©. 1555.) Mithin bleibt für Di 
evangelifhen Theologen ein Studium auf den Schweizer Univerfitäten, Bern, Bafel und Zürich 


Gef. üb. die Vorbildung ze. der Geifilihen. 84. Anm. 4 bis 6. 109 


iv die katholiſchen auf den öſterreichiſchen Univerfitäten, z. B. Wien, Innsbruck, Prag, an wel: 
jen allen in deutfcher Sprache gelehrt wird, für die Erfüllung des Trienniums außer Betracht. 

Der Staatsuniverfität fteht gleich) jede andere Univerfitäts-Anftalt, welcher, wenngleich fie 
icht Univerfität im eigentliden Sinne ift, doc hinſichtlich des theologiihen Studiums diefelben 
echte vom Staate beigelegt worden find, fo 3. B. die theologijch = philofophiihe Akademie zu 
ſünſter. 

Die Anm. *) mitgetheilten Amendements Glaſer, Brüel (3) und Grf. Kraſſow (3) bezweckten 
en Kirchenbehörden einen weitgehenden Einfluß auf die Anſtellung der theologiſchen Profeſſoren zu ge— 
en. Den berechtigten Gedanken, welcher diefen Anträgen zu Grunde liegt, hat der Kultusminifter 
tenogr. Ber. des Herrenh. ©. 479) dahin zum Ausdrud gebracht: „Anzuerfennen bleibt allerdings, daß 
yenn der Staat genöthigt ift, ein Univerfitätsftudium vorzufchreiben, und nur in gewiſſen Fällen, 
jie es der $ 6 beifpielöweife zeigt, diefes Univerfitätsftudium durch ein anderes Studium erjeken 
ißt, er demjenigen, den er dazu nöthigt, auch die Möglichkeit gewähren muß, die Lehre jeiner 
ivche in der Weife entgegenzunehmen, wie fie das Drgan der Kirche vorfchreibt. Aber, m. S., 
er Modus, wie das gejchehen fol, und in welchem Maße, ob er neben einer derartigen Lehre, 
amentlich was die evangelifche Kirche betrifft, in der verſchiedene Richtungen neben einander be— 
tehen, im SIntereffe der Wiffenfchaft berechtigt ei, auch andere Geſichtspunkte entiprechend zur 
jeltung bringen zu dürfen, ift eine Frage, die einer detaillirten Erörterung bedarf und ſich nicht 
it ein paar allgemeinen Säßen abthun läßt", indem er überdies hervorhob (a. a. O. ©. 478), daß 
ie bezüglichen Beftimmungen in das Unterrichtögefeg und in die Statuten der einzelnen Univer— 
täten gehörten. 

Was den gegenwärtigen Stand diefer Frage betrifft, jo hat in Betreff der theologijhen Fa— 
ultäten der ſechs altpreußiſchen Univerfitäten der Ober-Kirchenrath ein Recht der gutadhtlichen 
leußerung vor der Anftellung der ordentlichen und außerordentlichen Profefjoren, jo weit es ſich 
m Lehre und Bekenntniß derjelben handelt, Kab.-Drd. vom 5. Februar 1855 u. Refjort-Regle- 
vent für die evangel. Kirchen-Verwaltung v. 1857 i. d. Aktenſtücken d. evang. Ob. Kirchenraths 
zd. 2 ©. 138, und wenn auch hinfichtlid) der übrigen preußischen Univerfitäten ein jolches Recht 
cchliher Behörden nicht befteht, jo liegt doch bei der Verfchievenartigfeit der Richtungen, welche 
? der Gejammtheit der deutſchen proteftantifchen Fakultäten vertreten find, nicht die mindeſte Ger 
ahr vor, weldhe Anträge, wie Die verworfenen, rechtfertigen Fünnte. 

In den Fatholifch-theologiishen Fakultäten Preußens (alfo Bonn, Breslau und Münfter) 
arf „Niemand angeftellt und zur Ausübung des Lehramtes zugelafjen werden ohne vorhergegangene 
tückfrage bei dem bifchöflichen Stuhle“ und diejer joll berechtigt fein, „wegen erheblicher die Lehre 
der den Lebenswandel des in Vorſchlag Gebrachten betreffenden Bedenfen die Anftellung oder 
Zulaſſung defjelden abzulehnen“ (Bonner u. Breslauer Statuten, ſ. Darlegung des Berf. d. 
reuß. Negier. geg. d. Erzbifch. v. Köln. Berlin 1838. Beilag. ©. 27 u. Friedberg, Ioh. 
Bapt. Balker. Leipzig 1873 ©. 30). Außerdem ftehen auch den Fatholifchen Theologen noch die 
Iniverfitäten zu München, Würzburg, Tübingen und Freiburg i. B. offen. 

5) miffenfrhaftlicyen Staatsprüfung, vgl. 88. Uebrigens ift die K. D. vom 30. Juni 1841 
G. S. ©. 139), wonach 3 Semefter auf einer preußifchen Univerfität zugebracht werden müſſen, 
etzt bejeitigt. 

6) erforderlich. Was die Einwirkung diefes $ auf den bisherigen Zuftand betrifft, jo führt 
erfelbe hinfichtlich der evangelifchen Theologen, welche bisher ſchon das Abiturienten-Gramen 
blegen und das Triennium auf der Univerfität abjolviren mußten (Sacobfjon, 8. R. ©. 352; 
iv Hannover V. betr. d. theol. Prüfgen. 2c. vom 4. Mai 1368. $ 2, G. S. ©. 473; für Kurhefien, 
züff a. a. O. ©. 244 ꝛc.; für d. Konfiftor.:Bez. Wiesbaden Verfüg. v. 27. April 1869. $ 5, 
gem. Kirchenbl. Zahrgang 1869. ©. 313; für Schleswig-Holftein Bekanntm. d. Konfift. vom 
. Auguft 1869. $3; a. a. O. ©. 684), als etwas Neues die wiſſenſchaftliche Staatsprüfung ein. 
Nit Rückſicht auf die Vorfchrift des S 27 (f. Anm. 1 dazu) wird aber diefe Neuerung von gerin: 
em Belang fein. 

In Betreff der Fatholifchen Kirche galt früher der $ 61 Tit. 11 Th. IA. 2. R., daß Niemand 
Ihre vorhergegangene genaue Prüfung feiner Kenntniſſe zu einem geiftlichen Amte gelafjen werden 
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85) 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ') ift ermächtigt, mit Rückſicht 
auf ein vorangsgangenes anderes Univerfitätsftudium,?) als das der Theologie, 
oder mit Rückſicht auf ein an einer außerdeutichen Staatsuniverfität ?) zurüdgelegtes 
Studium, oder mit Rückſicht auf einen fonftigen, befonderen Bildungsgang ?) von 
dem vorgejchriebenen dreijährigen Studium?) an einer deutichen Staatsuniverfität 
einen angemefjenen Zeitraum zu erlafjen. 6) 








follte, in Verbindung mit der Dienftinftruftion für die Konfiftorien v. 23. Ditober 1817. 84 Nr. 5 
(6. S. ©. 237), wonach dem Ober-Präſidenten die Beauffihtigung der von den geiftlichen Bes 
hörden abgehaltenen Prüfungen übertragen war. In der oberrheinifchen Kirchenprovinz, ſoweit 
die dazu gehörigen Länder 1866 an Preußen gekommen find, kam in Frage und zwar für Kurs 
heſſen das gemeinfame Edikt v. 30. Sanuar 1830 $ 25: „Ein jeder der vereinten Staaten wird, 
wo dieſes nicht bereits jtattfindet, für die zwermäßige Bildung der Kandidaten des Fatholijchen 
geiftlihen Standes dadurch forgen, daß entweder eine Fatholifch-theologische LZehranftalt errichtet und 
als Fakultät mit der Landesuniverfität vereinigt werde, oder daß die Kandidaten nöthigenfalls 
aus dem allgemeinen Fatholifchen Kirchenfond der Diöcefe unterftüßt werden, um eine auf dieſe 
Art eingerichtete Univerfität der Provinz befuchen zu können“; 829: „In jeder Didcefe wird: 
jährlich von einer durch die Staats- und bifchöflihen Behörden gemeinſchaftlich anzuordnenden 
Kommiffion eine Konfursprüfung mit denjenigen Geiftlichen vorgenommen, welche zu einer Pfarrei 
oder ſonſt einer Kirchenpfründe befördert werden‘, in den übrigen Theilen aber der das er: 
mwähnte Edift modificirende Erlaß vom 1. März 1853 87: „Sn jedem der vereinten Staaten 
wird die Einrichtung getroffen werden, daß Die Kandidaten des Fatholifchen geiftlichen Standes entz 
weder ihre theologische Bildung an einer mit der Landesuniverfität zu vereinigenden Fatholifch 
theologiſchen Fakultät, in Verbindung mit einer Anftalt für die gemeinfame Berpflegung und Erz 
ziehung der Zöglinge erhalten oder durch Stipendien in den Stand geſetzt werden, eine Univerfität 
in der Kirchenprovinz zu befuchen. So lange diejes in einzelnen Staaten nit ausführbar iſt, 
wird daſelbſt für die zweckmäßige Bildung der Kandidaten in anderer angemefjener Weiſe Fürforge 
getroffen werden”; $ 8: „Bor der Aufnahme in das Priefterfeminar müſſen die Kandidaten in 
einer von der bifhöflihen Behörde anzuordnenden und zu leitenden Prüfung gut beftanden fein.) 
Diefer Prüfung wohnt ein Iandesherrlicher Kommiſſar bei, welcher fich die Meberzeugung zu ver— 
Ihaffen hat, daß die Kandidaten den Gejegen und Vorſchriften des Staats Genüge geleiftet haben, 
und nach Betragen und Kenntniffen der Aufnahme würdig find. Die Aufnahme gefchieht durd) 
die bijchöfliche Behörde. Sie darf nad etwa erhobener Einſprache des Iandesherrlicher Kommiſſars 
in jo lange, als diefelbe nicht Durch die zuftändige Staatäbehörde befeitigt ift, nicht erfolgen“. 
Seit Erlaß, refp. jeit Einführung der preuß. Verf.-Urk. hat aber der Staat auf jede Kontrole 
über die VBorbildung und das Prüfungsmwefen ver Fatholifchen Geiftlichen verzichtet. Dem bisherigen 
faktiſchen Zuſatz gegenüber macht alfo das Geſetz, deſſen Vorfchriften die älteren Beftimmungen, jo: 
weit fie durch die Verf.-Urk. nicht aufgehoben waren, befeitigen, eine einfchneidende und erhebliche 
Neuerung. Selbftverftändlich ift die Minift. Verf. vom 25. Februar 1851 (Beiträge zur preuß. K. 
R. Hft. 1 ©. 56), wonach es nicht in den Befugniffen der Staatsgewalt liegt, einen im Befik 
des preußifchen Staatöbürgerrechtes befindlichen Geiftlichen von der Berufung zu geiftlichen Aeıntern 
auszuſchließen, weil derſelbe ausländische Bildungs» Anftalten beſucht hat, bejeitigt. Andererſeits 
iſt aber auch das Verbot der Anftellung von preußischen Geiftlihen, die fih im Auslande haben 
weihen lafjen, 8. D. v. 23. December 1845 (6. ©. 1346 ©. 21), wenn nicht ſchon durd) die Verf. 
Urt. Art. 15 u. 18, jedenfalls durch das vorliegende Geſetz fortgefallen. 

$ 5. *) Die Worte; „oder mit Nüdfiht auf einen fonftigen befonderen Bildungsgang“ 
find von der Kommiffion eingefchaltet, Kommiff. Ber. ©. 12. 

') Rer Minifer der geiſtlichen Angelegenheiten. Die Dispenjationsbefugniß von dem 
Zriennium ift demjelben gewährt „als eine zur Erleichterung des theologischen Studiums dienende 
Ausnahme der Billigkeit“ (Komm. Ber. ©. 12). 
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— 

Das theologiſche Studium kann in den bei Verkündigung dieſes Geſetzes in 
Preußen beſtehenden, zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Theologen beſtimmten 
kirchlichen Seminaren!) zurückgelegt werden, wenn der Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten anertennt,2) daß dieſes Studium das Univerfitätsftudium zu 
erſetzen geeignet ei. 

Diefe Vorſchrift findet jedoh nur auf die Seminare an denjenigen Orten 
Anwendung, an welchen fich Feine theologische Fakultät befindet, °) und gilt nur 
für diejenigen Studirenden, welche dem Sprengel*) angehören,?) für den das 
Seminar errichtet ift. 

Die im erjten Abſatze erwähnte Anerkennung darf nicht verweigert werden, ©) 
wenn die Einrichtung der Anftalt den Beſtimmungen diefes Geſetzes) entjpricht 
und der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten den Lehrplan derjelben genehmigt. °) 


2) anderes Univerſitätsſtudium, alfo 3. B. der Philoſophie, der Gedichte, der Jurisprudenz. 

3) außerdeutſchen Staatsuniverſttät, vgl. ©. 105 Anm. 4. Bor Allem praktiſch wird dieje 
Beftimmung hinſichtlich der franzöfifchereformirten und überhaupt der reformirten Gemeinden im 
Staate werden, da diefe ihre Pfarrftellen vielfach mit Kandidaten aus dem Auslande, namentlich 
aus Frankreich und der Schweiz, bejegen müſſen. 

9 befonderen Bildungsgang, d. h. wern die Ueberzeugung gewonnen wird, daß der Betref- 
fende fich auch ohne das vorfehriftsmäßige Studium der Theologie die nöthigen Kenntnijfe erwor— 
ben hat, wenn alſo 3. B. ein Lehrer nur Philologie ftudirt, fi aber nad) Abjolvirung der 
Univerfität eingehend mit der Theologie bejchäftigt und jeine Dualification durch theologiſche 
Arbeiten dargethan hat. 

Die Gränzen für die dem Minifter übertragene Dispenjationsgewalt, bei deren Ueberſchreitung 
er ſich materiell verantwortlich machen würde, ergeben ſich aus dem Zweck der hier in Rede ſte— 
henden Beftimmungen. Derſelbe geht dahin, einen Klerus zu erhalten, welcher eine gegen einjeitige 
und befangene Richtungen bemahrende wiſſenſchaftliche Bildung bejigt, und eine die jelbitftändige 
Charakter-Entwiclung fördernde Erziehung genofjen Hat. Giebt der Bildungsgang, welcher im 
Wege der Dispenjation ausnahmsweiſe für genügend erachtet werden joll, in den erwähnten Be— 
ziehungen nicht die erforderlichen Garantien, jo ift die Dispenjation zu verweigern. Keinesfalls 
darf fie ertheilt werden, wenn die theologijhen Studien in einer ausſchließlich unter Aufſicht der 
geiftlichen Oberen ftehenden Lehr-Anftalt abjolirt find. Geiftlihe mit diejer Vorbildung will das 
Geſetz gerade vom Kirchendienft ausſchließen; ihre Zulaſſung im Wege der Diöpenfation würde 
daher direft gegen dafjelbe verjtopen. 

5) dreijährigen Studium; nur auf den Erlaß diefes, nicht der beiden andern im $ 4 feſt— 
gefeßten Erfordernifje erſtreckt fi die Dispenſationsbefugniß. 

6) einen angemeffenen Zeitraum erlaſſen. Der Erlaß des ganzen Zrienniums ift nad 
dem Wortlaut de3 $ dem Minifter nicht freigeftellt, mindejtens wird aljo immer das Studium wäh— 
rend eines Semefterö zu verlangen fein, was freilich in Fällen, wie dem zu Anm. 4 Abf. 1 ge 
dachten, unnöthig ift und zu. Härten führen kann. 


8 6. *) Unverändert nad) der Regierungs-Vorlage. Das Abgeordnetenhaus hat die Anträge 
der Abgeordneten Dr. Brüel, Hol und Sad: 1) im Abf. 1 die Worte: „bei Verkündigung 
diefes Geſetzes in Preußen beftehenden” und 2) den Abſ. 2 zu ftreichen, abgelehnt (jtenogr. Ber. 
&. 1559); ebenfo das Herrenhaus die Anträge des Grf. v. Kraſſow: 1) im Abf. 1 die Worte: „bei 
Verkündigung diefes Gejeges in Preußen beftehenden“, 2, im Abſ. 3 die Worte: „im erften Abjat 
erwähnte”, 3) im Abf. 3 die Worte: „und der Minifter der geijtlihen Angelegenheiten den Lehr: 
plan derfelben genehmigt“ zu ftreichen (ftenogr. Ber. ©. 481). 

') Seminaren. Für die Fatholifche Kirche hat das Tridentium (Sess, XXIII c. 18 de 
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ref.) verordnet: „ut/ singulae cathedrales, metropolitanae atque his majores ecclesiae pro 
modo facultatum et dioecesis awplitudine certum puerorum ipsius civitatis et dioecesis 
vel eius provincia£, si ibi non reperiantur, numerun in collegio ad hoc prope ipsas eccle- 
sias vel alio in/loco convenienti ab episcopo eligendo alere ac religiose educare et ecele- 
siastieis disciplinis instituere teneantur. In hoc vero collegio recipiantur qui ad mininum 
duodeeim annos et ex legitimo matrimonio nati sint, ac legere et seribere competenter noverint 
et quorum indoles et voluntas spem afferat, eos ecclesiastieis ministeriis perpetuo inservi- 
turos. Pauperum autem filios praeeipue eligi vult; nec tamen ditiorum excludit, modo suo 
sumptu alantur, et studium prae se ferant deo et ecclesiae inserviendi. Hos pueros epis- 
copus in tot classes quot ei videbitur, divisos juxta eorum numerum, aetatem ac in dis- 
ciplina ecclesiastica progressum, partim quum ei opportunum videbitur, ecclesiarum 
ministerio addicet, partim in collegio erudiendos retinebit; aliosque in locum eductorum 
suffieiet, ita ut hoc collegium dei ministrorum perpetuum seminarium sit.“ Die 
von dem Koncil geforderten Seminare jollten Anftalten fein, in denen die aufgenommenen Kna— 
bey’ erzogen werden und fomohl die nöthige allgemeine, wie auch die fpeziell wiſſenſchaftlich und 
ꝓraktiſch theologiſche Vorbildung erhalten (vgl. Walter 8. R. 8 202; Schulte Lehrb. ©. 545). 
In Deutſchland find die Anordnungen des Tridentinums indefjen fat gar nicht zur praftifchen 
Ausführung gelangt. Der bisherige Zuftand in Preußen ift der gemejen, daß diejenigen, melde 
ſich dem geiftlichen Stande widmen, an einer bejonderen Anftalt die Gymnafial:Bildung erhielten, 
dann vielfad an einer Univerfität, mitunter auch an einer eigens dafür beftimmten, unter geiſt— 
licher Leitung ftehenden Anftalt (von Manden Klerifal-Seminar genannt — jo aud in den 
Protiven der Reg.-Vorlage ©. 19 und der derfelben beigegebenen Ueberſicht —) ihre theologiſchen 
Studien abſolvirten, und demnächſt in dem ſog. Prieſter- (oder auch Klerikal-) Seminar noch einen 
Kurſus zur unmittelbaren praktiſchen Vorbildung für das geiſtliche Amt abſolvirten. Anſtalten, 
welche gleichzeitig allen eben gedachten Bildungszwecken, wie die Seminarien des Zridentinums 
dienten, eriftirten nicht. Eine weitere Verfchiedenheit wird dadurd bedingt, ob ein den Tridentini⸗ 
ſchen Seminarien weſentliches Moment bei den einzelnen vorhin harakterifirten Anftalten oder 
wenigftens während der einen oder andern Bildungsftufe, nämlich das gemeinjchaftliche Zufammenz 
wohnen und die gemeinfchaftliche Erziehung unter geiftlicher Auffiht und Leitung, obmwaltet. Unter 
Fefthaltung diefer verichiedenen Gefichtspunfte wird die Terminologie im 5 6 und in den weiteren 
887, 9, 11, 14 leicht verftändlid fein. 

Der 8 6 verfteht, wie fein Inhalt ergiebt, unter einem „zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der 
Theologen beftimmten kirchlichen Seminar” eine Anftalt, „melde das Univerfitätsftudium ganz oder 
theilweife erſetzen ſolle“ (ſ. Erkl. des damal. Unterftaat3 - Sefretärs Dr. Achenbach in der Kom: 
miffion, Kommiff.-Ber. ©. 14 u. in den Verhandlungen des Abgeordnetend., jtenogr. Berichte ©. 1554): 
„In den folgenden Paragraphen, nit aber im $ 6, ift von den Anabenjeminarien..... die Rede. 
Der 86 betrifft ferner nicht die Priefterfeminarien, in welde man eintritt, nachdem man die 
akademischen Studien beendigt hat, es ift weiter in diefen Paragraphen nicht die Rede von Kon: 
vitten.... denn es ift in dem Geſetz ausgeſprochen, daß der Minifter unter beftimmten Voraus: 
jeßungen ſolche Seminare anzuerfennen habe, welche beftimmt feien, da 3 Univerfitätsftudium 
zu erfegen. Der Paragraph enthält demnach eine ganz genaue Definition des Charakters dieſer 
Seminare. Wo blos Konvikte vorhanden find, das heißt Anftalten, welche fih darauf bejchränten, 
die jungen Leute zu einem gemeinfchaftlichen Leben zufammenzuführen und in denen höchſtens 
Repetitionen über gehaltene Vorlefungen abgehalten werden, da kann nicht wohl bie Rede davon 
fein, daß es fih um Anftalten handle, welche beftimmt feien, die Univerfität zu erfeßen. Ebenſo 
verhält es fich mit den Priefterfeminarien, welche fi an den Univerfitätö-Unterricht oder den ihm 
gleichjtehenden Unterricht anjchließen.“ 

Derartige find, bez. waren die philofophifch-theologishe Lehranftalt zu Paderborn (Academia 
Paderbornensis, Seminarium Theodorianum, vgl. über diefelbe Gerlach, Paderborner Diöceſan— 
recht. 2. Aufl. Paderborn 1864 ©. 6), das Priefterfeminar zu Trier, die Seminarien zu Poſen, zu 
Pelplin (Diöcefe Culm), zu Braunsberg (Diöcefe Ermland) und zu Fulda. 

2) wenn der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten anerkennt. Dieje dem Kultus: 
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PMinifter gewährte Befugniß, bez. ihm auferlegte Pflicht (f. Ab. 3 des 8) enthält einen Bruch des 
im 84 auögefprochenen Principes. „Die Forderung einer Gymnafial- Bildung und eines drei— 
jährigen Univerfitäts- Studiums würde in ftrenger Konfequenz zur Nihtanerfennung der 
jeßt beftehenden kirchlichen Seminare führen, welche zur Erſetzung der Univerfitätsftudien 
eingerichtet worden find. Es ift die Abficht der königlichen Staatsregierung, diefe Konſequenz 
nicht zu ziehen, um den in diefen Seminaren aufgenommenen Zöglingen ihre Studien nicht zu 
erichweren und die etwaigen dfonomifchen Vortheile, durch welche dem ärmeren Theil der Bevölferung 
das Studium in einem Seminare leichter wird, al3 an den Fakultäten der Univerfitäten, nit un: 
möglich zu machen“ (Kommifj.-Ber. ©. 12). 

Die Anerkennung, daß das Studium an diefen Seminaren das Univerfitätö-Studium zu erjegen 
geeignet fei, liegt nicht in der Aufrechterhaltung der Seminare durch das Geſetz, fondern fie muß be 
fonders vom Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ertheilt werden. Erſt dadurd) tritt die vom Geſetz 
offen gelaffene Vergünftigung ein. Diefe kann aber nur Seminaren an ſolchen Orten gemährt 
werden, an denen fich feine theologiiche Fakultät einer Staatsuniverfität oder einer berjelben 
gleichftehenden Anftalt befindet. Trifft auch diefe letztere Vorausſetzung für alle Ann. 1 a. E. aufs 
gezählten Seminare zu, jo hat nicht nur feiner derjelden die fragliche Anerkennung gewährt werden 
fönnen, ſondern es ift bereit3 im Laufe des Sommers und Herbftes des 3. 1373 in Bezug auf 
die zu Paderborn, Poſen, Trier und Fulda ausgefprocdhen worden, daß das Studium an 
denjelben das Univerſitäts-Studium zu erjegen nicht geeignet fei. 

3) ſich keine theologiſche Fakultät befindet, |. Anm. 2 a. €. 

4) dem Sprengel, d. h. dem Amtsbezirke, der Diöcefe, bez. dem etwa von dem Bijchof vers 
walteten Delegaturbezirke, da einzelne preußiſche Landestheile, wie z. B. die Provinz Brandenburg, 
Theile der Provinz Sachlen, nicht zu einer beftimmten Didcefe gehören, fondern als jog. Miſſions— 
land von den Biſchöfen kraft päpftlicher Delegation verwaltet werden (Laspeyres, Geſch. und 
Verf. d. Fath. Kirche Preußens. Halle 1840. ©. 3809 N. 40, ©. 801). 

5) angehören. Da Ab. 2 es zu verhindern bezweckt, daß die Vorſchrift des 84 durch all- 
gemeine Zulafjung der Theologie Studirenden zu den anerkannten Seminaren illuforijh wird, jo 
kann das Wort: „angehören“ nur foviel bedeuten als: „Durch die Lebensverhältniffe an den bes 
treffenden Sprengel gebunden fein.“ Die Beſchränkung des Wortes auf die durch eigenen Wohnfig, 
Wohnſitz der Eltern oder der Vormundfchaft bewirkte Zugehörigkeit würde zu eng fein. „Angehören‘ 
ift fein fefter juriftifcher Begriff. Demnach würde alfo derjenige, welcher fein gefegliches Domicil 
in der Didcefe A. hat, aber bei Verwandten in der Diöcefe B. erzogen wird, auch das Seminar 
derfelben befuchen fünnen, denn er gehört der Diöcefe B. durch feine Lebensverhältnifje an. 

6) Anrf nicht nermeigert merden, Die Anerkennung ift alfo nit in das Belieben des 
Minifters geftellt, fie muß gewährt werden, wenn die beiden Vorausſetzungen des Abi. 3 vorliegen. 
Bol. auch Anm. 8. 

7) den Beftimmungen dieſes Geſetzes ſ. SS 9, 10—12. Es muß alfo der Lehrplan, und 
wenn mit dem Seminare ein Konvikt verbunden ift, die Hausordnung und das Reglement der 
Anftalt, dem Ober-Präſidenten vorgelegt, die Nevifion der Anftalt geftattet werden, und die Qua: 
lififation der Lehrer den Vorſchriften der SS 11 u. 12 entjprechen. 

8) Lehrplan Derfelben genehmigt, Derjelde muß mit Rüdficht darauf, daß das Studium 
an diefen Anftalten das Studium an einer Univerfität erjegen fol, jo angelegt fein, daß er ein 
wifjenfchaftliches Studium der Theologie und ihrer Hülfswiffenichaften ermöglicht. Iſt Dies der 
Fall, jo wird mit Rückſicht auf den Zweck des Geſetzes (ſ. Anm. 2) die Genehmigung nicht verjagt 
werden dürfen. Es ift alfo nicht richtig, daß (wie bei den Verhandlungen im Abgeordnetenhaufe 
vom Abg. v. Mallindrodt behauptet wurde, ftenogr. Ber. S. 1550) durch dieſes letzte Er— 
forderniß die im Abſ. 3 ftatuirte Pflicht des Minifters illuſoriſch gemacht werde. 

Zedenfalls ift der Minifter aber andererfeits nicht berechtigt, beliebig Die Anerkennung zu ertheilen, 
vielmehr ift diefe gleichfall3 dadurch bedingt, dab die Anftalt den vorhin (ſ. auch Ann. 7) gedachten 
Erforderniſſen entjpricht, weil diefe in den eitirten SS allgemein für alle geiftlihen Bildungs und 
Erziehungs-Anftalten aufgeftellt find. Diefe Auffaffung ift auch bei den Schritten, welche bereits 
auf Grund des Gefeges Hinfihtlih der Anm. 2 erwähnten Anftalten Haben getroffen werden 
Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 8 
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SEH7;r) 
Während des vorgejchriebenen Univerfitätsftudiums )) dürfen die Studirenden 
einem kirchlichen Seminare?) nicht angehören. 


müffen, maßgebend gemefen, vgl. 3. B. das Hinfichtlih daS Seminarium Theodorianum zu Pader— 
born erlaffene Ober-Präfidial-Reffript vom 15. Juni 1873: „Nachdem Em. Biſchöfliche Hochwürden 
in dem Schreiben vom 5. d. M. die in meiner Mittheilung vom 24.9. M. mit Beziehung auf $ 6 
des Geſetzes über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen vom 11. Mai d. J. nachgejuchte 
Auskunft in Betreff des Seminarium Theodorianum dafeldft nicht ertheilen zu können erklärt 
und insbefondere beftimmt abgelehnt haben, den Lehrplan der gedachten Anftalt fowie diejenigen 
Nachweiſungen vorzulegen, ohne welche die füniglihe Staatäregierung außer Stande ift, ſich eine 
Ueberzeugung davon zu verjchaffen, ob die Anftalt den in dem Geſetze vorgefchriebenen Erforderz 
niffen genügt, und es mithin dortigerjeit3 unmöglich gemacht ift, daß der Anftalt die $6 a.a.D. 
vorgefehene Anerkennung ftaatlicherfeitS ertheilt werden fönnte, hat der Herr Minifter der geiſt— 
lichen 2c. Angelegenheiten nach Kenntnißnahme von Ew. Biſchöflichen Hohmürden Erklärung mittelft 
Grlafjes vom 17. d. M. beſtimmt, daß fortan da3 Studium auf dem Seminarium Theodorianum 
zu Paderborn das in $4 des citirten Gejeßes vorgefchriebene Studium auf einer deutſchen Staats— 
Univerfität zu erjegen für geeignet nicht zu erachten fei” — ſowie das Minifterial: Refkript vom 
12. Auguft 1873: „Ew. Bifhöflihen Hohwürden erwidere ich auf das gefällige Schreiben vom 
15. v. M. ergebenft, daß die bezüglich des Seminarium Theodorianum dieſſeits getroffenen Ber: 
fügungen lediglih die durch das Geſetz felbft vorgezeichneten nothwendigen Confequenzen derjeniz 
gen Haltung find, welche Ew. Bifchöfliche Hochwürden der Ausführung des Gejeßes vom 11. Mai c. 
gegenüber eingenommen haben. Snfonderheit war es unmöglich, der Anftalt die im 8 6 1. c. vor: 
gejehene Anerkennung zu Theil werden zu laffen, nachdem Sie erklärt haben, feinerlei Mitwirkung 
zu diefem Behuf eintreten laffen zu wollen. Denn es handelt fich hierbei nicht etwa um die ledig: 
lich im Wege der Verwaltung ohne zwingenden Grund erfolgende Entziehung von Berechtigungen, 
welche die Anftalt bisher bejeffen, jondern um den Erwerb einer Anerkennung, die das Gejek 
für erforderlich erklärt hat, und die deshalb auch erft verliehen werden kann, wenn den in diejent 
Gejege aufgestellten Erforderniffen genügt if. Im Uebrigen kann ich nicht unbemerkt laſſen, daß 
jene Anerkennung dem Seminarium Theodorianum in feinem Fall ohne Weiteres würde haben 
ertheilt werden können, da Schon die ftattgehabte, wenngleih nur unvollitändige Revifion der 
Anftalt in Beziehung auf die Qualification der Lehrer und die Vollftändigfeit des Lehrplans Mängel 
dargethan hat, welche eine vorgängige Ergänzung, nad) beiden Richtungen Hin, erfordert haben 
würden. Wenn Em. Biſchöfliche Hochwürden ferner dadurch ſich befchwert finden, daß die Einbehal: 
tung der Zuſchüſſe für die Anftalt aus dem Paderborner Studienfond und dem Hans Bürem'ſchen 
Fond angeordnet ift, jo darf id auf die Beftimmung des Iekten Abjakes im $ 15 des Gejekes 
vom 11. Mai c. ergebenft Bezug nehmen, welche den Weg bezeichnen, um die Gejegmäßigfeit der 
dieffeitigen Verfügung der Prüfung und Entjheidung des competenten Gerichtähofes zu unters 
breiten.” — Wird die Anerkennung verweigert, fo ift dies zweckmäßiger Weife auch zur Kenntniß 
aller Betheiligten, der Lehrer und Zöglinge, ſowie des großen Publikums durch öffentliche Bekannt: 
machung zu bringen, ein Verfahren, das übrigens in der Praris beobachtet worden ift. 

Staatszufhüffe, welche einer derartigen Anftalt bisher gezahlt worden find, müſſen unter der 
eben angegebenen Borausfegung gleichfal3 zurückgezogen werden. Eine ſolche Anftalt dient nicht 
mehr dem Zweck, zu welchem fie vom Staat bisher unterjtüßt ift, vielmehr tft ihr Zweck ein ges 
fegmäßig nicht mehr anerfannter und erfüllbarer, welden der Staat weder befördern kann 
noch darf. 

Für die evangelifhe Kirche tft der $ 6 bedeutungslos. Für diefelbe giebt es feine 
Bildungsanftalten, welche den Zweck verfolgen, das Univerfitätsftudium zu erſetzen. Wegen der 
evangelischen Predigerfeminare vgl. Anm. 4 zu $ 9. 


$ 7. *) Unverändert nach der Negier.:Borlage. Das fallen gelafjene, von Grf. v.d. Schulen: 
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88.9 

Die Staatsprüfung) hat nach zurücgelegtem theologifhen Studium ftatt. 
Zu derjelben darf nur zugelaffen werden, wer den Vorfchriften dieſes Geſetzes?) 
über die Gymnaftalbildung und theologiſche Vorbildung?) vollftändig genügt hat. 
Die Prüfung ift öffentlich %) und wird darauf gerichtet, ob der Kandidat fi) 
die für jeinen Beruf erforderliche allgemeine wifjenjchaftliche Bildung, >) insbefondere 
auf dem Gebiete der Philoſophie, der Gejchichte und der Deutſchen Literatur‘) er- 
worben habe. 


Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten trifft bie näheren Anordnungen 
über die Prüfung. ') 


burg aufgenommene Amendement v. Voß, hinter dem Wort „Seminar” einzufchalten: „(g 6)" 
ift im Herrenhaufe abgelehnt, ftenogr. Ber. ©. 482. 

!) vorgefrpriehenen Univerſitätsſtudiums. „Der Zweck diefer Beftimmung ift, die theo— 
logiſchen Fakultäten nicht durch konkurrirende Seminare, welche zur Erſetzung der Univerfitätz: 
ftudien eingerichtet werden, zu verdrängen“ (Kommiff.-Ber. ©. 15). 

2) kirchlichen Aeminare. Dem Zufammenhang und dem Zweck des Gefeßes nad find 
darunter die ©. 112 Anm. 1 gedachten Anstalten verftanden, welche das Univerfitätsftudium erſetzen 
follen. Vgl. die Erklärung des Reg.-Kommiſſ. Geh. R. Lucanus (ftenogr. Ber. d. Herrend. 
©. 482): „Dieſe beiden Paragraphen (6 u. 7) handeln, wie das Al. 1 des $ 6 ausdrücklich ſagt, 
von Firhlihen Seminaren, die zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Theologen beftimmt find; 
von ganz denfelben jpriht $ 7. ES find alfo Anftalten, die erftens Firchlicher Natur find, und 
zweitens, deren Beſtimmung es ift, das theologifhe Studium zu erfegen, in denen alfo Unterricht 
ertheilt wird in den theologijchen Lehrfächern. Daraus folgt zunächſt, daß nicht eingefchlofjen find 
die Konvikte, alſo diejenigen Anftalten, in welchen junge Theologen, die der Univerfität an: 
gehören, nur zum gemeinfamen Leben vereinigt find; es folgt weiter, daß nicht diejenigen Semi— 
narien betroffen fein können, welche die Univerfität ſelbſt einrichtet bei den einzelnen 
Fakultäten, alfo auch bei der theologifhen Fakultät, welche praktische Uebungen betreiben, die 
biftorifchen und Fiterarifchen Studien für die Fächer der Theologie fördern u. ſ. w.; es folgt endlich) 
daraus, daß diejenigen evangelijchen Snititute, deren Herr Graf Kraſſow und Baron Senfft ges 
dacht haben,” — die Seminare der evangeliſch-theologiſchen Fakultäten und die von dem ehemaligen 
Breslauer Fürftbifchof v. Sedlnitzki geftiftete Anftalt für evangelifche Theologen, a. a.D. 8.481 — 
„gar nicht darunter fallen können, denn es giebt in der evangelifchen Kirche Fein Firchliches Se: 
minar, welches das Univerfitätsftudium zu erjegen beftimmt wäre. Es giebt nur Seminarien, 
welche nach Vollendung des Univerjitätsftudiums die jungen Theologen aufnehmen, um unter Ver: 
tiefung des auf der Univerfität Grlernten die praftifche Vorbildung zum Zweck des Eintritts in 
das Amt zu vermitteln. Daraus folgt denn aud, daß weder das Paulinum” — eine dem Central: 
Ausſchuß für die innere Miffion der evangelifchen Kirche übergebene Erziehungs-Anftalt in Berlin 
zur Aufnahme von befonders befähigten Gymnafial- Schülern und zur Vorbildung derfelben vor: 
nehmlich zu dem Berufe des Geiftlichen oder Lehrers — „noch bie fonftigen hier erwähnten Ans 
ftalten hierher gehören”; und die Aeußerung des Kultusminifter3 (a. a. D.): „ES find die Worte 
ins Auge zu faffen „Seminare” und „kirchlich“. Konvikt ift fein Seminar, und kirchlich ift, was 
von der Kirche errichtet ift und ihr gehört. Dahin gehören nicht Stiftungen, die von den Privat: 
forporationen getragen werden; dahin gehören am allerwenigiten die Seminare, die mit den 
Univerfitäten verbunden find.” 

8 8. *) Bon der Regierungs-Vorlage weicht die Fafjung des $ dadurd) ab, 1) daß in der: 
jelben, Ab. 1 die Worte: „dieſes Geſetzes,“ 2) im Abſ. 2 die Worte: „ist öffentlih und“ fehlten, 
und 3) daß die Negierungs« Vorlage im Abi. 3 ftatt der jegigen Fafjung: „der Geſchichte und 
der deutſchen Literatur“ Iautete: „der Gefchichte, der deutfchen Literatur und der klaſſiſchen 
Sprachen.” Die za unter 14. 3 rühren von der Kommiffion her; die unter 2 gedachte 

“ 8* 
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8. 9.*) 

Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Geitlihen dienen, !) 
(Knabenjeminare,2) Klerifalfeminare,?) Prediger und SPriefterfeminare,*) Kon: 
vifted) 2), ftehen unter Aufjicht des Staats. 9) | 

Die Hausordnung und das Neglement über die Disciplin in diefen Anftalten, ”) 
der Lehrplan?) der Knabenjeminare und Knabenfonvikte, ſowie derjenigen Seminare, 
für welche die im $ 6 bezeichnete Anerkennung ertheilt ift, find dem Oberpräjidenten?) 
der Provinz von dem Vorfteher der Anftalten 10) vorzulegen. 

Die Anftalten unterliegen der Reviſion!) durch Kommifjarien, 1?) welche der 
Dberpräfident ernennt. 


Aenderung ift durch die Annahme des darauf gerichteten Amendements Dr. Glajer im Ab- 
geordnetenhaufe (ftenogr. Ber. ©. 1569) herbeigeführt worden. Dagegen hat dafjelbe Haus ver- 
worfen: 1) den Antrag Dr. Virchow, im Abf. 2 ftatt: auf dem Gebiete der Philojophie, der 
Geſchichte und der deutschen Literatur“ zu ſetzen: „auf dem Gebiete der Philojophie, der Natur: 
wijjenshaften, der Geſchichte und der deutſchen Literatur,“ 2) den Antrag Dr. Brüel im 
Abi. 2 das Wort: „insbefondere” zu ftreichen. Im Herrenhaufe find die Anträge 1) v. Wigleben, 
im Abf. 1 die Worte: „ift Öffentlich) und” und 2) Grf. Brühl, im Abſ. 2 die Worte: „die für 
feinen Beruf erforderliche“ zu ftreichen, gefallen, ftenogr. Ber. d. Herrenh. ©. 489. 

) Atantsprüfung, vgl. dazu die Erflärung des Berichterftatters der Kommifj. Dr. Gneift, 
ftenogr. Ber. S. 1529: „Was der Staat von den Geiftlicden verlangt... ... ift materiell und 
formell dafjelbe, was der Staat von allen Berufszweigen verlangt. Es ift nur die nothwendige 
Folge der Abfonderung der Kirche: fobald der Staat verzichtet auf die bisherige gemeinjchaftliche 
Verwaltung, die in evangelifhen Dingen ftattfindet. Sowie er nicht mehr gemeinschaftlich mit der 
Kirche die Prüfung veranftaltet, muß er feinerjeitS Staatsprüfungen veranftalten, wenn er nicht 
überhaupt verzichten ſoll auf die bisher geftellte Forderung an eine allgemeine wifjenjchaftliche 
Bildung,“ und das Neglement f. d. Prüfungen der Kandidaten des höheren Schulamtes v. 12. De: 
cember 1366 88 9, 10, wonach die Prüfung fih auch auf die allgemeine Borbildung des Kandi: 
daten erſtreckt und diefer den Forverungen allgemeiner Bildung in der Religionslehre feiner Kon— 
fejfton, in der Philofophie und Pädagogik, in der Geſchichte, Geographie und in Sprachkenntniſſen 
genügen muß. 

2) dieſes Gefehes, ſ. SS A— 7. Die Worte find von der Kommiſſion eingejhoben, „um 
Harer feftzuftellen, daß die Regierung nicht mehr fordern dürfe, als im Gejeg ſteht“ (Kommifj.: 
Ber. ©. 16). 

3) theologifche Horbildung. Mit Rückſicht auf den $ 5 ift für die Zulafjung nicht unbedingt 
die Ablegung des Univerfität3-Trienniums nöthig, vielmehr genügt auch ein fürzeres Studium in 
Verbindung mit einer gemäß $ 5. ertheilten Dispenjation des Minifterz. 

) öffentlich, ſ. Anm. *). ES fol dies eine Garantie dafür gewähren, daß bei der Prüfung 
nicht tendenziös verfahren wird. 

5) die für feinen Beruf erforderliche allgemeine wiſſenſchaftliche Morbildung, d. h. die 
Prüfung ſoll fich erſtrecken auf diejenigen allgemeinen wifjenfchaftlihen Fächer, welche im une 
mittelbaren Zuſammenhange mit dem theologifchen Studium ftehen. Die wichtigften find in den 
folgenden Worten: „insbefondere 20.” jpezialifirt. Abſolut ausgeſchloſſen ift die Prüfung in 
andern Fächern (alfo z.B. in der Pädagogik, in den klaſſiſchen Sprachen) nicht, jedoch dürfen 
dieje nur eine nebenjädhliche Stellung neben den ausdrüdlich hervorgehobenen einnehmen. Die 
Injtruftion (f. unten Anm. 7) hat fich indefjen darauf beſchränkt, im $ 2 als Gegenftände der 
Prüfung nur die im Geſetz ausdrüdlich genannten drei Fächer zu bezeichnen, verlangt aber im 
ST A. „Belanntfchaft mit denjenigen Syftemen wifjenschaftliher Pädagogik, weldhe in den lekten 
zwei Sahrhunderten einen nachhaltigen Einfluß auf Erziehung und Unterricht gehabt haben.“ 

°) deutſchen Literatur, Die in der Regierungs-Vorlage fich findende Gleichftellung der klaſ— 
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ſiſchen Sprachen mit den Übrigen Fächern hat die Kommiſſion geftrichen, weil „deren Pflege dur 
die vorausgejehte Gymnaftalbildung für genügend erachtet wurde,“ Kommiſſ. Ber. ©. 16. 

ı) Anvrönungen üher die Prüfung. Dies ift gefchehen durch die „Inſtruktion für bie 
durch das Gefek vom 11. Mai 1873 (Gef. Sanıml. S. 191) angeordnete wiſſenſchaftliche Staats- 
Prüfung der Kandidaten des geifilichen Amtes v. 26. Juli 1873." Dieſe ift am Schluffe des 
Kommentars diefes Geſetzes als Beilage 2 abgedruckt. 

$ 9, *) Unverändert nad) der Negier.: Vorlage. Im Herrenhaufe ift der Antrag Grf. 
v. Kraffow, dem $ 9 folgende Faffung zu geben: „Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vor: 
bildung der Geiftlihen dienen, ftehen unter Aufficht des Staates. — Die Hausordnung, das 
Reglement und der Lehrplan find dem Oberpräſidenten der Provinz von dem Borfteher vorzu: 
legen. — Die Anftalten unterliegen der Revifion durch Kommifjarien, welche der Dberpräfident 
ernennt“, abgelehnt (ftenogr. Ber. ©. 490). 

ı) Alle kirchlichen Anftalten, melche der Vorbildung der Geiſtlichen dienen, d. h. alle 
von der Kirche geftifteten, ihr gehörenden, ihr überwiejenen oder von ihr geleiteten Anftalten, welche 
den Zweck haben, für den geiftlichen Beruf durch Unterricht und Erziehung vorzubereiten und aus: 
zubilden, gleichviel, ob auch einzelne Individuen, melde ſich nicht beftimmt dem geiftlichen Stande 
widnien wollen, aufgenomnten werden. Den Gegenſatz dazu bilden, es fallen alfo nicht unter das 
Geſetz: 1) Bildungs und Erziehungsanftalten, welche nicht Eirchliche in dem oben gedachten Sinne 
find, ebenfowenig 2) Anftalten, welche nur den Schülern eines Gymnaſiums (ohne Rückſicht auf 
deren künftigen Beruf) Penfton gewähren und ihr Leben außer der Schule unter geregelte Aufficht 
Stellen, alfo 3. ®. Gymnaſial-Konvikte oder Alumnate, vgl. Komm.:Ber. ©. 19, 20. 

2) Anabenfeminare. Mit diefem Worte beginnt die Aufzählung der für die in Anm. 1 
näher harakterifirten Anftalten üblichen Bezeichnungen. Der $ hat diefe in der. Parentheje aufge: 
führt, weil die Bedeutung der einzelnen Ausdrücke eine verjchiedene ift, und daher eine Speziali- 
firung zur Befeitigung von Zweifeln erforderlich erſchien. Namentlich war dies geboten mit Rück— 
ficht auf diejenigen Anftalten, welche dazu beftimmt find, die Gymnaſien zu erſetzen (Knaben— 
Seminare, -Konvikte). Lettere haben in Preußen bisher nicht vollfommen nad dem Mufter des 
Tridentinums (f. ©. 111 Anm. 1) organifirt werden fünnen, und es tritt daher ihr Charakter viel- 
fach nicht klar hervor. Wenn man unter Anabenjeminaren diejenigen Anſtalten, welche ein vollſtän— 
diges Unterrichts-Syftem haben, unter Konvikten aber jolche, in denen die Zöglinge gemeinfam wohnen, 
und, ohne daß das Inſtitut völlig ausreichenden Unterricht gewährt, erzogen werden, zu verftehen 
hat (vgl. auch die Erflärung des Reg.-Kommiſſars Geh. R. Lucanus in den DVerhandl. d. Ab: 
georbnetenh. ftenogr. Ber. ©. 1585), jo gehören allerdings faft alle in Preußen beftehenden An: 
ftalten zu den Konviften in diefem Sinne. So find 3. B. das Seminarium Liborianum zu 
Paderborn, das Seminarium Bonifacianum zu Seiligenftadt, das Collegium Ludgerianum zu 
Münfter, die erzbifhoflichen Knaben-Konvikte zu Neuß, Münftereifel und Opladen (Erzdiöceſe Köln), 
das Knaben: Konvitt zu Trier, das bifchöfliche Konviktorium zu Hildesheim Anftalten, deren Zög— 
linge die Gymnaften beſuchen. Ein veines, nicht unter das Geſetz fallendes bloßes Gymnaſial-Konvikt 
oder Alumnat dürfte indeffen Feine einzige diefer Anftalten fein. Ihr Hauptzweck, wenn nicht ihr 
einziger Zweck ift, ſoweit ſich nach dem vorliegenden Material überfehen läßt, der, Aſpiranten des 
geiftlichen Standes zu erziehen, wie dies ſchon die Aufnahme aller diefer Anftalten in die Diöceſan— 
Schematismen und der Umftand ergiebt, daß die Leitung derjelben Geiftlihen anvertraut ift. Sie 
follen offenbar einen Erſatz für die bisher fehlenden, vollfommen nad Stand des Tridentinums 
errichteten seminaria puerorum bilden. In einzelnen Statuten ift dies auch deutlich ausgeſprochen, 
fo in den Statuten de3 Paderborner Seminarium Liborianum v. 1847 $ 1: „Das Concilium 
von Trient ſchreibt in feiner 23. Sitzung, Hauptſtück 18, die Errichtung von Seminarien zur Heran— 
bildung der für die Didcefe nothwendigen Priefter in dem Geifte und nach der Anordnung dev 
h. Kirche vor. Um diefer Vorſchrift zu genügen, zugleich auch um talentvollen Knaben unbemittelter 
braver Eltern, die Neigung zum geiftlihen Stande verrathen, eine diefen Stande und den Zeit: 

bedürfniffen entſprechende fittliche religiöſe Erziehung und Bildung zu verſchaffen, wird in der Stadt 
- Paderborn ein Konvikt ins Leben treten, das eine angemefjene Anzahl von Knaben und Jüng— 
lingen, welche die erforderlichen Eigenfhaften Haben, aus dem Umfange der Didcefe aufzunehmen 
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bejtimmt iſt“; 56: „In Bezug auf den Unterricht follen die Böglinge dem Gymnaſium zu Bader: 
born als Schüler angehören, dagegen ihre fittliche, religiöfe Bildung und Erziehung unter Ober: 
auffiht des Biſchofs von dem Vorfteher des Inſtituts im Geifte unferer h. Kirche und dem Zwecke 
der Anftalt gemäß erhalten”; $ 9: „Jedem Zöglinge bleibt es frei mit Einwilligung der Eltern 
und Vormünder zu jeder Zeit aus dem Anftitute zu treten. Sollte jedoch einer derjelben, der 
entweder jelbft erklärte, daß er zu dem geiftlichen Stande feinen Beruf habe oder von dem Bor: 
ftande ohne Beruf erfunden würde, noch länger im Seminar verbleiben wollen, jo kann ihm dieſes 
nur ausnahmsweife, mit Erlaubniß des Biſchofs geftattet werden; jedoch nur gegen Bezahlung, 
welche vom Tage jeiner oder der ihm gemachten Erflärung an zu berechnen iſt“ (abgebrudt in 
Mittheilungen a. d. Verwaltung der geiftl., Unterrichts: u. Medizinal-Angelegenheiten, Berlin 1847, 
©. 255 u. bei Gerlach, Paderborner Diöceſanrecht, 2. Aufl., S. 32). Es wird faft auf alle diefe 
Anftalten zutreffen, was feitens des Reg.-Kommiſſars Geh. R. Lucanus bemerkt wurde: „Bei 
diefen Anftalten fommt es vornehmlich auf das Prinzip der Erziehung an, auf den Zweck, die 
jungen Leute, die Geiftliche werden wollen, in einer folhen Weife zu erziehen, wie fie fich der 
geiftliche Dbere zugerichtet wifjen will, und in diefer Beziehung wirft das Konvikt genau ebenfo, 
wie dad Seminar. Es ift aud) gar nicht zu verfennen, daß, wenn ein Konvift 100, 150 — 200 
Zöglinge hat und diefe fompakt in das Gymnaſium fendet, nit das Gymnafium das Konpvikt, 
jondern das Konvift das Gymnaſium beherrfcht“ (ftenogr. Ber. d. Herrenh. ©. 508). 

Den Knaben: Seminarien in dem oben gedachten Sinn ftehen näher das bifchöfliche Knaben: 
Seminar (Collegium Augustinianum) zu Gaesdond (Diöceſe Münfter), welches einem Gymnafium 
vollkommen parallel geht, deffen Schüler aber die Abiturienten » Prüfung beim Gymnafium in 
Münfter ablegen, und ferner das Knaben :» Seminar (Collegium Marianum) in Pelplin (Diöcefe 
Kulm), in welchem der Unterricht bis Sefunda ertheilt wird. Wenn nun aud die Anftalt zu 
Gaesdonck nicht ausſchließlich für zufünftige Theologen bejtimmt ift, — von 1854 bis 1872 haben 
140 Schüler die Anftalt verlafjen, welche Theologie ftudirt, 99, welche fi) andern Berufszweigen 
gewidmet haben, ſtenogr. Ber. d. Herrenh. S. 500 —, jo kommt e3 darauf doch nicht an, weil 
die Anftalt vom Bischof als eine rein kirchliche zur Ausbildung von Geiftlichen bezeichnet worden 
iſt (a. a. D. ©. 503), und diefer Zweck ſelbſtverſtändlich den Unterricht und die Erziehung ſämmt— 
licher Schüler, auch der nicht dem geiftlihen Stande ſich widmenden, beherrſchen muß. 

Die hier hervorgehobenen Gefichtspunfte find behufs der Feſtſtellung, mweldhe der in Rede 
ftehenden Anstalten von dem 89 betroffen werden, von der Berwaltung ebenfalls feſtge⸗ 
halten worden, wie das nachfolgende Schema der im Laufe des Juni 1873 feiten3 der Ober 
Präfidenten an die Bifhöfe der Monarchie ergangenen, gleichlautenden Schreiben ergiebt: „Der 
5 9 des Gejeßes vom 11. v. M. über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen unterftellt 
alle kirchlichen Anftalten, melde der Borbildung der Geiftlihen dienen, insbefondere auch die 
Knabenjeminare und Konvitte, der Aufficht des Staates. Unter Anabenfeminaren und Konvikten 
find jolde kirchlichen Anftalten zu verftehen, welche dazu bejtimmt find, in Gemäßheit der Vor: 
ſchriften des Tridentiner Concils, Knaben mit Rückſicht auf ihren fünftigen Beruf al3 Geiftliche 
vorzubilden, ſei es durch Unterrichtung und Erziehung (eigentliche Knaben:-Seminare), fei es nur 
durch Erziehung, jo daß die Anaben den Unterricht außerhalb der Anftalten erhalten (Knaben: 
Konvikte). Diefe Eigenfhaft wird auch durch den Umftand nicht ausgefchloffen, daß aud Knaben, 
welche nicht ausgefprochener Maßen dem geiftlichen Stande fih widmen wollen, Aufnahme finden, 
da ed auf den Charakter der Anftalten im Ganzen anfommt. Da die Aufjiht des Staates über 
die bezeichneten Anftalten nad; Maßgabe der näheren Beftimmungen des genannten Geſetzes in 
erjter Linie von mir zu üben ift, fo beehre ich mich zu dem Ende, Em... . ganz ergebenft zu 
erjuchen, 1) mir mitzutheilen, welche Anftalten der in Rede ftehenden Art in der dortigen Diöcefe 
vorhanden find; 2) mir darzulegen, wie diefelben hiſtoriſch entftanden und ſich bisher entwickelt 
haben, insbejondere, woher fie die Mittel zu ihrer Unterhaltung nehmen; 3) mir die Statuten der 
Anftalten zuzuftellen, und damit eine gefällige Aeußerung darüber zu verbinden, ob die dermalen 
beftehende Einrichtung den ftatutenmäßigen Beftimmungen noch entjpricht; 4) den Zweck der 
einzelnen Anftalten mir im Näheren darzulegen, insbefondere, inwieweit die Aufnahme von Knaben, 
welche ſich nicht dem geiftlihen Stande widmen wollen, zuläffig ift, und in den legten fünf Jahren 
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ftattgefunden hat, ſowie welchen Lebensberuf die aus den Anftalten entlaffenen Zöglinge gewählt 
haben; 5) mir die Hausordnung, das Diseiplinarreglement und den Lehrplan dieſer Anftalten 
vorzulegen, und 6) mir eine Nachweiſung über den Perfonalbeftand der als Lehrer oder zur 
Wahrnehmung der Diseiplin an diefen Anftalten fungivenden Perfonen zuzuftellen. Em. . ... 
erfuche ich zugleich ganz ergebenft, in diefe Nachweiſung die perfünlichen Verhältniffe der Genannten 
(Alter, Herkunft, Indigenatsverhältniſſe) als auch die Art ihrer Anftellung und Beihäftigung, 
ſowie unter Berücfichtigung der 88 10 und 11 des obengenannten Geſetzes eine Darlegung über 
ihre Vorbilduug und Qualification aufnehmen zu wollen.” 

3) Klerikal-Aeminnre, Darunter verfteht das Geſetz die Anftalten, welche da3 Univerfitäts- 
ftudium zu erjegen beftinunt find, . ©. 112. 

4) Prediger- und Priefter-Aeminare, Die VPrediger-Seminare der evangeliſchen 
Kirche dienen dem 8wecke der prafifchen Vorbereitung auf das geiftlihe Amt und der Erweiterung 
und Vertiefung der theologifchen Kenntniffe, jo 3. B. das Prediger - Seminar in Wittenberg, das 
Domkandidaten-Stift in Berlin, (Aktenſtücke d. evang. Ob.:Kirchenraths. Bd.2 ©. 101), das Prediger: 
Seminar in Fraudorf bei Stettin (a. a. D. Bd. 6. ©. 154), das Hospiz zu Loccum (Hannover), 
das Prediger: Seminar zu Hannover, das theologifhe Seminar zu Herborn Nafjau), Otto, 
a. a. D. 88 123 ff; das Prediger: Seminar zu Hadersleben hat nur den Zweck, Kandidaten 
foweit in der däniſchen Sprade auszubilden, daß fie in Gemeinden, wo dieſe die Kirchen: und 
Schulſprache ift, ein geiftlihes Amt verwalten können. Diefe Seminare nehmen daher nur 
folhe Theologen auf, welche mindeftens das Univerfitätsitudium vollendet oder bereits das erite 
theologische Examen (jo das Domkandidaten: Stift in Berlin und Fraudorf), mitunter auch für 
die Regel allein diejenigen, welche das zweite Examen beftanden haben (jo Wittenberg, Aftenftüce 
des Ob-K.-R. Bd. 2 ©. 100). Einzelne derjelben vereinigen auch die Kandidaten zur Haus: 
genoſſenſchaft, bilden aljo gleichzeitig Konvikte (jo Berlin, Wittenberg, Fraudorf und Loccum). 
Uebrigens übte der Staat über diejelben bisher ſchon eine gewiſſe Aufficht aus. 

Unter Priefter Seminaren verfteht das Gefek die Anftalten der Tatholifchen Kirche, welche 
ebenfo wie die evangelijchen Priefter- Seminare, den Theologen die letzte abjchließende Bildung, 
namentlich in praftifcher Beziehung, zu geben bezwecken. 

5) Aonvikte find im Allgemeinen Anſtalten, in welden die Zugehörigen derſelben ein ges 
meinschaftliches, beftimmt georbnetes Leben führen. Sie fallen unter das Geſetz, wenn fie dem 
Zwecke des Unterrichts und der Erziehung künftiger Beiftlihen dienen. Sie fommen für bie 
verschiedenen Anftalten und für bie verfchiedenen Bildungs: und Alteräftufen vor, jo für Knaben, 
welche erft die allgemeine wiffenschaftliche Vorbildung erhalten (. S. 117 Anm. 2), ferner für Theologie: 
Studirende, fo 3. B. das Theologen: Konvitt für tatholifche Theologen in Paderborn Gerlach, 
a. a. D. ©. 36), das ſchleſiſche Konvikt für Siudirende der evangel. Theologie zu Halle a. ©. 
(Allg. Kirchenblatt, Jahrg. 1870, ©. 151), endlich) auch für folche, welche das theologische Studium 
bereit vollendet haben, jo das Priefter-Seninar zu Paderborn (Gerlad, a. a. D. ©. 26) und 
die Anm. 4 erwähnten evangelifhen Prediger-Seminare. 

0) unter Anfficht des Staats. Dieſe normiren die folgenden Abſätze und die 88 10 bis 12 
des Geſetzes des Näheren. 

) in Diefen Anftalten, Es müfjen alfo an den Ober-Präftdenten eingereicht werden: die 
Hausordnung und das Reglement über die Diseiplin aller in Abf. 1 aufgeführten Anftalten. 
Wenn dagegen nur die Vorlegung der Lehrpläne der Knabenfeminare und Knaben-Konvikte, ſowie 
derjenigen Anftalten, welche das Univerfitätsftudium zu erjegen geeignet find, verlangt wird, jo 
erklärt fich dies aus der Tendenz des Geſetzes, die fpezifisch praftifche theologifche Vorbildung ber 
Kirche frei zu überlaffen. 

8) Pehrplan, |. die vorige Anm. 

v) dem Oher-Präfidenten, als der Behörde, welche das jus eirca sacra auszuüben hat, 
ſ. ©. 55 Anm. 2. 

10) Morficher der Anftalten, d. h. jedem, welcher die Anftalt thatfächlich Yeitet, |. aud) ©. 56 
Anm. 6a. 

11) der Reviſton. Diefe kann beliebig von dem Ober-Präfiventen angeorbnet werben. Die 


120 Gef. üb. die Vorbildung ꝛc. der Geiftlichen. $ 9. Anm. 11 u. 125 88 10 u. 11. 


810: 

An den im vorftehenden Paragraphen gedachten Anftalten') darf als Lehrer 
oder zur Wahrnehmung der Disciplin?) nur ein Deutfcher ?) angeftellt werden, 
welcher jeine wiljenjchaftliche Befähigung nach Vorfchrift des 8 11 dargethan hat 
und gegen deſſen Anftellung fein Einfpruh*) von der Stautsregierung erhoben 


worden ift. 
Die Vorſchriften dev SS 2 und 3 finden entfprechende Anwendung. >) 


SEHERA " 

Zur Anftellung an einem Knabenjeminare oder Knabenktonvikte!) ift die Be 
fähigung zur entſprechenden Anftellung an einem Preußifhen Gymnaftum,2) zur 
Anftellung an einer für die theologische wiſſenſchaftliche Vorbildung beftimmten 
Anftalt?) die Befähigung erforderlich *), an einer Deutſchen Staatsuniverfität in der 
Disciplin zu lehren, für welche die Anftellung erfolgt. 

Kleriker?) und Predigtamts-Kandidaten 9) müfjen die für Geiftliche vorgejchriebene 
Borbildung?) befiten. 

Diejelbe genügt zur Anftellung an den zur theologifch-praftifchen Worbildung 
beitimmten Anstalten. °) 


Revifion wird ſich auf den Perjonalbeftand der Anftalt, die Beichaffenheit der Lofalitäten, die 
Behandlung und Verpflegung der Zöglinge, fowie den Unterricht in den Anftalten zu erſtrecken 
haben. Die Kommifjarien find alfo berechtigt, den Unterrichtöftunden beizumohnen, felbft auch in 
denjenigen Anftalten, deren Lehrplan nicht vorgelegt zu werden braucht (ſ. Anm. 7), weil die 
Staatsbehörden fi davon Ueberzeugung verfhaffen müffen, daß dieſe fih innerhalb der ihnen 
geftatteten Gränzen halten, und daß die Vorfchriften des Geſetzes (8 6, 7) nicht etwa durch Anz 
ftalten, welche eine auf eine andere Beftimmung deutende Bezeichnung führen, umgangen werden. 
2) Kommiffarien. Da dem Dber » Präfidenten die Wahrnehmung des jus circa 
sacra zufteht und die von ihm zur Ausübung der fraglichen Befugniffe ernannten Kommiffarien 
ihre Berechtigung von ihm ableiten, fo ift er auch felbft berechtigt, die Reviſion vorzunehmen. 
Das Geſetz giebt ihm nur das Recht fich vertreten zu laſſen, verpflichtet ihn aber nicht dazu. 


5 10. *) Unverändert nad) der Reg.-Vorlage. Vom Hervenhaufe ift das Amendement Graf 
v. Kraſſow, in Abj. 1 hinter dem Worte: „wiffenfchaftliche” die Worte: „fittliche und technische” 
einzufügen, abgelehnt worden (ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 493). 

’) Anftalten. „Die hier geftellten Bedingungen haben die Abficht, die gefeklichen Anforde: 
rungen an den wiſſenſchaftlich gebildeten Geiftlichen auch auf die Lehrer und Leiter der Disciplin 
in den gedachten Anftalten auszudehnen” (Kommiff. Ber. ©. 21). Ueber die hier gemeinten Anz 
ftalten vgl. S. 117. Anm. 1 bis 5. 

) zue Mahrnehmung der Aisriplin, Damit find diejenigen gemeint, welche, ohne Unter: 
richt zu ertheilen, die Disciplimarifchen Befugniſſe als Erzieher auszuüben haben. 

3) Deutſcher, ſ. ©. 46 Ann. 5 u. ©. 103. Anm. 3. 

*) Einfpruch, ſ. SS 12, 15—17. 

°) entfprechende Anmendung. Die Grforderniffe für die Anftellung als Lehrer oder Er— 
ziehev an den gedachten Anftalten, welche die SS 10—11, A—8, 15-—17 vorschreiben, müfjen nicht 
blos behufs dauernder Anftellung, ſondern auch behufs widerruflicher Anftellung, Ausübung einer 
Stellvertretung oder Hülfgleiftung in den erwähnten Funktionen, ſowie ferner felbft dann, wenn 
die Anftellung eines ſchon feft angeftellten Lehrers oder Erzieher an einer anderen Anftalt erfol- 
gen oder die widerrufliche in eine fefte an derjelben verwandelt werden fol, vorhanden jein. 


5 1. *) Unverändert nad) der Reg.-Vorlage. Das Amendement Graf v. Krafjom, Ab. 3 
dahin zu faſſen: „Diefe genügt, fo weit es fi) um eine theologijchpraftifche Vorbildung, um Nach: 
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hülfe oder Repetiren, fowie um Hülfsleiftung in der Auffihtsführung handelt‘, ift vom Herren: 
haus verworfen worden, ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 495. 
1) Anabenfeminare oder Knabenkonvikte, |. S. 117. Anm. 2. 


2) entfprechenden Anftellung an einem prenßifchen Gymnaſtum. Erforderlich iſt alſo 
die Ablegung der Prüfung für das Lehramt an höheren Schulen (pro facultate docendi) nad 
dem Reglement vom 12. December 1866 (Minifter. BL. für die innere Verwaltung v. 1867 ©. 11) 
und die Abfolvirung des praktiſchen Probejahres an einem Gymnafium oder einer Realjchule in 
Gemäßheit des Circular-Erlaſſes vom 30. März 1867 (a. a. D. ©. 110). Wegen der 1866 erwor⸗ 
denen Zandestheile vgl. d. Verord. v. 13. März 1867 (G. S. ©. 395). Die betreffenden Beitim: 
mungen nebft den ergänzenden Minifterial-Rejfripten find zufammengefteilt in der Schrift: „Regle— 
ment für die Prüfungen der Kandidaten des höheren Schulamts 2c. 2. Aufl. Berlin 1872." 

Mit Nücfiht auf das Wort: „entprechenden”, ſowie darauf, daß nad dem Reglement vom 
12. December 1366 8 20 die Grade der facultas docendi, für die oberen (Prima und Ober: 
Sefunda), für die mittleren (Unter-Sefunda, Ober- und UntersTertia) und für die unteren Klafjen 
(Quarta, Quinta und GSerta) ertheilt werden, darf die Anftellung an den erwähnten geiftlichen 
Bildungs-Anftalten nur nad) Maßgabe des erworbenen Grades der facultas erfolgen. Für die 
Anftellung als Erzieher wird der geringfte Grad ausreichen, da diefer immerhin zur Anftellung 
am Gymnaſium befähigt. 

Die Erwerbung der Dualification zur Anftellung an einem nicht preußifgen Gymnaſium, 
ſelbſt wenn daffelbe ein deutſches ift, reicht nicht aus. 


3) für die theologifche wiſſenſchaftliche Vorbildung heffimmten Anftalt, d. 5. einer ſol— 
chen, welche geeignet ift, das Univerfitätsftudium zu erjegen, |. ©. 111 Anm. 1. 


9 Befähigung erforderlich). Die Bedingung der Lehrthätigfeit ift demnach die porgängige 
Habilitation an einer deutſchen Staatuniverjität als Privatdozent und zwar für diejenigen Fächer, 
in welchen der Betreffende nachher an der Anftalt Vorlefungen Halten will. Weber die Bedingun— 
gen der Habilitation beftimmen die Fakultätsſtatuten der Univerfitäten das Nähere. Für die 
Kegel verlangen diefe afademifches Triennium, den Doktor oder Licentiaten-Grad, Vorlegung einer 
wiffenfchaftlichen Arbeit aus dem gewählten Fach GHabilitationsſchrift) und Abhaltung eines münd- 
lichen Kolloquiums mit dem Kandidaten vor verfammelter Fakultät. Da aber in Ausnahmefällen 
auch andere Gelehrte, welche ihre Qualification ſonſt, 3. B. durd) literarifche Thätigkeit, nachgewieſen 
haben, in afademifche Lehrämter befördert werden Können, fo ift die Habilitation nicht unter allen 
Umftänden nothwendig. Gegen Umgehung der Vorſchrift durch Berufung ungeeigneter Individuen 
ift der Staat durch das Einſpruchsrecht geſchützt. 

5) Kleriker. In der Kommiſſion hat der Regier.-Kommiſſar die Erklärung abgegeben: 
„Unter der Bezeichnung Klerifer ſeien die Perjonen begriffen, welche die unterfte der höheren 
Weihen erhalten haben” (Kommifl..Ber. ©. 22), d. h. alfo diejenigen, die zu Subdiafonen geweiht 
find. Mit der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes: Kleriker, welches ebenfo wie Geiftlicher, in 
der katholiſchen Kirche ſchon jeden Tonſurirten bedeutet (ſ. S. 30 Arm. 1), ftimmt diefe Erklärung 
nicht überein. Irgend ein Moment, die Anterpretation des Kommiſſars als die legale Definition 
anzufehen, fehlt. Bei den ſchon oben (j. a. a. D.) dargelegten Verhältniffen in Deutſchland wird 
die hervorgehobene Differenz allerdings praktiſch ohne Einfluß fein. Blos Tonſurirte werden jeitens 
der katholiſchen Kirche nicht an den Abſ. 3 des $ erwähnten Anftalten verwendet werden. 

6) Aredigamtskandidaten find diejenigen evangelifchen Theologen, melde das erfte theolo- 
gifhe Eramen (tentamen pro venia, licentia concionandi) abgelegt haben (vgl. Rihter- Dove, 
KR. 8 198 u. Aktenſtücke d. evang. Ob.-K.-R. Bd. 1 Heft 6, ©. 30 ff., S. 50). 

°) die für Geifliche vorgefhriebene Bildung, d.h. fie müffen die Erforderniffe erfüllt 
Haben, welche für den Erwerb eines geiftlichen Amtes nad 33 4—8 verlangt werden. 

8) zur theologifch-praktifchen Uorbildung beſtimmten Anftalten. Nur an diefen An- 
ftalten (f. S. 119 Anm. 4) können Die im Abf. 2 gedachten Perfonen angeftellt werden, zu ihrer An: 
ftellung an den Abf. 1 genannten Anftalten bedarf es der in diefem geforderten Qualifikation. 
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812.9 - 

Für die Erhebung des Einſpruchs gegen die Anftellung finden die Beftimmungen 
entjprechende Anwendung, welche die Erhebung des Einſpruchs gegen die Anftellung 
von Geiftlichen regeln!) (88 15 — 17). 

a Pe) 

Werden die in den SS 9—11 enthaltenen Vorfehriften ) oder die getroffenen 
Anordnungen der Staatsbehörden?) nicht befolgt, fo ift der Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten?) ermächtigt, %) bis zur Befolgung die der Anftalt gewidmeten 
Staatsmittel einzubehalten?) oder die Anftalt zu fchließen. 6) 

Unter der angegebenen Vorausſetzung und bis zu dem bezeichneten Zeitpunfte ”) 
Eönnen Zöglinge der Knabenfeminare und Knabenkonvikte von dem Befuche der 
Gymnaſien und von der Entlaffungsprüfung ausgefchloffen und den im 86 er 
wähnten Anftalten die ertheilte Anerkennung entzogen werden.) Diefe An- 
ordnungen ftehen dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten?) zu. 

Nach Errichtung eines Königlichen Gerichtshofes für die kirchlichen Angelegen- 
heiten io) kann über die Geſetzmäßigkeit der nach diefem Paragraphen getroffenen 
Anordnungen und Verfügungen !1) innerhalb 30 Tagen !2) bei dem gedachten Gerichts: 
hofe“ Berufung !?) eingelegt werden. ) Durch Einlegung derjelben wird bie 
Vollſtreckung der angefochtenen Anordnung oder Verfügung nicht aufgehalten. 3) 
Der Gerichtshof Tann jedoch beftimmen, daß bis zur endgültigen Entjeheidung die 
Vollftredung unterbleibe. 16) 


s 12. *) Die Kommiffion hat der im Uebrigen unverändert gebliebenen Regierungs:Borlage 
nur am Schluffe das Citat: „(88 15—17)“ hinzugefügt. 

') des Einfpruchs gegen Die Anftellung non Geiftlichen regeln. „Es rechtfertigt fich dies 
duch die Erwägung, daß diefelben Gründe, welche ven Staat zwingen von den geiftlichen Amte 
Perjönlichkeiten fern zu halten, von denen er Gefahr für fich felbft zu bejorgen hat, in gleichem, 
wenn nicht in noch höherem Maaße in Betreff der Perfonen zutreffen, denen die Ausbildung und 
Erziehung der künftigen Geiftlihen anvertraut werden fol“ (Motive d. Reg.:Borl. ©. 20). 

8 13. *) Der Abf. 1 der Reg.-Vorlage enthielt ftatt der jegigen Stelle: „die getroffenen Anz 
ordnungen‘ die Worte: „die von Aufſichtswegen getroffenen Anordnungen“. Das Abgeord⸗ 
netenhaus nahm dagegen die von der Kommiſſion in Vorſchlag gebrachte Aenderung: „die inner: 
halb ihrer geſetzlichen Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen der Staatsbehörden” an. Die 
Worte: „innerhalb der geſetzmäßigen Zuftändigfeit“ find aber im Herrenh. zufolge des Amendements 
Gobbin geftrihen worden (ftenogr. Ber. d. Herrenh. S. 499), nachdem auf Antrag defjelben der 
jeßige in der Reg.Vorl. fehlende Abf. 3 Hinzugefügt war (a. a. O. &.498). — Die fonft gejtellten 
Anträge, im Abgeordnetenhaufe 1) das Amendement Holz u. Sad, den Abſ. 2 abzulehnen und 
2) das Amendement Grf. Schweinik, dem Abi. 2 folgende Faffung zu geben: „Unter der an 
gegebenen Vorausfegung und bis zu dem bezeichneten Zeitpunfte kann den im $ 6 erwähnten An- 
ftalten die ertheilte Anerkennung entzogen werden. Diefe Anordnung jteht dem Minifter der geift: 
lichen Angelegenheiten zu“ (ftenogr. Ber. d. Abgeordn. ©. 1579, 1550), im Herrenhaufe die Anträge 
des Grf. v. Kraffomw: 1) Abf. 1 a. Schl. die Worte: „oder die Anftalt zu ſchließen“ zu ftreichen 
und 2) Abſ. 2 ftatt des Wortes: „und“ (Hinter: ausgefchloffen) zu feken: „beziehungsweiſe“, find 
abgelehnt worden (ftenogr. Ber. d. Herrenh. S. 499). 

) die in den SS H— 11 enthaltenen Morfchriften. Demnach bilden die Verhinderung der 
Staatsaufficht, namentlich der Revifion (S. 119 Anm. 11), die Nichteinreihung der Hausordnungen, 
der Disciplinar-Reglement3 und der Lehrpläne (a. a. D. Anın. 7 u. 11), die Anftellung von nicht quali- 
fieirten Lehrern und Erziehern, fowie die Nihtwahrung oder Nichtbeachtung des ftaatlihen Ein: 
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pruchrechtes die Fälle, in welchen die Staatsbehörde mit den in dieſem $ vorgejehenen Maßregeln 
inzufchreiten befugt ift. 4 

2) die getroffenen Anordnungen. Damit kann nichts Anderes gemeint fein, als, was in 
der Regierungs: Vorlage klarer ausgedrückt war, die von Aufjihtswegen getroffenen Anord⸗ 
nungen. Aus der dem Staat beigelegten Aufſicht ($ 9) und dem in dieſem $ vorausgejegten Recht, 
zur Ausübung der Aufficht Anordnungen zu erlaffen, in Verbindung mit dem hier gebrauchten 
Worte: „Befolgung‘‘, ergiebt fi) mit Nothwendigkeit die Befugniß der Staatäbehörden, Erinnerungen 
gegen die vorgelegten Hauzordnungen, Neglement3 und Lehrpläne zu machen und die Abänderung 
derjelben zu verlangen. Diefe werden, was die Lehrpläne betrifft, Darauf gerichtet werden dürfen 
und müffen, daß letztere zur Erreichung derfelben Ziele, welche die betreffenden Staats-Anftalten 
(Gymnaſien und theologischen Fakultäten) erftreben, geeignet find. Hinfichtlich der Hausordnungen 
und Disciplinar-Reglements wird darauf zu fehen fein, daß die Zöglinge Feiner Elöfterlichen oder 
abgeichloffenen Zucht, feinen mechaniſchen und geiftig abtödtenden Gebets-Uebungen und geiftlichen 
Grercitien, feinen gejeglich unerlaubten Strafen und Züchtigungen, Feiner fonftigen ihre Gefundheit 
Ihädigenden Lebensweiſe unterworfen werden. 

3) Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten. Hierin Liegt eine Ausnahme von der fonftigen 
Regel (f. ©. 55 Anm. 2), melde fih aus der einjchneidenden Natur der betreffenden Maß: 
regeln erklärt. 

#) ermächtigt, aber auch materiell verpflichtet, da er die Geſetze gegen Verletzungen innerhalb 
feines Refjorts zu ſchützen hat. 

5) die der Anftalt gemidmeten Stantsmittel einzubehalten. Dieſe Zurüdhaltung bis 
zur Befeitigung der Renitenz ift das eine Mittel, welches zur Durchführung des Geſetzes offen 
fteht. Davon ift ſchon mehrfach, jo in Bezug auf die Priefterfeminare zu Köln, Trier, Paderborn 
und Gnefen, das erzbiichöfliche geiftlihe Seminar zu Poſen Gebraud gemacht worden. Die in 
Betreff des erfteren an den Präfes des Seminars ergangene Dber-Präfidial-Verfügung v. 29. Auguft 
1873 lautet: 

„Als am 11. Zuli d. 3. zur Revifion des erzbifchöflichen Priefterfeminars zu Köln durch -von 
hier aus beftellte Kommiffarien gemäß $ 9 des Gejeßes über die Borbildung und Anftellung der 
Geiftlihen vom 11. Mai d. 3. gefehritten werden follte, haben Ew. Hochwürden Ihre Mitwirkung 
zu diefer Reviſion abgelehnt, die Beantwortung der auf die Anftalt bezüglichen Fragen der Kom— 
miffarien verweigert und nicht geftattet, daß die Letzteren dem Unterrichte beimohnten. In Folge 
deffen ift, wie id) Em. Hochwürden hierdurch mittheile, von dem Herrn Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten auf Grund des $ 13 des genannten Geſetzes die Verfügung getroffen worden, daß 
bis zur Befolgung der gejeglichen Vorſchriften die dem Priefter-Seminar gemwidmeten 
Staat3mittel einzuhalten feien. Es hat! dvemnad die Anordnung ftattgefunden, daß das 
Seminar den ihm bisher vom Staate gewährten Geldzuf—huß zum Betrage von 3470 Thlr. nicht 
weiter empfange. Die letztere Summe berechnet fi, wie folgt: In der Geſammt-Dotation des 
Erzbisthums Köln ift ein Zuſchuß von 7470 The. enthalten, aus welden Mitteln das Konvikto— 
rium für die katholiſchen Studirenden der Theologie zu Bonn die Summe von 4000 Thlr. erhält. 
Während nun der letztere Beitrag in Zukunft direct an das Konviktorium abgeführt werden ſoll, 
wird die Zahlung von 7470 Thlr. an die erzbifhöfliche Kaffe unterbleiben.“ 

Unter den „Staatsmitteln“ find nicht blos die baaren Zuſchüſſe, fondern auch fonftige 
Gegenftände, die Lehrmittel, Gebäude zu Unterrichtszwede und zu Wohnungen, welche der Staat 
gewährt, zu veritehen. 

Die einbehaltenen Staatsmittel brauchen nicht bis zur Befolgung der getroffenen Anordnungen 
für die Anftalt reſervirt werden, weil die letztere während ber gedachten Zeit nicht den vom 
Staate gewollten Zweck in der vorgeſchriebenen geſetzlichen Weife gedient hat. 

6) die Anftalt zu ſchließen. Es ift dies das zweite Exekutiv-Mittel, welches dem Minifter 
gegeben wird. Da daffelde nicht durch die Inmebehaltung des Staatszuſchuſſes ausgeſchloſſen 
wird, d 5. alſo, daß die Wahl mit der Verhängung dieſer Maßregel nicht konſumirt und die nach— 
trägliche Schließung dadurch nicht unzuläſſig wird, ergiebt ſich ſchon daraus, daß beide Maßregeln 
nicht unvereinbar ſind, weil der geſchloſſenen Anſtalt ſelbſtverſtändlich keine Staatsmittel mehr 
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gezahlt zu werden brauchen. Es kann alfo, wenn die bloße Einbehaltung feinen Erfolg äußert, auch 
nachträgli die Schliefung angeordnet werden. Dies ift auch die Auffaffung der Regierungss 
Motive ©. 20: „daß nad fruchtlofer Erſchöpfung aller anderen Mittel die Schliefung der Anftalt 
anzuordnen ift, erſcheint gerechtfertigt, da dem Geſetze unter allen Umftänden Achtung verschafft 
werden muß”; und jo ift auch bereit3 in einzelnen Fällen, 3. B. in Betreff des Seminars zu Poſen, 
verfahren worden. 

Iſt vor den Worten (diefe Frage entfteht weiter): „die Anſtalt zu ſchließen“ hinzuzudenken: 
„bis zur Befolgung“ oder will die Vorfchrift jagen: „es können die Staatsmittel bis zur Befolgung 
einbehalten werden oder die Anftalt definitiv gefchloffen werden?” Mit andern Worten: Denkt ſich 
das Geſetz die Schließung der Anſtalt als eine proviſoriſche Maßregel, welche das Inſtitut als ſolches, 
alſo auch mit der ihm etwa zukommenden juriſtiſchen Perſönlichkeit, exiſtent läßt, und nur die 
Funktionen der Anſtalt vorläufig ſuspendirt od er als eine definitive Maßregel, welche die Anſtalt 
vernichtet? Nimmt man das letztere an, ſo iſt die etwaige juriſtiſche Perſönlichkeit der Anſtalt 
beſeitigt, ſie kann alſo weder unter Lebenden noch von Todeswegen etwas erwerben, und jeden⸗ 
falls gilt der Zweck der Anftalt als ein geſetzlich verbotener. Die bisher erfolgten Schließungen 
find nur proviforifch verhängt worden, vgl. 3. B. das Dber-Präfidialfchreiben betr. die Schliefung 
des erzbijchöfl. Seminars zu Pofen v. 21. Aug. 1873: „Mit Rückficht darauf, daß Em. Erzbifchöfliche 
Gnaden in dem geehrten Schreiben vom 10. Juni c. erflärt haben, daß Sie die Dberaufficht des. 
Staats über das hieſige geiftlihe Seminar in Gemäßheit der Vorfchriften des Gejeßes vom 
11. Mai c. — betreffend die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen — nicht anerkennen wollen, 
ferner mit Rücficht darauf, daß der Regens diefer Anftalt in Folge erhaltener Inftruftion die ſei— 
tens des Staats nah 89 des Gejeßes am 25. und 26. Juni c, vorgejchriebene Revifion der- 
jelben unmöglich machte, ſchließlich mit Rückficht darauf, daß Em. Erzbifchöflihe Gnaden auf die 
Aufforderung, durch gemeinfchaftlihes Einvernehmen die Umänderung der Beftimmungen des Sex 
minars vorzubereiten — welche den Beftimmungen des genannten Geſetzes direft entgegenftehen — 
unterm 8. d. M. abſchläglich geantwortet haben, Hat der Minifter der geiftlihen Angelegen: 
heiten auf Grund des $ 13 de3 allegirten Gefetes die Schließung des genannten Semi: 
nars vom 23. d. M. ab bis jo lange angeordnet, bis Em. Erzbiſchöfliche Gnaden 
und der Seminarregens ſich bedingungslos den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 11. Mai c. und den auf Grund dieſes Geſetzes von den Staatöbehörden erlaffenen Ber: 
fügungen unterwerfen werden. Ich erlaube mir, Em. Erzbifhöflihe Gnaden hiervon mit dem 
ergebenften Bemerfen in Kenntniß zu fegen, daß der Negens des Seminars Bincenz Likowski von 
diefer Verfügung in Kenntniß geſetzt worden ift und der Kontrole in Betreff der Ausführung der: 
jelben unterliegen wird.“ 

M. GE. ift Die mildere Auslegung der Vorſchrift bedenklich. Das Wort: „ſchließen“ 
drückt an und für fich Fein Proviforium, fondern ein Definitivum aus. In diefem Sinne ift es im 
3 8 des Geſetzes über die firchliche Disciplinargewalt (S. 57,59 Anm. 8), ferner auch) im $ 14 diefes 
Geſetzes gebraucht. Wenn der lektere die beftehenden Knaben - Seminare und Konvifte dadurd) 
almählig eingehen laſſen will, daß er die Aufnahme n euer Zöglinge verbietet und für den Fall 
des Zumiderhandeld die Schließung androht, fo kann damit nur gemeint fein, daß das in Aus: 
Tiht genommene Nefultat, die Befeitigung diefer Anftalten, unter den angegebenen Borausfegungen 
fofort eintreten fol. Ferner ftellen die 8$ 9—14 eine Neihe von Ausnahmen zu Gunften des bis- 
herigen Zuftandes auf, und machen den Anſchauungen und Forderungen der Kirche eine Reihe von 
Konceffionen. Diefe find an gewiffe Bedingungen, die Beachtung der gefeglichen Anordnungen 
und der auf Grund der Iekteren erlaffenen Verfügungen, gefnüpft. Das Naturgemäße ift alfo, daß 
das Geſetz die nahe liegende Konfequenz hat ziehen wollen und gezogen hat, daß Anftalten, welche die 
für ihre Fortdauer vorgefchriebenen Erforderniffe nicht erfüllen, überhaupt und definitiv befeitigt 
werden. Wie die oben mitgetheilte Stelle der Motive, ferner einzelne Aeußerungen in der Kom: 
miffton (ſ. Anm. 7), bei den Verhandlungen im Adgeordnetenhaufe (ftenogr. Ber. S. 1579) und im 
Herrenhaufe (ftenogr. Ber. S. 496) ergeben, ift die Schließung der Anftalt als das äußerte Zwangs— 
mittel aufgefaßt worden. Unter einem ſolchen wird man aber wohl eher die definitive Be— 
jeitigung der Anftalt, als die blos proviforifche Suspendirung ihrer Thätigkeit, welche der Bifchof 
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eden Augenblick durch Unterwerfung unter das Gejek wieder befeitigen kann, zu verftehen haben. 
Demgemäß giebt das Gejeg dem Minifter das Recht zur definitiven Schließung. Da ihm aber 
ine foldhe weitgehende Befugniß zufteht, wird er freilich immerhin auch befugt fein, das Minus, 
ie proviſoriſche Schließung, anzuordnen. 

Zur Durhführung der Schliefung gehört die Benadrichtigung der Zöglinge und Lehrer von 
er. desfalls getroffenen Anordnung und die öffentliche Bekanntmachung, nöthigenfall3 auch die 
Anwendung von Adminiftrativ-Erefutions-Maßregeln, alſo die Entfernung der gedachten Perſonen 
venn dieſe zu gemeinſchaftlichem Unterricht zuſammen kommen oder das frühere gemeinſame Leben 
ortzufegen verfuchen. Das den Lehrern von dem Biſchof etwa eingeräumte Necht auf eine Dienit- 
wohnung hindert die etwaige Ermiſſion nicht. Diefes Recht ift mit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
ohne Weiteres dadurch beſchränkt worden, daß die Anjtalt die vorgeschriebenen Anforderungen 
erfüllt. Civilrechtliche, namentlich auch Befisftörungs-Klagen wegen ſolcher Verfügungen der Staats— 
behörden find unftatthaft, da dieſe in Ausübung des ftaatlihen Kirchenhoheitsrechtes exlafjen 
werden, vgl. Verordn. v. 26. December 1305 weg. verbefferter Einrichtungen der Provinzialz 2c. 
Behörden $ 36 ff, (6. S. v. 1806/10. ©. 464), u. für die neuen Provinzen Verord. betr. die Zu: 
(öffigfeit des Rechtsweges 2c. v. 16. September 1867 81 (G. S. ©. 1515), nur Die Berufung 
an den Kl. Gerichtähof für kirchliche Angelegenheiten iſt nach Abſ. 3 offen gelajjen. 

‘) Unter Der angegebenen VNorausſetzung und bis zu dem bezeichneten Jeitpunkte, 
d. h. wenn die Abſ. 1 gedachte erſte Maßregel, die Einbehaltung der Staatämittel verhängt worden 
ift, bis zur Befolgung der Vorschriften des Geſetzes und der auf Grund deſſelben erlafjenen An— 
ordnungen der Staatöbehörden, können den Zöglingen der Knabenfeninare und Knabenkonvikte 
die Gymnaſien verſchloſſen, und auch, um jede Umgehung des Geſetzes zu vermeiden, ihre Zu— 
laſſung zur Abiturienten-Prüfung als ſg. Extranei verweigert werden. Vgl. auch die Erklärung 
de3 damaligen Unterftaatsjefretaivs Dr. Achenbach in der Kommiffion (Komm. Ber. ©. 22): „Die 
Staatsregierung fünne Unterfagungsmittel diefer Art nicht entbehren, wenn überhaupt ein Drud 
auf die geiftlichen Behörden zur Herftellung des in diefem Geſetze beabfichtigten Zuſtandes wirkſam 
werben folle. Es fei weniger hart, die Schüler in der Swifchenzeit von dem Beſuche des Gym— 
nafiums auszuſchließen, als ein derartiges Konvikt überhaupt zu fließen. Cine ſolche Schließung 
fei ein äußerftes Mittel, zu welchem man fi) nur zögernd verftehen könne, umd gerade zur Ab⸗ 
wehr jener äußerſten Zwangsmaßregel ſei dieſer Weg einer indirekten Nöthigung gewählt. Ein 
Zwang auf Eltern und Schüler müſſe in ſolchem Falle geübt werden, damit dieſe ein renitentes 
Konvikt zu verlaſſen genöthigt würden.“ Daß im Falle der Schließung, in welchem das Seminar 
oder das Konvikt faktiſch aufgelöſt wird, dieſe Maßregeln nicht erforderlich ſind, liegt auf 
der Hand. N 

8) die ertheilte Anerkennung entzogen merden. Diefe Entziehung ift an dieſelben Vor: 
ausfegungen gefnüpft, wie die in Anm. 7 gedachten Anordnungen. Hinfichtlih der Seminare, 
welche das Univerfitätsftudium zu erſetzen beftimmt find, giebt da3 Gejeg aljo folgende Maßregeln 
an die Hand. Iſt die ftaatliche Anerkennung nicht nachgeſucht worden, jo fünnen die Staatsmittel 
einbehalten werden, und die Anftalten unterliegen den in SS 10—12 gedachten Beftimmungen. Werden 
diefe nicht beachtet, jo tritt, fofern dies nicht ſchon erfolgt ift, die Einbehaltung der StaatSmittel 
und eventuell auch die Schließung ein. Wenn ihnen die Staatliche Anerkennung gewährt worden it, 
aber gegen $$ 10—12.verftoßen wird, jo kann diefe und die ftaatliche Subvention entzogen, aud) 
nöthigenfalls die Anftalt geſchloſſen werden. Cs müffen alfo Seminare, melde der Staat nicht 
anerkannt hat, geduldet werden, jofern fie ſich den Vorſchriften der SS 10—12 unterwerfen, aber 
das Studium an ihnen erſetzt nicht das in SS 4, 5 porgefchriebene Univerfitätsftudium. Befindet 
fid) ein ſolches Seminar an einem Univerfitätsorte — ein foldes kann nie die Staatliche Anerfens 
nung erlangen, ſ. $6 Abi. 2 — jo kann das Verbot des 87 einmal durch Anwendung dev 
Mittel der akademiſchen Disciplin, durch Relegation der demfelben entgegenhandelnden Studenten, 
zur Ausführung gebracht werden. Ferner ift aber die Staatsbehörde auf Grund ihres Auffichts: 
rechtes ($ 9) befugt, die Aufnahme von Studenten zu unterfagen, und erforberlichenfall3 auf 
Grund des $ 13 Abf. 1 vorzugehen. 

0) Alinifter der geiftlichen Angelegenheiten, |. ©. 123 Anm. 3. 
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10) Gerichtshofes für Die kirchlichen Angelegenheiten, f. ©. 89 Anm. 4. | 

) Gefehmäßigkeit der nad) diefem Paragraphen getroffenen Anordnungen und Mer- 
fügungen. Korrekter hätte es heißen müffen der „nach SS I—11 und nad) diefem 8 getroffenen 
Anordnungen”, denn die nad $ 13 erlaffenen find nur die Innehaltung der Staatsmittel, die 
Schließung der Anftalt und die in Abf. 2 gedachten Mafregeln. Soll aber der Gerichtshof über 
die Rechtmäßigkeit diefer entſcheiden, fo muß er aud) ihre Vorausfegungen zwar nicht nach ihrer 
Zweckmäßigkeit, aber ihrer rechtlichen Statthaftigfeit prüfen, und diefe Vorausfegungen find eben 
die nad) 88 I—11 getroffenen Anordnungen. Daß diefe Auffaffung die richtige ift, ergiebt Die 
Streihung des Zufages der Kommiſſion im Herrenhaufe (S. 122 Anm. *) in Verbindung mit der 
Motivirung des den Abf. 3 einfügenden Amendements (f. a. a. O.) durch den Antragfteller (ftenogr. 
Der. d. Herrenh. ©. 494, 495): „Aus diefer Erwägung ift das Amendement hervorgegangen, anz 
zufügen, daß über die in Gemäßheit der in den 889—11 getroffenen Anordnungen und 
Verfügungen der Rechtsweg bei dem Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten geftattet fein joll.... 
Nach näherer Prüfung... bin ich indefjen dahin gekommen, in meinem Amendement dieje Entſcheidung 
des Gerichtöhofes auf die Gejegmäßigfeit der getroffenen Maßregel und Verfügung zu befchränfen. 
In der Konſequenz diefes Gedankens mußte id dann den Zuſatz, den das Abgeordnetenhaus in 
den 8 15 Al. 1 hineingebracht hat: „innerhalb der gefeglihen Zuftändigfeit” ftreiden; 
denn wenn der Gerichtshof nach meinem Amendement über die Geſetzmäßigkeit der Anordnung, 
reſp. Verfügung zu entſcheiden befugt fein fol, fo liegt in der Einfügung des Wortes „Geſetz— 
mäßigkeit“ bereits daS, was in des Faſſung des Abgeordnetenhauſes im 1. Alinea ausgedrückt 
fein ſoll.“ 

”) innerhalb 30 Tagen, die Friſt weicht von der im $ 13 des Gefeßes über die kirchliche 
Disciplinargewalt vorgeſchriebenen (vier Wochen, ſ. S. 74) ab und iſt wohl mit Rückſicht auf die 
Sriftbeftimmung im $ 15 gewählt. Sie läuft vom Tage der Zuftellung der anzufechtenden Ent: 
ſcheidung, ſ. auch angef. Gef. $ 13 Abf. 2. 

») Berufung. Diefelbe Hat ebenfo wie in den Fällen des $ 10 des Disciplinargefeßes 
(S. 62) die Natur der Kaſſationsklage (S. 65). Es foll damit eine angeblid dem Recht nicht 
entjprechende Maßregel der Verwaltungsbehörden bejeitigt werden. Der Gerichtshof Fann daher 
auch auf diefe Berufung Hin nur die Vernichtung der angefochtenen Verfügung oder Verwerfung 
der Berufung ausfprechen, $ 21 des citirten Gef. Für das weitere Verfahren fommt die Ber 
ftimmung des $ 33 Abſ. 2 ebendafelbft in Betracht, nach welcher die Vorfchriften über das Ver— 
fahren durch Plenarbeſchlüſſe des Gerichtshofes auch auf die bier in Rede ftehende Berufung finn= 
gemäß anzuwenden find. Die $$ 13, 15, 17, 18, 20 (Satz 1), 21 Abf. 1, 22, 37 des Disciplinar: 
geſetzes treffen hier vollfommen zu. Dagegen bedingt der Umstand, daß der Minifter der, geiftlichen 
Angelegenheiten, welcher fich auch bei diefen Angelegenheiten durch einen Beamten wird vertreten 
lafjen fönnen ($ 19), die Partei ift, gegen welche die Berufung geht, eine etwas modificirte Anz 
wendung der 88 19, 20 (Sat 2), 21 Abf. 2. Einer Anordnung, daß der Minifter den Verfügungen 
des Gerichtshofes Folge leiftet, alfo 5. B. die Akten einveicht ($ 16), bedarf es ſelbſtverſtändlich 
nicht, da dieſe Pflicht aus der Stelluug, melde das Geſetz dem Gerichtshof anmweift, ohne Weiteres 
folgt (vgl. auch $ 36 des Disciplinargefees). 

) eingelegt merden, Hier bleibt die Frage offen, wer zur Einlegung der Berufung be— 
rechtigt ift. Diefe wird fich dahin beantworten, daß dies nicht derjenige ift, welchem die befchwerende 
Verfügung infinuirt worden, fondern derjenige, welcher die Anftalt nad) außen und namentlich in 
den juriftiichen Beziehungen zu vertreten hat, alfo hinfichtlich der Anftalten der Fatholifchen Kirche 
in den meiften Fällen der Biſchof, weil diefe als Didcefan - Inſtitute unter feiner Zeitung ftehen, 
nicht der Regens, welcher nur kraft biſchöfliſchen Auftrags die Anftalt leitet. Mit Nückficht darauf, 
daß die 30tägige Berufungzfrift erft von dem Zeitpunkt ab läuft, wo die betreffende Mafregel 
dem zur Berufung berechtigten infinuiet ift, dürfte es fich daher empfehlen, derartige Verfügungen 
nicht blos dem Leiter der Anftalt, fondern ftets gleichzeitig dem Biſchof mitzutheilen. 

»») nicht aufgehalten, In diefen Fällen hat alfo die Berufung im Gegenfaß zu der der 
55 10 u. 11 des Disciplinargefeßes (ſ. auch $ 14 ebendafelbft) Keinen Suspenfiv:Gffeft. 

') die Vollſtreckung unterbleibe. Wegen der Beſchlußfaſſung darüber . ©. 90 Anm. 2. 
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8. 14.*) 

Knabenjeminare und Knabenkonvikte) ($ 9) dürfen nicht mehr errichtet und 
in die beftehenden Anftalten diefer Art neue Zöglinge nicht mehr aufgenommen 
werden. ?) & 

Im Falle der Aufnahme neuer Zöglinge ift der Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten?) zur Schließung der betreffenden Anftalt *) befugt. 


In der Ermächtigung, die Vollftrestung zu fuspendiren, liegt auch die Befugniß, die Rückgängig— 
machung der bereits getroffenen Mafregeln anzuordnen, denn andernfalls würde durch Schnelles 
Eingreifen der Verwaltungsbehörden das durch das Geſetz für eflatante Fälle der Geſetzverletzung 
gewährte Mittel illuforifch gemacht werden. £ 

8 14. *) Abſ. 1 mit der einzigen Abweihung, daß die Kommiffion das Citat: „($ 9* 
eingeſchoben hat, nad) der Regierungs-Vorlage. Der Abſ. 2 ift durch die Kommiſſion hinzugefügt 
worden. Berworfen find im Abgeoronetenhaufe 1) das Amendement Holy u. Sad, hinter 
„Knabenconvicte“ einzufchalten: „welche ausfchließlih der Vorbildung dev Geiftlihen dienen und 
zu dem geiftlichen Berufe verpflichten,“ 2) der Antrag Clauswitzz, im Abſ. 1 die Worte: „und 
in die beftehenden Anstalten diefer Art neue Zöglinge nicht mehr aufgenommen” und Alinea 2 
zu ftreihen (ftenogr. Ber. ©. 1594). : 

1) finahenfeminare und Anabenkonnikte, damit find, wie namentlich das Citat $ I zeigt, 
die ©. 117 Anm. 2 näher harakterifirten Anftalten gemeint. 

2) nicht mehr aufgenommen werden. Die Regierungs: Motive bemerken zu diefem Abjat 
(5.20): „Wenn $ 14 für die Zukunft die Errichtung von Knabenjeminaren und Knabenkonvikten 
verbietet, ſo iſt zur Begründung dieſes Verbots einerſeits auf die Ausführungen zurückzuver— 
weiſen, welche zu $6 in Betreff des kirchlichen Unterrichts- und Erziehungsmwejens gegeben ſind, 
und welche die Nothwendigkeit erfennen laffen, der weiteren Ausdehnung von kirchlichen Anftalten, 
welche zur Vorbildung der Geiftlichen beftimmt find, gewiffe Schranken zu jegen, andererſeits aber 
zu berücfichtigen, daß gerade die Einrichtung der Knabenfeminare und Knabenkonvikte zu den 
ernfteften Beforgnifien Anlaß geben muß. Knaben in einem Alter, in welchem fie eine eigene 
Entſchließung über ihren künftigen Lebenslauf noch nicht zu faflen vermögen, behufs ihrer Heran— 
bildung zu Geiftlichen einer völlig Elöfterlihen Zucht zu übergeben, fie von dem Verkehr mit der 
Jugend der Nation abzufhließen und dadurd) mindeſtens die Bejorgniß zu erwecken, daß ſchon im 
Keime jede freie und felbftftändige Entwidelung des Charakters der Zöglinge unterdrückt werde, 
das find Erſcheinungen, welden der Staat feine volle Aufmerkjamteit und Sorge widmen muß. 
Die bloße Auffiht des Staats, welde immer nur ihre Thätigkeit auf Einrichtungen und Ber: 
anſtaltungen richten kann, deren Folgen äußerlich zur Wahrnehmung gelangen, bietet daher hier 
feine volle Garantie. Wenn demnach auch zur Schonung beftehender Verhältniſſe davon abzufehen 
fein mag, aud) die bereits vorhandenen Knabenfeminare und Konvikte fofort aufzulöfen, jo erfcheint 
es doc) völlig gerechtfertigt, fowohl die Errihtung neuer Anftalten diefer Art nicht zu geftatten, 
al3 auch die Aufnahme neuer Zöglinge in die beftehenden Anjtalten diefer Art zu unterſagen.“ 

3) Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten, |. S. 123. Anm. 3. 

4) Schließung Der heireffenden Anftalt, ſ. S. 123. Anm. 6. * 

Anm. zu 889 u. 14. Merhältniß der SS 9 u. 14 zur Bulle: De salute animarum 
und zu Art. 15 der Verf.Urk. Schon in der Kommilfion (|. Komm.-Ber. ©. 18), dann aud) 
bei den Verhandlungen im Abgeordnetenhaufe (ftenogr. Ber. ©. 1553, 1589, 1779) und im Hevrens 
hauſe (jtenogr. Ber. ©. 502 u. 505) ift die Unverträglichfeit der in den 889 u. 14 enthaltenen 
Vorschriften mit den Feſtſetzungen der Bulle und ber Verf.⸗Urk. behauptet worden. Die erftere 
. beftimmt: „In singulis praeterea civitatibus tam’archiepiscopalibus quam episcopalibus unum 
clericorum seminarium vel conservandum vel de novo quamprimum erigendum esse statuimus, 
in quo is clericorum numerus ali atque ad formam deeretorum sacri coneilii Tridentini 
institui ac educari debeat qui respeetivarum dioecesium amplitudini et necessitati respon- 
deat.“ Ganz abgejehen davon, ob die Bulle in Verbindung mit ber Beftätigungs- Drdre vom 
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II. Anjftellung der Geiftlichen. 


Bean) 

Die geiftlichen Oberen ') find verpflichtet,2) denjenigen Kandidaten, dem ein | 
geiftliches Amt übertragen werden foll, dem Dberpräfidenten?) unter Bezeihnung 
des Amtes) zu benennen.) 

Dafjelbe gilt‘) bei Verſetzung eines Geiftlihen in ein anderes geiftliches 
Amt oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anftellung in eine dauernde. 

Innerhalb dreißig Tagen?) nach der Benennung ®) kann Einjpruch gegen die 
Anftellung ?) erhoben werden. !9) 

Die Erhebung des Einſpruchs fteht dem Dberpräfidenten !1) zu. 


25. Auguft 1521 den Charakter eines bindenden internationalen Vertrages hat, was der richtigeren 
Anfiht nah zu verneinen ift, ſ. meine ©. 18 citirte Schrift: Die Stellung 2. ©. 26; - 
Waſſerſchleben, die deutſchen Staatsregierungen und die kath. Kirche. Berlin 1872. S. 19; 
Sohm in Dove u. Friedberg, Ztſchr. für K. R. Bd. 11 ©. 183), fo Handelt diefelbe nur 
von ſolchen Seminaren, welche zur Aufnahme angehender Klerifer, alfo von Theologie Studirenden 
bejtimmt find. „Nur jolhe Seminare haben jener Zeit eriftirt und anders habe die Kal. Preu— 
Bilde Staatsregierung die Worte niemals verftanden. In diefem Sinne fei auch jener Zeit der 
Gefandte in Nom inftruirt gemefen, in diefem Sinne fei der Bulle ausgeführt, indem jede Diöcefe 
ein Klerifal-Seminar erhalten hat“ (Erklär. des Regier.-Kommiffars, ſ. Kommifj..Ber. ©. 19). 
Dei Erlaß der Verfafjungs-Urfumde beftanden faft nur derartige, feineswegs aber Anaben-Seminare 
und Konvikte. Diefe find zum größten Theil erft fpäter entftanden und die Berfaffungs-Urfunde 
Tann fie daher nicht garantirt Haben. Die Begründung einzelner dieſer Anftalten, jo des Libori— 
Seminars zu Paderborn (f. ©. 117) und des Konvikts zu Trier (ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 502) 
fällt allerdings vor die Verfaſſungs-Urkunde, aber über diefe ift damals ebenfo wie binftchtlich der 
auf Grund der Bulle: De salute errichteten Seminarien die Staatsaufficht geübt werden. Daß 
dieſes Aufſichtsrecht durch Art. 15 der Verf. Urk. vechtlich befeitigt worden iſt, — thatjächlich hat 
man es allerdings nicht mehr ausgeübt — ließ ſich ſchon mit Rückſicht auf die frühere Faſſung 
des Artikels nicht behaupten, da die allgemeine wiſſenſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen nicht 
eine ausſchließlich und allein die Kirche berührende Angelegenheit iſt. 

Durch die Umgeſtaltung des Art. 15 iſt aber jeder Zweifel an der Verfaſſungsmäßigkeit der 
betreffenden SS des Geſetzes beſeitigt. Nach demſelben beſitzt die Kirche ihre Unterrichts-Anſtalt 
nur mit der Maßgabe, daß ſie auch in dieſer Beziehung den Staatsgeſetzen und der geſetz— 
lich geordneten Aufſicht des Staates unterworfen iſt. Kraft dieſer Vorſchrift war der Erlaß 
eines Geſetzes, welches die Bedingungen der Zulaſſung derartiger Anſtalten, ſowie die Folgen der 
Nichtbeachtung der betreffenden Vorſchriften normirte, unzweifelhaft ſtatthaft. 

$ 15. *) Nach den Vorſchlägen der Kommiſſion. Dieſe hat die Abſätze 2, 3 und 4 der Re: 
gierungSvorlage übernommen, den Abf. 1, welcher in der Iekteren lautete: „Die geiftlichen Dberen 
find verpflichtet, diejenigen Kandidaten, denen ein geiftliches Amt übertragen werben ſoll, 
dem Dber-Präfidenten zu benennen“, aber in der aus dem Text erfichtlichen Weife geändert, und 
einen weiteren (fünften Abſatz) der Vorlage („Gegen die Einfpruchserflärung Tann innerhalb 
30 Zagen bei dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten Beſchwerde erhoben werden, bei deſſen 
Entſcheidung es bewendet“) ausgefchieden und in veränderter Faſſung mit dem $ 16 verbunden. 

) geiftlicdye Oberen, Dem Zwecke des Gefetes gemäß können darunter nur diejenigen kirch— 
lichen Beamten oder Behörden verftanden fein, welchen bie Verleihung des Amtes, bez. die Konz 
firmation oder Approbation der feitens eines Andern ftattgehabten Präfentation, Nomination, Vo— 
fation oder Wahl zufteht. Dies find in der evangelifchen Kirche für die Regel die Konfiftorien, 
in der Fatholifchen die Biſchöfe (vgl. auch A. L. R. Th. II Tit. 11 88 113, 115 ff, 143), alfo dies 
jenigen Aemter und Behörden, mit denen die fg. Leitungägewalt (jurisdietio) verbunden ift. Wo 
jolde Behörden nicht vorfommen oder die leitenden Drgane mit der Beſetzung der geiftlichen 
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Aemter nichts zu thun haben, 3.8. bei den Fonföderirten niederfächliichen Gemeinden (vgl. oben 
S. 103 Anm. 2), welche ihre Geiftlihen unter Zeitung des Preshyteriums wählen, j. Kirchen-Ordn. 
vom 14. September 1839, 88 36 ff, wird dasjenige Drgan, dem die Leitung und Konftatirung des 
die Anftellung erjegenden Altes obliegt, die Benennung vornehmen müfjen. Denn in den hier 
in Rede ftehenden Beziehungen nimmt diejes die Stellung des geiftlichen Oberen ein. Für die 
tonfdderirten Gemeinden muß die um jo mehr zur Geltung fommen, als das ihre Kichenordnung 
genehmigende Reſkript vom 15. Auguft 1842 (bei Hugues a. a. O. ©. 116) die Mresbyterien 
zur Anzeige der gewählten Kandidaten behufs Erwirkung der landesherrlichen Beftätigung verpflichtet, 
mithin dieje legteren für das dem Staate verantwortlide Drgan erklärt hat. 

Ob dagegen die Landdechanten und Pfarrer, ſoweit fie, wie 3. B. theilmeife in der katholiſchen 
Kirche, berechtigt find, interimiftifch Stellvertretungen anzuordnen oder Hülfsgeiftliche anzunehmen, 
unter den geiftlichen Oberen zu verftehen find, erfcheint fehr fraglich. Die allgemeine Bedeutung des 
Ausdruds fpricht dagegen. Ebenſo die ratio legis, weil e3 hier nicht an einem andern verant- 
mwortlihen Drgan fehlt (f. a. Schl. d. Anm.). 

Die evangelifche Kirhe wird im Allgemeinen von der Vorfchrift des 8 15 nicht berührt 
(. $ 25), weil die Mitglieder der Konfiftorien durch den König ernannt werden (Nefjort » Regle: 
ment des Dbder-Kirchenraths C. I No. 3 in den Aktenſtücken des Ob. Kirch. NR. B.2 ©. 137; 
Spangenberg a.a.D. Hft.3 ©. 14 ff; Büffa.a.D. $ 148.) Einzelne Ausnahmen kommen 
allerdings vor; jo wird das Einſpruchsrecht auf die Anftellung der Prediger der vorhin erwähnten 
reformirten Gemeinden Anwendung finden (während die durch das ehemalige hannöverſche Landes: 
Verfaſſungsgeſetz v. 6. August 1840 $ 72 und das angeführte Refkript vorgejchriedene Betätigung 
der Prediger als Ausfluß des allgemeinen jus circa sacra durch Art. 18 der Berf. Urk. bejeitigt 
ift). Ferner fommt das Ginjpruchsvecht zur Geltung gegenüber einzelnen Mediatkonfiftorien, die 
nicht vom König bejegt werden und das Anftellungsrecht zu geiftlichen Aemtern bewahrt haben, 
fo gegenüber dem Stadtfonfiftorium der Stadt Stralfund, ſ. Ziemſſen, Gigenthümlichteit der 
Kirchenverfaffung der Stadt Stralfund. Stralfund 1856 ©. 17, 18 u. Proteftant. Kicchenzeitung 
v. 1868, ©. 386, und gegenüber den gräflich Stolbergiichen Konfiftorien (Facobſon 8. R. ©. 181). 

Auf die Anftelung der Weihbiſchöfe paßt die Vorfchrift des $ 15 nicht vollfommen. Die 
Ernennung derjelben erfolgt durch den Papft. Da diejer perfönlich den preußiſchen Gejegen nicht 
unterworfen ift, fo fann er auch nicht angehalten werden, den Kandidaten vor der Promotion zum 
Biſchof einer preußifchen Behörde zu benennen. Andererfeits bindet aber das preußifche Geſetz alle 
diejenigen, welche geiftlihe Aemter in Preußen erwerben und ausüben wollen. Iſt aljo die Präconi- 
fation des Weihbischof ohne Wahrung des Einſpruchsrechts erfolgt, fo tritt die Nichtigkeit dev Verlei- 
bung nad) $ 17 ein. Die Möglichkeit dem Gefege nachzukommen liegt übrigens vor. Da die Bijchöfe 
dem Papft die Perſon des Weihbiſchofs vorzufchlagen haben (Bulle: De salute animarum s. v. 
Inspectis autem dioecesium Borussiei, mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 179, 180), fo find fie in 
der Lage, die vorgejchriebene Benennung vor der Promotion des Weihbifhofs durch den Papft 
vorzunehmen, während eine etwaige Anzeige nad) der Ernennung und vor der Bevollmäcdhtigung 
des Weihbiſchofes die kategoriſch ausgefprochene Folge des 8 17 nicht befeitigen würde. Daß der 
Biſchof nicht felbjt die Verleihung des Amtes vornimmt, fteht nicht entgegen, denn der $ 15 lautet 
nicht dahin, daß die geiftlichen Dberen, diejenigen Kandidaten, welhen von ihnen ein Amt über: 
tragen werden fol, fondern diejenigen, denen ein Amt übertragen werden ſoll, zu benennen haben; 
er bezieht ſich alfo auf alle geiftlichen Aemter innerhalb des Amtsfprengels des betreffenden geift- 
lichen Dberen, gleichviel, ob diefer die Uebertragung feldft vorzunehmen berechtigt ift oder nicht. 

Aus demfelden Grunde ift der geistliche Obere auch dafür verantwortlich, daß da, wo einem 
andern Geiftlichen, 3. B. einem Pfarrer oder einem Dekan, die Webertragung von Stellvertretungs- 
befugniffen zufteht, die Vorſchriften des Geſetzes inne gehalten werden, aljo die Benennung an 
den Dber:Präfidenten gefchieht. Vgl. übrigens auch 9 22 Anm. 2. 

2) nerpflichtet. DVerpflichtet ift der geiftlihe Obere. Daraus folgt mit Rückſicht auf das am 
Schl. der vorftehenden Anmerkung Ausgeführte, daß bei Aemtern, zu denen ein Patron zu präs 
ſentiren hat oder Hinfichtlicd) deren aus anderen Gründen feine freie Verleihung ftattfindet, Die 


Benennung duch den Patron u. f. w. nicht ausreicht, dem Geſetze vielmehr nur dann Genüge 
Hinſchius, Preuß. Kirchengefebe. 9 
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geichieht, wenn fie durch die kirchliche Behörde erfolgt. Bei den katholiſchen Stellen Föniglichen 
Patronates, zu welchen für die Regel die Ober-Präſidenten präfentiren, ſ. Verordn. betreffend die 
Refjort:Verhältniffe der Prov.:Behörden in Fath. Firchl. Angel. v. 27. Juni 1845 $2 (G. S. ©. 445) 
ift aber die Benennung nach 8 29 Abf. 1 nicht erforderlich. | 

3) Bher-Mräfidenten, |. S. 55 Anm. 2. Die Motive der Reg.-Vorlage bemerken dazu (©. 21): 
„Da die Ober: Präfidenten ſchon jet mit der Ausübung des jus circa sacra in den Angelegen: 
heiten der Fatholifchen Kirche beauftragt find, Inftruft. f. d. Db.-Präfid. vom 31. December 1825 
82 No. 6; Verord. v. 27. Juni 1845 (6. ©. ©. 443), jo erfcheint es angemeffen, ihnen auch die 
Erhebung des Einſpruchs in dem vorliegenden Falle zu überlafjen, zumal die Beitimmungen über 
das Einſpruchsrecht im Hinblid auf $ 23 des Entwurfs vorerft auf die evangelifche Kirche noch 
feine Anmwendung finden werden.” 

9 Bezeichnung Des Amtes. Diefe ift erforderlich, weil bei Abwägung der Gründe für die 
Geltendmadung des Einfpruchsrechtes die Qualität und Bedeutung, ſowie die fonftigen Verhält, 
nifje des bejtimmten Amtes, in Frage fommen. | 

5) henennen, d. h. in amtlicher Form fund zu thun. — Um die Durchführung der Beſtim— 
ftimmungen des Gejeßes für den Fall zu fichern, daß die geiftlichen Oberen, mie dies die Fatho- 
lichen Bifchöfe bisher allgemein gethan haben, die vafanten Aemter ohne die vorgängige Benen— 
nung befegen, find unterm 30. Mai 1873 die Dber-Präfiventen veranlaßt worden, fich in ihren 
Bezirken durch Vermittelung der Landräthe und Amtshauptmänner (Bolizeis:Directionen und Ma— 
giftrate) über die vorhandenen und vorkommenden Vakanzen und über jeden Perjonenwechjel in 
den geiftlichen Aemtern fortdauernd in Kenntniß zu erhalten. 

6) Anffelbe gilt nit nur in den in diefem Abſatz erwähnten Fällen (f. dazu ©. 104. Anm. 2), 
fondern nach $ 2 auch bei Hebertragung einer Stellvertretung oder Hülfsleiftung in einem geift- 
lihen Amte, fofern feine Gefahr im Berzuge vorliegt. Der Abſ. 2 hat diefe Fälle deshalb hier 
nicht aufgeführt, weil der eben gedachte Ausnahmefall eine vorgängige Benennung nicht geftattet. 
Daß bei der Stellvertretung und Hülfsleiftung das Einſpruchsrecht für die Regel nicht bat fort: 
fallen follen, ergiebt $ 2 auf das Deutlichite, und deshalb müſſen die näheren Vorjchriften des $ 15 
über die Behandlung des Einjpruchsrechtes auch in Betreff der proviforifchen Stellungen analogijche 
Anwendung finden. 

‘) Innerhalb dreißig Tagen. Die Frift ift eine abfolute, welche unter feinen Umſtänden 
verlängert werden kann. 

8) der Benennung, d. h. nad Zuftellung derjelben in dem Gefchäftslofal des Ober-Prä— 
ſidiums. 

9) Einſpruch gegen die Anſtellung. Das Einſpruchsrecht ſchließt Feine poſitive Mitwirkung 
des Staates bei Anſtellung der Geiſtlichen in ſich, es iſt nur ein negatives Recht, ein Recht der 
Abwehr. „Daß für den praktiſchen Mann derjenige das Anſtellungsrecht hat, welcher die ſchließ— 
liche Entſcheidung darüber fällt, od ein Mann eine Stelle haben ſoll oder nicht“, jo der Abgeord— 
nete Dr. Windhorst (Meppen) (ftenogr. Ber. des Abgeordn. ©. 1597), dürfte nur dann richtig 
fein, wenn Jemand entweder den faftifchen und jurijtifchen Unterfchied zwiſchen Anftellung und 
Einſpruch nicht einzufehen fähig oder dazu nicht Willens ift. Derjenige, welcher das Einſpruchs— 
vecht bejigt, hat nie die Initiative der Auswahl des anzuftellenden Kandidaten; diefer pofitive und 
entjcheidende Einfluß auf Die Befegung der Stelle ift ihm entzogen. Wenn man dagegen ein- 
wendet, durch fortgejegte Geltendmachung des Einfpruches und durch die in Folge defjen immer enger 
werdende Zahl der möglichen Kandidaten fünne die negative Wirkung in eine pofitive umgewan— 
delt, und die Anftellung des Kandidaten, welchem der Ober-Präſident die Stelle verliehen wifjen 
wolle, erzwungen werden, jo ijt dabei überjehen, daß der 8 16 den Einfpruch allein aus drei be— 
ftimmten Gründen zuläßt. Der dritte ift allerdings, wie es nicht anders möglich war, etwas weit 
gefaßt, aber doch nicht jo unbeftimmt, daß jede Willführ des Ober-Präſidenten fich mit demfelben 
deren fünnte. Gegen zumeitgehende und unberechtigte Interpretationen gewährt überdies die 
Berufung an den Gerichtshof für Firhliche Angelegenheiten eine befondere Garantie. 

10) erhoben merden bei demjenigen geiftlihen Oberen, innerhalb deſſen Sprengel die Anftel- 
lung erfolgt (f. Anm. 1); dabei macht e8 feinen Unterfchied, ob der Obere in Preußen ſelbſt refidirt 
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8:716.7) 

Der Einſpruch ift zuläflig: 

1) wenn dem Anzuftellenden die gejeglihen Exrforderniffe zur Bekleidung des 
geiftlihen Aıntes fehlen; ') 

2) wenn der Anzuftellende wegen eines Verbrechens oder Vergehens,?) 
welches das deutſche Strafgefeßbuh mit Zuchthaus?) oder mit Dem 
Berlufte der bürgerlichen Ehrenrechte*) oder dem der öffentlichen Aemter >) 
bedroht,6) verurtheilt ?) ift oder fich in Unterfuchung befindet ;®) 

3) wenn gegen den Anzuitellenden Thatſachen“) vorliegen, welche die 
Annahme rechtfertigen, 1%) daß derjelbe den Staatsgejeben oder den 
innerhalb ihrer gejeglichen Zuftändigfeit erlafjenen Anordnungen der 
Dbrigfeit '!) entgegenwirken over den öffentlichen Frieden jtören werde. 12) 

Die Thatfahen, welche den Einspruch begründen, !?) find anzugeben. 1%) 

Gegen die Einjpruchserklärung kann innerhalb 30 Tagen’) ‚bei dem König- 
lihen Gerichtshofe für die kirchlichen Angelegenheiten und, jo lange deſſen 
Einjegung nicht erfolgt iſt, 6) bei dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
Berufung !7) eingelegt werden. 

Die Entſcheidung ift endgiltig. !°) 


oder nicht, wie letzteres in Betreff der Hohenzollernſchen Fürftenthümer und einzelner Diftrifte 
Schleſiens der Fall iſt, ſ. S. 46 Anm. 5 a. E. Die in Preußen ftattfindenden Anftellungen find 
darum, weil der Dbere außerhalb des Staatsgebietes wohnt, nicht3 deſto weniger, in Weberein- 
ſtimmung mit den preußifchen Gejegen vorzunehmen. 

In dem umgekehrten Falle, wo inländifche Gemeinden durch Geiftliche, welche in einem nicht 
preußifchen Staate angeftellt find und ihr Amtsdomicil haben, paftorirt werden, wie dies 3. B. 
hinfichtlich einzelner evangelijchen Gemeinden an der mecklenburgiſchen Grenze vorkommt, find gleich- 
falls die Erforderniffe des Geſetzes zu beobachten, der von nicht preußiichen Behörden angejtellte 
Geiftlihe muß alfo, um gültig funftioniren zu können und die Strafen des $ 23 zu vermeiden, 
die Bedingungen des Geſetzes erfüllt haben (vgl. auch SS 254, 257 Tit. 11 Th. II A. L. R.) 

Ob der Einfprud, welder nicht bei dem geiftliden Dberen, aljo 3. B. dem 
Biſchof ſelbſt, ſondern bei feinem General-Vikar reſp. General-Vikariate, oder bei feinen Kommiſſären 
(ſ. die S. 46 Anm. 5 a. E. und S. 48, Note 7 von ©. 47 angeführten Beiſpiele) eingelegt iſt, die 
im Gefege vorgejehene Wirkung hat, hängt davon ab, wie weit der Vertreter des Biſchofs zu An- 
ftellungen berechtigt ift oder nicht. Beſitzt der General-Vikar z. B. die zur Verleihung der Aemter 
freier bifchöfliher Kollation erforderliche Spezial Vollmaht (ſ. mein Kirchenreht B.2 ©. 214), 
fo genügt es, wenn der Einfprud) bei ihm geltend gemacht wird. Er ift dann in diefer Hinficht 
der volle Nepräfentant des Biſchofs. 

Das Einſpruchsrecht findet Anwendung auch auf Anftellungen in ſolchen Aemtern, welde 
fhon vor dem Infrafttreten des Geſetzes vakant gewefen find. Die Wieber- 
beſetzung ift ein jelbftftändiger Akt, und kann alfo nur nach den Gefegen, welche zur Beit ihrer 
Vornahme gelten, erfolgen. 

Da ein Einſpruch, welcher dem geiftlichen Oberen nicht auf dent ordentlichen Geſchäftswege 
fund gegeben ift, nicht im vollften Sinne des Wortes erhoben worden ift, jo genügt zur Wah— 
zung der Frift nicht der bloße Abgang der bezüglichen Erflärung aus dem Bureau des Ober: 
Präfidenten, fondern es ift auch der Eingang derfelben beim Bifchof erforderlich. Dieſe Auffafjung 
beftätigt der $ 17, welcher den Bifchof nur zur Abwartung der 30tägigen Friſt verpflichtet. 

Wegen der Erhebung des Einfpruches in dem Fall, daß wegen Gefahr im Verzuge ſchleunig 
eine Stellvertretung oder Hülfsleiftung angeordnet werden muß, vgl. S. 105 Anm. 4 u. 5. 

11) Ober-Rräfidenten, |. ©. 55 Anm. 2 u. ©. 130 Anm. 3. 


9* 
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8 16. *) Der entſpricht im wefentlichen der von der Kommiſſion vorgejchlagenen Faflung. 
Sie wich darin ab, daß fie am Schluß des vorlegten Abfakes die Worte: „Beſchwerde erhoben 
werden” enthielt. Dieje find im SHerrenhaufe zufolge des Antrages Gobbin durch die Worte: 
„Berufung eingelegt werden” erjegt, jtenogr. Ber. d. Herrendh. ©. 516. Die Neg.:Borlage lautete: 
„Der Einspruch findet ftatt, wenn dafür erachtet wird, daß der Anzuftellende aus einem Grunde, 
welcher dem bürgerlichen oder ftaatsbürgerlichen Gebiete angehört, für die Stelle nicht geeignet ſei, 
insbefondere, wenn feine Vorbildung den Borfchriften dieſes Gejeges nicht entjpricht. Die 
Gründe für den Einſpruch find anzugeben.” — Abgelehnt find vom Abgeordnetenhauje die 
Amendements 1) Graf v. Schweinig, die Nr. 2 dahin zu faffen: „Wenn der Anzuftellende 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens mit Zuchthaus oder mit dem Berlufte der bürgerlichen 
Ehrenrechte oder mit dem DVerlufte der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter beitraft wor— 
den ift oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches das deutſche Strafgeſetzbuch mit 
den gedachten Strafen bedroht, ſich in Unterfuhung befindet“; 2) Hol und Sad, der Nr. 3 
folgende Faffung zu geben: „Wenn der Anzuftellende den Staatsgejeken oder den innerhalb ihrer 
gejeglichen Zuftändigfeit erlaffenen Anordnungen der Obrigkeit entgegengewirft oder den dffent- 
lihen Frieden geftört hat“, 3) Dr. Brüel, die Nr. 3 zu ftreichen, ftenogr. Ber. ©. 1602. Das 
Herrenhaus hat den Antrag Graf v. Kraſſow, die Nr. 3 zu fajfen: „Wenn der Anzujtellende 
durch feinen bisherigen äußeren Lebenswandel Veranlafjung zu der Annahme gegeben hat, daß 
derjelbe den Staatsgejegen oder den innerhalb ihrer gejeglichen Zuftändigfeit erlafjenen Anord- 
nungen der Obrigkeit entgegenwirken werde”, jo wie ferner das vom Graf Yorf v. Wartenberg 
fallen gelafjfene, vom Baron v. Senfft wiederaufgenommene Amendement, jtatt der Nr. 3 fol: 
gende Faffung zu jegen: „Wenn gegen den Anzuftellenden Thatfachen vorliegen, welche die Anz: 
nahme rechtfertigen, daß derjelbe den Staatsgefegen oder den innerhalb ihrer gejeglichen Zuftän- 
digkeit erlaffenen Anordnungen der Obrigkeit entgegenwirken werde, oder welche als Störungen 
des öffentlichen Friedens anzufehen find“, abgelehnt, ftenogr. Ber. d. Herrenh. ©. 516. 

ı) die gefehlichen Erforderniſſe zur Bekleidung des geifilichen Amtes fehlen. Die 
allgemeinen Erforderniffe normirt das vorliegende Geſetz. Sind aber auch andere durch fonftige 
Geſetze direkt oder indirekt aufgeftellte oder anderweitig geſetzlich anerkannte Erfordernifje damit 
gemeint? Den Sefuiten und den ihnen für verwandt erachteten Nedemptoriften, Lazariſten und 
Prieftern v. h. Geifte ift auf Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Juli 1872 (Reichs. - ©.-Bl. ©. 253) 
durch Bundesraths » Beihluß vom 5. Zuli deſſ. Jahres (a. a. D. ©. 254) und vom 20. Mai 1873 
(Reich3.-6.-Bl. ©. 109) jede Drdensthätigkeit in Kirche und Schule unterfagt worden. Innerhalb 
der Ziele aller diefer Genofjenfchaften liegt die Ausübung der Seelforge. Diefe fällt mithin unter die 
verbotene DOrdensthätigkeit, und daraus ergiebt fich weiter, daß die Mitglieder der erwähnten 
geiftlihen Gefellihaften auf Grund reichsgeſetzlicher Vorſchriften zur Verwendung in geiftlichen 
Aemtern unfähig find. Kann und muß demmac dieſe Unfähigkeit im Wege des Einſpruchs gel: 
tend gemacht werden? Iſt derjelbe ferner zuläffig, wenn der Biſchof ein Benefictum, welches 
ftiftungsgemäß den Mitgliedern einer beftimmten Familie verliehen werden muß, unter Uebergehung 
derjelden einem Andern oder eine patronatpflichtige Pfründe ohne Beachtung des Präfentations: 
rechtes des Patrons übertragen hat? 

M. ©. hat das Geſetz in Ne. I nur die von ihm aufgeftellten allgemeinen Geforberniffe un 
Auge. Dieje regelt ed allein. Es hatte demnach nur Veranlaſſung, die Beobachtung der in diejer 
Hinficht erlaffenen Vorſchriften zu ſichern, nicht aber ein allgemeines Mittel zur Geltendmachung 
jeder beliebigen rechtlichen Nichtigkeit der Verleihung von geiftlichen Aemtern an die Hand zu 
geben. Was jpeciell den 8 16 betrifft, jo follte derſelbe ſchon nach der Regierungsvorlage die in 
den Gejekgebungen anderer Länder fich findenden, in verschiedener Weife formulirten Vorſchriften 
erfeßen, welche die Uebertragung von Kirchen-Xemtern an personae minus gratae verbieten (ſ. 3. B. 
das ©. 104 angeführte badische Gefeß vom 9. Oktober 1860 89 und das würtemb. Gej. v. 30. Ja— 
nuar 1862 Art. 4). Die Neg.:Vorlage (f. Anm. *) wurde aber in der Kommiſſion zu vage befun— 
den und nad) mannigfachen Aenderungsverſuchen ihr die jet vorliegende Faſſung gegeben (Kon 
miſſions-⸗Ber. ©. 28). Diefe joll die einzelnen Einſpruchsgründe fpecialifiren. Nothwendiger Weife 
mußte unter diefen zuerft die Nichtigkeit der Verleihung aufgeführt werden, aber, weil es ſich bei 
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der Erhebung des Einfpruches allein um das öffentliche Intereffe Handelt, nur eine folche, Deren 
Geltendmachung durch das letztere gefordert wird. Nichtigfeiten, welche auf Sonderrechten einzelner 
Perſonen beruben, durch die Drgane de3 Staates rügen zu laſſen, lag feine Veranlaſſung vor, 
um fo weniger, al3 in derartigen Fällen auch dem etwaigen Rechtsweg in Folge des Einſpruchs 
des Dber-Präfidenten hätte vorgegriffen werden Fünnen. 

Die Unfähigkeit der Zefuiten und der Mitglieder der ihnen verwandten Genofjenjchaften 
ift allerdings im öffentlichen Intereffe gejetlich feſtgeſtellt worden. Für Diefen Fall trifft 
indeffen das über die allgemeine Tendenz des Geſetzes Bemerkte zu. Außerdem fommt aber noch 
befonders in Betracht, daß die Subfumirung des Falles unter Pr. 1 des 8 eine Verlegung der 
der preußischen vorgehenden Neichsgefeggebung enthalten würde. Die Anftellung eines Sefuiten 
ift zwar nichtig, aber nicht nach $ 1 des vorliegenden Geſetzes. Wollte man den $ 16 Nr. 1 auf 
eine folche anwenden, jo wäre bei vorschriftsmäßiger Benennung, aber nicht rechtzeitig erhobenen 
Widerſpruch die Anftellung gemäß des vorliegenden Geſetzes erfolgt, und nicht mehr anfechtbar. 
Das widerfpricht dem abjoluten Verbot der reichsgeſetzlichen Beftimmungen, nad) denen eine Drdend- 
thätigteit der Mitglieder der erwähnten Genofjenihaft unter allen Umständen und zu allen Zeiten 
verhindert werden muß und fan. J 

2) Verbrechens oder Bergehens, |. Reichs-Str.“G.«B. 8 1. 

3) Zuchthaus vgl. a. a. D. 88 14, 15, 20, 22, 31, 32, 44, 49, Abſ. 2. 

s) Merlufte der bürgerlichen Ehrenrechte, vgl. a. a. D 88 32—37. 

5) Merlufte der öffentlichen Aemter, In dem allgemeinen Theile des Reichs-Str.-G.-B 
wird nur der Strafe der „Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter“ gedacht, und bejtimmt 
($ 35), daß diefe den dauernden Verluft der bekleideten Aemter zur Folge hat. Mit Rüdficht 
darauf begreift die Vorſchrift des Gefeges auch außer den Fällen der $ Sl, 83, S4, ST—I1, 94, 
95 Reichs⸗Str.-G.⸗B. die erfigedadhte Strafe, melde die nothwendige Folge der Zuchthausftrafe 
it, und ferner ftatt der Aberfennung der bürgerlichen Chrenrechte ausgejprochen werben 
kann (8$ 31, 35), während ſie ſelbſtſtändig allein bei gewiſſen Vergehen der Beamten ($5 128, 129, 
358) angedroht ift. — Die im Einführungsgejeß des Neih3-Str.-G.B. der Landesgeſetzgebung 
offen gelaffene Entziehung öffentlicher Aemter fällt nicht unter das Gefeß, weil dieſes nur ſolche 
Verbrechen und Vergehen im Auge hat, die dur das deutſche Strafgefegbud bebroht find. 

6) bedroht. Es kommt alfo ebenfo wie dies für Die Unterfcheidung der Kategorien: „Ver: 
brechen, Vergehen und Webertretungen” der Fall ift, nur darauf an, daß das Verbrechen oder 
Vergehen mit einer der gedachten Strafen bedroht ift, nicht aber darauf, ob der Betreffende auch 
wirklich zu einer folchen verurtheilt ift. 

) nernrtheilt, jelbftverftändlich: „vechtsfräftig". Gleichgültig ift es, ob die Strafvollſtreckung 
ftattgefunden hat oder durch die Verjährung (f. S 70 Reichs⸗Str.⸗G.⸗B.) ausgeſchloſſen worden ift, 
nur die Begnadigung fann die betreffende Folge der Berurtheilung befeitigen. 

8) in Unterfuchung befindet, CS muß gegen die betreffende Perſon die Unterfuhung im 
eigentlichen Sinne, bez. die Verſetzung in den Anklageftand, durch Beſchluß der Rathskammer, reſp. 
des Anklageſenates erfolgt, ſ. Verordn. v. 3. Januar 1849 über die Einführung des mündlichen Ver— 
fahrens 2c. 88 11, 40, 47, 48, 76-78; Zuſatz-Geſ. vom 3. Mai 1552 Art. 63; oder nach dem 
Sprachgebrauch der Strafprozeß-Ordnung v. 25. Juni 1867 für die neuen Provinzen 88 75, 81. 
„das Hauptverfahren eröffnet fein”. in bloßes Skrutinial- oder Borunterfuhungsverfahren, be— 
rechtigt nicht zur Erhebung des Einſpruches auf Grund der Nr. 2. Da dafjelde einen rein informa— 
torifchen Charakter hat und jeden Augenblic wieder eingeftellt werden kann, jo folgt aus jeiner 
Gröffnung an und für fi noch nicht, daß der gegründete Verdacht einer firafbaren Handlung 
vorliegt. 

Um die Ober-Präfidenten leichter in den Stand zu ſetzen, auf Grund der Nr. 2 Einjprud) 
erheben zu können, ift die als Beilage 3 zu dieſem Geſetze abgedrustte allgemeine Verfügung des 
Juſtizminiſters v. 12. Juni 1873 ergangen. 

9) Chatfachen, d. h. beſtimmte objective Vorgänge. - 

0) Annahme rechtfertigen. Nach vernünftigem Ermeffen muß auf Grund objectiver Vor: 
gänge die Annahme begründet fein, daß die betreffende Perjon in dev erwähnten Weije wirten 
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werde, z. B. wenn ein Hülfsgeiftlicher wiederholt die vorliegenden Kirchengeſetze für die Fatholifche 
Kirche für unverbindlich erklärt hat und wegen Zumiderhandeln gegen das Straf: und Zuchtmittel: 
gejeß oder nad) $ 130a des Neih3-Str.-G.-B. verurtheilt worden ift. 

) Anorönungen der Obrigkeit, ſ. S. 21 Anm. 4. 

2) öffentlichen Frieden ſtören merde, alfo den normalen Zuftand des öffentlichen und 
fichlichen Lebens in der betreffenden Pfarrei durch Aufreizen der einen Konfeffion gegen die an: 
dere, durch aufrührerifche Predigten, durch ungeſchicktes und taktlofes Benehmen u. ſ. w. verwirren 
oder ganz in Frage ftellen werde. Webrigens ift es nicht nöthig, daß bei dem Anzuftellenden eine 
abfichtlihe Störung de3 Friedens zu vermuthen ift, die Nr. 3 trifft auch dann zu, wenn derſelbe 
wegen feines ganzen früheren Benehmens und wegen feines heftigen Charakters als eine Perſön— 
lichfeit erjcheint, welche, wenngleich nicht doloſer Weife, Zwiftigfeiten und Störungen hervorruft. 
Ferner wird die beftimmte, zu übertragende Stellung mit in Rückſicht zu ziehen fein, alfo 3. B. ob 
es fih um ein Amt in einem Ort mit gemifchter oder nicht gemifchter Bevölkerung handelt. Wenn 
bei den Verhandlungen im SHerrenhaufe (ftenogr. Ber. ©. 515) darauf hingewieſen ift, daß 
Sriedensftörungen auch dur ernftes Auftreten eines gemiffenhaften Geiftlihen in einer Parochie 
hervorgerufen werden können, fo wird diefer Fall, infofern der Geiftliche ſich nur innerhalb der geſetz— 
lihen Gränzen feine Amtes und eines durch dafjelbe gebotenen angemeffenen Benehmens gehalten 
hat, nit von dem Geſetze betroffen, weil in einem ſolchen nicht der Geiftliche, fondern die Ge: 
meindeglieder die Störer des öffentlichen Friedens find. 

Ob ein Einfpruch auf Grund der Nr. 3 erhoben werden foll, wird unter Prüfung aller konkreten 
Umftände, ſowie unter Berücfichtigung der Frage, ob überwiegende Gründe des Staatsintereffes 
oder des Öffentlichen Wohles diefe Maßregel bedingen, zu erwägen fein. In den Fällen der Nr. 1 
u. Nr. 2 ift Dagegen der Einfpruch ftetS geltend zu machen, denn hier handelt es fich entweder 
um eine nichtige Anftellung oder um die Anftellung einer Perſon, welche im ftaatlichen Intereffe 
und im Intereffe der Würde des geiftlihen Standes nicht im Amte geduldet werden kann. 

=) Thatſachen, melde den Einſpruch begründen. Die Stellung diefer Vorſchrift in einem 
bejonderen Abſatz ergiebt, daß die Thatſachen in allen 3 Fällen, nicht blos im Falle der Nr. 3 
anzugeben find. 

14) anzugeben, j. Anm. 17 Abf. 2. 

») innerhalb 30 Tagen von dem Tage an gerechnet, an welchem die Einfpruchserflärung 
dem geiftlihen Dberen zugeftellt worden ift. Im übrigen ſ. S. 126 Anm. 12. 

19) Einfehung nicht erfolgt if. Diefe Beftimmung ift mit Rückſicht auf die ftattgehabte 
Errichtung des Gerichtshofes, |. S. SI Anm. A gegenftandslog geworden. 

) Kernfung. Auch hier handelt es ſich gleichfalls nur um die Verwerfung der Berufung 
oder um den Ausſpruch, daß der Einfprucd nicht aus einem gefeglihen Grunde erhoben worden 
iſt. Die Berufung ift von dem geiftlihen Oberen, an melden der Einfpruch gerichtet worden, zu 
erheben. Im übrigen vgl. ©. 126 Anm. 13. Die Vertretung des Ober-Präfidenten wird auch in 
diefem Falle nad) Analogie der a. a. D. citirten Vorfchriften dem Minifter, bez. dem von dieſem 
ernannten Bertreter obliegen. 

Was die Beweislaft für die nad Abf. 2 anzugebenden Thatſachen betrifft, jo fällt diefe in den 
Fällen der Nr. 2 und 3 der Staatsbehörde zur Laft. Ohne den erforderlichen Beweis würde die 
vom Geſetz vorgefchriebene Angabe der Thatfahen und die richterliche Entfeheidung über den Ein- 
ſpruch gar feinen Sinn haben und den beabfichtigten Zweck der Garantie gegen willführlihe Ein: 
jpruchs » Erklärungen nicht erfüllen. (Vgl. auch Kommiſſ.-Ber. ©. 25: „Es fol damit verhütet 
werden, daß ohne wirklich triftige und erweisbare Thatfachen ein Einfprud erhoben werde, 
daß nicht unter dem Namen von Gründen allgemeine Behauptungen und bloße Wiederholungen 
der Geſetzesworte gegeben werden.") Im Falle des Einſpruches aus Nr. 1 handelt es ſich dagegen 
nicht um einen Einſpruch, deffen Erhebung erſt die Anftellung ausfchließt, fondern um einen 
ſolchen, durch defjen Unterlafjung, weil er ſich auf das Nichtvorhandenfein der gejeglihen Quali— 
fifation gründet, die Anftellung niemals gültig werden Kann. Für die Beobadhtung der gejeßlichen 
Bedingungen bei der Anftellung ift der geiftliche Obere jeldft verantwortlid, und hat auch in diefer 
Beziehung feinerfeitS die nöthigen Aufklärungen zu geben. Daher enthält ein Einfprud aus Nr. 1, 
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89102) 
Die Uebertragung eines geiftlichen Amtes, ') welche der Vorſchrift des 8 1 
uwiderläuft,2) oder melde vor Ablauf der im 8 15 für die Erhebung des 
Einſpruchs gewährten Frift erfolgt,?) gilt als nicht gejchehen. *) 


im Gegenfaß zu dem aus Nr. 2 u. 3, zugleich immer die Beichuldigung, daß der geiftlihe Dbere 
den $ 1 des Gejeßes verlegt Habe. Hier Tann aljo ebenfo wenig wie in den S. 79 Arm. 1 Abſ. 3 
befprochenen Fällen von einer Bemweislaft im eigentlichen Sinne die Rede fein. 

) Die Entfheidung ift endgültig. Es verfteht ſich das nad) der Stellung des Gerichts: 
hofes von ſelbſt, |. ©. 92. 

817. *) Der Sa: „oder melde” bis „Friſt erfolgt“ ift von der Kommiſſion in die Reg.⸗ 
Borlage eingefchoben worden. 

1) Mebertragung eines geiftlichen Amtes. Daffelbe, was für diefen Fall im 5 17 vor 
gefchrieben ift, gilt auch von ber wideruflichen Uebertragung des Amtes oder Uebertragung einer 
Stellvertretung oder Hülfsleiftung ($ 2), ferner von der Mebertragung eines Amtes an einen ſchon 
in einem andern Amt befindlichen Geiftlichen, oder der Verwandlung einer widerruflihen An- 
ftellung in eine dauernde ($ 3), denn $$ 2 und 3 find von $ 17 indirekt dadurch angezogen, daß 
fie auf den $ 1 vermeifen. 

2) der Morfchrift Des S 1 zumider läuft, d. h. 1) wenn der Angeftellte Fein Deutfcher tft, 
2) wenn er nicht die im Gejeße vorgeſchriebene wifjenshaftlihe Vorbildung ſich erworben hat, 
3) wenn der nach dem Geſetze ſtatthafte Einſpruch durch Unterlaſſung der ordnungsmäßigen Benen: 
nung nicht möglich geweſen oder 4) im umgekehrten Falle nicht beachtet, bez. 5) durch Nichtabwartung 
der vorgefchriebenen Friſt illuſoriſch gemacht worden ift. Die Worte: „fein Einfprud) erhoben 
worden ift“ nehmen das ganze in 88 15, 16 geregelte Einſpruchsverfahren in Bezug, und können 
nicht blos dahin interpretirt werden: „gegen den thatfächlid) Fein Einſpruch erhoben worden ift, gleiche 
viel ob diefer der Staatöregierung möglich war oder nicht“. Daraus folgt, daß die von ber 
Kommiffion eingefhobenen Worte (f. Anm. *): 

3) wor Ablauf der im 915 für die Erhebung des Einſpruchs gewährten Frift 
erfolgt, welche „zum vollftändigeren Ausdruck des Gemeinten” dienen follten (Kommiſſ.-Ber. ©. 29), 
überflüffig find. 

s) gilt als nicht geſchehen, d. h. ift für den Staat nichtig, bez. erkennt der Staat ihre vecht- 
liche Wirkung nit an. Der widerrechtlich angeftellte Geiftliche erhält zunächft nicht die allgemei— 
nen Standesprivilegien, z. B. Freiheit von perjönliden Gemeindedienften (f. Vogt K. R. 1, 178), 
von der Uebernahme von Gemeinde-Aemtern, denmAmte bes Schiedsmannes und des Geſchworenen 
(j. mein Kirchenrecht Bd. 1, ©. 126), nicht das Recht einer beftimmten GehaltStompetenz bei Exeku⸗ 
tionen (a. a. O. ©. 128) u. ſ. w., ferner nicht die Befugniß das Pfründenvermögen, ſoweit ihm 
dies zufteht, rechtlich zu vertreten, ebenfomwenig die mit dem Amte etwa verbundene Vorſtandſchaft 
oder Mitgliedfhaft im Kirchenvorſtand, Kirchenfabritrat) oder wie das Drgan der Pfarrei ſonſt 
heißen mag. (Vgl. auch Beilage 6.) 

Ebenſowenig fteht ihm ein Necht auf den ber Stelle gewährten Staatszufhuß, das Recht zur 
Forderung und Einklagung von Stolgebühren, und das Recht auf Benußung der Amtswohnung 
zu; aus der Ießteren fann er vielmehr im Wege der Verwaltungs + Erefution entfernt werben. 
Alle von ihm vorgenommenen Afte, welde font für die bürgerlichen Verhältnifje von rechtlicher 
Wirkung find, entbehren derſelben; die von ihm eingefegneten Ehen find nichtig, die Eintragungen 
derſelben in die Kirchenbücher, ſowie die Eintragung von Geburten und Zodesfällen haben feinen 
öffentlichen Glauben. Daß ein folder Geiftlicher ſich nicht durch einen früher ordnungsgemäß 
angeftellten Vikar oder Hülfsgeiftlichen vertreten laſſen kann, liegt auf der Hand, denn der Auf: 
trag, welchen ex diefem zu derartigen Handlungen giebt, ift, weil er felbft nicht gültig angeftellt ift, 
von einer dazu nicht befugten Perfon gegeben, alfo ebenfalls nichtig. Umgekehrt kann aber auch 
der ordnungsmäßig angeſtellte Pfarrer dieſe Handlungen nicht durch einen den Vorſchriften des 
Geſetzes zuwider mit der Stellvertretung beauftragten Geiſtlichen vollziehen laſſen. Denn ein 


“ 


ſolcher Auftrag ift gleichfalls nichtig, berechtigt alſo den DVertreter nicht zum Vornehmen der 
gedachten Handlungen. Mit Rückſicht auf AL. R. Th. II Zit. 1 $ 169, wonad) eine von einem 
infompetenten Pfarrer vollzogene Trauung die Che nicht ungültig macht, eine Vorschrift, welche mit 
dem proteftantichen Cherecht übereinftimmt und alfo 3. B. mit diefem auch in Hannover für Prote- 
ftanten gilt, entjteht bei ſolchen Stellvertretungen aber die Folge, daß wenn ein mit pfarramitlichen 
Nechten überhaupt verfehener Geiftlicher, alſo ein benachbarter Pfarrer von dem nichtig angeftellten | 
Pfarrer delegirt ift, eine Nichtigkeit der Che nicht eintritt. Die Ehe ift hier gültig nicht deshalb, 
weil die Delegation rechtlich wirkfam wäre, fondern weil der Delegirte an und für ſich auch wenn | 
er ohne Dimifforiale getraut hätte, wegen feiner Pfarr-Dualität die Che zwar als infompetenter 
Pfarrer, aber immerhin mit rechtlicher Wirfung eingefegnet hätte. Es ift aber darauf Dinzumweifen, 
daß dieſe Konfequenz nur da enttehen kann, wo der Beauftragte Pfarr-Rechte hat. Denn die 
Zrauung iſt nah AL. R. Th. II Zit. 1 88 139 ff, 146 ff. 168, it. 11 9435 ein pfarramtliches, 

nicht aber ein jedem beliebigen Priefter kraft feiner Ordination zuftehendes Recht. Dieſes Recht 

muß der infompetente Geiftliche immer an und für ſich, wenngleich auch nicht für die in Frage 

fommende Brautleute, beſitzen. Ein nichtig angeftellter Geiftliher, oder gar ein bloßer Priefter, wel— 

her nicht etwa für einen Spezial: Fall das pfarramtliche Recht durch Dimifforiale übertragen - 
erhalten hat, kann daher nicht gültig trauen und die Rechtmäßigkeit der Che auch nicht unter Hin— 

weis auf SS 77 u. 78 Tit. 10 Th. II A. L. NR. begründet werden. | 

Bei den ſchweren Nachtheilen, welche die Ausübung des Amtes durch einen widerrechtlich an⸗ 
geſtellten Geiſtlichen, für die Parochianen haben kann, iſt es durchaus zweckmäßig, daß die Staats— 
behörden (die Landräthe und Polizeibehörden) in jedem Falle der Uebertretung des Geſetzes durch 
öffentliche Bekanntmachung auf die Folgen aufmerkſam gemacht haben. Ebenſo iſt es ferner gerecht⸗ 
fertigt, daß einem ſolchen Geiſtlichen die Kirchenbücher und das Kirchenſiegel abgenommen werden, 
damit er nicht in der Lage iſt, ungültige und beweisunkräftige Eintragungen in die Kirchenbücher 
zu machen und dergleichen Atteſte auf Grund der letzteren auszuſtellen. (Vgl. auch Beilage 4 zu 
dieſem Geſetze.) Kraft des 8 30 des Geſetzes iſt der Kultusminiſter mit der Ausführung des Geſetzes 
beauftragt und ſchon aus dieſem Grunde zur Anordnung folder Mafregeln befugt, welche die 
Nichtigkeit der Amtsübertragung zur Wirkſamkeit bringen follen. Ferner find die Kirchen: 
bücher, welche jedenfalls nicht dem Pfarrer, jondern der Pfarrei, reſp. der Kirchengemeinde gehören 
und auf deren Beſitz der widerrechtlich angeftellte Geiftliche aus feiner nichtigen Anftellung fein 
Recht herleiten kann, auch zugleich ftaatliche Civilftandsregifter (ſ. mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 309, 
310 u. Vogt K.R. 1 361 ff). Ihre Führung fteht unter der Aufficht der Staatsbehörden und 
dieje haben nicht nur das Recht, fondern aud die Pflicht, einen etwaigen Mifbrauch durch un: 
befugte Perſonen zu verhindern. Klagen auf Herausgabe der mit Befchlag belegten Kirchenbücher 
ſeitens der Bischöfe, der Pfarrer oder auch jelbft der Gemeinde-Drgane find aus dem ſchon ©. 125 
Anm. 6 zu ©, 123 hervorgehobenen Grunde unftatthaft. 

Die vom $ 17 ausgeſprochene Folge, daß die Webertragung des Amtes als nicht gefchehen 
gilt, hat aber nicht blos Bedeutung für diejenigen Handlungen, welche wie die vorhin befprochene, 
das bürgerliche Gebiet berühren (vgl. auch unten Anm. 1 zu $ 23). Der nichtig angeftellte Geiftliche 
ift auch nicht befugt, Amtshandlungen vorzunehmen, welche fich innerhalb des rein geiftlichen 
Gebietes halten; 3. B. wird er im Wege der Adminiftrativ-Ereceution (durch Zuſchließen der Kirche) 
an der Abhaltung des Pfarrgotteödienftes, ebenfogut wie eine andere unberufene Perſon verhins 
dert werden fünnen. Wenn von ultramontaner Seite behauptet worden ift, daß nach SS 17 und 
23 nur die Vornahme der aus dem beftimmten Amte herfließenden Handlungen, nicht aber die 
Ausübung der allgemeinen priefterlichen Thätigkeit verboten fei, weil dev Priefter als folcher zu 
gewifjen Handlungen, wie beftimmten Gebeten, Mefjelefen und Beichthören verpflichtet fei, fo iſt 
nur joviel richtig, daß der Prieſter durch die Weihe allerding3 die Fähigkeit zur Vornahme diefer 
Handlungen erhält, daß ihm aber das katholiſche Kirchenrecht abgefehen von der privaten Verrich— 
tung des täglichen Gebetes (f. mein Kirchenrecht Bd. 1 ©. 142) nicht das Meſſeleſen, Beichthören 
u. ſ. w. als allgemeine Standespflicht auferlegt. Die Weihe, alfo die Fähigkeit, priefterliche Funk: 
tionen auszuüben, giebt dem Geiftlichen noch nicht Das Recht dazu, vielmehr bedarf e3 dafür immer 
noch eines bejonderen Auftrages (missio) des Diihofes (mein Kichenredt a.a.D. ©. 166; 
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&. 18.*) 

Jedes Pfarramt!) ift innerhalb eines Jahres?) vom Tage der Erledigung, ?) 
100 gejetlich oder obfervanzmäßig ein Gnadenjahr beſteht), von Tage der Erledigung 
der Pfründe?) an gerechnet, dauernd‘) zu bejegen.) Die Frift it) vom Dber- 
präfidenten?) im Falle des Bedürfnifjes 10) auf Antrag angemefjen zu verlängern. 

Nah Ablauf der Frift ift der Dberpräfident befugt, die Wiederbejeßung der 
Stelle dur Geldftrafen !) bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. !?) 
Die Androhung und Feitfekung der Strafe darf wiederholt werden, bis dein 
Geſetze genügt ift. ; 

Außerdem ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis dahin 
Stantsmittel einzubehalten, ) welche zur Unterhaltung der Stelle !*) oder desjenigen 
geiftlichen Oberen '®) dienen, der das Pfarramt zu bejegen oder die Bejegung zu 
genehmigen hat. !°) 


Schulte, Fathol. KR. Bd. 2 ©. 103). Diefer liegt in der Anftellung auf ein geiftlihes Amt 
im Sinne des Gefeges, und jomit ift der Priefter, welcher als Pfarrer angejtellt wird, nur kraft 
diefer Anftelung berechtigt, Beichte zu hören, zu predigen, die Pfarrmeffe zu lefen u. |. w., nicht 
aber blos fraft feiner Prieſterweihe. Iſt eine ſolche Anftellung dem Staate gegenüber nichtig, 
fo fällt auch ihm gegenüber die Berechtigung, priefterlihe Handlungen vorzunehmen, melde eben 
nur fraft jenes Amtes ausgeübt werden fünnen, fort, gleichviel, ob der betreffenden Perſon nad) 
der dogmatifchen Anſchauung ihrer Kirche die Fähigkeit dazu verblieben ift, gleichviel, ob die Kirche 
-- was für den Staat völlig gleichgültig erfcheint — dem Geſetze zumider jtattgehabte geiftliche 
Funktionen dogmatifch für gültig erflärt. Vgl. übrigens auch ©. 88 Anm. 2. 


818. *) Die Worte: „wo geſetzlich“ bis „ver Pfründe angerechnet” find von der Kommiſſion 
der Regierungsvorlage hinzugefügt. Verworfen worden find im Abgeorbnetenhaufe: 1) das Amen: 
dement Dr. Briüel, dem $ 15 folgende Faffung zu geben: „Wird die dauernde Bejeung eines 
Pfarramtes länger als ein Jahr, vom Tage des Freiwerdens der Pfründe gerechnet, ohne einen 
nad) Erachten des Dber- Präfidenten ausreichenden Grund verzögert, jo fteht demfelben zu, die 
dauernde Befegung binnen einer zu beftimmenden Frift zu fordern und nach deren vergeblichem 
Ablauf das Einfommen bis zur dauernden Beſetzung des Amts mit Befchlag zu belegen und über 
das mit Befchlag belegte Einkommen zu kirchlichen Zwecken zu verfügen”; 2) der Antrag Sad, 
in dem Abſ. 1 zu feßen: „Gnadenzeit“ ftatt: „Gnadenjahr“, 3) der Antrag Holtz-Sack, für 
Abſ. 2 und 3 einen Abf. 2 anzunehmen, welcher dem Amendement Brüel, das jeinerjeits auch den 
Abf. 1 erjegen wollte, wörtlich entſprach (ftenogr. Ber. ©. 1613); im Herrenhaufe 1) der Antrag 
des Grf. v. Kraſſow, dem $ 18 folgende Faffung zu geben: „Wird die dauernde Beſetzung eines 
Pfarramtes länger als ein Jahr vom Tage des Freimerdens der Pfründe gerechnet, ohne einen 
nach Erachten des Ober-Präſidenten ausreichenden Grund verzögert, jo fteht demfelden zu, bie 
dauernde Befekung binnen einer zu beftimmenden Frift zu fordern und nach deren vergeblichem 
Ablauf das Einkommen bis zur dauernden Befegung des Amts mit Befchlag zu belegen und über 
daſſelbe zu Firchlichen Zwecken der betreffenden Konfeffion zu verfügen. Gegen diefe Anordnung 
ift binnen 30 Tagen die Berufung an den Königlichen Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten 
zuläſſig“; und 2) ein eventueller Antrag deffelben, dem $ 18 folgenden Zufat hinzuzufügen: „Gegen 
derartige Anordnungen fteht die Berufung an den Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten nad) 
Mapgabe der Beſtimmungen des 8 13 frei” (ftenogr. Ber. ©. 519). 

') Mfarramt. Der Kommiffionsbericht bemerkt hierzu S. 29: „Die nunmehr folgende Reihe 
von Paragraphen verfolgt die Abficht eine dauernde Beſetzung der Pfarren und eine geficherte 
Lebensftellung des Pfarrgeiftlihen aud vom Standpunkte des Staat3-Intereffes aus zu fürdern. 
Es wurde zur Rechtfertigung dieſes Gefichtspunftes hervorgehoben, eine Reihe von Mißbräuchen, 
welche in der kirchlichen Verwaltung in älterer wie in neuerer Zeit in willführlicher Gentralifation 
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die Mfarreinfünfte zu anderen Zwecken verwendet und die der örtlichen Seelſorge gewidmeten 
Stellen mit dürftig befoldeten, widerruflih ernannten SHülfsgeiftlichen zu bejeken geneigt fei. 
Auch der Staat habe ein Recht zu fordern, daß der von ihm anerkannte Pfarrgeiftliche im Stande 
fei, den Beruf feined Amtes zu erfüllen, und daß nicht die Mafje der niederen Geiftlichfeit auch 
in ihrer Lebensexiſtenz willenlos ihren Dberen gegenüberftehe.‘ 

Mit Rücficht darauf, daß der $ 15 Beltimmungen über das Pfarr:Amt, $ 19 aber über 
das Seel ſorge-Amt trifft, ift das Verhältniß diefer beiden Ausprüde näher zu erörtern. 

Nach dem Sprachgebraud; des heutigen Fatholifhen Kirchenrechts werden unter Seel: 
forge-Aemter, Gurat= Benefizien, beneficia curata, b. quae curam animarum habent annexa 
diejenigen verftanden, deren Inhaber das Recht auf die Verwaltung der Seelforge, d. h. die Ber: 
waltung der Saframente, namentlich der Binde: und Löfegewalt, ſowie auf die Leitung des 
Gottesdienftes und die Ausübung des Firchlichen Lehramtes für einen beſtimmten Kreis von Per: 
fonen haben (Ferraris, prompta biblioth. canonica, s. v. beneficium art. I. n.23; Phillips 
KR. ©. 132), es gehören dahin das Amt des Bilchofs, des Pfarrers, ferner das Amt der Vifare, 
welche ftatt einer mit Pfarr-Rechten über einen beftimmten Bezirk verfehenen juriftifchen Perſon, 3. B. 
eine Klofters, eines Domfapitels, daS Amt der Kapläne, welche für einen beſtimmten Theil einer 
Parochie in Unterordnung unter dem Pfarrer, das Amt der Mönche, welche für die Drdensgemeinde 
eines beſtimmten Klofterö die Seeljorge ausüben. Das Pfarramt, welches nad) dem oben Bemerften 
nur eine Art der Seeljorge-Aemter, aber auch zugleich daS Prototyp derjelben bildet, ift dagegen 
dasjenige Seeljorge: Amt, defjen Inhaber die Seelforge über einen beftimmten geographiſch ab: 
gegränzten Kreis und an einem bejtimmten gottesdienftlichen Gebäude in Unterordnung unter dem 
Biſchof zu verwalten hat, alfo das regelmäßig für den in Rede ftehenden Zweck eingerichtete Amt 
(ſ. auch SS 318, 237 Fit. 11 TH. IL. A.L. R.). Daß die Zugehörigkeit der Parochieen nicht rein 
nach geographifchen Gefichtspunften, fondern fich auch mit Rüdficht auf eine perföniiche Qualifikation, 
3. B. bei den Garnifon-Gemeinden, bei den Anſtalts-Parochien (ſ. SS 77,78 Tit. 19 TH. I. U. 2. R.) 
beftimmt, macht feinen Unterjchted, jedoch fommt für diefe Nfarrämter der 8 29 Abf. 2 des Gefetes 
(ſ. unten) in Frage. Charakteriftiich für das Pfarramt iſt aber jedenfall das Moment, daß der 
Inhaber defjelben die betreffenden Befugniffe Fraft eigenen Rechtes, in Folge des ihm zuftehenden 
Amtes, nicht blos in Stellvertretung eines Andern, auszuüben hat. Nach kanoniſchem Recht gehört 
eö ferner zum Weſen des Pfarramtes, daß dafjelbe zugleich ein feſt fundirtes Benefizium bildet, 
welched dem Pfarrer dauernd übertragen wird (f. mein Kirchenrecht Bd. 2 ©. 293, 294). Die 
neuere Entwicklung hat aber diejes Prinzip, wie 3. B. die Entftehung der im 8 19 Abſ. 2 erwähnten 
Suffurjal:Pfarreien in Frankreich und in den Nheinlanden (vgl. dazu $ 19 Ann. 3) und die Errichtung 
vieler ſog. Miffions- Pfarreien (ſ. nachher) zeigt, in der Weife durchbrochen, daß in der neueren 
fanoniftifhen Doktrin ſogar mit Rückſicht auf diefe Anomalteen die Kontroverfe entftanden ift, ob 
die gedachte Eigenfchaft zum Wejen des Amtes gehört (mein Kirchenrecht a. a. D.). 

Das Geſetz erachtet fie zum Begriff des Pfarramtes in feinem Sinne unzweifelhaft nicht für 
erforderlih. Es will durch feine Vorſchrift, wie namentlich auch die Vorfchrift des S 19 Abf. 2 
zeigt, jene Umregelmäßigfeiten bejeitigen, und mußte daher gerade vor Allem folche ——— 
treffen, bei denen dieſe obwalten. 

In der evangeliſchen Kirche, welche einen viel einfacheren Aemter-Organismus, wie die katho— 
liſche Kirche ausgebildet hat, und in der das Pfarramt das regelmäßige einzige Amt der Seelſorge iſt, 
kann zwar auch begriffmäßig ein Unterſchied zwiſchen Seelſorge-Aemtern im Allgemeinen und dem 
Pfarr-Amte insbeſondere gemacht werden, eine große praktiſche Bedeutung hat derſelbe aber nicht. 
Erceptionelle Geftaltungen find, weil das Pfarr-Amt in feiner Reinheit erhalten und nicht zu ihm 
fremden Zwecken verwendet worden ift (j. 3. B. mein Kirchenrecht a. a. D. ©. 283, 284), weil 
ferner bei der einfachen Berfafjung der evangelifhen Kirche Eremtionen vom Pfarrverbande viel 
jeltener waren, faft nur da vorgefommen und möglich, wo die äußeren Verhältniffe noch nicht die 
Einrichtung einer feiten Pfarrei geftatten, aber das Bedürfniß nach einer Seelforge vorhanden ift. 
So würden 3. B. Pfarr-PVifariate, mit denen in großen Barochien, jo lange deren Dismembration 
noch nicht ausführbar erfcheint, Die volle Geelforge für einen Theil derjelben verbunden ift, Seel: 
ſorge-Aemter, aber feine Pfarr-Aemter fein. 
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2) innerhalb eines Jahres, d. 5. eines nach dem Gebrauch des gewöhnlichen Lebens kalender— 
mäßig zu berechnenden Jahres. Die Frift reicht vollfommen aus. Nach kanoniſchem Recht und 
nah A.L.R. Ih. II. Tit. 11 88 402, 398 find die geiftlichen Oberen der Kegel nach verpflichtet, 
die erledigten Aemter binnen 6 Monaten wieder zu beſetzen. Konkurriren bei der Beſetzung andere 
Berechtigte, 3. B. ein Patron, welcher zu präfentiven hat, jo ergeben fich daraus feine Schwierig: 
feiten, weil die Präfentationzfrift weniger als 1 Zahr beträgt (jo nad Pr.2.R. II. a. a. D. 8 398 
nur 6 Monate, nach oſtpreuß. Provinzialreht Zuf. 178 3 beim weltlichen evangelifchen, 4 bei 
weltlichen fatholifchen, 6 bei geiftlichem Patronatrecht, im Herzogthum Magdeburg 4 IJacobſon 
KR. S.433], in Kurheſſen 2 [Büff a a. O. ©. 305], in Hannover bald 3, bald 6 
[Schlegel a. a. D. Bd. 4 ©. 351], in Schleswig: Holftein 4 Monate), und bei jchuldvoller 
Verzögerung der Präfentation die Beſetzung an den geiftlihen Dberen devolvirt. Wo die Ge 
meinde zu wählen hat, beftehen für die Ausübung des Wahlrechtes zum Theil ebenfalls beftimmte 
Friſten (fo nad) der rhein.weitfäl. Kirchen-Ordn. $ 58 3 Monate für Stellen ohne Nachjahr, d. h. 
Gnadenjahr, I Monate für Stellen mit einem ſolchen), oder es hat die Kirchenbehörde das Recht, 
angemefjene Friften zur Vornahme der Wahl bei Strafe des Eintrittes der Devolution feſtzuſetzen, 
ſ. 3: B. 8 18 des Kirchengejeßes betr. die Wahlen der Pfarrer i. d. evang.sluther. Kirche der Provinz 
Hannover v. 22. Dezbr. 1870 (Gej.-Samml. v. 1571 ©. 1). 
Für Fälle, in denen dur unvorhergefehene Hindernifje die rechtzeitige Wiederbejegung ver: 
zögert wird, oder wo eine foldhe aus genügenden Gründen — 3. B. zur Auffammlung eines dringend 
nothwendigen Baufonds aus dem Gehalte der Stelle bei vorhandener Möglichkeit, dieſelbe 
interimiftifch vertreten zu laſſen — gerechtfertigt erfcheint, gewährt der Schluß des Abj. 1 das 
erforderliche Mittel, um etwaige Härten zu befeitigen. 
3) nom Tage der Erledigung, bez. der amtlihen Kenntniß von der Erledigung, da jonft 
dem geiftlichen Oberen das volle Jahr, welches ihm das Geſetz offenbar hat bemilligen wollen, 
nicht frei bleibt. 
4) ein Gnadenjahr befieht. Unter Gnadenjahr oder dem gleichbedeutenden Ausdrud Gnaden— 
zeit verfteht man die Berechtigung der Erben oder gewiffer Angehöriger (namentlid dev Wittwe 
und Kinder, auch mitunter der Enkel) des verftorbenen Inhabers eines geiftlichen Amtes, gewöhnlich 
eines Pfarr: Amtes, als perfünliches Benefizium, noch auf eine gewiſſe Zeit, für die Regel ein 
Jahr oder 6 Monate, die vollen Einfünfte der Stelle oder einen Theil derfelben zu beziehen (vgl. 
Richter: Dove K.NR. $ 317). Während ein derartiges Recht in der Fatholifchen Kirche jeltener 
vorkommt (vgl. aber Verordn. v. 3. Juli 1843 betr. d. Verteilung des Einkommens erledigter 
kathol. Kuratftellen im Bisthum Paderborn ꝛc., G. S. ©. 289), findet ſich daſſelbe ſehr häufig, 
freilich mit mannigfahen Verſchiedenheiten hinſichtlich der Friften (fo beträgt die Zeit z. B. nad) 
der rhein.:weftfäl. Kirchen-Ordn. 8 65 ein Jahr und 6 Wochen), und Hinfichtlih der Perfon der 
Berechtigten in der evangelifchen Kirche (A. L. R. Th. IL. Tit. 11 88 838ff., wegen ber einzelnen 
älteren Provinzen Meier K.R. ©. 365; Jacobſon K. R. ©. 407; wegen Kurheffen Büff, a. a. D. 
©. 373, 389; wegen Hannover das Kirchengefeß betr. die Gnadenzeit in der evang.sluth. Kirche, vom 
16. Zuli 1873, ©. ©. ©. 393; wegen Schlesw.-Holft. Gallifen a.a.D. 88 62, 64). Das Gnadenjahr 
ift nicht zu vermechjeln mit dem Sterbe-Monat oder Sterbe-Duartal (vgl. 3. Bi LER: 
a.0.D. 88 833ff.), d. h. dem Recht der Hinterbliebenen auf die Amtseinfünfte des Monats oder 
Quartals, in welchem der Tod des Inhabers erfolgt ift, und von defjen Ablauf erft die Gnaden— 
zeit beginnt. Das Sterbequartal ift verdienter Lohn und gehört zur Erbſchaft, bildet aber nicht 
ein perjönliches Benefizium der Hinterbliebenen. Die Beftimmungen des 8 18 Abf. 1 über die 
Stellen mit Gnadenjahr finden alfo feine Anwendungen auf diejenigen, von welchen blos das 
- Sterbequartal zu entrichten ift. 

5) Erledigung der Pfrüude. Die Feftfegung dieſes Termines ift auf ein desfalls in ber 
Dentichrift des Ober-Kirchenraths geftelltes Verlangen (ſ. v. Desfeld a. a. O. ©. 134, 135) 
erfolgt (ftenogr. Ber. des Abgeordn. ©. 1612), welche hervorhob, daß bei dem gefeglich beftehenden 
Anſpruch auf das Gnadenjahr „eine die Wiederbefegung geftattende Erledigung der Stelle erft mit 
dem Ablauf des Beneficiums der Gnadenzeit eintritt, al3 dem Termine, welcher die Verfügung 
über das Stellen-Einfommen erft wieder freigiebt.“ Der Ausdruck: Erledigung der Pfründe, wel: 
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cher ebenfalls in der erwähnten Denkſchrift gebraucht wird, ift nicht Forreft. Die Pfründe, daS Bes 
nefictum, d. h. das für den geiftlichen Amtsträger bejtimmte, feſt mit feiner Stelle verbundene 
Einfommen wird als Beftandtheil des Amtes gleichzeitig mit demfelben erledigt. Der Wittwe, 
vefp. den Kindern wird nicht die Pfründe übertragen, jondern fie erhalten nur das Recht auf alle 
oder beftimmte Ginfünfte der Pfründe, in welchem Teßteren Fall nad) der Anficht des Dber-Kir: 
chenrathes die Pfründe theilweiſe befett, theilmeife vafant fein müßte. Was gemeint ift, iſt aller- 
dings Kar: die Frift foll erft von dem Tage ab, wo die Berechtigung auf das Gnabenjahr erlifcht, 
alfo der Nachfolger in den vollen Genuß aller Einkünfte der Stelle gelangen Tann, berechnet 
werden. 

6) dauernd, Der Reg.-Kommiſſar erklärte mit Rücficht auf diefe Beftimmung (Kommiſſ.-Ber. 
©. 31): „das Geſetz wolle die Ernennung der ad nutum abjegbaren Geiftlichen verhindern. Der 
Schwerpunft Tiege daher in dem Worte: dauernd. In der evangeliichen Kirche würden die 
Stellen oft vor Ablauf des Gnadenjahres verliehen und von dem Neuernannten nod) nicht definitiv 
angetreten, wogegen von dem Gefichtöpunfte diefes Geſetzes aus nichts einzuwenden fei. Die Rück— 
fiht auf wirklich vorhandene Gründe eines Hinderniſſes Liege Schon in der Faſſung des Geſetzes. 
Mache die Schlechte Dotirung der Hilfägeiftlichen die dauernde Beſetzung gewiſſer Stellen ſchwierig, 
ſo habe die Regierung eben deshalb nur von Pfarr-Aemtern, nicht von „Hilfspfarr-Aemtern“ 
geſprochen. Uebrigens beabſichtige die Regierung ernſtlich, dem Nothſtand der ganz unzurei— 
chend dotirten Pfründen durch Staats-Beihülfe abzuhelfen (cf. Etats-Poſition von 50,000 Thlr. 
pro 1873).“ 

Die dauernde Beſetzung bedingt die Verleihung der Stellen auf Lebenslang und defi— 
nitiv, und ſchließt ſomit eine jede Beſeitigung des Amtsinhabers wider deſſen Wiſſen ohne regel— 
mäßige Disciplinar-Unterſuchung aus. Durch die Vorſchrift des 818 Abf. J find die geiſtlichen 
Oberen gehindert: 

a. Pfarreien, welche im Sinne des kanoniſchen Rechtes feſte Beneficien ſind, mithin nach den 
Vorſchriften deſſelben dauernd verliehen werden ſollen, blos auf Widerruf (ad nutum) zu ver— 
leihen, eine Praxis, welche von manchen preußiſchen Biſchöfen, zum Theil auch im Einverſtändniß 
mit den Patronen, mehrfach geübt worden iſt. Wenn in einzelnen Erlaſſen der Verwaltungs— 
Behörden dieſe proviſoriſche Uebertragung als eine in forma commendae 'geſchehene bezeichnet 
worden ift, jo bedeutet commenda in älterer Zeit allerdings die interimiftiiche Verwaltung eines 
erledigten Amtes durch einen Geiftlichen ohne irgend ein Recht zur Verwendung der Einkünfte im 
eigenen Nuten. Aber nach dem fpäter feftgeftellten, gewöhnlichen Sprachgebrauch heißt commenda 
foviel wie die Webertragung der zu einem Amte gehörigen Pfründe zum Genuß an den fg. Com- 
menbatarius, ohne daß diefer das Amt zu verwalten hat (Eihhorn K. R. Bd. 2 ©. 660). Des- 
halb wird diefer Ausdrud für die in Frage ftehenden Berhältniffe beſſer vermieden und der viel 
zutreffendere ad nutum amovibel gebraudt. 

b. Ob die Vorjchrift des Geſetzes die bisher übliche Verleihungsweife der jg. Miſſions— 
pfarreien befeitigt, ift fraglich. Die katholiſche Kirche jcheidet ihr Gebiet in fg. provinciae sedis 
apostolicae und fg. terrae missionis. Erſtere find diejenigen Länder, in denen der Katholicis- 
mus eine alt und fejt begründete und geficherte Stätte hat, und in denen die regelmäßige Ber: 
fafjung der fatholifchen Kirche, namentlich die biſchöfliche Drganifation befteht; letztere diejenigen, 
in denen der Katholicismus überhaupt noch nicht feften Fuß gefaßt oder das von ihm früher verlorene 
Terrain wieder zu erobern fucht. Für die Leitung diefer Länder befteht ein beweglicher Organis— 
mus, defjen charakteriiche Eigenthümlichfeiten darin liegen, daß bier jegliche Gewalt auf direkter 
oder indirefter päpftlicher Hebertragung beruht, alſo die Leitung jtatt durch Bifchöfe durch apoftolische 
Vikare oder Delegaten geführt wird, und daß ferner alle kirchlichen Stellungen nur widerruflid) 
übertragen werden und ihre geographifchen Diftrikte jederzeit beliebig wieder verändert werden 
fünnen. Bon den preußifchen Landestheilen gehören zu dem Miffionsgebiet die Mark Branden: 
burg, Pommern, ferner die altproteftantifchen Lande links der Elbe und endlih Schleswig: Hol: 
ftein, Landestheile, welche bezüglich von den Bilchöfen von Breslau, Paderborn und Dsnabrüd 
als päpſtlichen Delegaten bez. Provifaren geleitet werden. Miffions -» Pfarreien im eigentlichen 
Sinne find demnach Seeljorge-Stationen für einen beftimmten Diſtrikt in einem Miffionslande, 
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denen mit Rückſicht auf das Bemerkte einmal eine feft fundirte Unterlage, die Pfründe, und ein 
dauernd abgegränzter Amtsbezirk, die objective Perpetuität, fehlt, und dann ferner auch) die den eigent- 
lichen Pfarr-Aemtern zufommende fubjective Perpetuität abgeht, weil die betreffenden Geiftlichen 
niemals fest, fondern nur ad nutum amovibel angeftellt werden. Da die Drganifation der Miſſions— 
länder den Zweck hat, durch allmählige Uebergangsftufen die Einführung der ordentlichen Verfaſſung 
der Fatholifchen Kirche vorzubereiten, fo bildet ihr Drganismus feinen abjoluten Gegenſatz gegen 
die ordentliche Verfaffung, d. h. es können gemwiffe Elemente der letzteren auch in den Miſſions— 
Ländern, andererfeit3 aber auch Mifftons - Einrichtungen in den Ländern der regelmäßigen Ver— 
faffung vorfommen. In den vorhin genannten preußischen Landestheilen find zwar die meiften 
Pfarreien Miffions Pfarren, indefjen giebt es andererfeits in ihnen auch fefte Pfarreien mit nicht 
beliebig abſetzbaren Geiftlichen (fo 3. B. die zu Berlin, Potsdam, Stettin und Stralfund), ferner 
fommen aber Miffions-Pfarreien ebenfalls in Weftfalen, Preußen, mithin in Provinzen, für welche 
die ordentliche Bisthumsverfaffung befteht, vor. Hier find fie errichtet worden, um die Pajtoration 
der zerftreut wohnenden Katholifen in ficherer und regelmäßiger Art und Weiſe zu ermöglichen, 
wenn die nach kanoniſchem Rechte für die Errichtung einer feften Pfarre erforderlihe Dotation 
nicht in ausreichendem Maße Hat bejchafft werden fönnen, außerdem hat ihre Errichtung aber in 
allen Landestheilen — wie dies die Entftehung einer fehr großen Anzahl jolcher Pfarreien jeit 
etwa 25 Jahren zeigt, — als Mittel für die Fatholifche Propaganda gedient. 

Für die Subfumtion der eben näher harakterifirten Pfarreien unter das Geſetz, ſcheint zu 
ſprechen, daß fie nad) der neueren Fatholifhen Doktrin immer eigentliche Pfarreien find und das 
fie auch vielfach (ſ. $ 19 Anm. 1) die ftaatlichen Rechte derſelben erhalten Haben. Da das Geſetz 
aber feine rückwirkende Kraft hat und auch nicht einmal die Errichtung von derartigen Pfarreien 
unter allen Umftänden verbietet, fo wird man eine dauernde Beſetzung derjelden, joweit fie ſchon 
bei Erlaß des Geſetzes beftanden haben, um fo weniger verlangen dürfen, als das letztere jelbit 
darauf hindeutet, daß es die Miffionspfarveien nicht hat treffen wollen. Für die denſelben ähn— 
lichen Suffurfal- Pfarreien (ſ. $ 19 Anm. 3) ift eine befondere, ihre Umwandlung in fejte Pfar- 


reien betreffende Beftimmung gegeben, obwohl eine folde, wenn das Geſetz diejen die Miſſions— 


Pfarreien hätte gleichftellen wollen, auch für diefe nahe gelegen hätte. (Vgl. auch ©. 143. Ann. 1). 


) hefehen. Da nad) dem Gefege die Pfarr-Aemter nicht länger als ein Jahr interimiftifc) 
verwaltet werden follen, fo bedeutet: „beſetzen“ joviel als denjenigen At vornehmen, wodurd) der 
betreffende Geiftliche, das Recht und die Pflicht zur Verwaltung des Amtes erlangt, gleichviel ob 


dieſer Aft freie Verleihung, Konfirmation oder Approbation des geiftlichen Oberen ift. Die Beſitz⸗ 
einweiſung in das Amt (od. fg. institutio corporalis, installatio, investitura) kann dem ge: 
wöhnlichen Sprachgebrauhe nad) nicht darunter verftanden werden. Ein praltijches Bedürfniß, 


dieſe auch noch innerhalb der Friſt anzuordnen, lag übrigens für das Geſetz nicht vor, weil ſchon 
mit der Anſtellung, ohne die hinzutretende Beſitzeinweiſung, das Recht des Ernannten ein feſtes 
und unentziehbares wird. 

Um die Ausführung dieſer Vorſchrift des Geſetzes überwachen zu können, ſind gleichfalls in 
Veranlaſſung einer allgemeinen Anordnung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten die Land— 


räthe und die mit ähnlichen Funktionen betrauten Beamten durch die Ober⸗Präſidenten angewieſen 


worden, die Letzteren in fortlaufender Kenntniß über die eingetretenen Vakanzen und deren Zeit 


dauer zu erhalten. 


Daß der Ober-Präfident in Folge des ihm in der in Rede ftehenden Hinſicht zufommenden Auf⸗ 


fihts- und Exekutions-Rechtes befugt ift, vor Ablauf der Frift die geiftlichen Behörden um Aus: 
kunft über die Lage des Wiederbeſetzungs-Verfahrens zu erfuchen, kann nicht zweifelhaft fein. 


Mas die bereits beim Inkrafttreten des Geſetzes vorhandenen Bafanzen betrifft, jo tft Die 
einjährige Frift nicht von diefem Zeitpunkt abzurechnen, vielmehr von dem Zeitpunft der vorher 


‚eingetretenen Vakanz. Sofern bei diefer Berechnungsmeile die Beſetzung wegen der Kürze der 
Friſt nicht möglich ift, wird der Ober-Präſident (f. folgende Anmerkung) die Frift angemefjen zu 
verlängern haben. Daß das Geſetz im dieſer Beziehung rücwirkende Kraft hat äußern wollen, 
ergiebt fi daraus, daß feine Beftimmung abfoluten Charakter hat und für den hier in Rede 
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8.19.*) 

Die Errihtung von Seelſorgeämtern,) deren Inhaber unbedingt abberufen 
‚werden dürfen,2) iſt nur mit Genehmigung des Minifters der geiftlihen Ange: 
legenheiten zuläflig. 

Die Beitimmungen des 8 18 beziehen fich auf die jogenannten Suffurjal: 
Pfarreien des Franzöfiichen Rechts?) mit der Maaßgabe, daß die in Abſatz 1 des 
S 18 vorgejchriebene Frift vom Tage der Publikation diefes Gejeßes t) an zu 
laufen beginnt. 


jtehenden Fall, nicht wie für den des $ 19 Abi. 2, eine ausdrückliche Ausnahme gemacht worden ift. 
Dieſe Anficht ift übrigens auch die in der Verwaltungspraris herrfchende. 

9) die Friſt iſt. ©. Erklärung des damal. Unterftaatsfefretairs Dr. Achenbach (ftenogr. 
Ber. des Abgeoron. ©. 1611): „Es ift ausdrüdlih im 8 18 dem Ober» Präfidenten die Pflicht 
auferlegt, die Frift nad) Maßgabe des Bedürfniffes zu verlängern oder im Falle des Bebürfnifjes 
auf Antrag angemefjen zu verlängern. Es ift ihm dies nicht auferlegt, als eine Angelegenheit, 
über die er zu ermefjen hat, fondern das Geſetz fpricht pofitiv aus: die Frift ift zu verlängern 
im Falle des Bedürfniſſes.“ 

9 Ober-Mräfidenten, ſ. S. 55 Anm. 2. 

10) im Kalle des Brdürfniffes, Ein Beifpiel in Anm. 2 Abſ. 2; ein weiteres bietet der Mangel 
an geeigneten Kandidaten; Erklärung des Kultus-Minifter3 (ftenogr. Ber. des Herrenh. ©. 518): 
„Es wird nun gejagt, die Bischöfe feien nicht im Stande dies zu thun, denn fie hätten häufig feine 
Kandidaten für die Aemter. Ich möchte die Behauptung, daß in der Fatholifchen Kirche die Zahl 
der Kandidaten für das geiftliche Amt fich vermindert habe, nicht für richtig anerkennen. Außer: 
dem ift für einen jolhen Fall das Nemedium gegeben, indem der Ober-Präſident die Friſt verz 
längern muß, bis er eine geeignete Perfönlichkeit gefunden hat.” 

1) Geldftrafen, |. ©. 55 Anm. 4 Abſ. 2 u. Anm. 5. 

2) erzmingen, d. 5. gegen den geiftlichen Oberen, welcher das feiner freien Verleihung unter: 
liegende Amt nicht bejegt oder anderenfalls bei Zögerung dritter Perfonen von feinem Devolutions- 
Recht (f. Anm. 2) feinen Gebrauch mad. 

Werden die Funktionen des geiftlichen Oberen durch ein Kollegium, 3. B. ein Konfiftorium 
verjehen, jo fann die Geldftrafe nur gegen den Präfidenten, welder die Erledigung der Wieder: 
bejegung nicht zum Vortrag bringt, oder gegen die eine ſolche durch ihre Abftimmung verhindern: 
den Mitglieder verhängt werden. 

») Staafsmittel einzubehalten, d. 5. vorläufig. Iſt die Renitenz gebrochen, jo müfjen 
die Beträge nachträglich herausgezahlt werden. 

19 zur Unterhaltung der Stelle. Da das Gefeß nicht jagt: zur Unterhaltung des Amts— 
inhabers, jo können nicht blos folde Zuſchüſſe, fondern auch Zuſchüſſe für die Zwecke der Pfarrei 
jeldft, alfo für die Beftreitung der fachlichen Ausgaben des Gotteödienftes, der baulichen Unter: 
haltung der Kirche u. f. w. einbehalten werden. 

5) Desjenigen .geifilichen Oberen. Zu den diefen zukommenden Staatsmitteln gehören 
ſowohl die befonders 3. B. in der Bulle: De salute animarum übernommenen Dotationen, wie 
auch die vom Staate zu zahlenden Gehälter. Swifchen der Einbehaltung diefer und der in 
Anm. 13 gedachten Mittel hat der Minifter die Wahl, auch wird er ſowohl den Zuſchuß der einen, 
wie auch der andern Art gleichzeitig ſiſtiren können. 

10) zu genehmigen haft, Hierunter find alle Fälle begriffen, wo eine dritte Perſon bei der 
Bejekung mitkonkurrirt (f. Anm. 2). 


519. *) Abf. 1 entjpricht der Negierungsvorlage, dagegen ift der Abf. 2 derfelben, welcher 
lautete: „Die Suffurfal: Pfarreien im Bereiche des Franzöfifchen Rechts gelten mit dem Ablauf 
von ſechs Monaten nach Verkündigung dieſes Gejeßes den Inhabern al3 dauernd verliehen“, 
jeitend der Kommiffion durch die jekige Faſſung erſetzt. Das: Abgeordnetenhaus hat das 


Gef. üb. die Vorbildung 2c. der Geiftlihen. 819. Anm. 1. 143 


” 


Amendement Holtz-Sack, den Abſ. 1 zu ftreichen (ftenogr. Ber. ©. 1617) und das Herrenhaus 
den Antrag des Grf. v. Kraſſow, am Schluſſe des Ab. 2 ftatt: „vom Tage der Publikation 
diefes Geſetzes an zu laufen beginnt”, zu fegen: „von dem Zeitpunkt an beginnt, wo die Staats: 
gehalte- angemefjen erhöht fein werden“, abgelehnt (ftenogr. Ber. ©. 520). 

ı) Seelforge- Aemter, ſ. S. 138. Die Motive der Negierungsvorlage bemerken hierzu 
©. 22: „Die Einrihtung neuer Pfarrämter bedarf der Genehmigung des Staats ($ 258, Tit. 11 
Th. IL. A.L. R.). Es ift nothwendig, diefe Genehmigung auch für die Errichtung ſolcher Seeljorge: 
Aenter, denen noch nicht die pfarramtlihen Rechte verliehen werden und deren Inhaber deshalb 
unbedingt wieder abberufen werden können, vorzubehalten, theils um einer übermäßigen Vermehrung 
folder Stellen vorzubeugen, theils, weil diefe Aemter in die vom Staat feitgejegten Parochial— 
einrichtungen, zumal mit Hülfe der Dimifforialien, vielfach eingreifen und deshalb der jtaatlichen 
Kognition zu unterwerfen find. Die jogenannten Suffurjal: Pfarreien auf der linken Rheinſeite 
bilden die weit überwiegende Mehrzahl unter den geiftlichen Aemtern dieſes Gebietstheils. Ihre 
Inhaber find jederzeit amovibel und in Folge deffen befinden fie ſich auch in ihrer äußeren Exiſtenz 
völlig abhängig von den geiftlichen Obern. Es erfcheint daher nothwendig, den Grundfaß der feiten 
Anftellung für die Benefiziaten auch hier durchzuführen.“ 

Die Errichtung jedes Seelforge- Amtes, fofern dafjelde nicht dauernd verliehen werden ol, 
ift nur mit Genehmigung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten zuläffig. Die ©. 140 Anm. 6 
unter b gedachten Miffions- Pfarreien fallen ebenfalls unter die hier in Rede ftehende Vorſchrift, 
denn fie weiſen alle harakteriftiichen Merkmale des Pfarramtes, welches das Prototyp des Seel: 
forge- Amtes ift, auf. Vgl. auch Erklärung des damaligen Unterſtaats-Sekretärs Dr. Achenbach 
i. d. ftenogr. Ber. des Abgeordneten. S. 1615: „ES giebt . . . außer dem ordentlichen Pfarr: 
Amte, wie fi) wenigstens die Sache bei uns in Deutichland entwidelt hat, andere GSeeljorger: 
Stellen, welche nicht die Stabilität und die Dauer des ordentlichen Pfarr-Amtes befigen. Dazu 
gehören die ſog. Kaplaneien. . . . Ganz derſelbe Gefichtspunft ift bei denjenigen Einrichtungen 
durchſchlagend . . . bei den fog. Miffionspfarreien. Es unterliegt feinem Zweifel, dab es ſich hier 
um Stellen handelt, welche vollftändige Seelforge - Aentter find, und daß daher dasjenige, was 
von dem ordentlichen Pfarramte gilt, auch bezüglich der anderen Arten des Amtes gelten muß.‘ — 
Somit ift die Errichtung von Miffions- Pfarreien, alfo von Pfarr-Aemtern, welche nicht dauernd 
bejeßt werden, nicht ganz ausgefhloffen. Man Hat diefe Ausnahmen zulaffen müffen, um nicht 
die Befriedigung der feelforgerifhen Bedürfniſſe von Katholiken und Evangeliſchen, welche in der 
Diaspora leben, unmöglich zu machen. 

Was das Verhältnig der Vorſchrift des $ 19 Abſ. 1 und des 8 18 zu der früheren, in Betreff 
der Errichtung Fatholifcher Seelforge: Nemter geübten Praris der Verwaltungsbehörden betrifit, 
jo ift darüber Folgendes zu bemerfen: 

Nah A.L.R. Th. I. Tit. 11 88 238, 239 fteht die Errichtung und Veränderung von Pfarreien 
der Staatsregierung unter Zuziehung der geiftlichen Oberen zu. Genehmigung der Staatsregierung 
ichreiben ferner vor die in den Gebieten des franzöfifhen Rechtes zur Anwendung kommen 
Articles organiques von 1802, Art. 62 und das holfteinifche Geſetz v. 4. Juli 1863, betr. bie 
Religionsübung 2c. der Neformirten, Katholiken u.f.mw. $ I(bei Dove, Ltr. f. K.R. Bd. 4 ©. 265). 
Sn Hannover und der oberrheinifhen Kirhenprovinz, an welder legterer Preußen 
feit 1866 mit Limburg und Fulda partizipivt, beftanden Feine befondern gejeglihen Normen, da 
aber die einzelnen Pfarreien in den Circumferiptionsbullen feitgefegt find, jo bedarf es auch hier 
bei den gedachten Akten der kirchlichen Oberen der Genehmigung der Negierung Mit Rückſicht 
auf den Art. 15 der Verf.-Urk. wurde für die Iandrechtlichen Provinzen den geiftlichen Oberen nicht 
nur die Initiative bei Errichtung von Pfarreien überlaffen, fondern man räumte denjelben auch) 
für das Gebiet der ganzen Monarchie das Necht ein, jelbftftändig Pfarreien zu kreiren. Die Ein: 
holung der ftaatlihen Genehmigung, welche bei der Erridtung neuer Parochien durch den Landes: 
heren, bei blos ftattfindender Veränderung beftehender, fowie bei der Errichtung von Seelſorger⸗ 
Stationen (Miſſions-Pfarreien) durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ertheilt wurde, 
erfolgte allerdings, aber nur behufs Nachſuchung der ſtaatlichen Rechte, d. h. der juriſtiſchen Per— 
ſönlichkeit, des Rechts der adminiſtrativen Beitreibung der Pfarr⸗Abgaben, der publica fides der 
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Kirhenbücher u. ſ. w., vgl. Nefkript v. 8. Mai 1852 (Beiträge 3. preuß. K. R. Hft. 2 ©. 8 und 9 
und Richter in Dove, Zeitichr. f. K. R. Bd.1 ©. 116). Die Gewährung diefer Nechte wurde 
dann in der Form einer fog. „ftaatlihen Anerkennung”, alfo nicht einmal in einer Form aus— 
gefprochen, welche es Kar ftellte, daß diefe Rechte allein vom Staate ausgingen. Ebenſowenig 
beachtete man, daß das A. L. R. Pfarreien, welche in ihrer Umgränzung jeder beliebigen Aenderung 
des Biſchofs unterliegen, deren vermögensrechtliche Unterlage eine durchaus unfichere ift und deren 
Geiftlihe ad nutum amovibel find, d. h. die Miffions- Pfarreien nicht fennt, und daß durch die 
8 176 („Neue Kirchen können nur unter ausdrüdlicher Genehmigung des Staates erbaut werden‘), 
8 177 („Eine Kirhengejelliehaft fannı auf diefe Erlaubniß nur als dann Anjprud) maden, wenn 
fie erhebliche Gründe der Nothwendigfeit und des Nutzens und zugleich hinlängliche Mittel zum 
Baue und zur Unterhaltung eines foldhen neuen Kirchenſyſtems“ [d. h. alfo auch einer neuen 
Pfarrei] „ohne beforglichen Ruin der gegenwärtigen Mitglieder nachweiſen kann“) Tit. 11 TH. IL. 
die Möglichkeit der Errichtung, jedenfalls der Verleihung der ftaatlihen Rechte an die Miſſions— 
Pfarreien, ausgeſchloſſen war. 

Die Errihtung von Miffions- Pfarreien kann allerdings der Minifter der geiftlichen Angelegen: _ 
heiten jett geftatten. Da aber das A. L. R. nur fefte Pfarreien als Unterlage für die ftaatlichen 
Nechte, namentlich der Kirchenbuchführung mit publica fides fennt, jo wird die Zuertheilung diejer 
in den landredtlichen Gebieten nicht ftatthaft fein. 

Ueber die Errichtung von fejten Pfarreien trifft das vorliegende Gefeß feine Bejtimmung. Es 
reprobirt aber mindeftens indireft die frühere Praxis der ehemaligen Fatholiihen Abtheilung des 
Kultusminifteriums. Dieſe beruhte auf der Trennung der geiftlichen und ftaatlichen Seite der Pfarrei, 
und es wäre nach der diejer Scheidung zu Grunde liegenden Anſchauung möglich geweſen, — praktiſch 
ift diejer Fall allerdings, jomweit ich weiß, nicht vorgefommen, — daß der Biſchof unter Abtrennung 
einzelner Diftrifte von einer bejtehenden, ftaatlich genehmigten Parochie eine neue ohne Nachſuchung 
der Staatserlaubniß als reine firchliche Pfarrei hätte errichten können, die ftaatlihen Rechte dagegen 
der früheren Stamm-Pfarre und dem Pfarrer derfelben verblieben wären. Diefe ganze Unter: 
ſcheidung, welche dem Angeführten zufolge zu einer völligen Verwirrung der Parochial-Verhältniffe 
hätte führen fünnen, war aber ſchon dem Art. 15 der DVerf.-Urf. in feinem urfprünglichen Wortlaut 
gegenüber nicht haltbar, wie fie denn auch in dem Erkenntniß des Krim. Senats des Kal. 
Dbertribunal8 vom 31. Mai 1861 (Entjcheivungen, Bd. 46 ©. 31*) verworfen worden ift. Die 
PBarochial-Eintheilung einer öffentlich privilegirten Kirche Hat jowohl Bedeutung und Wirkung für 
das firhlide, wie auch für das ftaatliche Leben. Die kirchliche und die ftaatliche Seite der Pfar— 
reien lafjen jich nicht trennen. Es kann feine blos ftaatlichen, nicht kirchlichen Pfarrer geben, welche 
eine nur jtaatlicherjeitS anzuerfennende Vermögens-Verwaltung zu leiten, die Kicchenbuchführung, 
ſoweit fie für die bürgerlichen Berhältniffe maßgebend ift, zu bejorgen, und die Ehen mit bürger- 
liher Wirkjamfeit einzufegnen, befugt wären. Die Unterlage für alle dieſe Funktionen und Bes 
fugnifje bildet das firchliche, das Pfarr-Amt, ohne diefes find fie eben nicht denkbar. Andererjeits 
find aber rein kirchliche Pfarrer bei einem derartigen Berhältniffe von Staat und Kirche ebenfo- 
wenig möglich. Mit der öffentlich privilegirten Stellung der Kirche ift ohne weiteres aud) die 
Pflicht derjelben verbunden, für die Ausübung der ftaatlichen Rechte, welche ihr gewährt find, die 
geeigneten Firchlihen Organe dem Staate zur Dispofition zu halten. D. h. hat der Staat einmal be— 
ftimmte Rechte an ein geiftliches Amt bei der Regelung feines Verhältniffes zur Kirche gefnüpft und 
acceptirt diejelbe alle ihr Fraft ihrer privilegirten Stellung gewährten Rechte, jo ift fie hinterher 
nicht befugt, derartige Kirchen-Nemter unter Loslöfung der ftaatlichen Seite derjelben zu errichten. 
Die ftaatlihe und die Firchliche Seite find der Art verbunden, daß die eine nicht von der andern 
getrennt werden kann. Es Handelt ſich alfo hierbei nicht um ausjchließliche, dem Firchlichen Gebiet 
angehörige Angelegenheiten. Da der Art. 15 der Verf.-Urk. in feiner früheren Geftalt nur die 
legteren der felbjtitändigen Regelung der Kirche überwiesen hat, jo ift das frühere in Preußen 
geltende Necht, daß Pfarreien überhaupt nicht ohne Staatsgenehmigung errichtet werden dürfen, 
gejetlich niemals bejeitigt gewejen, und den Bifchöfen nicht das Necht gewährt worden, blos kirch— 
lihe Pfarreien unter Verzichtleiftung auf die ftaatlihen Nechte ohne Zuftimmung der Staats-Re— 
gierung zu errichten. Vollends unzweifelhaft iſt dies aber jegt nach der neuen Faflung des 
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Art. 15 der Berfaffungs » Urkunde und nach dem vorliegenden Geſetz. Der Zuſatz zu Sak 1 des 
Art. 15: „bleibt aber den Staatsgeſetzen und der gejeglich geordneten Aufficht des Staates unter: 
worfen“ giebt dem Staate das Recht, die Angelegenheiten, welche der Kirche zur, alleinigen jelbit 
ftändigen Verwaltung überlafjfen werden, zu bejtimmen, und daß dahin nicht die Einrichtung der 
Seeljorge gehört, ergeben $ 18 und 8 19 Abf. 1 dieſes Gefekes, welche wie die ©. 143 Anm. 1 mit- 
getheilten Motive zeigen, auch im Intereffe des bei ven Parochial-Einrichtungen betheiligten Staates 
gegeben find, und die Errichtung jedes Seelſorge-Amtes als eine gleichfall3 den Staat berührende Ange: 
legenheit bezeichnen. 

2) unbedingt nbberufen merden dürfen, d. 5. welche nicht®dauernd befeßt werden. Statt: 
haft ift dagegen ohne Genehmigung des Minifters die blos miderrufliche Anordnung von Stell: 
 vertretungen und Hülfsleiftungen, welche ſich dadurch von der Errichtung von Seelforge-Nemtern 
unterscheidet, daß in ſolchen Fällen der Vikar oder Stellvertreter nit einen ein für alle Mal 
feſt beftimmten Kreis von feelforgerifchen Funktionen zugemwiejen erhält, jondern daß das Gebiet 
feiner Wirkſamkeit ſtets veränderlich ift und er felbft für die Ausübung feiner Thätigfeit immer, fei 
es eines bejonderen, jei es eines generellen Auftrages bedarf. 

3) Sukkurſal-Pfarreien des franzöfifchen Kechts. Die Entjtehung der Suffurfal-Pfarreien, 
welche fich außer in der preußifchen Rheinprovinz (im ErzbisthHum Köln auf dem linken Rheinufer 
582 auf 47 fefte Pfarreien, im. Bisthum Trier 657 auf 69 ordentlihe Pfarreien, Kom: 
miffions:Ber. ©. 32) auch in Frankreich, Belgien und Holland finden, hängt mit der in der frans 
zöſiſchen Nevolution hervorgetretenen Tendenz der Verminderung der Pfarrkirchen zufammen, einer 
Tendenz, welche auch die in Anm. 1 gedachten organischen Artikel adoptirt haben; ſ. Art. 60: „Il 
y aura au moins une paroisse dans chaque justice de paix. Il sera en outre etabli autant 
de = sales que le besoin pourra l’exiger“; art. 61: „Chaque eveque de concert avec 





le prefet vöglera le nombre et l’etendue de ces succursales. "Les plans arrötes seront soumis 
au go’.vernement et ne pourront &tre mis & ex&cution sans son autorisation“; art. 62: 
„Aucune partie du territoire frangais ne pourra &tre £rigee en cure ou en succursale 
sans lautorisation expresse du gouvernement“; art. 63: „Les pr£tres desservants 
les succursales sont nommés par les &väques“, art.31: „Les vicaires et desser- 
vants exercent leur ministere sous la surveillance et la direction des curés. Ils seront 
approuves par l'éréque et r&covables par lui.“ Danach erfcheinen zwar die desservants, die 
Berwalter der Sukkurſal-Pfarreien, Tediglich als Gehülfen der Pfarrer, indefjen ift die surveillance ' 
et direction der. letteren nicht praktisch geworden, da man die betreffende Vorſchrift dahin auf 
gefaßt hat, daß fie die Biſchöfe berechtigt, den eigentlichen Pfarrern die jonft den Dekanen zukom— 
menden Auffichtsrechte zu übertragen. So hat fih die Stellung der desservants oder Sukkurſal— 
Pfarrer dahin entwicelt, daß fie Geiftliche find, welche für einen beftimmten Bezirk die Parochial: 
Rechte, ebenfo wie die eigentlichen Pfarrer, aber in Abhängigkeit von dem Biſchof ausüben, und 
von ihm jeden Augenblid amovirt werden können (vgl. über die Suffurfal-Pfarreien Jakobſon 
in Herzogs, Neal-Encyflopädie für proteftant. Kirche und Theologie Bd. 3 ©. 330, Bouix, 
tractatus de parocho. Paris 1855 ©. 233; Raimund in Moy, Ardiv f. fath. K. R. Bd. 21 
S. 423; Pricotte a. a. O. Bd. 22 ©. 54). Bon den Miffions-Pfarreien (f. ©. 140) unterfcheiden 
ſich die Suffurfalen dadurch, daß fie nicht in ihrem Beftande beliebig verändert werden Fünnen, 
von den eigentlichen Pfarreien in den Ländern des franzöfifchen Rechts nur dadurd, daß das Ge: 
halt der Inhaber der Iekteren, der ordentlihen Pfarrer, größer und daß diefe nicht ad nutum 
entfernt werden können. Es ift allerdings richtig, daß nicht das Streben der Biſchöfe nach Macht: 
erweiterung und nad Unterdrüdung der Unabhängigkeit des niederen Klerus diefe Einrichtungen 
hervorgehoben hat, vielmehr ift dies, worauf bei den Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes aud) 
hingewieſen worden ift (ftenogr. Ber. ©. 1492), die Sparſamkeit der franzöfiichen Regierung 
geweſen. Während die eigentlichen Pfarrer 1000 oder 1500 France Gehalt befamen, wurden 
den Defjervants nur 500 Franc bewilligt. Indeffen darf andererſeits nicht außer Acht gelafjen 
werden, daß in Frankreich die aus dem Kreife der Suffurfal-Geiftlichen hervorgegangenen Agita— 
tionen auf Befeitigung ihrer prefären Lage bis jetzt von feinem Erfolg geweſen, daß ſich viel: 
mehr einzelne franzöfifche Biſchöfe und Provinzialfynoden (i. 3. 1849 u. 1850) für die Aufrecht— 
Hinfhius, Preuß. Kirchengeſetze. 10 
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8. 20.) 


Anordnungen oder Vereinbarungen, !) welche die durch das Gejeß begründete 
Klagbarkeit?) der aus dem geitlichen Amtsverhältniffe entjpringenden vermögens- 
vechtlichen Anſprüche ausschließen oder bejchränten, find nur mit Genehmigung der 


Staatsbehörde?) zuläflig. 


erhaltung des beftehenden Zuftandes erklärt haben, daß ferner auch einzelne preußifche Biſchöfe ähn— 


lihen Beftrebungen in Preußen entgegen getreten find, und nicht minder die römische Kurie, welche ° 


mit der gedachten Frage wiederholt befaßt gewejen ift, jeden Schritt zur Aenderung der Lage der 
betreffenden Geiftlichen unterlaffen hat (f. Pricotte a.a.D. ©. 58, 61, 74). Demnach wird es 
fih faum leugnen lafjen, daß der höhere Klerus den bisherigen Zuftand in feinem Intereſſe nicht 
ungern aufrecht erhalten wifjen will. 

Das Geſetz jtellt nunmehr die Suffurjal-Pfarreien den feſten Parochien gleich, und bejeitigt 
damit die bisherige abhängige Stellung der Defjervants, indem e3 den geiftlihen Dberen die 
dauernde Anftelung zur Pflicht macht. Die Negierungsvorlage, welche in ihrem befeitigten Abſatz 
(f. ©. 142 Anm. *) die bisherigen Inhaber nach Ablauf von 6 Monaten von der Verkündigung des 
Geſetzes ab für definitiv angeftellt erklärte, ift von der Kommiſſion befeitigt worden, um (Kommiſſ.⸗ 


Ber. ©. 33) „pen beweglicheren Spielraum für eine Verftändigung zwilchen den Staatsbehörben 
und den firhlichen Dberen über die dauernden Bejegungen auch auf die Suffurjal: Pfarreien anz 


wendbar zu machen, insbejondere auch das Einjpruchsrecht des Staates in diefen Fällen zu wahren 
und eine geräumigere Frift für die nothwendig werdende Umgeftaltung zu Schaffen.” Den Vorzug 
hatte aber jedenfalls Die Negierungsvorlage, daß fie die Wohıthat des Gejeges nicht von dem guten 
oder böfen Willen der geiftlichen Dberen abhängig machte. Denn zufolge der Aenderung ift behuf3 


dauernder Beſetzung bei Nenitenz der Bilchöfe das Zmwangsverfahren in Gemäßheit des $ 18 


Abſ. 2 u. 3 nad) Ablauf der Frift einzuleiten. 


Wird eine Suffurfal: Pfarrei durch Abberufung in dev Zwilchenzeit von der Publikation des 
Geſetzes bis zum Ablauf der Frift (ſ. Anm. 4) erledigt, jo unterliegt die Anftellung des neuen 


Suffurjal- Pfarrers unzweifelhaft allen Borjchriften dieſes Geſetzes. Der Biſchof darf alfo aud) 


eine jolche nicht widerruflich vornehmen. Das ergiebt die Bezugnahme auf den $ 13 Abi. 1. Nur 


it ihm geftattet, vorläufig, d. h. bis zum Ablauf der Frift die Sukkurſal-Pfarrei interimiftisch durch 
einen bloßen Verweſer, ebenjo wie im Falle der Vakanz eines feiten Pfarr-Amtes, verwalten zu 
zu lafjen. Das Gefe hat den Biſchöfen nur einen angemefjenen Zeitraum für die Ummandlung 
der Sukfurfal: Pfarreien in fefte Pfarrftellen gewähren, nicht aber die fernere Anftellung von Pfar- 


rern ad nutum erlauben wollen. Die im Momente des Ablaufs der Frift noch auf Sukkurſal- 


Pfarreien fungirenden Deſſervants, welche in früherer Zeit ad nutum amovibel eingejegt find, 
gelten fjelbftverjtändlich nicht in Folge des Zeitablaufs als ihrer Stellen enthoben. Im Gegentheil 
fann der Bijchof vielmehr gezwungen werden, ihnen die dauernde Anftellung zu ertheilen, vorbehaltlich 
ihrer Bejeitigung durch den Staat, fall3 fie die vorgejchriebene Dualififation nicht Haben und 
vorbehaltlich ihrer Beitrafung nad) $ 23 Abf. 2, |. ©. 152 Anm. 4. 

+) Aublikation Diefes Geſetzes, d. 5. dem 15. Mai 1875. Bis zum 15. Mai 1874 müſſen 
alſo die Sukkurſal-Pfarreien, ſofern nicht der Ober-Präſident in einem einzelnen Fall eine weitere 
Friſt gewährt hat, definitiv beſetzt werden. 

$ 20. *) Nach der Regierungsvorlage jedoch mit der von der Kommiſſion vorgeſchlagenen Aen— 
derung, daß die legten Worte der erfteren: „find unverbindlich” durch den jegigen Schluß: „Jind 
nur mit u. |. mw.” erjeßt worden find. DVeranlaffung dazu hat ein Monitum des Ober-Kirchenraths 
in jeiner Denkſchrift (ſ. v. Desfeld a.a.D. ©. 135) gegeben, dahin gehend: „Es kommt nicht 
jelten vor, daß Geiftliche bei ihrer Anftellung zu einer beftimmten jährlichen Abgabe von den 
Pfarreinfommen behufs Verwendung für eine dringend nothwendige, auf anderem Wege nicht 
erreichbare Firchliche Einrichtung in der Parochie vofationsmäßig verpflichtet werden, wie namentlich 
zur Auffanmlung eines Fonds für einen Pfarrhausbau. Die vofationsmäßige Hebernahme einer 
jolden Verpflichtung hat den Charakter einer vertragsmäßigen Vereinbarung, und würde, wenn 





| 
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SL) 

Die Verurtheilung ) zur Zuchthausftrafe, die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter ?) hat die Erledigung 
der Stelle?), die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlihen Amtes und den Berkuft 
des Amtseinfommens zur Folge. *) 


fie unter die Vorschrift des $ 20 fubfumirt und demzufolge als unverbindlich angejehen werben 
müßte, ein Berfahren verhindert werden, deſſen Zuläffigfeit im Firchlichen Intereſſe aufrecht erhalten 
werden muß.“ 

1) Anordnungen oder Vereinbarungen. Kommifj..Ber. ©. 33: „Die Abjicht diefer Be: 
ftimmung ift, die vom Gefege gewollte dauernde Bejegung der Pfründe und den womöglich ge— 
fiherten Anſpruch des Geiftlichen auf ein feſtes Amtseinkommen nicht durch die Ausstellung von 
Reverſen oder durch mwillführlihe Anordnungen der kirchlichen Behörde illuſoriſch werden zu laſſen, 
denen ſich der Geiftliche nach Lage des Verhältnifjfes in der Regel nicht entziehen Fann.” Der 
Reg.-Kommiſſ. Dr. Ahenbacd erklärte (a. a. D.): „Jene Beltimmung treffe nicht eine Verein: 
barung oder eine Beitimmung, welche von den gejeglich berufenen Drganen vor der Bejekung der 
Stelle über das Vermögen derfelben etwa getroffen würde, alfo auch nicht das vom Dber-Kirchenrath 
erhobene Bedenken (f. Ann. *). Es treffe die Fälle, wo 3. B. nach der Beſetzung duch einen Drud 
des geiftlichen Dbern der Inhaber der Stelle etwa verpflichtet werden folle, Theile der ihm zu: 
fommenden klagbaren VBermögensanfprühe zu Gunften anderer, wenn auch Firchlicher Zwecke, auf: 
zugeben. Wenn alfo vor der Anftellung des Geiftlihen etwa Arrangements mit der gejehlic) 
geordneten Vertretung des Pfartvermögens getroffen würden, um über Theile der Pfarreinkünfte, 
in gefeglich geftatteter Weife zu verfügen, fo fei dies nicht unterfagt, beiſpielsweiſe in dem Falle, 
wenn die durch zufällige Steigerung der Bodenpreije vervielfältigten Einkünfte einer Pfründe zwar 
nicht zur Verkürzung des jegigen Inhabers, wohl aber für den Fall der nächſten Vakanz zu andern 
kirchlichen Dotationen beftimmt würden.“ 

Diefe Interpretation ift richtig. Der $ betrifft Anordnungen oder Vereinbarungen über Die 
aus dem geiftlihen Amtsverhältniffe entipringenden Anſprüche. Bon folchen kann aber 
nur dann die Nede fein, wenn dem Geiftlichen bereit3 das Amt übertragen tft. Erſt dann ift er 
rechtlich befugt, allein über die ihm zuftehenden Einkünfte zu verfügen. 

2) die durch das Gefeh begründete Alanbarkeit. Die Negierungs-Motive bemerken hierzu 
(S. 22), daß durch den 8 20 verhindert werden fol, daß dem Geiftlichen „der geſetzliche Rechts— 
ſchutz durch beſondere Abmachungen entzogen werde.” Unter der Ausſchließung und Beſchränkung 
der Klagbarkeit kann demnach nicht blos eine auf Beſeitigung oder Hinausſchiebung der letzteren 
abzielende Uebereinkunft, nicht nur ein Abkommen verſtanden werden, welches allein die Klagbarkeit, 
die rechtliche Geltungmachung des Anſpruchs betrifft, ſondern es fällt unter das Geſetz jedes Abkommen 
oder jede Anordnung, welche den Anſpruch ſelbſt beſeitigt oder beſchränkt, weil eine ſolche ſtets 
indirekt die Klagbarkeit berührt. Jedes derartige Abkommen iſt nichtig, und kann nur durch die 
Genehmigung der Staatsbehörde gültig werden. Wird dieſe ertheilt, ſo iſt es aber als von An— 
fang an rechtsverbindlich zu betrachten. 

3) Staatsbehörde. Da das der Staatsbehörde beigelegte Recht zur Genehmigung ein Ausfluß 
des allgemeinen Ober: Auffihtsrechtes über die Kirchen tft, fo wird dieſe der allgemeinen Regel 
nad beim Ober-Präſidenten nachzufuchen fein, ſ. ©. 55 Anm. 2. 

821. *) Nah der Abänderung der Kommiffion, welche die jekt vorliegende Faſſung von 
den Worten: „die Erledigung” bis „zur Folge” ftatt des Schluffes der Negierungs - Vorlage: 
„ven Verluft des geiftlihen Amtes zur Folge,” gewählt hat, weil der Ausdrud: „Verluft des 
geiftlichen Amtes” infofern Anftoß erregte, als er den Schein erwecken könnte, als wollte der 
Staat durch ftaatliche Autorität eine Beendigung des kirchlichen Amtes ausſprechen, welches 
doch nur von der Kirche verliehen ſei“ (Kommiſſ.-Ber. S. 34). Das Amendement Dr. Brüel, 
vor „Unfähigfeit” das Wort „rechtliche einzufchalten, ift vom Abgeoronetenhaufe verworfen worden 
(ftenogr. Ber. ©. 1620). 
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’) Verurtheiluug, d. h. rechtskräftige Verurtheilung. 

2) und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, vol. S. 133 Anm. 5. 

3) Erledigung der Stelle, Die Regierungs: Motive bemerken hierzu ©. 22: „Das geiftlihe Amt 
in den öffentlich anerkannten Kirchen hat, wie in dem allgemeinen Theil der Motive dargethan, die Natur 
„eines öffentlichen. Amts“. Diejem Charakter des geiftlihen Amts wie dem übereinftimmenden 
Intereffe des Staats und der Kirche entjpricht es, in denjenigen Fällen, für melde das Reichs- 
Strafgeſetzbuch den Berluft öffentlicher Aemter ausfpricht (55 31, 33 und 35), auch den Verluſt 
des geiftlichen Amts eintreten zu lafjen. Die Gtatthaftigfeit einer ſolchen Vorſchrift kann im 
Hinblik auf die Beftimmung im $5 des Einführungs-Geſetzes zum Reichs-Strafgeſetzbuch feinem 
Zweifel unterliegen. Für das Großherzogthum Baden ift bereit3 eine gleiche Vorſchrift durd) 
Urt. 14 Nr. VII. des Geſetzes vom 23. Dezember 1871, betreffend den Vollzug der Einführung 
des Deutſchen Reichsftrafgefegbuhs in dem Großherzogifum Baden, getroffen worden”. Die 
in Bezug genommene frühere Stelle vgl. oben ©. 102 Anm. 2. Für die Auffaffung der Negie- 
rung fommen weiter in Betracht die Motive zu dem $5 des Entwurfs des Straf: und Zucht: 
mittelgejeges (j. oben ©. 29 Anm. * in den ©. 4 $ 1 Anm. * citirten Druckſachen ©. 12): „Daß Kir: 
hen-Aemter unter den Begriff der „öffentlihden Aemter“ geftellt werden, fann einem gegrün— 
deten Bedenken nicht füglich unterliegen. Das Reichsitrafgefeg hat eine Definition des leßteren 
Begriffes nirgends gegeben, wohl aber im Gegenfaß zu den im $ 359 aufgeftellten Kriterien eines 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbeamten auch die Advofatur, die Anwaltichaft und das 
Notariat, jowie den Gejchworenen- und Scöffendienft als öffentlihe Aemter deflarirt ($ 31). 
Da die nähere Beitimmung des Begriffs ſomit dem Landesrecht zufällt, jo rechtfertigt ſich die Vor: 
jchrift des $5 M. 2, welche die betreffende Strafe zur Befeitigung jeden Zweifel auf die Kirchen: 
ämter ausdehnt. Von den gleichen Prämiſſen iſt übrigens bereit3 das badiſche Geſetz v. 23. Der 
zember 18571... . ausgegangen, indem es im Art. 14 Ne. VII. beftimmt: „Die Verurtheilung 
zur Zuchthausftrafe hat die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung eines Kirchenamts von Rechts— 
wegen zur Folge. — Die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Be: 
kleidung öffentlicher Aemter bewirkt den dauernden Verluft des befleideten Kirchenamts und 
die Unfähigkeit, während der im Urtheil beftimmten Zeit ein Kirhenamt zu erlangen. — Die 
Strafe des Verluſtes der befleideten öffentlichen Aemter erftrecft fih auch auf die Kirhenämter 
und kann auch gegen Angeklagte erkannt werden, welche nur ein Kirchenamt bekleiden.“ 

Wenngleich die Kirchen-Aemter nicht öffentlihe Aemter im Sinne des Reichs-Str.-G.-B. find 
(S. 88 Anm. 5), jo find fie es doch nad preußischen Recht. Mit Rückſicht auf die im Art. 15 
der DVerfafjungs Urkunde den Kirchen gewährte Selbſtſtändigkeit fünnen die Geiftlichen allerdings 
nicht mehr als Staatsbeamte angefehen werden. Denn fie üben feine dem Staate zuftehende 
Thätigfeit aus und ind feine Drgane für die Verwirflihung der von demfelben zu erfüllenden 
Zwecke. Die 88 19 u. 96 Zit. 11 TH. II A.L. NR. (ſ. S. 30 Anm. 1), welche übrigens auch nicht 
einmal die Geiftlichen geradezu für Staatsbeamte erklären (f. Laspeyres, Geſch. u. heut. Verf. 
der fath. Kirche Bd. 1 ©. 505; Meier K.R. ©. 13), fommen der Verf.Urk. gegenüber jedenfalls 
nicht mehr in Betracht (f. au Dppenhoff, Kommentar zu $ 31 des Reih3-Str.-6.-B. Nr. 15). 
Andererfeitö find aber die Geiftlichen noch jet Beamte einer öffentlichen Korporation (vgl. Sohm 
in Doves Ztſchr. |. K. R. Bd. 11 ©. 167), d.h. einer Korporation, welche durch ihr inneres 
Leben und durch ihre Zwecke den Staat der Art interefjirt, daß er einerfeits diefer Korporation 
feine Macht für gewifje Fälle zur Verfügung ftellt und fie daher mit bejonderen Privilegien aus: 
ftattet, andererjeitS aber einen beftimmten Einfluß auf das Leben der Korporation in Anſpruch 
nimmt und in Folge defjelden weiter gehende Nechte gegen diejelbe als gegen anderere Korpora- 
tionen ausübt (j. ©.5 Anm. 2 u. die vorhin mitgetheilte Stelle der Motive). Ihr Amt ift dem 
nach als ein öffentliches Amt anzufehen. Nach 85 des Einführungsgef. zum Reich3-Str.-G.-B. 
kann die preußiſche Gejeßgebung landesgefegliche Vorfchriften über „Materien, welche nicht Gegen: 
ſtand des Strafgeſetzbuches find“ erlaffen. Die Beftimmung, welche Aemter öffentlihe Aemter 
find, ſteht unzweifelhaft der Landesgejekgebung zu. Ferner hat das Reichs-Str.-G.-B. über die 
Entziehung jolcher öffentlichen Aemter, welche es felbft nicht zu Denfelben rechnet — und dahin 
gehört das geiftlihe Amt, j. ©. 88 Anm. 5 — feine Beftimmung getroffen. Deshald kann auch 
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IV. Strafbeftimmungen. !) 


Mon 
Ein geiftliher Dberer, ) welcher den 88 1 bis 3 zumider?) ein geiftliches Amt 
überträgt oder die Webertragung genehmigt,?) wird mit Geldftrafe von 200 bis 
zu 1000 Thalern beitraft. *) 
Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher der Vorſchrift des 8 19 Abſatz 1°) 
zuwiderhandelt. 


die Entziehung ſolcher als Folge an die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe u. ſ. w. geknüpft werden. 
Es läßt ſich dagegen nicht einmenden (fo der Abg. Simonv. Zaftrom ftenogr. Ber. des Abgeordn. 
S. 1618), daß es ſich hier um Folgen handele, welche eintreten ſollen für ein unter die allgemei— 
nen Strafgeſetze fallendes Verbrechen. Das iſt freilich richtig. Aber das Reichs⸗Str.⸗G.⸗B. hat 
eben die Regelung des Erwerbes und des Verluſtes der öffentlichen Aemter über die erwähnten 
Grenzen hinaus offen gelaſſen und offen laſſen müſſen, um nicht in die Ausübung der auf das 
Reich nicht übergegangenen Hoheitsrechte der einzelnen Staaten, z. B. der Kirchenhoheit, einzu— 
greifen. Daher ſteht auch die fragliche Vorſchrift nicht mit ihm in Widerſpruch. 

4) die Erledigung der Stelle, Die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlichen Anıtes 
und den Uerluſt des Amtseinkommens zur Folge, In dem Disciplinargefeg 3 24 Abj. 2 find 
diefe Folgen mit dem Ausdruck: „Entlafjung aus dem Amte“ bezeichnet, und damit klar geitellt, 
daß auch das geiftliche Amt für den Staat al3 verloren gilt. Wenn die Kommiffion hier (ſ. Anm. *) 
das Wort: „Verluft des Amtes” aus der Regierungs-Vorlage ausgemerzt hat, weil der Staat 
eine Beendigung des firhlichen Amtes nicht feftjegen könne, jo widerſpricht e3 dieſer Auffaffung, 
daß die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlihen Amtes in jeder Beziehung, nicht blos derjenigen 
Befugniffe, melde ftaatlihe Wirkungen haben, und die Erledigung der Stelle, d.h. doch des 
Amtes, deſſen Piründe ohne das Amt nicht vafant werden fann, von der Kommiffion ſelbſt aus: 
gefprochen ift. Demnach mar e3 auch nicht richtig, wenn der Berichteritatter Dr. Gneiſt bei den 
Verhandlungen im Abgeordnetenhaufe (ftenogr. Ber. ©. 1620) die hier ausgeiprochenen Folgen als 
„Entziehung des Exequatur“ bezeichnete. Die vechtlichen Folgen eines ſolchen Berluftes des Amtes 
find diefelben, wie wenn der Geiftliche dem $ 17 zumider angeftellt ift, |. ©. 135 Anm. 4. 

1) Die Reg.:Motive ©. 22 bemerken hierzu: „Die Delikte, welche hier unter Strafe geftellt 
werden, find ihrer rechtlichen Natur nach den Vergehen wider die öffentlihe Ordnung gleich zu 
behandeln. Danach ift das Strafmaß zu beftimmen, dabei aber zugleich zu berücfichtigen, daß die 
Strafandrohung fi) gegen Perjonen richtet, "welche vermöge ihrer hervorragenden Stellung und 
ihrer Bildung befonders berufen und verpflichtet erſcheinen, den Geſetzen des Staates volle Ach: 
tung zu zollen. Während daher prineipaliter nur Geldſtrafen angedroht find, haben dieſe Doch, 
wenn fie ihren Zweck nicht vollftändig verfehlen follen, nicht zu niedrig gegriffen werden dürfen.‘ 


$ 22 *) Unverändert nad) der Neg.-Vorlage. Das Abgeordnetenhaus hat das Amendement 
Holtz-Sack, die Worte: „von 200", ſowie den Abf. 2 zu ftreichen (ftenogr. Ber. ©. 1623) und das 
Herrenhaus einen dem erfteren gleichen Antrag des Grf. v. Krajjom verworfen (ftenogr. Ber. 
©. 521). 

1) geiftlicher Oberer, Handelt es fih um ein Kollegium, jo können nur die Mitglieder, 
die für die Maßregel geftimmt haben, bejtraft werben. 

2) den SS 1 his 3 zumider, vgl. S. 135 Anm. 1 und 2 und ©. 105 Anm. 4. Bol. ferner 
unten Anm. 2 zu $ 23. — Auf die S. 129 Anm. 1 Abſ. 3 u. 4 gedachten Fälle trifft die Straf: 
beftimmung nicht zu. Der Bifchof ftellt weder den Weihbiſchof noch die erwähnten. Stellvertreter 
und Hülfsgeiftlihen an, noch genehmigt ev deren Beſtellung; auch ift der Dechant oder Pfarrer, 
der eine folche vornimmt, nicht geiftlicher Dberer im Sinne deö Geſetzes. Außer der Nichtigkeit 
der Anftellung ($ 17) und der Fraft derfelden vorgenommenen Amtshandlungen, ferner der Beſtra— 
fung des Angeftellten nad) $ 23 tritt aber die weitere Folge ein, daß der Bischof, welcher dem 
Weihbifchof die Vornahme von Amtshandlungen, der Dechant oder Pfarrer, der die Stellvertretung 


150 Geſ. üb. die Vordildung 2c. dev Geiftlichen. $22. Anm. 3 bis 5; 8 23. Anm. * bis 2. 


8. 23,*) 

Wer geiftliche Amtshandlungen!) in einem Amte vornimmt, welches ihm den 
Vorſchriften dev SS 1 bis 3 zumider übertragen worden ift,2) wird mit Geldftrafe 
bis zu 100 Thalern beftraft. ?) 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, der geiftlihe Amtshandlungen in einem von 
ihm nicht dauernd verwalteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von dem Ober: 
präfidenten benachrichtigt worden ift, daß das Zwangsverfahren behufs Wiederbe- 
jegung der Stelle in Gemäßheit der Vorſchrift in 8 18 Abſatz 2 eingeleitet fei.*) 


oder Hülfsleiftung aufgetragen hat, als Anftifter zu dem im 8 23 vorgefehenen Vergehen nad 
$ 43 Reichs-Str.-G.-B. beftraft werden kann. 

3) Hehertragung genehmigt, ſ. S. 139 Anm. 2 u. ©. 142 Anm. 16. 

*) non 200 bis zu 1000 Thalern beſtraft. Mit Rückſicht auf diefe Strafandrohung find 
die ©. 33 unter d erwähnten Gerichte, und zwar ebenfalls in den neuen Provinzen, Tompetent. 
Daß in dieſen Landeötheilen die Polizeigerichte für Vergehen gegen $ 22 feine Kompetenz, abwei- 
hend von alle des $ 31 des Disciplinargefeges, haben, erklärt fi daraus, daß das dort zu: 
gelaffene regelmäßige Marimun 100 Thle. beträgt und das im Wiederholungsfall geftattete von 
1000 Then. für die Kompetenzbeftimmung nicht in Betracht fommt (vgl. $ 11 der Strafprocef-Ord- 
nung von 1567: „Bor die Bolizeigerichte gehört die Hauptverhandlung und Entfheidung aller 
Hebertretungen und derjenigen Vergehen, deren gejeglihe Strafe nur in Freiheitsftrafe von 
höchitens ſechs Monaten oder Geldbuße von höchſtens fünfhundert Thalern, allein oder in Ver— 
bindung mit einander befteht. Es macht dabei feinen Unterfchied, ob das Maaß der Strafe wegen 
Rückfalls überfchritten werden kann.“). 

5) Morfchrift des 819 Abſ. 1, d.h. ein Seelforge-Amt, deren Inhaber unbedingt abberufen 
werden Tann, ohne Genehmigung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten errichtet. Vollendet 
ift die Errichtung mit der Bekanntmachung der betreffenden Verfügung, des fg. Erektions-Dekretes, 
mag dieje öffentlich oder nur an die Betheiligten gefchehen fein, wenngleich auch die Verfügung 
noch nicht völlig ausgeführt ift, z. B. die Ernennung des Geiftlichen oder die Uebergabe der nöthi— 
gen Bermögensftüde, noch nicht ftattgefunden hat. Die nachträglich eingeholte Genehmigung bejei- 
tigt demnach die Straffälligfeit nicht. 


$ 23. *) Unverändert nad der Neg.-Vorlage. Im Herrenhaufe ift das Amendement des 
Grf. York v. Wartenberg, im $23 und zwar in beiden Abſätzen deffelben Hinter die Worte: 
„Amtshandlungen“ einzufchieben die Worte: „mit bürgerliher Wirkung“, verworfen worden 
(ftenogr. Ber. ©. 521). 

’) geiftliche Amtshandlungen, nicht blos ſolche, welche bürgerlihe Wirkungen Haben, fon: 
dern aud alle anderen, die er allein Fraft des Amtes vorzunehmen befugt war, 1.1©.136: 
Diefe Auffaffung wird durch die Verwerfung des Amendements Grf. York (Anm. *) beftätigt, 
welche mit Rüdficht auf nachſtehende Erklärung des Kultusminifters (ftenogr. Ber. des Herrenhaufes 
©. 521) erfolgt ift: „Aber der Grund, weshalb die Staatöregierung fo fehr Bedacht darauf nehmen 
muß, Diejes Gefeß angenommen zu fehen ... ., beruht nicht darin, daß die einzelnen Akte der Geiſt⸗ 
lichen mit eivilrechtlichen Folgen verſehen werden, ſondern darin, dab... die Geiftlihen im emi- 
nenteften Sinne Lehrer des Volkes find, und das nicht wegen diefer bürgerlichen Wirkung ihrer 
Amtshandlungen, fondern vermöge ihrer feelforgerifchen Thätigkeit. Diefe aber würde in der 
gefährlichjten Weife von ſolchen Perfönlichteiten weiter geführt werden fünnen, wenn das Amen: 
dement ... angenommen würde, der Geiftliche, welcher von der Staatsregierung als gefährlich 
anerfannt worden tft, würde im Amte bleiben.“ 

2) den Borfchriften Der SS I bis 3 zumider übertragen morden ift, |. S. 135 Anm. Lu. 2. 

Ein neuerdings ergangenes Erkenniniß des Kreisgericht3 zu Tarnowitz hat angenommen, daß 
der Geiftliche wegen Vornahme von geiftlichen Amtshandlungen dann nicht ftrafbar ift, wenn der— 
jelbe ohne Benennung feitens des geiftlihen Oberen ($ 15) angeftellt ift, und trotz unterlafjener 
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Benennung der Ober: Präfident feinen Einſpruch erhoben habe. Diefe Entſcheidung wird damit 
begründet, daß eine ſolche Anftellung nicht dem 81 zumider erfolgt jei. Der $1 ftatuire nicht 
die Benennungspflicht. Diefe fordere nur der 5 15, und nad) $ 17 werde ausdrücklich zwifchen 
einer Anftellung, die dem $ 1 zuwider fei und einer ſolchen, welche vor Ablauf der Einſpruchsfriſt 
erfolge, unterfchieden. Das Geſetz ſelbſt betrachte demnach die vor Ablauf der Frift ftattgehabte Amts: 
übertragung und damit zugleich die Unterlaffung der für den Lauf jener Frift nothwendigen Anzeige nicht 
al3 der Vorſchrift des 81 zumider, da fonft die zweite Alternative des $ 17 a. a. D. überflüfftg wäre, 
was ohne zwingende Momente nicht anzunehmen fei. Unter dem Gitat der $$. 13 Fönne nicht 
der $ 15 mit ſubſumirt werden, weil Strafgejege nicht ertenfiv zu interpretiven feien. Ferner ergebe 
fih aus den Motiven des Gefekes, und aug den in der General: Debatte ausgeſprochenen Anz 
fichten, insbefondere der Nede des Abgeordneten v. Bennigjen, daß es die Abficht des Geſetz— 
gebers gewefen, nur denjenigen zu bejtrafen, welcher troß des von der Staatsregierung erhobenen 
Einſpruchs ein geiftliches Amt übertrage oder annehme. Diefer Abſicht entiprechend ftelle der 81 
als drittes Erforderniß für die Uebertragung eines geiſtlichen Amtes nur auf, daß gegen dieſelbe 
kein Einſpruch erhoben ſei, während er es ganz dahin geſtellt ſein laſſe, ob die Staatsregierung in der 
Lage war, dieſen geltend zu machen. Selbſt aber wenn man annehmen wollte, daß das dritte Er— 
forderniß nicht als vorhanden gelte, wenn die Möglichkeit zum Einſpruche fehle, ſo könne davon 
nicht die Rede ſein, wenn der Ober-Präſident (thatſächlich und außeramtlich) von der beabſichtigten 
Anſtellung Kenntniß erhalten habe. — Dieſe Ausführungen ſind unhaltbar. Denn 1) ergiebt ſich 
aus den S. 135 Anm. 2 u. 3 gemachten Anführungen, daß die zweite Alternative nur „zum voll: 
ftändigen Ausdrud des Gemeinten“ nicht aber, um einen Gegenfaß zwifthen einer Anftellung zumider 
dem 8 1 und einer Anftellung zuwider $ 15 Abj. 1 in das Geſetz hinein zu Forrigiren, gemacht iſt. 
2) Sit es thatſächlich unrihtig, daß die Motive zum Gefege irgend eine Stelle enthalten, welche 
die Behauptung des Erkenntniſſes rechtfertigen. Im Gegentheil heißt es in denfelben (©. 22) vor 
den S. 149 Anm. 1 zu IV mitgetheilten Worten: „Die Nothwendigkeit, die Beobachtung der von dem 
Geſetze feftgeftellten Normen auf einem Gebiete, wie dem vorliegenden, unter den Schuß des von den 
Gerichten des Landes anzumendenden Strafgefeges zu ftellen, ſowie die Statthaftigfeit im Wege 
der Landesgefehgebung Strafbeftimmungen über diefe Materie, welche nicht Gegenstand des Reichs— 
Strafgeſetzbuches ift, zu erlaffen, ift in den Motiven zu dem Geſetz-Entwurf, betreffend bie Gren⸗ 
zen des Rechtes zum Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, ausführlich erörtert“, woraus 
ſich ergiebt, daß das Geſetz gerade jedes Zuwiderhandeln, alſo auch die Anſtellung ohne Benennung 
und das Amtiren auf Grund einer ſolchen geſetzwidrigen Anſtellung hat unter Strafe ſtellen wollen. 
Ebenſowenig hat ſich irgend ein Redner und namentlich auch nicht der Abgeordnete v. Bennigſen 
(f. ſtenogr. Ber. S. 597 ff) ſpeciell über die in Rede ftehende Frage ausgelafjen, wie denn auch 
das Erkenntniß feine beftimmte Stelle dafür 'eitirt. Auch aus den Motiven des Kommilfions- 
Berichtes (S. 34, 35) erhellt nicht das Pindefte, was auf die vom Kreisgericht beliebte Reſtriktion 
ſchließen ließe. 3) Verpflichtet das Geſetz den Dber-Präfidenten nicht Einſpruch zu erheben, auf 
Grund bloßer außeramtlicher Kenntniß, allein deshalb weil er die Möglichkeit Hat, fondern nur 
dann, wenn ihm die amtliche Benennung gemacht worden ift. 

Demnach) bleibt blos in Frage, wie der S 1 zu interpretiven tft. Wenn diefer in pofitiver 
Form jagt, daß ein geiftlihes Amt nur an Jemand verliehen werden kann, gegen deffen Anz 
ftellung fein Einſpruch von der Staatsregierung erhoben worden ift, ſo fann die Negative nament- 
lich mit Rüdficht darauf, daß die in dem 5 1 aufgeftellten Grforderniffe in den weiteren 88 des 
Geſetzes ſpezialiſirt werden, nur bedeuten, daß jede Uebertragung, welche nicht den Vorſchriften 
deſſelben gemäß iſt, ausgeſchloſſen ſein ſoll, d. h. alſo daß die Uebertragung eines Amtes, bei 
welcher ein Einſpruch nach den Vorſchriften des Geſetzes nicht ſtattgefunden hat oder dem letzteren 
zuwider nicht ſeitens der geiſtlichen Oberen ermöglicht worden iſt, verboten wird. Mit andern 
Morten: der 8 1 nimmt alle Vorſchriften des Geſetzes über den Einſpruch, aljo namentlid) aud) 
den $ 15, naturgemäß in Bezug, und durch das Citat $1 bis 3 im 8 28 ſind dieſe ebenfalls 
mit einbegriffen. Das ergiebt ſowohl der Bau des Geſetzes als auch die Abſicht des Geſetzgebers, 
namentlich wenn man bedenkt, daß kein vernünftiger Grund vorlag, einen ſolchen Unterſchied, wie 
ihn das Kreisgericht heraus interpretivt, in dem Geſetze zu machen, daß es vielmehr unbegreiflich 
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8. 24.*) 


Wer geiftliche Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Folge gerichtlichen 


Strafurtheils') die Fähigkeit zur Ausübung des geiltlihen Amtes verloren hat 
($ 21), wird mit Geldftrafe bis zu 100 Thalern beitraft. 2) 


V. Uebergangs: und Schlußbeftimmungen. 
Dunn.) 

Ausländer, ) welchen vor Verkündung diejes Geſetzes ein geiftliches Amt 2) 
($ 2) oder eines der im 8 10 erwähnten Nemter?) an kirchlichen Anftalten über: 
tragen worden ift, haben bei Vermeidung der Folgen des S 21°) innerhalb jechs 
Monaten?) die Reichsangehörigfeit zu erwerben.®) 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten kann mit Rückſicht auf die 
bejonderen Bedürfnifje des einzelnen Falles diefen Zeitraum verlängern. 


fein würde, hätte der Gefeßgeber die Anftellung zumider dem thatjächlich erhobenen Einſpruch be- 
ftrafen, aber eine Anftellung, welche ohne Ermöglichung deffelben erfolgt wäre, ftraflos laſſen 
wollen. Endlich, da es fich gar nicht um die Interpretation des 5 23, jondern nur des 81 han: 
delt, ift auch der Grund, dat Strafgefege nicht ertenfiv zu interpretiren feien, hinfällig. 

Mit Rüdfiht darauf, daß $ 2 die Anordnung einer Stellvertretung oder einer Hülfsleiftung bei 
Gefahr im Verzuge ohne vorgängige Anzeige und ohne Abwartung der Einſpruchsfriſt geitattet 
(j- S. 105 Anm. 4), wird auch der betreffende Geiftliche, welcher unter diefen Vorausſetzungen funk: 
tionirt, nicht ftraffällig fein. Eine Straffälligkeit Tann vielmehr erit eintreten, wenn der vorbehal- 
tene Einſpruch vom Ober-Präſidenten erhoben worden und zur Kenntniß des Geiftlichen gebracht 
it. Vorher ift die Ausübung feiner Amtshandlungen feine widerrechtlihe, um jo weniger als er 
ih nicht in der Lage befindet, den Bischof zur Ausfunft darüber zu zwingen, ob ein Einfprud 
nacdträglid erhoben worden ift. Bei der Mebertragung eines Amtes felbft wird dagegen die Straf: 
fälligfeit dadurch nicht ausgefchloffen, daß dem Geiftlichen nichts von dem Einſpruch befannt gewor: 
den ift. Die Innehaltung der betreffenden Vorſchriften ift Hier Bedingung der Gültigkeit jeiner 
Anftellung und um diefe ſich zu befümmern, ift er verpflichtet. Uebrigens ift bisher die Praris 
beobachtet worden, in jedem Falle bei widerrechtlicher Anftellung eines Geiftlichen, diefem und den 
jonftigen Betheiligten amtlich Kenntnif davon zu geben, daß diefelbe nichtig ift. 

°) bis zu 100 Thalern beſtraft. Wegen der Kompetenz ſ. S. 33 unter d, nur find für 
diejen Fall in den neuen Provinzen die Polizeigerichte zuftändig (f. S. 150 Anm. 4). — Ueber da3 
Verhältniß des S zu 8 132 Reichs-Str.-B. vgl. S. 88 Anm. 5 a. E.u. ©. 148 Anm. 3. 

‘) eingeleitet fei. Diefer Abſatz hat die Fälle im Auge, wo eine anfänglich interimiftifche 


Verwaltung von Pfarr-Aemtern dadurch zu einer ungejeglihen wird, daß die 8 18 Abf. 1 dafür - 


geftatteten Friſten abgelaufen find. Ferner bezieht er fich auch auf die Vornahme von Amtshand: 
lungen durch Sukkurſal-Pfarrer, welche über die 519 Ab. 2 gedachte Frift hinaus, obwohl fie 
nicht dauernd angeftellt find, ihr Amt weiter verjehen, denn auch deren Aemter find Pfarr-Aemter, 
welche von jener Zeit ab dauernd verwaltet werden jollen. Bedingung der Strafbarkeit ift in 
diefen Fällen die Benachrichtigung des Dber-Präfidenten, daß er dem geiftlichen Oberen die dauernde 
Beſetzung unter Androhung einer Geldftrafe aufgegeben habe. Damit, nicht mit einer bloßen Auf: 
forderung ohne Präjudiz, beginnt das Zwangsverfahren. 

S 24. *) Stimmt mit der Negierungs:Vorlage bis auf die von der Kommiffion in Gemäß: 
heit des Beichluffes zu $ 21 (ſ. S. 147 Anm. *) vorgefchlagene Aenderung der Worte: „das geift: 
lie Amt“ in: „die Fähigkeit zur Ausübung des geiftlihen Amtes” überein. 

’) gerichtlichen Strafurtheils, jeldftverftändlih muß dafjelbe rechtskräftig, und fofern die 
Rechtskraft mit dem Urtheil eintritt, dem betreffenden publicirt, bez. infinuirt fein. 

°) his zu 100 Thalern beftcaft, ſ. Anm. 3 zu 8 23. 

825. *) Der Abf. 2 ift von der Kommilfion angefügt. Im Abſ. 1 hat dieſe die jekigen 
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8020.,) 

Die Vorſchriften dieſes Gejeges über den Nachweis wiſſenſchaftlicher Vor— 
bildung und Befähigung !) finden feine Anwendung auf Perſonen, welche vor 
Verkündung diejes Geſetzes?) im geiftlihen Amte angejtellt ?) find oder die Fähigkeit 
zur Anftellung im geiftlihen Amte erlangt) haben. 

Außerdem ift der Minifter der geiltlihen Angelegenheiten ermächtigt, denjenigen 
Perſonen, welche vor Verkündung dieſes Gejeßes in ihrer DVorbildung zum 
geiftlihen Amte vorgefchritten waren,?) den in diefem Geſetze vorgefchriebenen Nach- 
weis der Vorbildung ganz oder theilweije®) zu erlafjen. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift auch ermächtigt, Ausländer’) 
von den. Erforderniffen des 8 4 dieſes Gejeßes zu dispenftren. 


Schlußworte von: „Vermeidung” ab ftatt der Worte der Regierungs » Vorlage: „Verluſt defjelden 
innerhalb ſechs Monaten die Reichsangehörigfeit zu erwerben” vorgejchlagen. 

) Ausländer, d. h. nicht Deutjche, ſ. ©. 105 Anm. 3. 

2) geiftliches Amt (8 2). Das Citat ergiebt, daß unter Amt auch die Verſehung einer Stell: 
vertretung oder Hülfsleiftung gemeint ift. ; 

3) der im S 10 ermähnten Aemter, d. h. das Amt eine Lehrers oder Erziehers an kirch— 
lichen, der Vorbildung der Geiftlichen dienenden Anftalten. 

Y Der Folgen des 8 21, d. h. der Erledigung der Stelle, der Unfähigkeit zur Ausübung des 
betreffenden Amtes und des Berluftes des Amtseinfommens. Die Vornahme von geiftlichen Amts: 
handlungen nachdem diefe Wirkungen eingetreten find, ift nicht unter Strafe gejtellt, da der aus 
den SS 23 u. 24 zu entnehmende Thatbeftand diefen Fall nicht umfaßt. Dagegen können ſolche 
Geiftlihe, wie alle andern Ausländer, ausgewieſen werden. Daſſelbe gilt auch von den Lehrern 
und Erziehern, deren Beibehaltung nad) Ablauf der Friſt jeitens der geiftlichen Behörden nicht zu 
den im 8 13 feftgefegten Mafregeln berechtigt. 

5) ſechs Monaten, angerechnet von dem Inkrafttreten des Gejeßes. 

0) Reichsangehörigkeit zu ermerben, Die Neichsangehörigkeit (f. S. 103 Anm. 3) muß alfo 
binnen des vorgefchriebenen Zeitraums nicht blos nachgefucht, ſondern auch erworben fein, ſonſt 
treten die erwähnten Folgen (ſ. Anm. 4), jofern nicht etwa vom Minifter der geiftlichen Angelegen- 
heiten eine weitere Friſt bemilligt ift (ſ. Abſ. 2), ohne Weiteres ein. 

8 26. *) Nach den Vorſchlägen der Kommiſſion, welche nur dadurch von der Faſſung des 
Gefeßes abwichen, daß zwiſchen den Worten: „welche” und „vor Verkündung” ein: „bereits“ 
ftand, und zwifchen den Worten: „oder“ und „die Fähigkeit zur Anftellung” fich die Einjchaltung: 
„vor dem erften Zanuar 1873" befand. Diefe beiden Einfchaltungen find im Serrenhaufe zu Folge 
der Annahme des dahin gehenden Amendements Gobbin gefallen, (ftenogr. Ber. ©. 522, 525), 
und das Abgeordnetenhaus hat in feiner Situng vom 9. Mai 1873 diefe Aenderung ange: 
nommen (jtenogr. Ber. ©. 1862). Die Negierungs - Vorlage lautete: „Die Vorſchriften diejes 
Geſetzes über den Nachweis wifjenschaftliher Vorbildung und Befähigung finden feine Anwendung, 
wenn vor Verfündung diefes Gefetes angeftellte Perfonen in ein Amt gleicher Art verjegt oder 
zu dieſer Zeit mwiderruflich verwaltete Aemter an ihre Inhaber dauernd übertragen werden jollen. 
In anderen Fällen ift der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, denjenigen SPerjonen, 
welche vor Berfündung diefes Geſetzes in ein Amt getreten find, oder in ihrer VBorbildung zum 
geiftlihen Amte vorgefchritten waren, den in dieſem Geſetze vorgefchriebenen Nachweis der Vor: 
bildung ganz oder theilmweife zu erlaffen.“ — Abgelehnt ift vom Abgeordnetenhauſe der Antrag 
Dr. Brüel in Abſ. 1 ftatt der Worte: „die Fähigkeit zur Anftellung im geiftlihen Amt erlangt 
haben” zu ſetzen: „nach zurücgelegtem theologifhen Studium eine theologische Prüfung beftanden 
haben” (jtenogr. Ber. ©. 1635); im Herrenhaufe das Amendement Grf. v. Kraſſow ftatt der 
Worte: „vor dem 1. Januar 1873 u. f. w.“ zu feßen: „eine theologifche Prüfung bejtanden haben‘ 
(jtenogr. Ber. ©. 522, 525). 
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8227.*) 

Die in den 88 4 und 8 dieſes Geſetzes vorgejchriebene Staatsprüfung kann 
mit der theologischen Prüfung verbunden werden, !) infofern die Einrichtung diefer 
letzteren Prüfung und die Bildung der Prüfungscommiljtonen Behörden zufteht, 
deren Mitglieder ſämmtlich oder theilweile vom Könige?) ernannt werben. 


) miffenfchaftlicher Uorbildung und Befähigung, ſ. 88 4—12, 14. 

2) nor der UVerkündigung dieſes Geſetzes, ſ. ©. 146 Anm. 4. 

3) im geiſtlichen Amte angeftellt, vgl. Kommiſſ.-Ber. ©. 36: „Es werde fich empfehlen, 
noch etwas weiter zu gehen nach folgenden Principien: 1) der definitiv angeftellte Geiftliche bedarf 
auch zu feinem Aufrücken in höhere Aemter nicht des Nachweifes der erft in diefem Gejek vor: 
gefchriebenen Vorbildung. 2) Der interimiftifch angeftellte Geiftlihe kann aud ohne jenen Nach— 
weis definitiv angeftellt werden. 3) Auch in anderen Fällen kann Denen, welche in ihrer Bor: 
bildung ſchon weiter vorgefchritten find, eine Dispenfation von den Erfordernifien des gegenmär- 
tigen Gefeßes ertheilt werden” (f. dazu Abſ. 2 des 8). 

+) Fähigkeit zur Anftellung im geiftlichen Amte erlangt, d. 5. die zu dieſem Behufe 
nöthigen Examina abgelegt haben. Demnach muß da, wo für die evangelifchen Theologen 2 Exa- 
mina (examen pro licentia coneionahdi und pro ministerio) beftehen, wie z. B. in Altpreußen, 
in Hannover, im Konfiftorial- Bezirk Wiesbaden, in Kurheſſen, das legte, in Schleswig» Holftein 
das fg. Amtsexamen abgelegt fein; die Nachweifungen |. ©. 109 Anm. 6. Was die katholiſchen 
Geiftlichen betrifft, jo müffen diefe die bis dahin für die Erlangung de3 Pfarramtes erforderliche 
Prüfung, die Pfarr-Konkurs- oder Pfarrbefähigungs- Prüfung, welche von Zeit zu Zeit in den ein- 
zelnen Didcefen abgehalten wird (für Breslau f. Sauer, pfarramtl. Gefhäftsverwaltung 2. Aufl. 
Breslau 1868. ©. 34; fir Paderborn, Gerlach, Paderborner Diöceſanrecht. 2. Aufl. ©. 19) 
abjolvirt haben. Die Molegung der Examina pro approbatione, d. 5. derjenigen, kraft welcher nur 
die Befugniß erlangt wird, auf beftimmte Zeit die a zur Seelforge zu erhalten und 
Aushülfe in derjelben zu leiften, genügt nicht. 


5) in ihrer Morbildung zum geiftlihen Amte norgefchritten maren, Die in der vorigen 
Anm. erörterte Vorschrift kann für diejenigen, welche bei Erlaß des Geſetzes no) nicht die legte 
Prüfung abfoloirt haben, Härten herbeizuführen, z. B. für evangelifche Kandidaten, welche die erite 
Prüfung beftanden, für katholiſche Geiftliche, welche das Cramen pro approbatione gemadt, aber 
deshalb weil die vorgefchriebene Wartezeit bis zum Pfarrbefähigung3-Eramen — 5. B. in der Diöcefe 
Paderborn der erforderliche fünfjährige Zeitraum — noch nicht abgelaufen ift, das letztere nicht haben 
abfolviren können. Deshalb ift dem Minifter der geiftlihen Angelegenheiten die Dispenjationz- 
Befugniß eingeräumt, jedoch nur mit der Beichränfung, daß fie allein Hinfichtlich folder ausgeübt 
werden darf, welche in ihrer VBorbildung zum geiftlichen Amte vorgejhritten waren, d. h. alfo nicht 
Hinfichtlich derjenigen, welche diefelde erft begonnen haben. Mindeftens muß alfo das theologifche 
Studium zurücgelegt fein. 

6) theilmeife; e3 fann demnach die Ablegung der wiſſenſchaftlichen Prüfung ($ 8), die Noth— 
wendigfeit des Zjährigen Studiums auf einer deutjchen Staatsuniverfität u. ſ. w. allein erlafjen 
werben. 


) Ausländer. Dieſe Vorſchrift ift deshalb aufgenommen, weil die in der Denkſchrift des 
Dber-Kirchenrath3 erwähnten Ausländer (f. S. 111 Anm. 3), „welche ald Pfarrer in reformirte 
Gemeinden berufen werden, auch in Zukunft oft außer Stande fein werden, die Erfordernifje einer 
preußifchen Gymnaftalbildung und eines deutſchen Univerfitätsftudiums zu erfüllen“ (Kommijfionse 
Bericht S. 37). Die Beftimmung hat im Gegenfaß zu denen in Abf. 1 und 2 eine dauernde 
Bedeutung. 

Die Dispenfationsbefugniß erſtreckt fich aber nur auf die Erforderniffe der Vorbildung ($ 4), 
nicht auf die von der Nothwendigfeit des Grwerbes der Reichgangehörigfeit ($ 1). Bon letzterem 
Kequifite giebt e3 nach dem Gefeß feine Dispenjation; die Dualität al3 Ausländer ift nur ein 
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8228.) 

Die Vorſchriften diejes Gejeßes über das Einſpruchsrecht des Staates ') 
(S$ 1, 3, 10, 12, 15 und 16) finden in den Fällen feine Anwendung, in welchen 
die Anftellung durch Behörden erfolgt,2) deren Mitglieder ſämmtlich vom Könige 
ernannt werden.) 


Grund für die Bejeitigung der aus der Anwendung des $ A auf Ausländer fich etiwa ergebenden 
Infonvenienzen. 

S 27. *) Unverändert nad) der Neg.:Vorlage. 

Y verbunden werden, alfo gleichzeitig abgehalten, aber nicht dadurch erjeßt werden. Die 
mit der theologiichen Prüfung fombinirte Staatsprüfung muß alfo immer als eine felbftftändige 
erjcheinen. Es ift mithin ein befonderes Zeugniß darüber auszuftellen. Sind beitimnte Mitglieder 
der theologischen Prüfungs - Kommiffionen auch zu Craminatoren für die Staatsprüfung ernannt, 
fo haben ſie dieſe letztere allein vorzunehmen und auch allein über den Ausfall abzuftimmen. 

2) ſämmtlich oder theilmeife vom Könige ernannt. Das ift wenigftens für die Regel der 
Fall mit den Prüfungs-Kommiſſ. für die evangel. Theologen. Dieſe bejtehen mindeftens zum Theil 
aus Mitgliedern der Konfiftorien oder Profefforen der Univerfitäten (vgl. die Nachweifungen ©. 109 
Anm. 6), welche durch den König ernannt werden. Das „theilmeife” erklärt fi) daraus, daß ſowohl 
nach der rhein. weftfäl. Kirchenordnung v. 1835 8 49, als auch nach d. Kirchengemeinde: u. Synodal- 
Drdnung für die älteren 6 öftlichen Provinzen v. 10. September 1373 8 65 Nr. 9 (G.:©. ©. 440) 
Mitglieder der Provinzialfynoden, welche von denfelben gewählt werden, den theologiichen Prü— 
fungen der evangeliihen Kandidaten mit vollem Stimmrecht beizumohnen befugt find. 

Vereinzelte Ausnahmen fommen allerdings vor, jo legen 3. B. die in dem Berliner 
Seminaire de theologie befindlichen reformirten theologifchen Studenten nad) Beendigung 
ihrer Studienzeit ein die jonftige erfte theologische Prüfung erſetzendes Examen pro candidatura 
ad. Wenngleich die Abhaltung defjelben dem Provinzial: Konfiftorium angezeigt wird und dieſes 
auch die Genfuren beftätigt, jo wird doch die Staatsprüfung mit diefem Examen nicht verbunden 
werden dürfen, weil die ſämmtlichen franzöfischereformirten Geiftlihen der Stadt Berlin dabei als 
Craminatoren fungiren, und diefe nicht vom König ernannt werben. 

In Betreff des von den regelmäßigen Prüfungsbehörden abzuhaltenden Examens fteht eine 
ſolche Kombination, wenngleich noch feine Anordnungen darüber ergangen find, zu erwarten, welche 
um fo leichter ausführbar fein wird, als bei dem theologifchen Eramen die Kandidaten ſchon bis— 
her in Philofophie und Geſchichte geprüft worden ‚find (f. die Nachweifungen ©. 109 Anm. 6). 

8 28. *) Unverändert wie die Negierungs -Vorlage bis auf das von der Kommiffion hinzu: 
gefügte Citat: 3. Das Amendement Dr. Brüel, nah der Klammer einzufgalten: „und über 
dauernde Stellenbeſetzung (SS 18 u. 19)" ift vom Abgeordnetenhaufe (ftenogr. Ber. ©. 1637), im 
Herrenhaufe find 1) der fallen gelafjene, vom Grf. Udo zu Stolberg wieder aufgenommene An— 
trag Grf. York v. Wartenberg, dem $ 25 folgende Faffung zu geben: „Die Borjchriften diejes 
Gejetes über das Einfpruchsreht des Staates finden auf diejenigen Kirchen feine Anwendung, 
deren Aemter und Würden ohne Ausnahme, wie alle übrigen, jo auch das oberfte Amt, vejp. die 
höchſte Würde mit Angehörigen des Preußifchen Staats bejegt find“, und 2) das Amendement 
Grf. v. Kraſſow, Hinter: „ernannt“ einzufchalten: „oder beftätigt“ abgelehnt worden (ftenogr. 
Bericht ©. 526, 527). 

ı) Einfpruchsrerht des Staates Hinfichtlich der Anftellung von Geiftlichen, jowte von Lehrern 
und Grziehern an den geiftlihen Bildungs» Anftalten. 

2) Anftellung durch Behörden erfolgt, gleichviel ob durch freie Mebertragung des geift: 
lihen Amtes oder nur durch Beftätigung der von anderen Perfonen vorgenommenen Dejignation, 
Präfentation, Wahl u. ſ. w. (vgl. auch Kommiff.-Ber. ©. 37: „wurde von der Regierung zunächſt 
die Erläuterung gegeben, daß die Fälle, in denen der Patron vozirt, aber das Konfiftortum be: 
ftätigt, in dieſer Beitimmung mit inbegriffen ſeien“). 

3) fümmtlid nom Könige ernannt werden. Die Vorausfegung des Fortfall3 des Gin: 
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8. 29.*) 

Soweit die Mitwirkung des Staats!) bei Beſetzung geiftlicher Nemter?) auf 
Grund des Patronats?) oder bejonderer Rechtstitel 9 anderweit geregelt ift, behält 
es dabei jein Bemwenden. ?) 

Desgleichen werden die beitehenden Rechte des Staats bezüglich der Anftellung 
von Geiftlichen beim Militair 6) und an öffentlichen Anftalten?) durch das vorliegende 
Geſetz nicht berührt. 9) 


ſpruchsrechts ift 1) die Ernennung, nicht blos die Beftätigung der Mitglieder (3. B. etwa fpäter 
von den proteftantiichen Synoden in Borjchlag zu bringender Konfiftorial-Mitglieder) Durch den König, 
und 2) Ernennungsrecht hinfichtlih aller Mitglieder. Das Geſetz erimirt nach feiner Faffung 
feine bejtimmte Kirche. Da aber für die evangelifchen Landesfirchen der einzelnen Provinzen dieſe 
Vorausſetzungen, abgejehen von beftinimten fingulären Fällen, vorliegen (ſ. S. 129 Anm. 1), fo unter: 
liegt die Verleihung der evangelifchen geiftlichen Aemter für die Regel nicht dem Einſpruchsrecht. 
Die Motive zur Reg.:Borlage ©. 24 bemerken hierzu: „Die Beftimmungen des Gefet - Entwurfs 
jegen in vielfahhen Beziehungen voraus, daß das Negiment in der Kirche unabhängig von der 
Staatsgewalt durch kirchliche Drgane geübt werde, und beabfichtigen eben deshalb das Verhältniß 
von Staat und Kirche für diejenigen Gegenftände, welche der Entwurf behandelt, gejeglich zu 
ordnen. Dieje Borausfegung trifft indejjen nur vollftändig bei der Fatholifchen Kirhe zu, wäh: 
rend die Verfaſſung der evangelifchen Kirche, wie oben hervorgehoben worden, nod in vielen und 
wichtigen Dingen fih an den Staat anlehnt. Es muß daher die Möglichkeit offen gehalten werden, 
die auf diefem Verhältniß beruhenden Einrichtungen der evangeliſchen Kirche, welche dem Staate 
für die Sicherung feiner Interefjen Die volle und in vielen Beziehungen eine über die in dem vor— 
liegenden Entwurf angeftrebten Schugmittel hinausgehende Garantie darbieten, zu erhalten, bis in 
organifcher Fortentwickelung der Berfaffung diefer Kirche eine Umbildung erreicht ift, welche die 
uneingejchräntte Anwendung des zu erlafjenden Geſetzes auf fie möglich und damit zugleich erfor: 
derli macht. Während daher im Mebrigen die Beftimmungen des Gejeg-Entwurf3 auch auf die 
evangelifche Kirche ohne Weiteres Anwendung werden finden fünnen, joweit fich diefelbe nicht in 
Folge des Mangels gleicher thatlächlicher Vorausfegung von ſelbſt ausfchliegt, erjcheint es noth— 
wendig, nad zwei Richtungen Hin bejondere Fürforge zu treffen.“ (Und nachdem die im $ 27 
gemachte Ausnahme befprochen ift, heißt es weiter): „Sodann ift es ohne jedes Bedenken, das dem 
Staate zuftehende Einjpruchsrecht bei Anftellung der Geiftlihen der evangelifchen Kirche gegenüber 
ſo lange ruhen zu lafjen, als die Anftellung durch Königliche Behörden erfolgt. Im entgegen: 
gejegten Fall würde ein Dualismus erzeugt werden, der theoretifch feine Begründung haben kann, 
aber praftiich nur zu nußlofen Weiterungen führen würde." 

8 29. *) Unverändert nach der Reg.:Vorlage, 

') Mitwirkung des Staats, d. h. ſoweit es fih um Befugnifje defjelben Handelt, welche 
über das bloße negative, durch Einfpruc geltend zu machende Recht der Abwehr hinausgehen oder 
wenigftens ein umfafjenderes Einſpruchsrecht als das Gefeg gewähren. Mit diefer Vorſchrift 
hat der Art. 18 der Verf.Urk. aufrechterhalten werden follen. 

2) geiſtlicher Aemter, ſ. S. 100 Ann. 1. 

3) Antronats. Das dem Patrone zuftehende Recht der Präfentation und Vokation, welches 
die Befugniß zur Auswahl des Kandidaten gewährt, macht das Einſpruchsrecht ſelbſtverſtändlich 
überflüffig. 

*) Werhtstitel. Solche beftehen: 

I. für die Bejegung der katholiſchen Bifhofsftühle, vergl. D. Mejer, das Veto deutſch— 
proteftantifcher Staats: Regierungen gegen Tatholifhe Bilhofswahlen. Roſtock 1866; Schulte, 
d. Rechtsfrage des Einflufjes d. Regierung. bei den Bilchofswahlen in Preußen. Gießen 1869; 
E. Herrmann, d. ftaatlihe Veto bei Biihofswahlen nach d. NR. d. oberrhein. Kirchenprovinz. 
Heidelberg 1869; G. Friedberg, d. Veto d. Regierungen b. Biſchofswahlen. Halle 1869; 
F. v. Sybel, d. R. d. Staates bei Biichofswahlen in Preußen. Bonn 1873. Gegen die Aus: 
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führungen diejer Schriften richten fi ultramontanerfeit3: Le gouvernement Badois et le cha- 
pitre de Fribourg. Liege 1868, deutſch Mainz 1868; v. Ketteler (Bifchof v. Mainz), d. R. 
d. Domfapitel u. d. Veto d. Regierungen b. Bifchofswahlen. Mainz 1868; Das Veto d. Regie— 
tungen der oberrhein. Kirchenprovinz in Moy, Archiv f. kath. K. R. Bd. 20, ©. 265; 9. Brüd, 
d. Erzbiſchofswahl v. Freiburg u. die badifche Regierung. Mainz 1869; D. v. Wänfer, d. R. 
in Bezug auf Bifhofswahlen in d. oberrh. Kirchenprovinz. Freiburg 1869, Die Erzbiſchofswahl 
in Freiburg von einem prakt. Juriſten. Mainz 1869 (Abdruck aus Moy, Arc. f. K. R. Bd. 21, 
©. 177); Die Verhandlungen d. Regierungen d. oberrh. Kirchenprovinz m. d. h. Stuhle über die 
Biichofswahlen. Mainz 1369; 3. Hirſchel, d. R. d. Regierungen bez. d. Bilhofswahlen in 
Preußen u. d. oberrh. Kirchenprovinz 1870. 

a. Für die altpreußiihen Bisthümer Haben die Domkapitel unter Zuziehung der 
Ehrendomherrn (ſ. mein Kichenreht Bd. 2 ©. 83) nad der Bulle: De salute animarum vom 
16. Zuli 1821 die Biſchöfe zu wählen. Die Bulle hat allerdings Hinfichtlih der Kapitel von 
Ermland, Culm und Gneſen-Poſen den bis dahin beftandenen Modus, aufrecht erhalten. Diefer 
war in Grmland eine Scheinwahl, weil der Landesherr dem Kapitel den zukünftigen Biſchof 
bezeichnete, Mejer, a.a.D. ©. 37 u. Laspeyres, Geh. d. Fathol. Kirchenverfaffung in Preu— 
Ben Bd. 1 ©. 369, in Culm und Gneſen-Poſen aber die landesherrlihe Ernennung (Nomination), 
welche mit Rücficht darauf, daß das Kapitel den Ernannten durd einen feierlichen al Wahl 
bezeichneten Aft annahm, und nur das Protofoll über diejen letzteren nad Rom einjfandte, vom 
päpftlihen Stuhle niemals beanjtandet worden war, Mejer a.a.D.; Friedberg a. a. O. S. 1, 5, 
Eichhorn, d. Ausführung der Bulle: De salute animarum ©. 78, 106. Dieje Abweichungen von 
dem allgemein in der Bulle vorgeschriebenen Berfahren find indefjen durch eine DVereinbaruug 
zwilchen der Kurie und d. preuß. Regierung v. 3. 1841 bejeitigt worden, Friedberg ©. 15, 76. 
In der Bulle ift nichts über einen ftaatlihen Einfluß auf die Bejegung der Bisthümer beſtimmt. 
Schon vor Erlaß derjelben hatte aber die preußische Regierung darüber eingehende Verhandlungen mit 
der Kurie geführt, und man einigte fich ſchließlich dahin, daß der Papſt die Kapitel durch ein bejonderes 
Breve anmeifen follte, fich vor der formellen Wahl darüber zu vergemifjern, daß die Kandidaten 
dem Könige nicht mißfällig feien, Friedberg ©. 54. Demgemäß ift das Breve: Quod de fide- 
lium unter gleihem Datum wie die Bulle, welches aljo einen integirenden Theil der Hebereinkunft 
bildet, erlaffen und in verfchiedenen Ausfertigungen den einzelnen Kapiteln zugeftellt worden, 
a. a. O ©. 12 bis 14. Die entjcheidende Stelle defjelben (abgedrudt bei Friedberg ©. SI) lautet: 
„vestrarum partium erit eos adeiscere, quos praeter qualitates caeteras ecclesiastico jure 
praefinitas, prudentiae insuper laude comınendari nec Serenissimo Regi minus gratos esse 
noveritis, de quibus antequam solemnem electionis actum ex canonum regulis rite celebretis, 
ut vobis constet eurabitis.“ Die Wähler haben fich demnach vor der eigentlichen Wahl objektive 
Gewißheit darüber zu verſchaffen, daß die von ihnen für diefe durch Vorberathung und Vorwahl 
feftgeftellten Kandidaten dem Könige nit mißfällig find. Daraus folgt, daß der letzte das Necht 
bat, jede ihn mißliebige Perfon von der Wahl, bez. Erlangung des Biſchofs-Amtes, auszufchliegen. 
Die Mifliebigkeit, welche an und für ſich nicht etwas nach objektiven Gründen zu bemefjendes ift, 
kann nur durch die Erklärung des Königs feftgeftellt werden. Cine Motivirung tft nicht erfor 
derlih, und jede Prüfung der Gründe durch die geiftlichen Behörden ausgejchloffen. Weber den 
Modus, wie das Kapitel fi) mit dem Landesheren zu verftändigen Habe, ift bei der Uebereinkunft 
nichts feftgefegt worden. Bis zum Jahre 1842 war e3 Praxis, daß die Negierung felbftftändig 
zur Auswahl eines geeigneten Kandidaten die Znitiative ergriff und die von ihr auserjehenen 
Perſonen den Mitgliedern der Kapitel vertraulich kundmachen ließ, v. Sybel ©. 23. Erſt ſeit 
1842 ift daS heute übliche Verfahren der Einreichung einer Lifte der in Ausfiht genommenen 
Kandidaten an den König, welcher die nicht genehmen SPerfönlichkeiten auf diefer ftreicht, üblich 
geworden, v. Sybel ©. 27. In diefer Zulaffung der Lifte liegt nur eine Konnivenz der Re 
gierung. Diefelde kann daher jeven Augenblick wieder einen anderen Modus einführen. Es dürfen 
‚ferner auch, fo lange es bei dem Liftenverfahren bewendet, alle auf der Lifte ftehenden Kandidaten 
geftrichen und die Einreihung einer neuen verlangt werden, ſ. Schulte ©. 55ff., Friedberg 
©. 17 ff., namentlich kann davon gar Feine Rede fein, daß, wie es ſeitens der Kurie hinfichtlich der 










158 Geſ. üb. die Vorbildung 2c. der Geiftlichen. 929. Anm. 4. 


Belegung des Kölner Bifchofsftuhles im Jahre 1865 verlangt wurde, 3 Kandidaten auf der Lifte 
ftehen bleiben müßten, |. Schulte ©. 60 u. v. Sybel ©. 35. \ 

b. In der oberrheinifhen Kirchenprovinz, zu der die jet preußiichen Bisthümer Limburg 
und Fulda gehören, erfolgt die Wahl ebenfalls durch die Domkapitel. Zur Sicherung des ſtaat— 
lichen Interefjes ift hier der fog. irifche Wahlmodus (Mejer ©. 18, Schulte ©. 15) eingeführt, 
d. bh. die DVorlegung einer Lifte der vom Kapitel in Ausficht genommenen Kandidaten an den 
Landesheren, welcher unter diefen foviel ftreichen fann, daß noch eine genügende Anzahl (numerus 
sufficiens) für die Vornahme der Wahl übrig bleibt. Da zwifchen zwei Kandidaten eine folche 
nad Fanonifhem Recht immer noch möglih ift, Schulte ©. 10, jo reicht diefe Anzahl aus, 
während freilich die Kurie jegt im Widerfpruch mit der älteren Fanoniftifchen Doftrin verlangt, Daß 
mindeftens drei Namen auf der Lifte ftehen bleiben, vgl. Schulte 16, 25, 75; Mejer ©. 31, 34, 
50; Friedberg ©. 37ff. Neuerdings ift eine lebhafte Kontroverje darüber entitanden, ob ver 
Landesherr auch alle Kandidaten bis auf einen oder gar jämmtliche zu ftreichen und eine Ergänzung 
der Lifte zu fordern, berechtigt ift. Während dies von ultramontaner Seite verneint wird, erklären 
alle anderen Schriftfteller und zwar mit Recht den Landesheren auch dazu befugt. Der Kernz 
punft des Streites liegt in dem Verhältniß der Bulle: Ad dominiei gregis custodiam vom 
11. April 1827 („Si forte vero aliquis ex candidatis ipsis summo territorii prineipi minus, 
gratus extiterit, capitulum e catalogo eum delebit, reliquo tamen manente sufficienti 
candidatorum numero, ex quo novus antistes eligi valeat“) zu den zu derſelben ergangenen 
Breven v. 1827: Re sacra („vestrarum erit partium eos adeiscere, quos ante solemnem electionis 
actum noveritis praeter qualitates ceteras ecclesiastico jure praefinitas, prudentiae insuper laude 
commendari nec serenessimo prineipi minus gratos esse“, Friedberg ©. 81). Die ultra= 
montanen Schriftjteller jtellen das Berhältnig jo dar, als ob die Breven den Regierungen feine 
Rechte über die Bulle hinaus einräumen und nur eine bloße Ermahnung an die Kapitel enthalten, 
feine persona minus”grata zu wählen. Dieje Auffafjung entftellt aber die Entftehungsgefchichte 
der Breven (j. Herrmann ©. 24,49). Die Regierungen der nachmaligen oberrheinifchen Kirchen- 
provinz hielten ihre Sntereffen durch die Faljung der Bulle nicht genügend gewahrt, weil, wie 
ausdrüdlih in ihrer Note vom 4/7. September 1826 hervorgehoben wurde, die Bulle die Mög— 
lichkeit nicht ausfchließe, daß personae minus gratae zu den Bifhofsftühlen gelangen könnten. 
Um diefe zu befeitigen, verlangten fie nad) dem Vorbilde des für Die altpreußifchen Bisthümer 
ergangenen Breves (j. zu a) den Erlaß eines ſolchen an die Kapitel, wonach fich dieſe hätten: 
ä& s’entendre avec les gouvernements respectifs avant l’Election aux sieges Episcopaux et aux 
places des doyens et autres vacantes dans les chapitres afinque le choix ne tombe que sur 
des personnes qui aient l’agrement des gouverments* (Herrmann ©. 58). Dieje Forderung 
ift von der Kurie zugeftanden worden, indem fie allerdings, wie jchon früher, die Sntereffen der 
Regierungen dadurch für gefichert erklärte, daß Kandidaten, welche die vorgejchriebenen Eigen— 
Ichaften hätten, auch ftetS dem Landesheren angenehm fein würden (Herrmann ©. 6dff.). In 
Folge deſſen find die Breven als integrirende Beltandtheile: der von den Negierungen gebilligten 
Drganifations-Einrichtungen der oberrheinifchen Kirchenprovinz ergangen. Jedes der an die einzelnen 
Kapitel gleichlautend.ergangenen Breven hat demnach die Bedeutung, die VBorjchriften der Bulle 
zu erläutern, und zwar in dem Sinne, daß die Wahl einer persona minus grata ausgeſchloſſen fein 
jolle. Das Liftenverfahren der Bulle ift jomit „der Modus, wie die Abwefenheit eines minus gratus 
fonftatirt wird," (Schulte ©. 76) und „das Breve ſelbſt tritt als Prinzip auf, welches das ganze 
Verfahren des Kapitels zu regeln hat" (Friedberg ©. 58). Seine Verlegung braucht alfo die 
Regierung nicht zu dulden, vielmehr ift fie berechtigt, eine jolche Lifte, welche nur die Möglichkeit 
der Wahl einer persona minus grata offen läßt, dem Kapitel zur Ergänzung und zur Erneuerung 
zurüczugeben; vgl. ferner Herrmann ©. 80; v. Sybel ©. 42. 

c. Hinfichtlih der Hannoverfhen Bisthümer ift durch die Bulle: Impensa Romanorum 
pontificum vom 26. März 1824 gleichfall3 der iriſche Wahlmodus feftgefegt. Der Landesherr 
hat demnach die Befugnig, alle auf der Lifte ftehenden Kandidaten bis auf 2 auszufchließen 
(}. zu b), fofern nicht etwa das Kapitel abfichtlih nur personae minus gratae bezeichnet oder 
überhaupt jo wenig Kandidaten auf die Lifte feht, daß die Ausübung des Exkluſionsrechtes 
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unmöglich wird. Was die erſt hervorgehobene Beichränfung betrifft, jo hat zwar Hannover ein 
beſonderes Interpretativ:Breve neben der Bulle weder gefordert noch erhalten. Die Vorfchrift der 
Bulle hat indejfen den Zweck, die Regierung gegen die Aufdrängung mißfälliger Perfonen zu 
hüten. Daher darf das Recht des Kapitels nicht in einer Weife ausgeübt werden, welche die 
Erklufive der Regierung von vornherein vereitelt. Diefe Auffaffung fteht vollfonmen im Einklang 
mit der für den Abſchluß der Bulle entjcheidenden Note Conſalvis vom 27. Mai 1820, in der 
hervorgehoben war, daß in Folge der zu fordernden Qualifikation der Kandidaten andere als bei 
einer früheren Anftellung jchon einmal als regi gratae genehmigte Perjönlichfeiten überhaupt nicht 
auf die hannoverſchen Kandidatenliften kommen würden, Mejer ©. 21. Hinfichtlich des zweiten 
Punktes it zu bemerken, daß, wenn die Regierung mindeftens zwei als die zur Wahl erforderliche 
Anzahl auf der Lifte ftehen laſſen muß, fie andererfeit3 berechtigt fein wird, ihrerfeit3 auch zwei zu 
ftreihen und demnach jedenfalls eine Lifte mit 4 Kandidaten zu verlangen, da bei drei die Aus— 
übung der Erflufive jo gut wie illuforifch ift, Friedberg ©. 21. 

Das Einſpruchsrecht gegen die Biihofswahlen unterfcheidet fih von dem Durch das Geſetz 
gegebenen EinfpruchSrecht dadurch: 1) daß es durch die Perſon des Königs ſelbſt ausgeübt wird, 
2) daß es nicht auf beftimmte Gründe bejchränft ift, 3) feine Ihatjachen, worauf es ich fügt, 
angegeben zu werden brauchen, 4) folgeweife auch Feine Berufung dagegen denkbar ift und 5) daß 
die Ausübung nicht an eine gewiſſe Frift gefnüpft ift, das Recht alfo auch durch Verfäumung einer 
ſolchen nicht verloren gehen kann. 

II. für die Befegung der Kanonikate in den fatholifhen Kapiteln. 

a. Nach der Bulle: De salute animarum ſoll die Propftei in den altpreußiſchen Dont: 
fapiteln und in dem Kollegiatftift zu Aachen, ferner alle in den (jog. päpftlichen) Monaten Sanuar, 
März, Mai, Zuli, September und November zur Erledigung fommenden Kanonifate nad dem 
bisher in Betreff des Breslauer Kapitels üblichen Modus beſetzt werden. Diejer beitand aber feit 
den Zeiten Friedrich des Großen Darin, daß die Bezeichnung der Perfon vom Berleihungsrecht 
abgetrennt und in Form der Nomination auf den” Zandesheren übergegangen war (Zaspeyres 
‚0.0.2. ©. 369). Mit Rückſicht darauf ernennt der König für diefe Stellen, der Papſt dagegen 
 ertheilt auf Grund eines bifhöflichen Tauglichkeitszeugniffes die ſog. Provifte, die Verleihungs- 
Urkunde, in welcher der landesherrlichen Ernennung nicht gedacht wird. Die Fortdauer Diejes 
Ernennungsrechtes, welches nach dem Sahre 1348 von einzelnen Biſchöfen mit Rückſicht auf die 
Berfaffungs-Urfunde in Rrage geftellt worden ift, hat die Kurie bei den deshalb mit ihr im S. 1850 
geführten Verhandlungen ausdrüdlich anerkannt. Dev Defanat und die übrigen Kanonifate in den 
gedachten Kapiteln werden durch den Bijchof verliehen, fie unterliegen alfo den Beitimmungen 
dieſes Geſetzes, ſ. S. 102 Anm. 1. 1 

b. Sn Hannover und n der oberrheinifhen Kirhenprovinz alterniven der Bifchof 
und das Kapitel bei der Beſetzung des Dekanates, der Kanonifate und der Domvifariate, fie 
' haben aber vor der Beſetzung der Stelle der Regierung 4 Kandidaten vorzuschlagen, von denen 
| Diejenigen, welche ihr imvisi oder suspecti (j. die Bulle: Impensa Romanorum pontificum), 
reſp. dem Landesheren minus grati (Bulle: Ad dominiei gregis custodiam) find, geftrichen 
' werden können. Sinfichtlid) des Umfanges der Ausübung diefes Nechtes gilt für die oder: 
rheiniſche Kirchenprovinz ganz dafjelbe, wie bei den Bijchofswahlen, weil hinſichtlich der hier in 
Rede ftehenden Stellen diefelben Garantien von den Regierungen verlangt worden (j. unter Ib.) 
und auch desfalfige Breven an die Biſchöfe erlaffen worden find (f. Herrmann ©. 71 und 
Moy, Arch. f. kath. K.R. Bd.2 ©. 278). Für Hannover wird aus dem unter Ic. gedachten 
Grunde daran feftzuhalten zu fein, daß eine abfichtlich, nur aus personae minus gratae zufammen: 
geſtellte Lifte gleichfalls von der Regierung verworfen werden Tann. 

II. für die Bejegung der Dompikariate in den hannoverfchen Kapiteln und den Kapiteln 
von Limburg und Fulda, ſ. II b. 

Was die Anftellung von Coadjutores cum jure suecedendi für die Biſchöfe (vgl. mein Kir: 
chenrecht Bd. 2 ©. 253) betrifft, fo erlangen diefe durch ihre Anftellung ein Necht, nad) dem Tode 
des Bischofs, welchem fie ſchon bei Lebzeiten beftellt find, auf deffen Stuhl zu ſuccediren. Dem: 
gemäß hat die Staatsregierung, weil durch die Beftellung eines foldhen Koadjutors die zukünftige 
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Vergebung des Bishofsamtes ſchon anticipirt wird, hier ganz dafjelbe Recht, wie bei der ordnungs— 
mäßigen Befegung des bifchöflichen Stuhles, d. h. fie fanrı personae minus gratae ebenjo gut von 
diefer Würde ausſchließen, wie von der bijchöflichen. 

Wenn der Kapitular-Vikar durch Ertheilung befonderer Vollmachten feitens des Papftes und 
durch Ernennung zum Weihbifhof behufs Fünftlicher Dffenhaltung der Vakanz, z. B. in einem 
Falle, wo die Kurie die Rechte der Regierungen bei der Biſchofswahl in Frage ftellt, thatfächlid in - 
die Lage gebracht wird, die Diöcefe ebenfo wie ein Bifchof zu verwalten, jo wird er zwar nicht 
Didcefan:Bifchof und ebenſowenig erhält er ein Anrecht auf den Bilchoffik, welches die zufünftige 
Belegung ausschließt. Immerhin verfieht er aber nunmehr im Sinne des Geſetzes ein geiftliches Ant. 
Daher müfjen auf einen folden Fall alle Borfchriften des Geſetzes Anwendung finden. Ohne 
vorige Benennung des Kapitular-Bifar als desjenigen, welcher mit einer folchen erweiterten Macht: 
befugniß ausgeftattet werden fol, ift 3. B. diefe Stellung dem Staate gegenüber nichtig; kann der 
Vikar wegen Ausübung derjelden nach 8 23 beftraft werden u. |. w. 

Nicht anders würde fi) die Sache dadurch geftalten, daß der Kapitular-Vifar etwa ſchon bei 
Lebzeiten des verftorbenen Biſchofs deſſen Weih-Biſchof gemwejen wäre. Denn wenn er von 
feinen weihbifchöflichen Befugniffen nad) Eintritt der Vakanz Gebrauch macht, jo übt er diejes Amt, 
das ein geiftlihes Amt ift, in Fällen aus, für welche er es jedenfalls dem Staate gegenüber nicht 
erhalten hat, weil er früher in diefer Beziehung immer. von dem Bifchof, welchem er zur Seite 
ftand, in der Ausübung feiner Befugniffe abhängig war. Dem Staate gegenüber muß er daher jo 
betrachtet werden, ald wenn er ein neues Amt übertragen erhalten hätte, namentlih mit Rückſicht 
darauf, daß der Kapitular-Pifar als ſolcher nur jurisdittionelle Befugniffe, nicht aber die aus der 
weihbifchöflihen Würde hervorgehenden Rechte befigt, die Stellung als Weihbifchof aber dadurch, daß 
ihm nun auch al3 Kapitular-Bifar gleichzeitig die Jurisdiktion zufteht, wejentlich geändert ift. Will 
er demnach neben feiner Stellung als Kapitular:Bifar zugleich die weihbiſchöflichen Rechte ausüben, 
jo unterliegt er gleichfalls den Vorſchriften des Gejekes. 

Dafjelbe findet endlich auch Anwendung, wenn feitens des Papftes unter Enthebung des Ka— 
pitular-Vikars von feinen Funktionen, zur interimiftifchen Verwaltung der Diöcefe ein apoftoli- 
her Vikar mit bifchöflicher Weihe -beftellt wird. Diefer hat ebenfall3 nicht nur jurisdiktionelle 
Befugniffe, jondern auch rein geiftlihe Funktionen auszuüben, verwaltet mithin ein geiftliches Amt 
im Sinne des Geſetzes. 

5) Anbei fein Armenden, In dem Kommentar diefer Geſetze von einem Mitgliede des Hauſes 
der Abgeordneten ©. 17 wird behauptet, daß das ganze Geſetz fich hiernach nicht auf die Wahl und 
die Ernennung der Fatholifhen Bischöfe und der Mitglieder der Domkapitel beziehe. Es ift da3 
unrichtig. Nur fomweit die Vorfchriften des Geſetzes mit der anderweit geregelten Mitwirkung des 
Staates nicht vereinbar find, ift feine Anwendung ausgefchloffen. Die Beftimmungen defjelben über 
die Nothwendigfeit der Neichsangehörigfeit und vorgejchriebenen mifjenjchaftlihen Bildung finden 
auch auf die hier in Rede ftehenden Aemter Anwendung. Die Biihöfe und Dombherren müſſen 
alſo 3. B. Deutjche fein. Dadurch ift den Bullen gegenüber, von denen die Bulle de salute ani- 
marum die Wahl eines Preußen, die beiden andern die eines Mitgliedes des Didcejanklerus für 
den erledigten Bifchofsftuhl fordern, eine allerdings ſchon längft praftifch gehandhabte Erweiterung 
— auch das Breve: Quod de fidelium ©. 157 geftattete ſchon mit Konſens des Königs die 
Wahl eines nicht preußiichen deutjchen Geiftlichen — herbeigeführt. 

6) Geifllichen beim Aliliteir, in Betreff der evangelifchen Militärgeiftlichen vgl. SS 7—20 
der Militärfivhenordnung v. 12. Februar 1832 (G.S. ©. 69) u. Mllerhöchfter Erlaß v. 12. De: 
zember 1867 (®.:©. von 1865 ©. 47), vgl. ferner Verordn. betr. d. evangel. militair-firhlichen 
Angelegenheiten im XI. Armeeforps v. 12. Ditober 1867 (G.S. ©. 1849) u. Verordn. betr. d. 
evangel. militairsfichlichen Angelegenheiten im IX. Armeeforps v. 25. November 1568 (G.:-©. von 
1869 ©. 77). — Nachdem durch die Kab.Order v. 15. März 1873 die durch das päpftliche Breve 
v. 22. Mat 1868 (Moy, Archiv F. fath. K. R. Bd. 20, ©. 432 u. Lünnemann, Handbuch der 
kathol. Militärfeelforge Preußens. Köln 1870. ©. 86) Freirte Stelle eines katholiſchen Feldpropftes 
der Armee aufgehoben worden ift, hat man von einer anderweitigen bejonderen Drganijation 
der katholiſchen Militärfeelforge abgefehen, vielmehr werden gemäß eines Grlafjes des Kriegs: 
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8. 30. 

Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlih unter Unjerer Höchjteigenhändigen Unterjehrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Mai 1873. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplhitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


Miniſters v. 11. Juni 1873 nöthigenfalls geeignete Civil-Geiſtliche, welche ſich Die erforderlichen 
geiſtlichen Vollmachten beſchaffen, zu ſtellvertretenden Militärgeiſtlichen durch den Kriegsminiſter im 
Einverſtändniß mit dem Kultusminiſter ernannt. 

) an öffentlichen Anſtalten; hier kommt der Staatsregierung vielfach ein direktes Ernen— 
nungsrecht zu. 
8) nicht berührt; ſ. S. 160 Anm. 5. 
830. *) In der Reg.-Borlage hieß es ſtatt: „dieſes Geſetzes“ mit Rückſicht darauf, daß dem 
jeßigen Satze ein erftes Alinea: „dieſes Gefek tritt mit dem Tage feiner Verkündigung in Kraft‘ 
voranging, „deſſelben“. Die jegige Fafjung rührt von der Kommiſſion des Abgeordnetenhaujes 
her. Bei den Verhandlungen des Plenums ift der Antrag Dr. Virchow, Phillips und 
Dr. Sneift, den 8 30 dahin zu faffen: „Das Gefe tritt mit dem Tage feiner Publifation in 
Kraft, jedoch nicht bevor die nachſtehende Abänderung der Verfaſſungs-Urkunde Geſetzeskraft erlangt 
haben wird: Die Artikel 15 20.” (wie in dem nachmals befchloffenen und publicirten Berfafjungs- 
Aenderungsgeſetz v. 5. April 1873) abgelehnt, dagegen das Amendement Kanngießer-Klotz, 
einen 8 29a dahin einzufchieben: „Das gegenwärtige Geſetz tritt nicht vor dent Gejet betr. die 
Abänderung der Art. 15 u. 18 der Verfaffungs-Urfunde v. 31. Januar 1850, in Kraft” angenom: 
men (ftenogr. Ber. S. 1644), diefer Zufa-g ift aber im Herrenhaufe in der Sitzung v. 28. April 
1373 aus dem ©. 93 Anm. * gedachten Grunde geftrichen (ftenogr. Ber. S. 529), womit fi) das 
Abgeoronetenhaus in der Sikung vom 9. Mai 1873 einverftanden erklärt hat. Dagegen iſt im 
Herrenhaufe ein Antrag des Baron v. Senfft, einen neuen $ 29a in folgender Faflung 
anzunehmen: „Das gegenwärtige Geſetz findet auf diejenigen Theile der evangelifchen Kirche Teine 
Anwendung, in welden dem Könige gleichzeitig, das oberſte Kirchenvegiment zufteht”, abgelehnt 
worden (ftenogr. Ber. ©. 529). 


Anlagen. 
1. Au 9.103 $1 Anm. 2. 
Erlaß des Kriegsminifters 
an die Königl. General-Commandos des I. bis XI. Armee-Korps, 
betreffend die Militärpflicht der Studirenden der Theologie 

vom 7. Zuli 1873. 
In Gemäßheit des in Nr. 14 der Geſetzſammlung für ben königlich preußischen Staat publi- 
eirten Gefeges über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen vom 11. Mai 1873 iſt zur 
Bekleidung eines geiftlihen Amtes die Ablegung der Entlafjungsprüfung auf einem deutſchen 
ynmwaſium, die Zurücklegung eines dreijährigen theologiſchen Studiums auf einer deutſchen 


Univerſität, ſo wie die Ablegung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung erforderlich. Dem ent: 
Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 11 
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ſprechend darf die Zurüctellung der Theologen vom Militärdienft nunmehr nur noch auf Grund 
des 8 159 der Militärerfaginftruftion*) erfolgen. Um indejjen Härten bezüglich der bisher auf 
Grund des 844, 1a.a. D.**), zurücgeftellten Afpiranten für den Kirchendienft zu vermeiden, 
darf denjelden — behuf3 Regelung ihres Militärverhältniffes — ohne Rückſicht auf das Lebens: 
alter nachträglich die Berechtigung zum einjährig-freimilligen Dienfte verliehen werden, inſofern 
fie die hierzu erforderliche wiſſenſchaftliche Dualififation beim Ablauf des ihnen bemilligten Aus: 
ftandes nachzumeifen vermögen. Laut $ 15 des Eingangs citirten Gefekes find die geiftlichen 
Dberen verpflichtet, denjenigen Kandidaten, dem ein geiftliches Amt übertragen werden joll, dem 
Dberpräfidenten unter Bezeichnung des Amtes zu benennen. Innerhalb dreißig Tagen nach der 
Benennung kann gegen die Anftellung feitens des Dberpräfidenten Einfprud) erhoben werden. 
Hat die Anftellung feinen Einſpruch erfahren, fo wird hiermit genehmigt, daß der betreffende Geift: 
lihe ohne Weiteres nad) Maßgabe feines Lebensalterd der Erſatzreſerve überwiejen werden darf. 
Bei einer eventuellen Zutheilung zur erften Klafje der Erſatzreſerve ift der Betreffende unter der 
Rubrik „Krankenwärter“ in den Liften und Napporten zu führen. Weitergehende Berückſichtigun— 
gen find nur in der Minifterialinftanz zuläjfig. Im Webrigen wolle das Fönigliche Generalkom— 
mando — in Gemeinfchaft mit dem föniglihen DOberpräfidenten, welcher gleichfall3 mit bezüglicher 
Benachrichtigung verjehen ift — in beregter Hinficht jelbftftändig befinden. Die diefjeitige Ver— 
fügung vom 11. Sanuar 1870 Nr. 364 12. A. 1. a. tritt nunmehr außer Kraft. In den nad) 
Schema 23 der Militärerfaginftruftion aufzuftellenden Ueberſichten der Reſultate des Erſatzgeſchäfts 
find die als berechtigt zum einjährigefreiwilligen Dienft anerfannten Theologen aus der Rubrik 
Nr. 12 in die unter Nr. 11 überzuführen. Bei Gelegenheit der Vorlage der qu. Weberfichten ift die 
Zahl der im Vorjahre auf diefe Weije übergeführten hierher zu vermelden. 


2. Au 9,117 88 Anmerkung 7. 


Inſtruktion 
für die 
durch das Geſetz vom 11. Mai 1873 (Geſ.Samml. ©. 191) 
angeordnete 
wiffenfihaftlihe Ataats-Prüfung der Candidaten des geiftlichen Amts. 
81. 


Der Zwed der Prüfung it, zu erforfchen, ob der Candidat ſich die für das geiftliche Amt 
erforderliche allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung erworben hat. 


*) 1. Während der gewöhnlichen Friedensverhältniffe darf der zum einjährig-freiwilligen Dienft 
Berechtigte feinen Dienftantritt bis zum 1. Dftober des Kalenderjahres, in welchem er das drei: 
undzwanzigfte Lebensjahr vollendet, ausſetzen. 

2. Ein Ausftand zum Dienftantritt über jenen Termin hinaus darf nur aus bejonderen, 
dringenden Urſachen ausnahmsmeife bewilligt werden. In ſolchen Fällen hat ſich der Betreffende 
bei Zeiten an die Erfagbehörden dritter Inftanz feines Domizils zu wenden, welche einen weiteren 
Ausitand auf ein bis drei Jahre, das it bis zum 1. Dftober des Jahres, in welchem der Freis 
willige das jechsundzwanzigfte Lebensjahr vollendet, ertheilen fönnen. Derartige Ausftands- 
bewilligungen find feitens der Erſatzbehörden dritter Injtanz unter entiprechender Benachrichtigung 
der heimathlichen Grjaßbehörden des Freimilligen auf den Berechtigungsicheinen deſſelben aus: 
zufertigen und gelten für den ganzen Umfang des Bundesgebietes. 

3. Wenn in vereinzelten dringenden Fällen eine Ausftandsbemwilligung über den ad 2 angege: 
benen Termin hinaus den Verhältniffen nad für gerechtfertigt erachtet wird, jo kann jolde nur 
in der Minifterial:Inftanz ertheilt werden. 

**) ]. Außer den im $ 43 gedachten Fällen können Gründe zur Zurücftellung aus den 
gewerblichen oder Lehrverhältniffen der Militärpflichtigen entftehen, und es ift deshalb gejtattet: 

a) Militärpflichtige, welche ſich durch amtliche Zeugnifje oder vorjchriftsmäßig abgefaßte Lehr: 

fontrafte u. f. w. darüber ausweifen, daß fie in der Vorbereitung zu einem fpäteren Lebens— 

beruf oder in der. Grlernung einer Kunft oder eines Gewerbes begriffen find, welche nicht 
ohne bedeutenden Nachtheil für fie unterbrochen werden fan ....... auf 1 beziehungs- 
weile 2 Jahre zurückzuſtellen. 
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82. 
Die Gegenstände der Prüfung find: Philofophie, Geſchichte und deutſche Literatur. 
83. 

Der Drt und die Termine der Prüfung werden in öffentlichen Blättern der verfchiedenen 

Provinzen zu Anfang jedes Jahres bekannt gemacht. 
84. 

Die Mitglieder der Prüfungs-Kommiſſion und der Vorſitzende unter ihnen werden 
von dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten auf die Dauer eines Jahres ernannt. Jedes 
der drei Fächer ift in der Commiſſion durch einen bejonderen Graminator vertreten. 

85. 

Die Meldung zur Prüfung gefhieht bei dem Vorſitzenden der Commiffion. 

Borzulegen find bei der Meldung: 

a) eine furze Darjtellung der bisherigen Lebensverhältniffe und des Bildungsganges des 
Candidaten in deutjcher Sprache. , ES muß daraus unter anderem auch zu erfehen fein, 
wann und wo derjelbe geboren, welches Standes fein Vater tft, und welcher Gonfeffion 
er ſelbſt angehört ; 

b) das Zeugniß über die Ablegung der Entlaffungs » Prüfung auf einen deutichen 
Symnafium; 

e) die Zeugnifje über die Zurüclegung eines dreijährigen theologifchen Studiums auf einer 
deutfchen Staats »Univerfität oder auf einem kirchlichen Seminar, in Betreff deſſen 
der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten nad) 8 6 des Geſetzes vom 11. Mai d. 3. 
anerkannt hat, daß das Studium auf demſelben das Univerfitäts- Studium zu erfeßen 
geeignet fei, fofern der Gandivat dem Sprengel angehört, für den das Seminar 
errichtet iſt. 

Iſt ein Candidat in der Lage, eine von ihm herausgegebene Drudihrift oder eine andere 
freie Ausarbeitung mit vorlegen zu fünnen, fo ift ihm dies geftattet, und die Commiffion wird 
dergleichen Leiftungen bei der Prüfung und bei der Beurtheilung des Gandidaten nad) Befinden 
berüdjichtigen. 

S 6. 


Die Prüfung ift öffentlich und nur mündlid. 
Der Vorfigende bejtimmt die Zahl der gleichzeitig zu prüfenden Gandidaten. 
87. 

Ziele der Prüfung und leitende Geſichtspunkte für dieſelbe: 

Es fommt bei allen drei Gegenftänden $ 2 nicht ſowohl darauf an, daß eine Menge einzelner 
gejhichtlicher Notizen in das Gedächtniß aufgenommen, al3 vielmehr darauf, daß der innere Zu— 
jammenhang der Hauptmomente der Entwickelung eines jeden derſelben mit wiſſenſchaftlichem 
Sinn erfaßt ſei und klar dargelegt werden fünne. Dabei wird die Commiſſion dem Nachweije 
jpecieller frei gewählter Studien auf einem der drei Prüfungsgebiete gebührende Beachtung 
ſchenken. 

A. Philoſophie. 

Der Candidat muß von dem Begriff der Philoſophie und ihren verſchiedenen Disciplinen 
eine deutliche Erkenntniß haben, und mit der Geſchichte der Philoſophie ſo weit bekannt ſein, daß 
er das Charakteriſtiſche der epochemachenden Syſteme ſowie ihr gegenſeitiges Verhältniß in 
ihrer Aufeinanderfolge anzugeben im Stande iſt. Er muß ferner eine nähere Bekanntſchaft mit 
den Grundlehren der Pſychologie und der Logik, ſowie mit denjenigen Syſtemen wiſſenſchaftlicher 
Pädagogik nachzuweiſen vermögen, welche in den letzten zwei Jahrhunderten einen nachhaltigen 
Einfluß auf Erziehung und Unterricht gehabt Haben. 

B. Geſchichte. 

Die Anforderung auf diefem Gebiet ift, daß der Candidat einen ficheren Weberblict über die 
allgemeine Entwickelung der Weltgefchichte befige, und mit der Gejchichte der drei legten Jahr: 
hunderte, vornehmlich aber mit der vaterländiſchen Gefchichte, im weiteren und engeren Sinne 
des Wortes genauer befannt fei. Gin befonderes Augenmerk ift darauf zu richten, ob der 

11* 
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Candidat von den die verfchiedenen Zeiträume bewegenden und beherrfchenden Ideen, ſowohl 
nad) der politifchen Seite wie nad) der der Culturentwicelung, eine klare Vorftellung hat. Der 
künftige Beruf des Candidaten legt es nahe, dabei auch das Gebiet der Kirchengefchichte zu betreten, 
und den Einfluß zur Sprache zu bringen, melden die Religion und die Kicche ſowohl auf das 
Staatöleben wie auf die Eultur der Völker gehabt hat. 

C. Deutſche Riteratur. 

Auch bei diefem Gegenftande iſt die Prüfung hauptfählich darauf zu richten, ob den Can: 
didaten der innere Gntwidelungsgang und diejenigen gefchichtlihen Momente befannt find, 
welche auf denfelben fürdernd oder hemmend eingemwirft haben. Auf Zahreszahlen und dergleichen 
ift dabei wie bei allen gefchichtlichen Theilen der Prüfung fein unverhältnigmäßiger Werth zu legen. 

Die hervorragenden Schriftjteller der deutſchen National: Literatur, vornehmlid aus den 
beiden letzten Sahrhunderten, dürfen feinem Gandidaten unbefannt fein, und die eingehendere Ber 
ſchäftigung mit einigen der bedeutendften klaſſiſchen Werfe muß von jedem nachgewieſen werden 
können. Die Prüfung hat den Candidaten Gelegenheit zu geben, ſich in diefer Beziehung über die 
nach freier Wahl getriebenen Studien auszuſprechen. 

SS. 

Ueber den Gang der Prüfung wird wechjelnd von den Mitgliedern der Commiffion, welche 
während der ganzen Prüfung anmwejend bleiben, ein Brotofoll aufgenommen. Dajjelbe wird 
von allen Mitgliedern unterzeichnet. en 

Die Dauer der Prüfung richtet ſich nach dem Zweck derfelben. Bei zweifelhaften Ergebniß 
fann der Vorſitzende eine Fortfegung der Prüfung in dem betreffenden Gegenftande anoronen. 
Ebenſo ift derſelbe befugt, aud in den von ihm nicht vertretenen Fächern feinerjeit3 ergänzende 


Fragen zu ftellen. 
$ 10. 


Die Entfheidung über den Ausfall der Prüfung wird von der Commiſſion 
follegialifch getroffen und den Candidaten alsbald mitgetheilt. Die Annahme einer Gompenfation 
unter den drei Gegenftänden ift dabei nur ſoweit zuläffig, daß ein Mangel an Detailfenntniß in 
der deutſchen Literatur: Gejfhichte durch deſto gründlichere Kenntniffe im Gebiet der allgemeinen 
Geſchichte und der Philofophie ausgeglichen werden fann. 

s1l. 

Das über das Ergebniß der Prüfung auszuftellende Zeugniß lautet auf „beftanden“ oder 
„nicht beftanden“, nachdem zuvor bei den einzelnen Gegenjtänden Dasjenige angegeben ift, was 
für die Bejchaffenheit der Kenntnifje und der allgemeinen geiftigen Bildung des betreffenden Ganz 
didaten bezeichnend ift. 812 


Wiederholung der Prüfung. Diejenigen Gandidaten, welche die Prüfung nicht be: 
ftanden haben, können zu derjelben nicht vor Ablauf eines halben Jahres wieder zugelafjen werben. 
Sie haben fich wegen der Wiederholungsprüfung an diefelbe Commiſſion zu wenden, von welcher 
fie das erfte Mal geprüft worden find. Die Zulafjung bei einer andern Commiffion bedarf der 
Genehmigung des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten. 

$ 13. 
Eine Prüfungs:Gebühr wird von den Candidaten nicht erhoben. 
8 1A. 

- Am Ende jedes Jahres wird von jeder Commiſſion dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
ein Verzeichniß der im Laufe defjelden von ihr geprüften Candidaten mit Angabe der Prüfungss 
ergebniffe eingereicht. 

815. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung, wenn die Staatsprüfung mit der 
theologiſchen Prüfung verbunden wird. Die durch dieſe Verbindung bedingten Abänderungen und 
Ergänzungen bleiben beſonderer Verfügung vorbehalten. 

Berlin, den 26. Juli 1873. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. Dr. Falk. 





Gef. üb. die Vorbildung 2c. der Geiftlihen. Anlagen. 165 


3. Ru 9.133 S 16 Anmerkung 8. 
Allgemeine Berfügung 


vom 12. Zuni 1873, betr. die in Unterfuchungsfachen gegen Geiftliche und 
Kandidaten des geiftlihen Amtes zu machenden Mittheilungen. 
(Zuftiz.Minifterialblatt v. 1873 Nr. 25 ©. 132.) 


Nach den beitehenden Beftimmungen ift von jeder gegen einen Geiftlihen wegen Verbrechens 
oder Vergehens eingeleiteten Unterfuhung den geiftlichen Oberen Mittheilung zu maden. 

ft das Verbrechen oder Vergehen mit Zuchthaus, mit dem Berlufte der Chrenrechte oder der 
öffentlichen Aemter oder mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter bedroht, jo haben die 
Beamten der Staatzanwaltihaft — wie hierdurch ergänzend beftimmt wird — auch dem Ober— 
Präfidenten der Provinz die Einleitung der Unterfuchung ohne Verzug mitzutheilen, denſelben 
auch die ergebenden Entfheidungen alsbald nach deren Verkündung in Abfchrift zu überjenden. 

In Unterfuhungsfahen, melde gegen Kandidaten des geiftlihen Amtes wegen eines Der: 
brechens oder eines Vergehens der bezeichneten Art eingeleitet werben, find dem Ober-Präfidenten 
ebendiefelben Mittheilungen zu machen. 

Berlin, den 12. Zuli 1872. Der Juſtiz-Miniſter. 

An ſämmtliche Beamte der Staatsanwaltſchaft. Leonhardt. 


4. Zu 9.136 517 Anmerkung A 
Allgemeine Berfüigung 


vom 13. Dftober 1873, — betreffend die Führung der Kir enbücher in 
ſolchen Parochien, bei welchen in Folge geſetzwidriger Belebung des geijtlichen Amts 
ein zur Führung des Kirchenbuchs bevechtigter Geiftlicher nicht vorhanden iſt. 
(Zuftiz-Minifterialblatt Nr. 39 ©. 275.) 

In Betreff der Führung der Kirchenbücher in ſolchen Parochien, für welche in Folge gejet- 
wibriger Beſetzung des geiftlihen Amts ein zur Führung des Kirchenbuchs berechtigter Geiftlicher 
nicht vorhanden ift, hat der Herr Minifter der geiftlichen, Unterricht3- und Medicinalangelegenheiten 
unter dem 19. September d. 3. an den Herrn Dberpräfidenten der Provinz Pofen eine Verfügung 
erlaffen und diefelbe ſämmtlichen übrigen Herren DOberpräfidenten der Monarchie, ſowie der Re: 
gierung in Sigmaringen, zur gleihmäßigen Beachtung mitgetheilt. 

Der Inhalt diefer Verfügung wird durch den nachstehenden Abdruck zur Kenntniß der Gerichte 
und Beamten der Staatsanwaltihaft gebracht. Die Behörden, an welche jene Verfügung ergangen 
ift, find zugleich angewiefen worden, in jedem einzelnen Falle, in welchem zur Beichlagnahme 
der Kirhenbücher und Ablieferung derjelben an die Bezirfsregierungen gefehritten wird, hiervon dem 
betreffenden Appellationsgerichten Nachricht zu geben. Die Leteren haben hiervon die ihnen unter: 
gegebenen Gerichte unverzüglich in Kenntniß zu jegen. 

Berlin, den 13. Dftober 1873. 
Der Zuftiz: Minifter. 
Leonhardt. 
An ſämmtliche Gerichte und Beamte Der Staatsanwaltiaft. 


Auszug aus der Berfügung 


des Herrn Minifters der geiftlihen, Unterrichts und Medicinal: 
Angelegenheiten vom 19. September 1873. 
Berlin den 19. September 1873. 
Der geſetzwidrig angeftellte Geiftliche iſt zur Führung der Kirchenbücher nicht berechtigt, und 
Eintragungen, die er vornimmt, und Auszüge, die er daraus ertheilt, entbehren des öffentlichen 
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Slaubens. Um zu vermeiden, daß die Kirchenbücher durch umgiltige Eintragungen in Verwirrung 
gerathen, und zugleih, um den Gemeindemitgliedern die Möglichkeit zu fichern, ordnungsmäßige 
Kirchenbuchszeugniſſe zu erlangen, ift daher fortan in allen Fällen, wo ein geiftliches Amt, mit dem 
die Zührung von Kirchenbüchern verbunden ift, gegen die Vorfchriften des Geſetzes beſetzt wird oder 
bereitö jet bejegt ift, fofort das Kirchenbuch und zur Vermeidung des Mißbrauchs zugleich auch 
das Kirchenſiegel mit Beſchlag zu belegen, und es iſt Beides an die betreffende königliche Regie— 
rung, als die für Sachen der Kirchenbuchführung dem Geiſtlichen vorgeſetzte Behörde, abzugeben, 
welche alsdann auch auf den Antrag der Intereſſenten die Kirchenzeugniſſe aus dem Kirchenbuch 
zu ertheilen hat. 

Den Herrn Juſtizminiſter habe ich erſucht, die königlichen Gerichte von dieſer Anordnung, die 
ich allgemein für den ganzen Umfang der Monarchie habe ergehen laſſen, in Kenntniß zu ſetzen, 
Ew. Hochwohlgeboren aber erſuche ich ergebenſt, danach die betheiligten Verwaltungs-Behörden der 
dortigen Provinz ſchleunigſt mit Anweiſung zu verſehen, auch in den einzelnen Fällen die Gemeinden 
gefälligſt von der getroffenen Anordnung in Kenntniß zu ſetzen. 

(gez.) Falk. 
An den königlichen Ober-Präſidenten Herrn Günther in Poſen. 


5. Zu 9.135 817 Aumerkung A, 
Berfügung 


des Minifters der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
vom 7. November 1873. 


Die Beitimmung unter Nr. 3 der Bekanntmachung des vormaligen hannoverſchen Kultuss 
Dinifteriums zum Gefeß über die Kirchen: und Schulvorftände, de dato Hannover den 21. Dftbr. 
1564*) wird auf Grund des 8 29 des gedachten Gefeßes** dahin ergänzt: 

Ohne Mitwirkung eines geiftlichen Mitgliedes darf der Kirchenvorſtand auch dann thätig werden, 
wenn in ber betreffenden Parochie ein gefegmäßig angeftellter Pfarrgeiftliher oder ein in geſetz— 
mäßiger Weife beftellter Vertreter des Pfarrers nicht vorhanden ift. 


*) Hannov. Gef-S. Abth. I. S. 448: „.... Ohne Mitwirkung eines geiftlichen Mitgliedes 
darf der Kirchenvorſtand nicht thätig werden, außer in den Fällen, in welchen die Mitwirkung des 
Geiftlichen durch perfönliche Betheiligung gehindert it oder Gefahr im Verzuge liegt.“ 

**) v. 14. Oktbr. 1848 (citirte Ge.-S. Abth. I. S. 301): „Das Minifterium der geiftlichen und 
Unterricht3-Angelegenheiten wird zur Ausführung diejes Gefetzes ermächtigt". Das Tektere beftinmt 
über die Bildung des Kirchenvorftandes 8 2: „Die Kirhenvorftände follen aus den Pfarrgeiftlichen 
Pfarrern, Pfarrverwefern 20.) der Kirchengemeinde und wenigſtens vier von leßterer gewählten 
Vorſtehern beftehen”. 


IV. 


Geſetz, 


betreffend den Austritt aus der Kirche. 
Vom 14. Mai 1873. 


Geſetz⸗Sammlung 1873. Nr. 8127. ©. 207 ff.) 
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IV. * 
Geſetz, 


betreffend den Austritt aus der Kirche. 


Dom 14. Mai 1873.1) 
(Sefeß: Sammlung 1873. Nr. 3127. ©. 207 ff.) 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einjchließlich des Sadegedietes, was folgt: 


1) Gegenftand des Gefehes. Das Gefeß regelt den Austritt aus den privilegirten Kirchen 
und den mit Korporationsrechten ausgeftatteten Religionsgeſellſchaften ($$ 1 u. 8), ſowohl Hinficht- 
lich der Form (88 1, 2,7) als auch hinfichtlich der Wirkungen desfelben, theils um in dieſer Hinz 
fit ein einheitliches Recht in der Monarchie zu fehaffen, theil3 aber um einen zwiſchen dem ober⸗ 
ſten Gerichtshofe und den oberften Verwaltungs-Inftanzen hervorgetretenen Zwiejpalt der Anfichten 
über die Frage nad) der ferneren Haftung dem aus den privilegivten Kirchen auögetretenen Diffi- 
denten für die Laften des von ihnen verlaffenen Kirchenfyftemes (vgl. unten $3 Anm. 2 Abſ. 2) 
zu befeitigen, und damit den vielfach in diefer Beziehung hervorgetretenen Beſchwerden Abhülfe 
zu verſchaffen. In Bezug auf die Wirkungen des Austritts ſucht e8 den Grundjag, daß Niemand, 
welcher einer beftimmten Religionsgefellichaft angehört, Beiträge zu Gunften einer andern zu leiften 
hat, im Allgemeinen durchzuführen (88 3, 4), läßt aber vereinzelte Ausnahmen davon beftehen, 
1) infofern als es die Verpflichtung der Ausgetretenen aufrecht erhält, zu den dinglichen Laſten 
des früheren Verbandes und zu ſolchen, welche nicht auf der perſönlichen Zugehörigkeit zu einer 
beſtimmten Religionsgeſellſchaft beruhen, beizutragen ($ 3 Abſ. 3), und 2) in ſofern als es über: 
berhaupt eine allgemeine Regelung der Stellung der verfchiedenen Religionsgefellihaften, welche 
nicht zu den Kirchen im geſetzlichen Sinne gehören, nicht in das Auge gefaßt hat, und daher abge: 
fehen von den Ausnahmen der SS 5 u. 9 im Allgemeinen die Verpflichtung derselben zur Beitrags: 
leiſtung für chriſtliche Kirchenfyfteme, mo diefe auf den Konceffionen der betreffenden Religions⸗ 
geſellſchaften beruht, nicht aufhebt. 

Endlich ſchließt es von ſeiner Regelung die Fälle aus, wo mit dem Austritt aus einer der 
zu Anfang gedachten Religionsgeſellſchaften zugleich der Eintritt in eine andere deſſelben Charaf- 
ter3 verbunden ift, ohne daß der Auötretende die Befreiung von den vermögenswerthen Leiftungen 
der früheren Gemeinschaft erlangen will ($ 1 Abſ. 2 u. 3), und läßt es in dieſer SHinficht bei dem 
beftehenvden Recht bemenden. 


170 Gef. betr. den Austritt aus der Kirche. $ 1. Arm, * bis 2, 


8.) 
Der Austritt aus einer Kirche) mit bürgerlicher Wirkung?) erfolgt durch Er— 
Härung des Austretenden ?) in Perſon) vor dem Richter?) feines Wohnortes. °) 
Rückſichtlich des Webertrittes von einer Kirche‘) zur anderen verbleibt es bei 
dem bejtehenden Recht. ®) 
Will jedoch der Uebertretende von den Laften feines bisherigen Verbandes be 
freit werden,®) fo ift die in diefem Gefeß vorgefchriebene Form !%) zu beobachten. !') 


$1. *) Die Regierungs-Vorlage (Druckſachen des Abgeordnetend. 11. Legislatur » Periode, 
III. Seffion 1872—1873 Nr. 94) lautete: „Wer mit bürgerlicher Wirfung aus der Kirche, welcher er 
bisher angehörte, austreten will, hat dies in Perfon vor dem Richter feines Wohnorts zu erklären. — 
Diefelde Form ift von Denjenigen zu beobachten, welche bei ihrem Webertritt zu einer andern Kirche 
von den Laften ihres bisherigen Verbandes befreit werden wollen.” — Die Faſſung des 5 ent 
ſpricht den Vorfchlägen der Kommiffton (f. 5. Bericht der XIV. Kommiffton Nr. 247 der angeführs 
ten Druckſachen). 

1) Austritt ans einer Kirche. Darunter verfteht das Geſetz das Aufgeben der Mitglied: 
{haft in einer der privilegirten chriſtlichen Kirchen (f. oben ©. 5 Anm. 2, ©. 41 Abſ. 3 u. ©. 102 
Anm. 2). Das ergiebt fih aus dem Sprachgebrauch der preußiſchen Gejege und ferner aus dem 
der Borjchrift des $ S dieſes Gefekes. t 

Der Austritt aus der Kirche wird gegenübergefegt dem Austritt, welcher zugleich mit 
dem Webertritt zu einer andern der erwähnten chriftlichen Kirchen, alfo mit der Erlangung ber 
Mitgliedfehaft in einer foldhen, verbunden ift. Diefe Unterſcheidung ift eine rein Fünftliche, welche 
aus den ©. 172 Anm. 8 angegebenen Motiven gemacht ift, während naturgemäß jeder Austritt, mag 
er zugleich mit einem Webertritt oder ohne einen ſolchen erfolgen, die bisherige Zugehörigkeit zu der 
frühern Kirche aufhebt. Deshalb können die beiden Begriffe nur nad) Maßgabe der Beftimmungen 
des Geſetzes gefchieden werden, und da der Mebertritt im Sinne des letzteren ftetS die gleichzeitig mit 
dem Austritt erfolgende Ermwerbung der Mitgliedſchaft in einer andern hriftlichen Kirche voraus: 
feßt, jo bedeutet Austritt die Aufgabe der Mitgliedſchaft in einer ſolchen, gleichviel ob der Betref- 
fende in Verbindung damit gar feiner Religionsgejellihaft oder einer Gemeinjchaft, welche Feine 
Korporationsrechte befit, Beitritt. Wegen des Uebertritt3 zu einer mit den legteren ausgeftat- 
teten Religionsgejelihait vgl. SS Anm. 2. 

Die beftehenden Vorſchriften über den. bloßen Wechſel der Parochie berührt das Gejek nicht. 
Diefen Fall hat es nicht zum Gegenftand feiner Regelung gemacht. 

2) mit bürgerlicher Wirkung, vgl. dazu die Motive der Neg.-Vorlage ©. 5: „Die Zuges 
hörigfeit zur Kirche äußert ihre Wirkungen nad) der Seite des bürgerlihen Rechts vornehmlich in 
zwei Richtungen, fie beftimmt, abgefehen von dem Bezirke des Appellationd-Gerichtähofes zu Köln 
und dem Gebiete der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M., in denen die bürgerliche Eheſchließung 
unbedingt gilt und bürgerliche Civilftands-Buchführung befteht, einerjeit3 die Form für die Ein- 
gehung der Ehe fowie für die Beglaubigung der Geburts, Heiraths- und Sterbefälle und ift au 
zum Theil auf die Vorbedingungen einer gerichtlichen Eheſcheidung von Einfluß, anderjeits bildet 
fie die hauptſächlichſte rechtliche Unterlage für die Verpflichtung zu kirchlichen Beiträgen. Dieje 
wichtigen rechtlichen Beziehungen müſſen Aenderungen erfahren, wern durd) den Austritt aus der 
Kirche ihre Vorausfegung wegfällt. Sollte in Beziehung auf die Eheſchließung und die Beurkun— 
dung des Perfonenftands auch außerhalb der beiden vorhererwähnten Gebietätheile eine generelle 
gefeliche Regelung erfolgen, jo würde allerdings in diefer Richtung der Austritt aus der Kirche 
feine Bedeutung verlieren fünnen. Zur Zeit ift indeß dieſe Regelung nicht erfolgt, und da außer 
dem von derjelben die angedeuteten vermögensredtlihen Wirkungen nicht würden berührt werden, 
To läßt fich nicht verfennen, daß die Drdnung der Frage nad) der Form und Wirkung des Aus: 
tritt3 aus der Kirche eine wichtige Aufgabe der Geſetzgebung iſt.“ 

Anordnungen der einzelnen Kirchen, welche diefem Geſetze widerjprechen, haben für das ftaats 
liche Gebiet feine Gültigkeit. 
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>) des Austretenden. Hinfichtlich der Befugniß zum Austritt beftimmt das Gefek nichts. 
Es ift daher in diefer Beziehung bei dem beftehenden Recht verblieben. In den Landestheilen, 
in welchen das A. L. R. gilt, genügt das vollendete 14. Lebensjahr, auch für Kinder, welche noch 
in väterliher Gewalt Stehen, |. Th. II, Tit. 2, 88 74, 84 u. Tit. 11 840. Daffelbe gilt in Han: 
nover nad) der allgemeinen Landesverordnung v. 31. Juli 1826 88 7 u. 9 (hannov. Geſ.-S. v. 1326 
Abth. 1 ©. 174 u. auch bei (v. Kamp), Sammlung einiger Landesgeſetze über gemijchte Ehen. 
Berlin 1833 ©. 27) u. Naſſau nad) der Verordn. v. 22./26. März 1808 (bei v. Kamptz a. a. O. 
©. 80). In Kurheſſen ift das zurückgelegte 18. Lebensjahr das jg. Disfretionsjahr, Gel. vom 
23. Dftober 1848 84 (Kurh. Gef.-S. ©. 133), ſ. auch Büff, a. a. O. ©. 142. Für die bairi— 
ſchen Gebietstheile fällt nah dem fg. Religions-Edikt v. 26. Mai 1818 $ 6 das Unterſcheidungs— 
alter mit der Bolljährigfeit (21 Zahr) zufammen. In Schleswig:Holftein befteht eine bes 
ftimmte geſetzlich feftgejegte Gränze nicht, jedoch wird hier als folche das Konfirmations-Alter ans 
gejehen (f. Falck, Handbuch des fchleswig:holftein. Privatrecht Bd. 4 ©. 164), d. h. das zurüds 
gelegte 16. für Knaben, das zurückgelegte 15. Lebensjahr für Mädchen, ſ. Calliſen a. a. O. 
©. 116. 

Der Austritt der Eltern hat für die Kinder, welche jene Altersgränze erreicht haben, feine 
Wirkung. Die letzteren find in Betreff des Konfeſſionswechſels vollkommen jelbftitändig, und 
müſſen daher, falls fie die Zugehörigkeit zu der bisherigen Neligionsgemeinichaft löſen wollen, 
ihrerfeits eine Dahingehende Erklärung abgeben, 

Hinfichtlih derjenigen Kinder, welche noch innerhalb des erwähnten Alter3 ftehen, hat der 
Dater Fraft feiner väterlichen Gewalt die Beftimmung zu treffen. Es ift allerdings denkbar, daß 
der Vater, ſelbſt wenn er die Konfeffion wechfelt, die Kinder in der früheren Religion forterziehen 
läßt. Das Natürliche ift dies aber nicht, vielmehr wird mangels einer bejonderen Erklärung des 
Baters anzunehmen fein, daß die nicht disfretionsfähigen Kinder, welche feiner Gewalt noch 
unterftehen, der neuen Religionsgefellihaft angehören follen (vgl. die Motive zu $ 6 der Reg. 
Borlage, jetzt $4, ©. 9: „Der $ 6 findet felbftverftändlich auch auf diejenigen Anwendung, welche 
zur Zeit, da ihre Väter ihren Austritt aus der Kirche erklärten, noch Firchlich unfeldftftändig 
waren", ſ. auch Boche, der preußifche legale Pfarrer, ©. 97). Allerdings haben die bei Koch, 
Kommentar z. Ü.L.R. Th. II. Fit. 1 $ 136 Zuſatz 10 Anm. 2a (4. Aufl. Th. IL. Bd. 1 Abthl. 1 
©. 40) abgedruckten Normativbeftimmungen des NReffortminifters erklärt, daß das in den Formen 
der Verordn. v. 30. März 1847 bewirkte Ausfcheiden der Eltern aus der Landeskirche das Aus: 
fcheiden der unter 14 Zahre alten Kinder nicht in fo weit zur Folge hat, daß der Tod der lehteren, 
jelbft wenn fie noch vor dem Austritte der Eltern geboren, reſp. in der Landeskirche getauft find, 
in die Civilftandsregifter einzutragen ift. Dieſe Anficht ift aber auf die durchaus irrige Auf 
faffung geftüßt, daß die cHriftliche Kirche durch die Taufe ein Anrecht auf das Kind und das Kind 
dadurch al3 Angehöriger einer privilegivten Gemeinschaft Rechte perfönlicher Art erlangt. Biel: 
mehr „ift die Taufe“, wie Büff a. a. D. ©. 141 treffend bemerkt, . . . . „rechtlich doch nicht als 
der Erwerbsakt aller aus der Kirchengemeinfchaft herrührender Rechte aufzufaffen, für dieſe viel- 
mehr nur als Bedingung, gewiffermaßen als Erwerb der Rechtsfähigkeit, anzufehen. Die wirkliche, 
volle Mitgliedſchaft ſetzt, da die Kirche durch die Lehre und Gemeinfhaft der Saframente bedingt 
ift, insbefondere auch Belehrtfein und Zulaffung zu dem zweiten Saframent, dem heiligen Abend: 
mahl, voraus, fo daß ohne eigenes Bekenntniß und eigene Willenserklärung Niemand wirkliches, 
aktives Glied der Kirche wird. Bis dahin finden zwar zwifchen der Kirche und dem Vater, reſp. 
den fonftigen betreffenden Angehörigen des Kindes Hinfichtlich deſſelben Rechtsbeziehungen ftatt, 
nicht aber unmittelbar zu dem Kinde jeldft” (vgl. auch Richter-Dove, K. R. 6. Auflage $ 233). 
Uebrigens ift die hier vertretene Meinung aud) anerfannt für Hannover in der citirten Landesverord— 
nung v. 1826 $4 u. für Kurheſſen in der Verordn. v. 13. April 1853 $4 (Kurheſſ. ©.©. ©. 33). 
Bon diefer Regel muß aber dann eine Ausnahme eintreten, wenn das Kind feldft mit dem Willen 
der Eltern bereit vor Grreihung des Diskvetionsjahres — was da praktiſch wird, wo bafjelbe 
hoch angefeßt ift — durch die Konfirmation, erfte Kommunion oder einen diefen Handlungen an 
Wirkſamkeit gleichftehenden Akt zu einer Religionsgeſellſchaft in direfte Beziehung getreten und 
dadurch die Mitgliedfehaft erworben hat, wie dies auch das bairiſche Religions-Edikt $ 18 feftjekt, 
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(„Wenn ein das Religionsverhältniß der Kinder beftimmender Ehevertrag vorhanden ift, jo bewirkt 
der Uebergang der Eltern zu einem andern Glaubenöbefenntniffe darin in jo lange feine Verände- 
rung, al3 die Che noch gemifcht bleibt, geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und 
die Che Hört dadurch auf gemischt zu fein, jo folgen die Kinder der nun gleichen Religion ihrer 
Eltern, ausgenommen fie waren — dem beftehenden Ghevertrage gemäß — durch die Konfirmation 
oder Kommunion bereitS in die Kirche einer andern Konfeffion aufgenommen, in welchem Falle fie 
bis zum erlangten Unterfcheidungsjahre darin zu belafjen find“). 

) Merfon. Sit diefelde verhindert, fi) an die Gerichtsftelle zu begeben, jo muß der Richter 
die Erklärung, ebenfo wie bei ZTeftamenten, in der Behaufung entgegennehmen. 

5) Wichter, vgl. unten $ 7. 

6) Wohnortes, d. h. des nad) Maßgabe der in den einzelnen Landestheilen geltenden VBors 
ſchriften beftimmten Domicil3, 

) Mehertrittes non einer Kirche, j. S. 170 Anm. 1. 

8) bei dem befichenden Kecht. Vgl. Motive der Reg.-Borlage ©. 7: „bei der Aufftellung 
des Entwurfs, welcher den Zweck verfolgt, unter Befeitigung der aus der Praxis des höchſten 
Gerichtshofes (j. 533 Anm. 2 Abſ. 2) hervorgehenden Beſchwerden eine das ganze Staatsgebiet 
umfafjende Regelung der Form und der bürgerlihen Wirkungen des AustrittS aus der Kirche. 
herbeizuführen, ift davon ausgegangen worden, daß es für den Austritt aus der Kirche, im 
Gegenſatz zu dem Webertritt zu einer andern Kirche einer allgemeinen, den $ 17 der Beroronung 
vom 30. März 1847 (j. ©. 175 Ann. *) vollftändig erſetzenden Vorjehrift bedarf, während im Falle 
des Webertritt3 zu einer andern Kirche eine Borfchrift über die Form nur in jo weit nöthig 
erjcheint, als es ſich um die vermögensrechtlichen Folgen dieſes Schritte handelt." Dieje Unter: 
ſcheidung zwifchen Austritt aus der Kirche und Uebertritt zu einer andern, welche in der Kommiſſion 
Yebhaft befämpft und bei der erften Lejung in derfelben durch ein Amendement bejeitigt wurde, 
ift Schließlich beibehalten, und nur eine deutlichere Fafjung des $ 1 beliebt worden. Die Gründe, 
welche dafür beftimmend gemwejen find, ergiebt der Kommiffions = Bericht. "Bgl. ©. 1. „Der 
Berichterftatter (Dr. Gneift) führte... . Folgendes aus: Für den Uebertritt von der Fatho- 
lifhen zur evangelifchen, von der Lutherifchen zur reformierten Kirche und umgekehrt, bejteht jeit 
Menjchenaltern, ja jeit Jahrhunderten der gewohnheitsmäßige Grundſatz, daß die Theilnahme an 
den Saframenten als genügender Ausdruck des Uebergangs gilt — in einer oft abjichtlich ge: 
wählten formlojen, Aufjehen vermeidenden Weife. Es handle fi) dabei um eine Sitte, deren 
Sinn den betheiligten Kirchen beiderjeitS wohl verftändlih ift, und die man beachten müfje in 
einem Lande, in welchem nahezu 99%, der Bevölkerung einer der beiden großen Kirchen ange- 
hören. Wolle man an die Stelle des eingewurzelten Gebraudes einen formellen Civilaft jeken, 
jo wirde dies als ein Eingriff in ein gegenfeitiges Kartell:Berhältniß tief empfunden werden, 
am meiften in den Landestheilen mit einer konfeſſionell gemifchten Bevölkerung und insbefondere 
in mannigfaltigen Beziehungen gemifchter Chen. Die Meinung, daß man den Muth haben müjje, 
einen Religionswechjel offen zu bekennen, reiche zur Entſcheidung der Frage nicht aus, denn es 
handle ſich bei folchen Uebertritten jehr oft um Pietätsrüdfichten, um die innerjten Familien: 
verhältniffe, deren jchonende Behandlung auf den achtbarften Beweggründen beruhe. Ein wejent: 
liches ungleiches Recht in den verfchiedenen LZandestheilen, ein dringendes praktiſches Bedürfniß 
zur Aenderung der Firchlichen Sitte fei nicht vorhanden, und es empfehle jich für Geſetze diejer 
Urt nicht, über das Bedürfniß hinauszugehen. Man möge fich nicht darüber täuſchen, daß troß 
einer Geſetzesvorſchrift, welche einen Givilaft fordert, die alte Firchlihe Weile des Webertrittö fort: 
dauern werde, wenn nicht der Geſetzgeber den UWebertritt ohne Givilakt für ftrafbar erkläre; 
ebenjo wie dies bei Einführung der Givilehe gefchehe. Es würde damit ein Widerſpruch zwiſchen 
Sitte und Geſetz zum Vorſchein kommen. ZTaufende von Perfonen würden im Firchlichen Sinne 
zur einen, im rechtlichen Sinne zur anderen Kirche gerechnet werden müfjen, und für eine Neihe 
älterer Fälle würde es thatjächlich ftreitig werden, ob der Hebertritt vor oder nad der Publikation 
dieſes Geſetzes erfolgt ſei. Erſcheine eine fo tiefgreifende Aenderung wirklich nöthig, jo möge 
man fie mit der Einführung eines neuen Givilftandsregifterwejens verbinden, aber nicht in dieſes 
Gefeß einfchieben, welches nur den Zweck habe, beftimmten Mängeln des bisherigen Rechtszuftandes 
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abzuhelfen. Im Sinne der Negierungsporlage feien alfo drei Fälle zu unterfcheiden: 1) der 
Givilakt fei nothwendig, wo der Austritt aus der Kirche ein Diffidenten-Verhältniß begründet 
(und umgekehrt); diefe Nothwendigkeit ſei ſchon im Geſetz von 1847 anerfannt und unbeftreitbar; 
2) der Civilaft fei niht nothwendig bei dem Mebertritt von einer anerfannten Kirche zur 
anderen, fo mweit e8 fi nur um die Verhältniffe des Civilftandes handelt; es fünne hier bei dem 
alten Herkommen verbleiben; 3) der Civilaft des Austritts fei rathſam und könne ohne Uns 
billigfeit gefordert werden, wenn der Austretende einen vermögensrechtlichen Vortheil feines Aus— 
tritts, die Befreiung von den Parochiallaften beanſprucht, denn dann komme es nicht auf ſchonende 
Kücfihten an.” Der Kommifjarius des Zuftizminifter8 erklärte (a. a. D. ©. 3): „Die Staats: 
Regierung habe grundfäßlich in das beftehende Recht möglichft wenig eingreifen wollen. Deshalb 
habe man es für den Mebertritt von einer Kirche zur andern bei den althergebrachten Formen 

enden laſſen, und nur von dem eine beftimmte Form verlangt, welcher als Folge feines Ueber 

3 vermögensrechtliche Befreinngen geltend made. Aus einer Abweichung von den gewohnten 
Verhältniffen würden ſehr zahlreiche juriftifhe Verwicklungen ſich ergeben, da die Sitte ſich der 
neuen Geſetzes-Vorſchrift nicht accommodiren würde. Sei beifpielsweife ein Vater durch Theilnahme 
an den Sakramenten notorisch zu einer andern Kirche übergetreten, ohne die vichterlihe Erklärung 
abzugeben, fo müßten nach feinem Tode die bevormundeten Kinder in der früheren Konfeifion des 
Vaters erzogen werden, obwohl derfelbe notorisch einer andern Kirche habe angehören wollen. Es 
werde auf dieſem Wege ein Widerſpruch zwiſchen Sitte und Recht entſtehen, welchen man nur 
verhindern könnte, wenn man der Kirche bei ernſter Strafe verböte, neue Mitglieder aufzunehmen, 
bevor ſolche ihren Austritt aus der früheren Kirche in gerichtlichen Formen nachweiſen“; (und 
ferner S. 4 a. a. O.): „Die in erſter Leſung angenommene Faſſung wolle die Fomm des Ueber— 
tritts erſchöpfend und abweichend von dem beſtehenden Recht regeln. Damit betrete man das dem 
vorliegenden Entwurf fernliegende interkonfeſſionelle Gebiet und erſchwere damit das Zus 
ftandefommen diefer Vorlage in der gegenwärtigen Seffion, auf welches die Regierung großen 
Werth lege. Auch fei fachlich nicht anzuerkennen, daß der Hebertritt von einer Kirche zur andern 
auf gleicher Linie ftehe mit dem in der Loslöfung von jeder anerkannten Religions -» Gemeinschaft 
beruhenden Austritt aus der Kirche. Dem beftehenden echt ſei eine bürgerliche Form für den 
Uebertritt — wenigftens als obligatorifche — unbekannt, Vielmehr werde der Webertretende 
durch feine Seitens der neuen Kirche erfolgte Zulaffung zu unterfcheidenden Religions-Handlungen, 
deren Mitglied auch in bürgerlicher Beziehung. Man könne nun doch die bürgerliche Form nicht 
fo unvermittelt neben die kirchliche Form ftellen, wie dies in dem angenommenen Amendement 
gefchehe. Man würde vielmehr noch einen Schritt weiter gehen und die Firchliche Zulaſſung des 
Yebertretenden von der Beobachtung der bürgerlichen Form abhängig machen müfjen. Andernfalls 
würde man, da ein andermweites genügendes Gompelle zur Beobachtung der bürgerlichen Formen 
fehle, dahin gelangen, daß Perfonen, welche ſchon längft aus ihrer früheren Kirche ausgeſchieden 
und zu einer andern Konfeſſion übergetreten ſeien, vom Staate noch als Mitglieder ihrer früheren 
Religionsgemeinſchaft anzuſehen wären. Ein ſolches Auseinanderfallen des kirchlichen und des 
bürgerlichen Status werde für die Kirche wie für den Staat Unzuträglichkeiten erzeugen, für den 
letzteren namentlich .in Eheſcheidungsſachen und bei der vormundſchaftlichen Erziehung hinterlaſſener 
Kinder.” 

Das beftehende Recht, weldes für den Fall des Uebertrittes im Sinne des Geſetzes auf: 
recht erhalten wird, ift in den Theilen, wo das A. 2. R. gilt, Folgendes: Nach 55 41, 42 it. 11, Th.1 
„geichieht der Uebergang von einer Neligionspartei zur andern in der Negel durch ausdrückliche 
Erklärung”, und e3 hat ferner „die Theilnehmung an ſolchen Religionshandlungen, wodurch eine 
Partei fih von der andern weſentlich unterjcheidet, Die Kraft einer ausdrücklichen Erklärung, wenn 
nicht das Gegentheil aus den Umftänden erhellet”. Was die erftere Art des Uebertrittes betrifft, 
fo hat das Dber- Tribunal (Erfenntn. v. 19. April 1861, Striethorft, Archiv für Rechtsfälle 
Bd. 41 S. 201 u. Altmann, Praxis d. preuß. Gerichte in Kirchen- 20. Sachen ©. 768) dieſe 
Vorſchrift dahin interpretirt, daß jede Willenserklärung des Vebertretenden genügt, wenn fie auch 
nicht dem BVorfteher der Kirchengeſellſchaft, aus welcher der Austritt erfolgen ſoll (vgl. A. L. R. 
Th. II Zit. 6 $ 182 ff.) fund gethan iſt, ja daß ſogar der bloße Uebertritt ohne damit fonfurrivende 
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Austrittserflärung ausreicht. Die zweite Art, die Theilnahme an den erwähnten Handlungen, fo- 
fern ſie unter jolchen Umftänden gejchieht, daß eine Losſagung von der bisherigen Kirche ange— 
nommen werden muß, 3. B. jonntägliches Anmohnen der Pfarr-Mefjfe und des Gottesdienftes in 
der Fatholifchen Kirche feitens eines Proteftanten während eines längeren Zeitraums, ferner Theil- 
nahme an der Abendmahlsfeier einer anderen chriftlihen Konfeffion enthält den Webertritt ohne 
Weiteres in fih. Hinfichtlich der Abendmahlsfeier ift aber zu beachten, daß diefe nicht die Bedeu: 
tung des Mebertrittes haben Tann, wenn das Abendmahl ſeitens eines Mitgliedes der einen pro- 
teſtantiſchen Konfeſſion gaftweife in der Kirche der andern mit Nüdficht auf 839 Tit. 11 Th. II 
A. L. R. genommen wird. Ferner ift der Zutritt zur Union an und für fich nicht Konfeſſions— 
wechjel, j. Cirkular-Reſkript v. 5. Mai 1850 (v. Kampk, Annalen Bd. 14 ©. 324 und Vogt, 
preuß. Kirchen-R. Bd. 1 ©. 85), wiewohl freilich ein ſolcher immerhin dabei nicht abjolut ausge: 
ſchloſſen ift (Exrfenntn. des Ober-Tribunals v. 9. Zuli 1860 in den Entjcheidungen Bd. 43 ©. 287 
u. bei Altmann, a. a. O. ©. 324, vgl. überhaupt Jacobſon, K.R. ©. 492, 493). Für ⸗ 
heſſen beſtimmt das S. 171 erwähnte Geſetz v. 1348 $4: „Die Wirkſamkeit der Aenderung des 
Glaubensbekenntniſſes iſt jedoch von einer Anzeige über den Austritt bei dem Pfarrer oder ſon— 
ſtigen geiſtlichen Beamten, welcher für den Ausſcheidenden nach deſſen bisherigem Bekenntniſſe zu— 
ſtändig war, abhängig“ und 85: „Der Uebertritt zu einer andern Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
hebt alle Rechte und Berbindlichfeiten auf, welche der verlafjenen Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
gegenüber vermöge der perjönlichen Abhängigkeit zuftanden oder oblagen. Durch den Webertritt 
aus einer Kirche oder Neligionsgejellihaft zu einer andern hört die Beitragspflicht zu Firchlichen 
Bauten nur dann auf, wenn diejelbe blos auf der Mitgliedfchaft und nicht auf anderen bejfonderen 
Berpflihtungsgründen beruht”, j. auch Büff, a. a. O. ©. 143, 145, für die ehemals bair iſchen 
Gebietätheile ſchreibt endlich der $ 10 des fg. Religions - Ediktes v. 26. Mai 1818 vor, daß „der 
Uebergang von einer Kirche zu einer andern allzeit bei dem einschlägigen Pfarrer oder geiftlichen Vor- 
ftande der neugewählten als der verlaffenen Kirche perfönlich erklärt werden muß." Für die übrigen 
Landestheile beftehen, jo weit ich habe ermitteln können, j. auch die Reg.-Motive ©. 6, feine befonderen 
gejeglihen Borjchriften, e3 wird hier alfo im Allgemeinen die Erklärung bei dem Geiftlichen oder 
Borftande der Gemeinde des Austretenden genügen (vgl. für Hannover Lohmann, a. a. D. 
©. 2525 Kirchner über den Auötritt aus einer Kirchengemeinschaft in der Zeitfchr. für hannover- 
ſches Recht Bd. 2 (1370) ©. 150, 161), da auch in diefen Landestheilen befondere Beitimmungen 
für den Austritt aus Korporationen im Allgemeinen, worauf die Regierungs-Motive a. a. D. ver: 
weijen, jchwerlich überall vorhanden fein werden. 

) von den Laften feines bisherigen Merbandes befreit merden, d. 5. von allen ver: 
mögenswerthen Leitungen, welche ihm als Mitglied einer Kirche kraft der Zugehörigkeit zu der— 
jelben und zu einer Parodie der letzteren obliegen (vgl. auch $ 3). ES gehören alfo hierher 
namentlich die Kirchenfteuern, Beiträge zu Bauten, die für diefelben zu leiftenden Hand- und 
Spanndienfte (. z. B. A. L. R. Th. II Tit. 11 $ 714; oftpreuß. Provinzial-Recht Zuſ. $ 196)", 
Kirchftuhlgelder, beftimmte regelmäßig an den Geiftlichen zu entrichtende Abgaben (3. B. die Ka— 
lende, Bitaltag, Duartalgeld, Perjonaldezgem vgl. $ 59 des weftpreuß. Provinzialvechts). Wegen 
der Stolgebühren |. unten zu $ 5. 

Die fonftigen Folgen der Zugehörigkeit zu der früheren Kirche, die Anwendung des für diefe 
fonfejfionell geregelten Chenvechtes, wo ein folches, wie z. B. in der Provinz Hannover (f. Bar: 
tels, Che u. Verlöbniß nad) gem. u. partiful. Recht in Hannover. Hannover 1871. ©. 66) in 
Geltung fteht, die Führung der Kirchenbücher durch den Geiftlichen der früheren Konfejfion, die 
Nothwendigkeit, bejtimmte geiftlihe Handlungen (3. B. die Trauung) bei einem ſolchen Geiftlichen 
nachzuſuchen, die maßgebende Bedeutung der verlaffenen Kirche für die veligiöfe Erziehung der 
Kinder (vgl. z. B. A. L. R. Th. II. Tit. 2 8 SO ff. in Verbindung mit der Deklaration v. 21. Novbr. 
1805, NR. E. ©. Bd. 11 ©. 1931 u. der Kab.-Drder v. 17. Auguft 1825, ©.:S. ©. 221; hanno— 
verſche Landesverordnung v. 21. Juli 1826 $ 3, f. ©. 171 Anm. 3; kurheſſ. Verordn. v. 13. April 
1853 $4, ſ. auh Büff, a. a. D. ©. 133; holftein. Geſetz v. 4. Juli 1863, betr. die Religionsübung 
der Reformirten 2c. $ 10, Dove Seitſchr. f. K.R. Bd. 4 ©. 265) werden ſchon durch einen nad) 
Abſ. 2 bewirkten Webertritt zu einer andern Kirche befeitigt, und ein jolcher berechtigt auch den 
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Der Aufnahme der Austrittserflärung muß ein hierauf gerichteter Antrag ') 
vorangehen. Derjelbe ift durch den Richter dem Vorſtande der Kirchengemeinde, ?) 
welcher der Antragiteller angehört,?) ohne Verzug) befannt zu machen. >) 

Die Aufnahme der Austrittzerklärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen, 
und jpäteftens innerhalb ſechs Wochen‘) nad) Eingang des Antrages?) zu gericht: 
lichem Protokoll?) ftatt. Abjchrift des Protokolls ift dem Vorſtande der Kirchen: 
gemeinde?) zuzuftellen. 

Eine Beſcheinigung des Austritts 1%) ift dem Ausgetretenen auf Verlangen zu 
ertheilen. ’ 


Betreffenden, an den in den Kirchen: und Synodal»Drdnungen der legteren gewährten Nechten 
(j. oben ©. 11) Theil zu nehmen, nur fann er in die Lage fommen, wenn Dieje jene Befugnifje 
von der Erfüllung der kirchlichen Gemeinde-Laften abhängig machen (ſ. Kirchengemeinde- und Sy— 
nodal-Drdnung für die 6 älteren öftlichen Provinzen v. 10. September 1873 8 34, ©.-©. ©. 418; 
die ©. 11 eitirten Ordnungen für Rheinland-Weftfalen, Hannover und Schleswig-Holftein beziehent- 
lih 8 21; $10 u. 8 S), ſowohl für die Bedürfniſſe feiner früheren, wie auch die feiner neuen Konz 
feffions-Gemeinde beitragen zu müfjen. 

10) Form, vgl. 8 2. 

21) zu beobachten, Wegen der Einwirkung diefes $ auf die bisher beitehenden Vorjchriften, 
vgl. unten zu 8 10. 

8 2. *) In der Regierungsvorlage folgte hier als $ 2 der jeßige $ 7 des Gejeßes, welchen 
feine nunmehrige Stellung von der Kommiffion (Ber. ©. 5) mit Rückſicht darauf angewiejen worden 
ift, „daß es nicht zweckmäßig erjcheine, dieſe Spezialbeftimmung gerade hier einzufchieben und 
dadurch das in $ 1 ausgeſprochene Prinzip von der in $ 3 (dev Regierungsvorlage) folgenden Form 
der Ausführung zu trennen.” 

Der dem jetigen $ 2 forrespondirende 8 3 der Regierungsvorlage lautete: „Der Richter hat 
über die Austrittserflärung ein Protofol aufzunehmen und, fofern es beantragt wird, eine Be: 
ſcheinigung auszufertigen. — Abjchrift des Protokolls ift dem Vorftande derjenigen Kirchengemeinde, 
welcher der Erflärende bisher angehört hat, zuzuftellen.‘ 

Für die von der Kommiffion angenommene Subftituirung der Fafjung des Geſetzes find 
folgende Erwägungen maßgebend geweſen, ſ. Kommiſſ.-Ber. ©. 5: „Die Form ber Austritts⸗ 
erklärung war bisher in dem Geſetz“ (richtig: Verordnung, betr. die Geburten, Heirathen, Sterbe⸗ 
fälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortsrichter erfolgen muß, G. ©. ©. 125), vom 
30. März 1847 $ 17 dahin bejtimmt: „„Der Austritt aus der Kirhe kann nur durch eine vor 
dem Richter des Orts perfönlich zum Protokoll abzugebende Erklärung erfolgen. Dieſe Erklärung 
hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn die Abficht, aus der Kirche auszutreten, mindeftend vier 
Moden vorher dem Richter des Drtes in gleicher Weife erklärt worden ft. Der Richter Hat 
von der zuerft bei ihm abgegebenen Grflärung dem fompetenten Geiftlihen fofort Mitteilung zu 
machen.” — Gegen diefe Form der Austrittserflärung ft jeit einer Reihe von Zahren in Petitionen 
von Diffidenten die Befchwerde erhoben worden, daß 1) die Mittheilung des Protokolls an den kom— 
petenten Geiftlichen eine direfte Aufforderung zur Einwirkung im Wege der GSeeljorge enthalte; 
2) daß die zweimalige Abgabe ein und derſelben Grflärung vor Gericht eine Präjumtion der 
Mebereilung enthalte, welche für geſetzte Perfonen etwas Verlekendes haben müſſe. — In einer 
der Kommiffion mitgetheilten Denkfchrift des evangeliſchen Oberfirhenrathes (j. diejelbe 
bei v. Desfeld a. a. O. ©. 139) wird dagegen ein Werth auf die Beibehaltung der bisher gejet- 
lichen Form gelegt, weil die Provokation einer Einwirkung des Seelſorgers, die vierwöchentliche 
Friſt und die zweimalige Erklärung in der That dem Ernſt und der Tragweite des Aftes entjpreche. 

„Bon dem Referenten wurde zur Einleitung der Frage ausgeführt, daß man die Tendenz 
der Staatsregierung, die bisher erhobenen Beſchwerden durch eine Bereinfahung der Form zu 
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befeitigen, nur billigen fünne. Auch entfpreche es wohl der Stellung der Staatsgewalt, wenn die 
Mittheilung der Aufforderung nicht an den kompetenten Geiftlichen, jondern an den Vorſtand 
der Kirche erfolge. Allein es folge daraus noch nicht, daß eine einfache Erklärung des Austritts 
zu Protokoll fofort und unwiderruflich die Wirkungen des Austrittes herbeiführen müßte. Vom 
Standpunkte der beftehenden Kirchen: und Pfarriyfteme führe der hier eingejchlagene Weg der 
Auffündigung überhaupt zu einer Erſchütterung aller Parochialverhältniffe, und es werde fich 
ſchon von diejem Geſichtspunkte aus empfehlen, eine gewiſſe Deliberationsfriſt beizubehalten. 
Andererſeits entſpreche aber auch von Seiten des Austretenden die Beibehaltung einer ſolchen 
Friſt durchaus dem Ernſt der Lage. Der Geſetzgeber habe für viel minder bedeutende und weit— 
tragende Erklärungen im Gebiete des Privatrechtes eine Deliberationsfriſt für angemeſſen erachtet: 
es gezieme ſich wohl, wenn derſelbe Gefeßgeber eine Deliberationzfrift für einen der ſchwerſt— 
wiegenden Akte des menschlichen Lebens anerfenne. Die fonft wünſchenswerthe Einfachheit des 
Styls entſpreche in diefem Falle nicht der wirklichen Lage der Sache. Es bedürfe nicht der in den 
eingereichten Petitionen hervorgehobenen Beifpiele eines leichtfinnig und völlig unüberlegten Aus: 
trittes bei Gelegenheit von Streitigkeiten mit dem Pfarrgeiftlichen, aus Nechthaberei, zur Be: 
feitigung kirchlicher Laſten 2e.: es fei leider auch in weiteren Kreifen befannt, daß die Austritts— 
Erklärungen aus fehr mannigfaltigen und nicht felten Teichtfertigen Gründen erfolgen. Die 
Beibehaltung einer Deliberationsfrift empfehle ſich auch, um die Möglichkeit von Aufklärung 
von Mifverftändniffen zu geben. Es fei angemeffen, auch dem andern bei dem gegenfeitigen 
Rechtsverhältniß Betheiligten, nämlich dem Kirchen Borftande, einen Zeitraum zur Abgabe einer 
Gegenerflärung zu laſſen, beifpielsweife in dem Fall, wenn der Austretende aus Mißverſtändniß 
oder abfichtlich den Austritt aus einer Religions-Gemeinfchaft erkläre, welcher er notorifch niemals 
angehört hat. Ferner in dem Fall, in welchem trotz der Austrittserklärung eine Pflicht zur 
ferneren Tragung der Neallaften fortvauere, oder wo der Austretende ſchon übernommene Ver- 
pflichtungen einer Baulaft durch einfache Abfage befeitigen wolle. In jolhem Falle werde eine 
Gegenerklärung des Kirchenvorftandes binnen vier Wochen oft den Austretenden veranlafjen, 
feine Erklärung zurückzunehmen, während andernfalls nur durd Rücktritt zu dev früheren Kirchen: 
Gemeinſchaft geholfen werden fünne, welcher immerhin etwas Mißliches habe. 

„Noch bevenklicher aber erſcheine die einfache Austrittserflärung, wenn man an den Einfluß 
der Agitation und an die erregten Stimmungen denfe, die bei Streitigkeiten mit den Geiftlichen, 
bei Neubeftellung eines unbeliebten Geiftlichen, bei Gefangbuchsfragen, bei bejchlofjenen Neubauten 
und dergleichen zu entftehen pflegen. Unter dem Einfluß einer mohlgeleiteten Agitation könne 
binnnen 24 Stunden ein Maffenaustritt zur Auflöfung ganzer Kirchen: und Pfarrſyſteme führen. 
Durch die einfache Austrittserflärung werde in der That das moderne Syſtem der ArbeitSeinftellung 
nun auch auf die Parochialverhältniffe fich ausdehnen. 

„Die Deliberationsfrift könne jo geftaltet werden, um die bisherigen Beſchwerden der Diffidenten 
zu befeitigen, die volle Freiheit eines ernften Entjchluffes und der veligiöjen Weberzeugung zu 
wahren, und doch die Gefahren der Uebereilung für den Einzelnen wie für die Pfarrſyſteme um 
ein Bedeutendes zu vermindern”; und ©. 8: „Von einem andern Mitgliede wurde der Grundſatz 
der Deliberationsfrift ebenfalls als angemefjen und wünfchensmwerth vertreten. Man werde aber 
beffer thun, fi den im Geſetz von 1847 angenommenen Formen näher anzujchließen, die erite 
Erklärung al3 bloße Anmeldung zu behandeln, nad Ablauf einer gewiffen Frift dann die fürmliche 
Erklärung zu Protokoll aufzunehmen und das Datum diefes Protofolles als Tag des Austritts 
anzufehen. Man entgehe dadurch manchen Verwicklungen, die entftehen, wenn man die Deliberations: 
Frift als juspenfive oder refolutive Bedingung des Austritts hinſtelle.“ 

1) Antrag. Diejer kann ſchriftlich eingereicht oder zu Protofoll erklärt werden, ſ. aud) Nr. 2 
der Snitruftion vom 13. Juni 1873 in der Anlage. 

2) Vorſtande der Kirchengemeinde, alfo nicht dem Geiftlihen als foldem. Es hat damit 
der Schein vermieden werden follen, als ob die Anzeige behufs Herbeiführung einer jeelforgerifchen 
Einwirkung auf die betreffende Perfon erfordert werde. Praktifch befteht für die Regel fein Unter: 
ſchied. Gewöhnlich führt ſowohl in Fatholifchen wie aud) in proteftantifchen Gemeinden der Pfarrer 
den Vorſitz im Kicchenvorftande (f. z. B. A.L. R. Th. II. Tit. 11 88 156, 694; hannoverſches Gejek 
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über Kirchen- und Schulvorftände v. 14. Oftober 1843 82 und Ausführungs-Veroron. dazu von 
den. Datum Art. 17, |. Allg. Kicchen-Blatt Jahrg. 1852 ©. 66, 92; die ©. 174 Anm. 9 angeführten 
Kirchengemeinde-Drdnungen beziehentlih 58; 86; $ 25 und $ 30; Gemeinde-Drdn. f. d. Konfift.- 
Bezirk Wiesbaden 8 5), es gelangt alfo die an den Kirchenvorſtand adrejfirte Anzeige des Gerichtes 
doch gewöhnlich zuerit in feine Hände. 

Unter Kirchenvorftand ift jedes Drgan zu verftehen, dem die Leitung der Gemeinde überhaupt 
oder auch nur der Vermögens: Angelegenheiten zukommt. Kirchenvorftände im Sinne des Geſetzes 
find alfo auch die Fabrikräthe, bez. die Kirchmeifterftuben in der Rheinprovinz, welche auf Grund 
des Fabrif-Defretes vom 30. Dezember 1809 (ſ. S. 45) organifirt find. Gleichviel ob man den 
Kirchenfabriken eine rein firchliche oder mit der Praxis des Ober-Tribunals eine wejentlich kommunale 
Stellung beilegt (vgl. darüber u. A. das Urtheil v. 19. Mat 1863 in Moy, Arch. f. K. R. Bd. 10 
S. 265 und dagegen die Abhandlung a. a. D. Bd. 11 ©. 1), immerhin find die Verwalter der 
Fabrik die einzige Behörde, welche unter dem Kirchenvorftande im weiteren Sinne begriffen werden 
fann und das um fo mehr, als fie ihrer Funktion nad ein Intevefje befigen, von den Aenderungen 
in dem Perfonalbeftande der Kirchengemeinde und der beitvagspflichtigen Mitglieder derjelben unter— 
richtet zu werben. 

An einzelnen Fatholifhen Gemeinden (3. B. im Regierungsbezirk Königsberg) verwaltet der 
Pfarrer allein das Kirhenvermögen, in anderen der Patron (dies kommt in den Negierungs- 
Bezirken Münfter und Minden vor); mitunter (im Münfterfchen) werden auch die ſämmtlichen 
Mittel für die Unterhaltung des Kirchenſyſtems von reichen Grundbeſitzern gewährt. Alle dieje 
Gemeinden befisen feinen Kirchenvorftand im gewöhnligen Sinne des Wortes. Der einzige 
Leiter der Gemeinde ift hier der Pfarrer, und es bleibt daher nicht3 weiteres übrig, al3 dieſem 
den Antrag zuzuftellen. 

3) der Antragfteller angehört, d. h. fein Domicil hat, vefp. der Vater fein Domicil gehabt 
hat. Bei doppeltem Wohnſitz ift demnach der Antrag den Kirchenvorjtänden beider Parochien 
mitzutheilen. Bol. über die Parochial- Zugehörigkeit A. L. R. Th. IL. Tit. 11 SS 260ff.; Ja— 
cobfon, a. a. D. ©. 233ff.; Büff, a. a. O. ©. 253, 275, Schlegel, a.a.D. Bd. 2 ©. 264; 
Calliſen, aa. D. ©. 54ff.; Richter-Dove K. R. 88 142, 159, mein Kirchenrecht BD. 2 
©. 296, 316. 

#) ohne Merzug, d. 5. fofort nach dem Eingange, reſp. der Aufnahme der protofollarischen 
Erklärung im Wege der gewöhnlichen Dekretur. 

5) bekannt 30 machen, durch Zustellung einer Abſchrift, ſ. Inſtruktion Nr. 2. Eine 
beftimmte Folge der Verabfäumung der Anzeige ſeitens des Richters an den Kirchenvorſtand ſetzt 
das Geſetz nicht feſt. Demgemäß iſt der Richter auch nicht berechtigt, wenn er die Anzeige unter— 
laſſen hat, die Aufnahme der Austrittserklärung (ſ. Abſ. 2) zu verweigern. 

6) Mochen, alſo zwiſchen dem 29. und 42. Tage abgerechnet von dem Tage, wo der ſchriftliche 
Antrag beim Gericht präſentirt oder die mündliche Erklärung aufgenommen worden iſt. 

) Eingang des Antrages. Da ein beſonderer Termin nad) Eingang des Antrages nicht 
angejegt wird, fo ift dem Antragfteller, wenn er diejen jehriftlih dem Gerichte eingereicht hat, 
Mittheilung über den Tag des Präfentatums zu machen. DBgl. auch Inftruktion Nr. 2. Die Unter: 
lafjung diefer Benachrichtigung hat aber feine Wirkung auf den Lauf der Frift. Das Gejek 
berechnet diefe fchlechthin vom Eingang des Antrages ab, und überläßt es dent Antragiteller ſich 
über diefen Zeitpunkt nöthigenfal3 durch Nachfrage Kenntniß zu verſchaffen. Menn die In: 
firuftion die erwähnte Benachrichtigung vorfchreibt, jo ift dies ein bloßes Entgegenkommen, 
welches freilich den Geſchäftsgang erleichtert, aber durch das Geſetz nicht bedingt if. Das 
Nichtbeachten der inftruktionellen Vorſchrift kann daher an der pojitiven Vorſchrift des Geſetzes 
nichts ändern. 

8) gerichtlichem Protokoll. Dies kann vom Richter allein aufgenommen werden, da das 
Geſetz (ſ. $ 1) nur den Richter als thätig vorausſetzt. Auch die Inſtruktion (ſ. Nr. 2) verlangt 
die Zuziehung eines Protofollführers nicht. 

0) Vorſtand der Kirchengemeinde, |. Anm. 2. 

10) Beſcheinigung des Austritts, das Formular dafür theilt die Inſtruktion mit. 

Sinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 12 
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SI 3.5) 

Die Austrittserflärung !) bewirkt, daß der Ausgetretene zu Leiftungen, welche 
auf der perſönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde: Angehörigfeit beruhen,?) nicht 
mehr verpflichtet wird. ?) 

Diefe Wirkung tritt mit dem Schluſſe des auf die Austrittserflärung folgen: 
ven Kalenderjahres?) ein. Zu den Koften eines außerordentlichen Baues,>) defjen 
Nothwendigfeit vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der 
Kirche erklärt wird, feitgeftellt ift,*) hat der Austretende bis zum Ablauf des zweiten 
auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenfo beizutragen, ) als wenn 
er jeinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte. °) 

Leitungen, welche nicht auf der perjönlichen Kirchen» oder Kirchengemeinde 
Angehörigkeit beruhen,’ insbefondere Leiltungen, welche entweder kraft bejonderen 
Nectstitels auf beitimmten Grundjtüden haften 0), oder von allen Grundftücen 
des Bezirks oder doch von allen Grundftüden einer gewiſſen Klaffe in dem Bezirk 
ohne Unterschied des Beligers !) zu entrichten find, werden dureh die Austrittz- 
erklärung nicht berührt. 


8 3. *) Nach den Vorfchlägen der Kommiffton. Die entjprechenden SS der Regierungsvorlage 
lauteten ($ 4): „Die Austrittserflärung befreit von den auf dem Parochial: Verbande beruhenden 
perfönlichen Verpflichtungen zu Abgaben und Zeiftungen an die bisherige Kirchengemeinde oder an 
deren Diener und Beamte. — Leiftungen, welche nicht auf dem Parochial-Verbande beruhen, insbeſondere 
Abgaben und Leiftungen, welche entweder kraft bejondern Nechtstitel3 auf beftimmten Grund: 
ftüden haften, oder von allen Grundftüden eines gewiſſen Bezirks ohne Unterſchied des Befikers 
an bejtimmte Kirchen, Pfarreien oder andere Firchliche Stellen zu entrichten find, werden Durch die 
Austrittserflärung nicht berührt.“ (8 5): „Wird die Austrittserflärung im erften Halbjahre des 
Kalenderjahres abgegeben, jo erlöjchen die im erſten Abjak des SA bezeichneten Verpflichtungen 
mit dem Zahresihluß. Wird fie im zweiten Halbjahre des Kalenderjahres abgegeben, jo erlöjchen 
diefe Verpflichtungen mit dem 30. Juni des folgenden Jahres.‘ 

Das Amendement v. Saucken-Tarputſchen, den Abf. 2 der Kommiffions-Beihlüffe zu 
ftreichen, tft vom Abgeordnetenhaufe (ftenogr. Berichte ©. 1747), der Antrag Grf v. Krafjow, 
dem Abf. 2 folgende Fafjung zu geben: „Dieje Wirkung tritt mit dem Schluffe des auf die Aus: 
trittserflärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Koften eines Baues oder zu anderen außer: 
gewöhnlichen Aufbringungen, welche vor Abgabe der Austrittserflärung beantragt find, hat 
der Austretende noch drei Jahre lang nad) definitiver Feſtſtellung derſelben ebenſo beizutragen, 
als wenn er feinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte“, vom Serrenhaufe abgelehnt 
(ſtenogr. Ber. ©. 576). 

Die Gründe, welche Dazu geführt haben, das in der Negierungsvorlage zum Ausdrud 
gebrachte Prinzip zu modificiren, ergeben fich aus nachſtehenden Stellen des Kommiffionsberichtes 
©. 10: „Bon dem Referenten wurde zur Einleitung Folgendes ausgeführt: Der einfache Grundja, 
daß mit der Austrittserklärung jeder perſönliche Beitrag zu den Laften der Kirche und Pfarr: 
ſyſteme aufhöre, entfpreche einer Behandlung der Frage von dem Privatrecht und dem Interejje 
des Einzelnen aus. Man Habe in der Behandlung Firchlicher VBerhältniffe aber nicht bloß das 
Intereffe des Einzelnen zu wahren, fondern auch die verfafjungsmäßigen Grundeinrichtungen der 
anerfannten Kirchen, an deren Fortbeitand nahezu 99 Prozent der Bevölferung des Staates 
betheiligt jeien. ES fomme nicht bloß die Frage in Betracht, daß der Einzelne fein Austritt3- 
recht ohne jede Beſchränkung der individuellen Freiheit zu üben habe, jondern auch der Gefichts- 
punkt, daß die bejtehenden Kirchen und Pfarrfyfteme als juriftiihe Perſonen (Korporationen 
im privatrechtlichen Sinne) fortzubeftehen, im Stande bleiben. Die Frage, unter welchen Lebens: 
Bedingungen der, Staat ein „fingivtes Rechtsſubjekt“ anerkennen dürfe, fei nicht privatrechtlicher, 
jondern überwiegend 5 ffentlihs-rehtliher Natur. Der Staat könne und dürfe die Rechte 
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einer juriftifhen Perfon nicht erteilen oder anerkennen, ohne gewiſſe VBorbedingungen der Lebens— 
fähigkeit.“ .... (©. 11): „Durd) die gegenwärtige Geſetzesvorlage entftehe aber die Gefahr, 
juriftiiche Perfonen zu fchaffen, die weder auf einer limitirten noch illimitirten Haftung ihrer Mit: 
glieder jtehen, fondern ohne jede Haftung in die Luft geftellt werden, fofern durd) eine einfache 
Austrittserflärung jammt und jonders binnen 24 Stunden die zahlungsfähigen Mitglieder der 
Korporation auf einmal verschwinden. Wolle man ſolche Wege einfchlagen, jo müffe man zugleich 
ein Liquidationsverfahren einführen für die Tilgung der unerfüllbar gewordenen Verbindlichkeiten 
und für die Verfteigerung der Kirchen, Pfarr: und Küfter-Grundftüde im Wege eines Konkurs: 
verfahrend. Das bisherige Necht Habe ein ſolches Verfahren nicht gefannt aus dem Grunde, 
weil die Kirchipiele auf einer dauernden Fundation beruhen, welche die Fortdauer des Subjefts 
der Rechte und BVerbindlichfeiten garantiren. Jetzt wolle man von einem privatredtlihen Stand» 
punkt aus die Fundation der Kirchenſyſteme auflöfen, während doc die evangelifhe Kirche außer 
der fundirten Einzelgemeinde wenig oder gar fein gemeinfames Kirchenvermögen beſitze.“ ... 

„Allerdings fei durch die moderne Freizügigkeit der Bejtand der einzelnen Parochien gelodert. 
Man könne nicht verhindern, daß nad dem Gemeindeprinzip der aus dem Parochial= Verband 
Wegziehende von den perfönlichen Laften befreit werde. Etwas anderes al& der Wegzug fei aber 
die einfahe Auffündigung durch einfachen Proteft. in Gemeindemitglied werde nicht 
leicht jeinen Wohnort wechjeln, aus dem einzigen Grunde der Befreiung von Firchlichen Laften; 
eine einfahe Losſagung durch einen koſtenfreien Mit, der eben fo leicht in Mafjen, wie von 
Einzelnen abgegeben werden kann, untergrabe in der That alle Recht3:Grundlagen der Inforporirung 
unjerer Pfarrſyſteme. Zur Aufrechterhaltung der vermögensrechtlihen Lebensfähigfeit der Einzel- 
Gemeinden werde daher allermindeftens eine Fortdauer der perfünlichen Verpflichtung auf einen 
Zeitraum von ein bis zwei Jahren erforderlich fein, und es werde zweckmäßig fein, den End: 
termin in Webereinftimmung mit dem VBerwaltungsjahre auf den 31. Dezember zu jtellen. — 
Nicht genügend fei aber auch diefe Kautel für die Baulaft der Kirden, Pfarr: und Küfter- 
wohnungen. In diefen Gebäuden verförpere ſich die dauernde „Fundation“ unferer Einzel: 
gemeinden. Nach dem älteren Recht fei die Fundation als Realrecht durchgängig feftgelegt. Der 
Antheil des Patrons ſei an die Grundftüde als Neallaft geheftet worden. Der Austritt aus 
dem Gemeindeverband fei (als Apoftafie) verboten gewejen. Durch das jus reformandi und das 
Normaljahr ſei in den einzelnen Territorien der Beſtand der Firchlihen Syfteme für den einen 
oder anderen Xeligionstheil gefichert geweien. In umfangreichen Landestheilen, wie in der 
Mark, fei die Kirchenbaulaft nad einer in weiten Kreifen anerkannten Rechtsanfiht an die 
politiihen Gemeinden geheftet und damit perpetuirt worden. Bor Allem habe die fefte Anſäſſigkeit 
der Bevölkerung auch den Pfarrſyſtemen einen dauernden Beftand von verpflichteten Subjeften 
gewahrt. Bon allen diefen Grundlagen ſei nur noch die Patronatslaft übrig, welche in vielen 
Gemeinden fehle und durch die neuere Kircherwerfaffung nicht unmwahrfcheinlich einer Auflöfung 
entgegengehe. Das VBorhandenfein einer obfervanzmäßigen realen Berpflihtung für die Baulaft 
fei nur noch jporadifh vorhanden. Alle rechtlichen Unterlagen der kirchlichen Baulaft gehen damit 
der Auflöfung entgegen. Durd einfache Austrittserflärung jolle fich jeder Theilnehmer auch 
von ſolchen Baulaften Iosfagen, die er vielleicht perfönlich mitbefhloffen hat, in einer Weife, 
welche nicht einmal der im Privatrecht anerkannten bona fides entfpreche. Für alle Kirchen: und 
Pfarrbauten verjchwinde damit jede Garantie der Erfüllung ihrer Verpflichtungen. Kein Baus 
Unternehmer könne fortan einen Vertrag mit einem Kirchenvorftande abjchließen, da troß der 
feierlichften Abſchließung und Beftätigung dur die oberen Kirchenbehörden das verpflichtete 
Subjekt binnen wenigen Stunden verfchwinden fünne. Die Motive der Negierungsvorlage haben 
fih auch das Bedenfliche dieſes Verhältniffes keineswegs verhehlt, und gehen nur von der Voraus: 
fegung aus, daß eine ftrengere Haftung leicht umgangen werden könne durch eine AustrittSerflärung 
furz vor einem bejchlofjenen Neubau. Allein diefe Umgehung fei dadurch wefentlich zu erjchweren, 
‚daß man nicht den Tag des verbindlichen Beihluffes über den Bau, ſondern das Kalenderjahr 
als Maßſtab der fortdauernden Haftung annehme.” ©. 15, 16: „Für die evangelifche Kirche, Die 
in ihrer Gefammtheit nahezu vermögenslos fei, erzeuge die Mobilifirung der Kirchen: und Pfarr: 
baulaft einen völlig neuen Zuftand. Eine jo geftellte Pfarrgemeinde könne vom rechtlichen Stand: 

12% 


180 Gef. betr. den Austritt aus der Kirhe. $3. Anm. 1 u. 2. 


punkt aus nicht al3 „lebensfähige“ Korporation angefehen werden. An dieſer Stelle von der 
Macht des Glaubens zu reden, welche allein die Kirchen aufrecht erhalte, ſei nicht der vechte Ort. 
Eine „Kirche“ bedürfe zur Erfüllung ihres dauernden Berufes zu lehren einer perpetuirlihen Fun— 
dation. Es fei auch nicht richtig, wenn man ſich damit beruhige, daß dergleichen Fälle jelten ein-— 
treten würden. Die Korporationsverfaffung und das Bewußtfein einer dauernden Fundation gehe 
mit einer. folden Gefeggebung, die nur an das Anterefje des Tinzelnen denfe, in der Kirche wie 
im Staat verloren. Konfequent bedürfe es dagegen der unbedingten Fortdauer der Baulaft, 
foweit fie zur Seit des Austrittes begründet war. Grfcheine diefe Haftung zu langdauernd, 
ericheine auch die fünfjährige Frift des evangelifhen Ober-Kirchenrathes (vgl. die Denkſchrift des— 
felben bei v. Desfeld, a.a.D. ©. 140) zu lang, fo fei das Wenigfte, um den beftehenben 
Rechtszuftand bis zum Erlaß einer anderen Gefeßgebung zu Fonferviren, eine Frift von mehreren 
(2 bis 3) Jahren, wie folhe auch dem Vernehmen nad) in dem urfprünglichen Entwurf der Re 
gierungsvorlage angenommen worden ſei.“ 

Austrittserklürung, welche den Vorfchriften der SS. 1 u. 2 entjpridt. Eine ohne vor: 
gängigen Antrag, nicht innerhalb der Frift des 82 Abſ. 2, nicht perfönlich, nicht vor. dem kompe— 
tenten Richter abgegebene Erklärung entbehrt der im Geſetze vorgeschriebenen Wirkungen. 

2) Peiftungen, melde anf der perfönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Ängehörig- 
keit beruhen, Dahin gehören principiell alle Eirchlichen Abgaben und Leiftungen, denn Niemand 
hat die Verbindlichkeit für die Bedürfniffe einer Gemeinfhaft beizutragen, der er nicht angehört. 
Der Grundſatz findet im Allgemeinen au in Preußen Anwendung. Für die älteren Pro— 
vinzen vgl. A.L. R. Th. II Tit. 11 8 261: „Doch joll Niemand bei einer Parochialkirche von 
einer andern, als derjenigen Neligionspartei, zu welcher er jelbft fich befennt, zu Laften und Ab- 
gaben, welche aus der Parochialverbindung fließen, angehalten werden; wenn er gleich in dem 
Pfarrbezivfe wohnt oder Grundftüde darin beſitzt“; ferner K. O. v. 30. Ditober 1809 wegen der 
Befreiung der franzöſiſchen Koloniften (Nabe, Samml. preuß. Geſetze Bd. 10 ©. 169); K. O. vom 
3. Zuni 1806 betr. die Befreiung der Evangelifchen vom Fatholifchen Pfarrzwange (Rabe, a. a. O. 
Bd. 8 ©. 604), K. O. v. 24. Mat 1809 für die Katholiken gegenüber den Evangelischen, publicirt den 
31. März 1819, v. Kamp, Annalen Bd. 3 ©. 99, welche nach minijterieller Anordnung (a. a. D. 
Bd. 18 ©. 73) aud) in Weftfalen zur Anwendung fommt; K. O. v. 4. September 1825 (6.-©. ©. 226) 
u. K. O. v. 15. Septbr. 1826 (G.-S. ©. 106) wegen Aufhebung des Pfarrzwanges in der Ober: bez. in 
der Niederlaufig; Gef. v. 9. Mai 1854 betr. die Aufhebung des Pfarrzwanges evangelifchen Pfarreien 
gegen Katholiken und Fath. Pfarreien gegen Evangeliſche in Oftpreußen (6.:©. ©. 317), wodurd) die 
entgegenftehende Vorſchrift des Zufases 176 $3 und 213 $5 des oftpreuß. Provinzial: Gejeßes 
aufgehoben worden ift. (Diefe Vorfchriften auch abgedrucdt bei Vogt, preuß. Kirchenrecht Bd. 1 
S. 268 ff u v. Rönne, Ergänzungen des allgem. Landrechts 5. Ausg. Bd. 2 ©. 720.) Der im 
8 261 a. a. D. ausgeſprochene Grundfag kommt auch in Alt: Vor: und Hinterpommern zur Anz 
wendung (vgl. Präj. des Ob.-Tribun. Nr. 2444, Plenar-Befhluß v. 4. April 1355, Entſcheidungen 
Bd. 25 ©. 199). Bol. Übrigens aud) unten Anm. 11 Abi. 1 a. E. Für Hannover ift durch 
die Verordnung v. 28. September 1824 (hannov. Gel.-©. v. 1324 Abth. 3 ©. 287) jede Art des 
Pfarrzwanges unter den chriftlichen Konfeffionen aufgehoben und ferner bejtimmt worden, daß 
jeder Geiftliche nur von den Pfarrfindern feiner Konfeffion die fg. Stolgebühren oder andere nur 
den Eingepfarrten als ſolchen obliegende oder Parochiallaften zu fordern habe, daß dagegen alle 
„Jolche, den Kirchen, Pfarren und Schulen gebührende Leiftungen, welche auf Höfen, Häufern und 
fonftigen Grundftüden eines Pfarrbezirks ohne Rückſicht auf des Beſitzers perfünlicher Eigenſchaft 
als Glaubensgenofje und Eingepfarrter haften und die mithin dingliche Laften find, auch von 
jedem Beſitzer, felbft wern er fich zu einer andern Neligionspartei befennt, als wozu die Parodie 
des Orts gehört, ... nach wie vor entrichtet werden müſſen“ (vgl. auch Spangenberg a. a. O., 
Hft. 2 ©. 51; Brüel, zur Lehre v. d. Kirchen: und Schullaften im Königr. Hannover. Hannover 
1855 ©. 14 fl. Auch m Kurheſſen (f. Gef. v. 29. Ditober 1848 $5, Büff, a. a. O. ©. 747) 
in Naffau (vgl. Dtto a.a.D. ©. 13) und in Holftein (Gef. v. 4. Juli 1863 $ 2: „Wer 
einer der genannten NReligionsgefellfchaften (Neformirten, Katholiten, Mennoniten, Anglitanern oder 
Baptiften) angehört, ift von perſönlichen Beiträgen und Leiftungen für die Landeskirche befreit, 
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ift jedoch verpflichtet die auf jeinem Grundbeſitz Haftenden Laften zum Beſten ber Landeskirche 
abzuhalten“) gilt es als Negel, daß der Angehörige einer beftimmten Konfefftion feinen Zeitungen 
zu Gunften einer andern unterworfen ift. 

Bon diefem allgemeinen Grundfaße beſtehen aber Ausnahmen nad) zwei Richtungen hin. Ein 
mal find die kirchlichen Abgaben zum Theil wefentlich mit Rückſicht darauf, daß fie in älterer Zeit 
auf das hauptfächlichfte in Frage kommende Vermögen, den Grumdbefik, repartirt wurden, dinglich 
geworden. Bweitens aber hatte früher in Deutfchland die eine oder andere der drei Reichskon— 
feiftonen (die evangelifch: Lutheriiche, evangelifch zveformirte oder die katholiſche Kirche) faft aus 
nahmalos die Stellung der ecclesia dominans, und es waren ihr daher die Angehörigen der 
andern, wenn fie auch geduldet wurden, vielfach in Bezug auf den Pfarrzwang unterworfen. So 
haben die kirchlichen Abgaben nicht nur theil3 eine dingliche Natur angenommen, fondern fie haben 
auch teils ohne Rückſicht auf Die Zugehörigkeit zu der beftimmten Konfeſſion entrichtet werden 
müffen. Hinfichtlich dev Anhänger der privilegirten hriftlichen Kirchen find Verhältniſſe der letzteren Art 
jeßt in Preußen im Allgemeinen befeitigt (vgl. die vorhergehenden Nachweifungen) und es haben ſich 
ſolche nur noch ſehr vereinzelt erhalten ( . S. 193). — Dagegen iſt eine derartige Verpflichtung für 
die Unterhaltung der privilegirten chriſtlichen Kirchen beizutragen, viel länger für die Mitglieder 
der nicht privilegirten Religionsgeſellſchaften beſtehen geblieben und hat in Preußen 
noch zum Theil bis zur Einführung des Geſetzes fortgedauert. Beſeitigt war eine ſolche Verpflich⸗ 
tung allerdings ſchon in Kurheſſen durch das citirte Geſetz v. 29. Oktober 1848 8 5, in Hannover 
zufolge der ſich an die angeführte Verordn. v. 28. September 1824 anſchließenden Praxis (Lob: 
mann, a. a. O. S. 256), ferner aud in Holjtein durch das Geſetz v. 4. Zuli 1863 $ 2 für Die 
Angehörigen der dort genannten Religionsgefellichaften. Für die älteren Provinzen war aber 
die Frage beftritten, ob der Austritt aus einer der privilegirten chriſtlichen Kichen ohne Uebertritt zu 
einer andern von der Beitragspflicht für die Zwecke der erfteren befveie. Die Minifter der geift 
lichen Angelegenheiten und des Innern haben in der Eircularverfügung vom 19. November 1850 
(Aktenſtücke des evangel. Ob. Kirchenrathes Bd. 1 Hft. 1 ©. 71 und Altmann, Praxis der preuß. 
Gerichte 20. ©. 316) und der Ober⸗Kirchenrath in den Erlaſſen v. 17. Dezember 1850 u. 10. Mai 
1853 (Aktenſtücke Bo. 1 Hft. 1 ©.71; Sf. 6 ©. 92) ſich für die Bejahung der Frage entichieden. 
Dagegen hat das Dber-Tribunal in dem Erkenntniſſe v. 8. Februar 1354 (Entjgeidungen BD. 27 
S. 375; Striethorft, Archiv f. Rechtsfälle Bd. 12 ©. 110; Altmann ara. D. ©. 313) den 
Rechtsſatz ausgeſprochen: Der förmlich erklärte Austritt aus der Kirche befreit den Austretenden 
von den bisher getragenen Parochiallaften noch nicht, jondern erſt dann, wenn er einer andern 
vom Staate anerkannten Religionsgeſellſchaft ſich angeſchloſſen hat. Nachdem der Minifter der 
geiftlichen Angelegenheiten und der evangelifhe Ober-Kirchenrath in Folge diefes Ausfpruches des 
höchſten Gerichtshofes in den Verfügungen v. 31. März u. 7. Mai 1858 (Aftenftüde Bd. 2 ©. 312) 
von ihrer früheren Anficht zuriifgetveten waren, wurde aber in Folge der vielfach ergangenen 
Beichwerden nach nochmaliger Prüfung der Sache von dem erfteren im Einverftändniffe mit dem 
Staatsminifterium Die Gircular:Berfügung vom 15. Mai 1861 (Minift.-Blatt f. d. innere Verwal: 
tung ©. 114; Atenftüde Bd. 5 ©. 160; Dove, Zeitſchr. f. K. R. Bo. 1 8.43; Altmann, 
a.a. O. ©. 315) erlaffen, worin zu ber ursprünglichen Auffafjung vom Zahre 1850 zurückgekehrt 
wurde. Da das Dber-Tribunal indeffen bei feiner früheren Anficht ſtehen geblieben ift (|. Erkenntn. 
v. 5. Juli 1867, Entſcheidungen Bd. 58 ©. 351), trotzdem daß diejelde wegen der Ignorirung des 
Einflufjes der Verfafiungs- Urkunde auf Die Vorſchriften des Landrechtes über die Stellung der 
Religionsgeſellſchaften, unhaltbar war, und ſich die Doktrin übereinſtimmend gegen den Ausſpruch 
des Ober? Tribunals erklärt hat (vgl. Jacobſon in Do ve's Zeitſchr. für KR. Bd. 1 ©. 430; 
Dove, a.a.O. S. 491; Altmann, a. a.O. S. 320 Note, Wettich in Gruchots Beiträgen zur 
Erläuterung d. preuß. Rechts Jahrg. 8 S. 528; meine Recenſion in der Zeitſchr. f. Geſetzgebung 
u. Rechtspfl. in Preußen Bd. 2 ©. 196), jo beftand in der erwähnten, wichtigen Frage eine bis 
jest ungelöfte Differenz zwiſchen der Verwaltungs- und Gerichts-Praxis. Dieſe iſt durch die Be— 
ſtimmung des Abſ. J des 8 3 beſeitigt und zwar zu Gunſten der ſowohl prineipiell wie auch nad) 
dem früheren preußifchen Recht begründeten Meinung. 

3) nicht mehr nerpflichtet mird, Wird eine ſolche Verpflichtung mit Rückſicht auf den in 


| 
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Gemäßheit der Vorfchriften dieſes Geſetzes erfolgten Austritt aus der Kirche abgelehnt, jo ift über | 
diefe Frage der Rechtsweg zuläffig. Einmal handelt es fich hier um Abgaben, von denen die 


Freiheit aus einem bejonderen Grunde behauptet wird (vgl. $ 79 Tit. 14 Th. II A. 2. R., Geſetz 
vom 24. Mai 1861 betr. die Erweiterung des Rechtsweges G.-S. ©. 241, Berordn. v. 16. Sep: 


tember 1367, für die neuen Provinzen G.:S. ©. 1515, und Erfenntniß des Ober: Tribunals vom 


8. Februar 1854 bei Striethorft, Archiv f. Rechtsfälle Br. 12 ©. 110); ferner aber ift was die 


Baulaſt betrifft, der Rechtsweg binfichtlich der Verbindlichkeit zur Zeiftung der Beiträge nad) $ 707 


bis 709 Tit. 2 TH. II A. 2. R. unbedingt zuläffig (Erfenntn. des Kompetenzgerichtähofes v. 30. Zas 


nuar 1558, Miniſt.Bl. f. die innere Verwaltung S. 178 und Grfenntn. des Ober:Tribunal® vom 
20. Februar 1865, Entſcheidungen Bd. 54 ©. 305). Demgemäß erjcheint e3 nicht haltbar, wenn 
das Erkenntniß des Kompetenzgerihtshofes v. 7. Dftober 1854 (Zuftiz-Minift.-Bl. ©. 443) erklärt 
hat, daß die Behauptung, dab man aus dem Parochialverbande ausgetreten fei, die Zulaffung des 
Rechtsweges nicht begründe. 

Bol. ferner unten Anm. 8. 

*) des auf die Austrittserklärung folgenden Sinlenderjahres. Zufolge diefer Vorschrift 
(die Motive derfelben ſ. S. 178) hat das austretende Mitglied noch für alle Laften zu haften, 
welche in die Zeit bis zum 31. Dezember (einjchlieglih) des auf die Austritt3- Erklärung fol: 
genden Jahres fallen. 

5) Koften eines außerordentlichen Annes, Diefe Beitimmung hat den Zweck, einen Aus- 
tritt, namentlid, einen Mafjen-Austritt aus rein pefuniären Motiven zu erjchweren, wenn erhöhte 
Anforderungen an die Gemeinde Mitglieder zur Dedung von Baufoften gemacht werden müffen, 
und dadurch die Auflöfung der rechtlichen Unterlagen der firchlichen Baulaft zu verhüten. Unter 
einem außerorventlihen Bau kann nur ein folcher verjtanden werden, welcher nach den befonderen 
Derhältniffen der einzelnen Gemeinden im Hinblick auf die bauliche Verwaltung der Kirchengebäude 
und vom baulichen Standpunkt aus als ein ungewöhnlicher, nicht regelmäßig vorfommender er: 
Iheint. Es gehören alfo hierher Erweiterung3-Bauten, welche durch das Anwachſen der Gemeinde 
erforderlich geworden find. Ferner alle Neubauten, denn wenn jolche auch felbft ohne den Ein: 
tritt außergewöhnlicher Greigniffe, wie 3. B. Feuersbrünfte, Erdbeben, dem Laufe der Dinge gemäß 
in einem gegebenen Zeitpunkt nothwendig werden, fo bleibt ein ſolcher Bau doc} gerade für die betref- 
fende Generation immer etwas Aufergemöhnliches, in jofern als ihr in einem ſolchen Fall außer: 
ordentliche Laften aufgebürdet werden. Endlich gehören hierher auch größere und umfangreichere 
Neparaturbauten, weil hinfichtlich diefer diefelben Verhältniffe obwalten. Unzuläſſig muß es er- 
ſcheinen den Begriff des außerordentlichen Baues lediglich danach zu bemefjen, ob er im Vergleich 
zu dem regelmäßigen Budget der Gemeinde eine Mehrbelaftung oder felbft eine erheblichere Mehr: 
belaftung herbeiführt. Das erftere wird mit jedem Baue der Tall fein, und was das Iektere be— 
trifft, jo fehlt es hier einmal an jedem feften und beftimmten Kriterium, ferner aber würde dies 
auch dem Wortlaut der Vorfchrift widerfprechen, da diefe dem Austretenden nicht die Haftung für 
Bauten, welche erhebliche oder außerordentliche Koften verurſachen, fondern für die Koften außer: 
ordentlicher Bauten auferlegt. Thatſächlich wird fich freilich die Sache faft immer fo ftellen, daß 
diefe letzteren auch außerordentliche Laften bedingen. ! 

°) deſſen Mothmendinkeit . . . feftgeftellt iſt. Die Nothwendigkeit muß von den fomper 
tenten Organen der betreffenden Kirche ausgejprochen fein. Somohl für die evangelifche Kirche, 
wie für die Fatholifche Kirche find dies faft in allen Landestheilen die königlichen Regierungen, ſ. 
5 707 Zit. 11 TH. II A. L. R.; Inftruftion zur Gefhäftsführung der Regierungen vom 23. Oktober 
1817 8 18 Geſ.S. ©. 248), Berordn. betr. die Refjortverhältniffe der Provinzialbehörden 2c. vom 
27. Zuni 1845 $3 Nr. 1 (6.-©. ©. 440) — wegen der Katholischen Kirche vgl. Verordn. betr. die 
Refjortverhältniffe ver Prov.-Behörden in kath.-kirchl. Angelegenheiten v. 27. Zuni 1845 $ 3 (Gef.-©. 
©. 443), die Regulative v. 25. Mai und 19. November 1850 (Min.-Bl. f. die innere Verwal: 
tung v. 1551 ©. 32) und Reſkript vom 8. Mai 1852 (Beiträge 3. preuß. ER. Hft.2 ©. 7) — in 
Kurhefjen für die evangelifche Kirche das Konfiftorium (Büff, a. a. O. ©. 738), in Sannover für 
die letztere gleichfalls in der Regel die Provinzial-Konfiftorien (wegen der Mitwirkung der Land: 
drofteien und der Kompetenz der Kirchenfommiffarien vgl. die bei Lohmann a. a. O. ©. 189, 195, 
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206, 215 abgedrustten Verordnungen). Was dagegen die katholiſche Kirche in Hannover betrifft, 
fo kommt das minifteriell genehmigte Ober: Präfidial-Regulativ vom 12. Juni 1871 in Betradt- 
Nach 8 2 defjelden haben die biſchöflichen Behörden die Nothwendigfeit oder Nüßlichkeit der Bauten 
zu prüfen und darüber zu entfcheiden, nad) $4 aber für den Fall, daß Differenzen entftehen, 
namentlich das Baubedürfniß, die Verpflichtung zur Beitragäleiftung oder der anzumendende Ber: 
theilungsfuß ftreitig find, die Entfcheidung der Landdroftei zu überlaffen, welche indefjen wenn fie den 
Anträgen der geiftlichen Behörden nicht deferiven zu können glaubt, und die Meinungsverſchieden— 
heit nicht durch Kommunikation mit letzteren beheben kann, die Entfcheivung des Kultusminifters 
einzuholen hat. Der Zeitpunkt der Feftftellung ift nicht der Tag, an welchem die betreffende Ber 
Hörde den Bau beſchließt, jondern derjenige, an welchem der Beſchluß ordnungsgemäß befannt 
gemacht wird. Erſt von diefem Moment ab eriftirt derjelbe für die Betheiligten. Ferner entjpricht 
diefe Auslegung auch allein der Abficht des Gejekes, weil ein blos zur Abwälzung der Baulaft 
ftattfindender Austritt verhindert werden foll, ein folcher aber in manchen Fällen erft dann erfolgen 
wird, wenn fich die Höhe der Laft überjehen läßt. Iſt alfo der Austritt am 15. Februar 1874 er— 
Härt und der Bau am 30. Dezember 1873 befchloffen, aber diefer Beſchluß erſt am 3. Januar 1574 
veröffentlicht worden ift, jo handelt es fih um einen in dem Kalenderjahre des Austrittes feit- 
geftellten Bau, für deffen Koften der Austretende bis zum Ablauf des 31. Dezember 1876 
haftet, während er bei entgegengefegter Auslegung der betreffenden Vorschrift, d. h. wenn man den 
Tag des Beichluffes, den 31. Dezember 1873 als Seftftellungstermin anfehen wollte, nur nad) 
Maßgabe des erften Satzes des Alinen 2 des 5, alfo bis zum 31. Dezember 1875, verpflichtet 
fein würde. 

Mo für den Fall des Streites über die Nothwendigkeit des Bares der Rekurs an eine höhere 
Behörde ergriffen werden kann (vgl. Reſkript v. 23. Auguft 1828 bei v. Kampk Annalen Bd. 12 
S. 683 u. Vogt, preuß. K. R. Bd. 1 ©. 494, nach welchem in folhen Fällen die Regierungen 
ein Reſolut zu erlaffen und den AInterefenten bei dev Publikation eine angemefjene in der Regel 
und mindeftens 4wöchentliche Frift für die etwaigen Kefursbefchwerden an das Minifterium der 
geiftlihen Angelegenheiten zu gewähren haben), ift der Tag der Feitftellung des Baues erſt der- 
jenige, an welchem die Rekursfriſt verftrichen oder die Entfeheidung der betreffenden höheren 
Behörde publicirt worden ift, denn bis dahin ift e3 ftetS ungewiß, ob es bei dem beſchloſſenen 
Baue bleibt, und das Geſetz kann nur die definitive Anordnung derſelben gemeint haben. Was 
insbeſondere die nach dem eben angeführten Reſkript von der Regierung vorzunehmende Feſtſetzung 
betrifft, ſo iſt dieſelbe, wie ſchon die Bezeichnung: Regulirung des Interimiſtikums ergiebt, ſ. auch 
Cirkular⸗Reſkr. v. 12. Dezember 1843 (Miniſterial-Bl. f. d. innere Verwaltung ©. 324 u. Vogt, 
a. a. D.) immer nur eine proviforische. N 

) ehenfo heizufragen, d. h. er haftet für alle Beiträge, welche während der betreffenden 
zweijährigen Frift repartirt und ausgeſchrieben werden, dagegen aber nicht für fpätere, welche 
etwa deshalb noch nöthig werden, weil der Bau in der gedachten Zeit nicht vollendet worden ift. 

8) als menn er feinen Austritt nicht aus der Kirche erklärt hätte; der Austretende 
gilt alfo in Bezug auf die betreffende Angelegenheit noch als Mitglied der Kirche, welche er ver: 
laſſen hat, und kann alſo alle Rechtsmittel gegen die Prägravation geltend machen, welche den 
Zugehörigen der ‚betreffenden Kirhengemeinfchaft zuftehen, vgl. 3. B. Meier K. R. ©. 309 XL u. 
die Erfenntniffe des Dber-Tribunals v. 24. Dftober 1862 (Miniſt.Bl. f. d. innere Verwaltung ©. 65) 
u. v. 20. Februar 1865 (Entſcheidungen Bd. 54 ©. 305). 

9) nicht auf der perfönlichen Kirchen- oder SKirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, 
d. h. diejenigen, bei welchen die Angehörigkeit zur beftimmten Kirche nicht das allein entfcheidende 
Moment ift, fo die Baulaft des Patrons bei einem perfönlichen Patronat, ein anderes Beijpiel 
dafür in Anm. 1 zu $ 10 lit. b. Nr. 2. Die Baulaft der ſog. Forenfen, d. h. derjenigen, welche 
zwar feinen Wohnfi in der Parochie, aber doch Grundſtücke in derjelben haben, eine Verpflichtung, 
welche allerdings nach gemeinem (Richter-Dove K. R. $319) und nad) preußifchen Recht (Erz 
tenntniffe des Ober-Tribunals v. 23. Januar 1337; 20. September 1854 u. 5. April 1861, Gentral- 
Blatt f. preuß. Zuriften, Jahrg. 1837 ©. 555; Entſcheidungen Bd. 23 ©. 355 u. Bd. 45 ©. 269) 
im allgemeinen nicht befteht, aber durch Obſervanz hergebracht fein kann, fällt nicht unter dieje 
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8. 4.*) | 

Perſonen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes y ihren 

Austritt aus der Kirche nach den Vorfchriften der bisherigen Gefege?) erklärt 

haben,?) jollen vom Tage der Gejegeskraft diefes Geſetzes) ab, zu anderen, als 

den im dritten Abjat des 8. 3. bezeichneten Leiftungen) nicht ferner herangezogen 
werden. 


Vorſchrift des Geſetzes, vielmehr unter den Abſ. 1 des 8. Forenfe Kann allein derjenige fein, 
welcher derjelben Konfeffton angehört; nur beftimmt fich bei ihm die Zugehörigkeit zur Parochie 
nicht, wie gewöhnlich durch das Domicil, ſondern durch die Lage der ihm gehörigen Grundſtücke. 

Wegen der Zehntverpflichtung ſ. Anm. 11. 

’) kraft befonderen Rerhtstitels auf beffimmten Grundftücken haften. Sierher gehört 
die Baulaft des Patrons, fofern das Patronatreht — was nah A.L.R. Th. U. Zıt. 11 $ 579 
die Regel — auf einem Grundftüc haftet, alfo dinglich ift (8583 a. a. D.), ferner ein Zehntrecht, 
welches kraft eines beſonderen Entſtehungsgrundes, z. B. der Erſitzung gegen ein beſtimmtes 
Grundſtück erworben iſt, unter der Vorausſetzung, daß, wie dies im Großherzogthum Poſen der 
Fall iſt, die Grundbeſitzer des evangeliſchen Bekenntniſſes an und für ſich frei ſind (vgl. Präjudiz 
des Ober-Tribunals Nr. 2679 v. 22. Dezember 1856, Entſcheidungen Bd. 35 ©. 149). 

") non allen Grundflücken einer gemiffen Alaffe in dem Arzirk ohne Anterſchied 
des Beſttzers. Hierunter find alle Abgaben begriffen, welche eine dinglihe Natur angenommen 
haben, aljo Neallaften find. Es gehören hierher 3: B. die Baulaften im ehemaligen Herzogthum 
Magdeburg und in dev Mark Brandenburg, die Parochiallaften in den ehemals fönigl. ſächſiſchen 
Landestheilen (ſ. die Nachmweifungen bei Meier, preuß. K.R. ©. 163), die im großen und Kleinen 
Marienburgſchen Werder in Preußen zum Unterhalt der evangelischen Grundbeſitzer und Kirchen: 
diener zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen (Verordn. v. 30. Januar 1846, ©. ©. ©. 87); 
der Sackzehnte, die große und Kleine Kalende in Dftpreußen (oftpreuß. Provinzialveht Zuf. 213 
$4) Der Zehnte dagegen nicht allgemein, denn wenn er auch Reallaft:Natur hat, jo ift die Ver— 
pflihtung dazu doch vielfah (fo nah A.L.R. a. a. O. $ 372, ferner in der Dber: Laufiß, Er: 
fenntniß de3 Dber-Tribunal3 v. 21. Dezember 1857, Striethorft, Arch. für Rechtsfälle Bd. 27 
©. 227) durch die perfünliche Zugehörigkeit zur Parochie, alfo die Zugehörigkeit zur betreffenden 
Konfeſſion, bedingt. 

Die Worte: „Grundſtücke einer beftimmten Klaſſe“ hat das Geſetz deshalb gebraucht, weil 
nicht immer ſämmtliche Grundſtücke da, wo die Dinglichkeit der Kirchenlaften bejteht, jondern nur 
beftimmte Kategorien derfelben verhaftet find. | 

S A. *) Entjpricht dem $ 6 der Negierungsvorlage, nur mit der Abweihung, daß die Ver: 
weifung der durch die Kommiffion veränderten Paragraphen: Zählung entfpricht. 

') nor dem Inkrafttrefen des gegenmärtigen Geſetzes. Da daſſelbe feinen allgemeinen 
desfalfigen Zermin ſelbſt angeoronet hat, jo beftimmt fich diefer nad) Maßgabe des Gejekes nom 
3. April 1846, betr. die Publikation der Geſetze $2 (G. S. ©. 151) des Geſetzes v. 14. Mai 1855 
(wegen des Jade-Gebietes ©. S. ©. 306) u. der Verordn. v. 29. Januar 1867 (wegen dev neuen 
Provinzen, ©. ©. ©. 139). 

>) nach den Morfhriften der bisherigen Geſetze, ſ. $ 17 der Verordn. v. 30. März 1847 
(©. 175) und ferner die Anführungen oben ©. 173. 

°) erklärt haben. Durch diefe Beftimmungen follen auch diejenigen, welche bisher auf Grund 
der oben erwähnten, nicht haltbaren Praxis des Ober-Tribunals (ſ. S. 181) zu Beiträgen heran 
gezogen worden find, von dieſen für die Zukunft befreit werden, und das muß ſelbſt da gelten, 
wo eine rechtskräftige Verurtheilung mit Rückſicht auf jene irrthümliche Rechtsanſicht erfolgt ift. 
Auch in diefen Fällen find die Borausfegungen des $ vorhanden. Daß das Geſetz, welches an 
und für ſich auch die Folgen vechtsträftiger Erfenntniffe befeitigen kann, gerade die Verpflichtungen 
der bereits verurtheilten Diſſidenten hat beftehen laſſen wollen, läßt ſich annehmen, um fo mehr, 
als dieſe nicht in der Lage find, den Austritt, welchen fie nad) dem früheren Recht gültig 
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8 5.9) 

Ein Anſpruch auf Stolgebühren!) und andere bei Gelegenheit beftimmter 
Amtshandlungen zu entrichtende Leiftungen?) Tann gegen Werfonen, welche der 
betreffenden Kirche nicht angehören,?) nur dann geltend gemacht werden, wenn die 
Amtshandlung auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden ift. 


8. 6.*) 
Als Koften des Verfahrens werden nur Abiehriftsgebühren und baare Aus: 
lagen!) in Anſatz gebracht. 


_ vorgenommen haben, unter der Herrſchaft des gegenwärtigen Geſetzes nochmals zu wiederholen, 
mithin gar Fein Mittel befigen, fich der ihnen zu Unrecht aufgebürdeten Laften zu entziehen. 

*) der Geſetzeskraft diefes Geſetzes ab, f. Anm. 1. Demgemäß haben die in der gedachten 
Weife ausgetretenen Perfonen nur die in die Zeit bis zu dem erwähnten Tage fallenden Leiftungen 
tragen. Das gilt auch) von denjenigen, welche nur die Form des Abf. 2 S 1, nicht die des Abſ. 3 
erfüllt haben. 

5) des 8 I bezeichneten Leiftungen, |. Anm. 9—11 daſelbſt. 

8 5. *) Unverändert wie $ 7 der Negierungsvorlage. 

) Stolgebühren, d. h. die für die Vornahme beſtimmter Amtshandlungen, namentlich Taufen, 
Zrauungen 2c. an den Geiftlichen zu zahlenden Gebühren. Solange die Angehörigen anderer Kon- 
fejfionen oder die aus der Kirche ausgetretenen Perfonen noch dem Pfarrzwange einer anderen 
Kirche unterworfen waren, wurden fie Eonfequenterweife auch hinfichtlich der Pflicht zur Zahlung 
von Stolgebühren den wirklichen Parochianen gleichgeftellt. Wie diefe, falls fie eine dem Pfarr— 
zwange unterworfene Handlung von einem andern als ihrem kompetenten Pfarrer vornehmen 
ließen, an diefen die Stolgebühren zu zahlen hatten (vgl. 3. B. 88 422ff., 458ff, Lit. 11 Th. U. 
UL, R.), jo mußten die legteren auch von den erwähnten Perfonen, welche fich des Geiftlichen 
oder Religionsdieners ihrer Konfeffion bedienten, an den Geiftlichen der fremden Religionsgejellichaft 
entrichtet werden, deſſen Parochialzwang fie unterworfen waren. Auch diefe aus der Stellung be: 
ftimmter Kirchen als ecclesiae dominantes und aus der nicht vollen Gleichberechtigung der 
Diſſidenten herfließende Konfequenz ift nunmehr für die ganze Monarchie bejeitigt (vgl. aber ©. 192). 

2) hei Gelegenheit heftimmter Amtshendlungen zu entrichtende Reiftungen, 3. B. 
Zuſchläge zu den Stolgebühren, welche nicht für den Geiftlichen, fondern für andere Perjonen, 
wie die Kirchjpielsarmen, oder zu beftimmten beſonderen Zwecken, — jo die in den Bisthümern 
Münfter, Paderborn, Trier, Gneſen-Poſen und Grmland bei jedem Trauungs-, Sterbe- und 
Zauffalle als Zuſchläge zu erhebende Kathevralfteuer von einigen Silbergrofhen zur Erhaltung 
der Domkirchen (Kab.-Drdres vom 13. April und 24. Mai 1825, G. S. ©. 71 u. 225) — gezahlt 
werden müflen. 

3) der betreffenden Kirche nicht angehören, gleichviel alfo, od fie niemals Mitglieder 
derſelben geweſen oder erſt ausgetreten find. Tritt Jemand in Gemäßheit des $ 1 Abf. 2 zu einer 
andern Kirche über, jo genügt ſchon die Beobachtung der dort für ſtatthaft erklärten Form, und 
e3 bedarf nicht erft noch der Form des Abſ. 3 a. a. D. Das folgt aus der allgemein lautenden 
Borfhrift des 85. Ferner aber daraus, daß der Mebertritt nach S 1 Abſ. 2 die Zugehörigkeit 
in den rein kirchlichen Beziehungen löſt (S. 174) und das Recht des Pfarrers auf Vornahme 
von Firchlichen Amtshandlungen in erfter Linie zu diefen gehört, nicht aber zu der Kategorie der 
aus dem Parochialverbande hervorgehenden vermögenwerthen LZaften, da der Anſpruch auf Stol- 
gebühren nur ein Acceſſorium feines Nechtes auf die Amtshandlung ift. 

8 6. *) Nach ven Vorfchlägen der Kommiffion. Der entſprechende $ 8 der Regierungs-Vorlage 
lautete: „Für die Beicheinigung des Austritts aus der Kirche ($$ 1 bis 3) ift eine Schreibgebühr 
von fünf Sildergrofhen zu erheben. Daneben ift die tarifmäßige Stempelabgabe für Attefte zu 
entrichten. Alle übrigen auf Grund diefes Geſetzes bei den Gerichten ergehenden Verhandlungen 
und Verfügungen find koſten- und ftempelfvei.” — Die Abänderung ift in der Erwägung erfolgt, 
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8.07.) 

Die in diefem Gefeße dem Richter beigelegten Verrichtungen werden im Be: 
zirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln durch den Friedensrichter, im Gebiete 
der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. durch die zweite Abtheilung des Stadt: 
gerichts dafelbjt wahrgenommen. !) 

88.” 

Was in den SS. 1 bis 6 von den Kirchen beftimmt ift, findet auf alle Religions» 

gemeinjchaften, welden Korporationsrechte gewährt find, ') Anwendung. ?) 


daß es „fich empfiehlt, einerfeitS den Austritt nicht nur durch bejondere Sporteln zu erjchweren, 
andererfeits ihm auch nicht das Privilegium der Stempel: und Koftenfreiheit zu gewähren‘, nach. 
dem mit Bezug auf die Negierungs Vorlage erklärt war: „Hier findet die Beſtimmung eines 
Koften-Anfates von 5 Sgr. von allen Seiten Widerjprud). E3 wird dagegen von einer Seite 
vorgefchlagen, die Verhandlungen überhaupt für koſten— und ftempelfrei zu erklären. Bon einer 
andern Seite wird es für angemefjen erachtet, wie in dem Geſetz (Verordnung) von 1547 dem 
Quftiz.Minifter die Regelung eines Koſten-Tarifs vorzubehalten. Gegen die letztere Beltimmung 
wird ein Bedenken aus der Berfaffungs- Urkunde geltend gemacht, nach welcher Gebühren nicht 
ohne Geſetz erhoben werden follen. Gegen erfteren Vorjchlag erklärt fid) auch der Kommiljar des 
H. Zuftiz-Minifters, fofern die Koſten- und Stempelfreiheit gegen Die Grundfäße der Finanz: Ber: 
waltung verſtoße“ (Kommiffiond:Ber. ©. 17). 

’) Abfhriftsgehühren und baare Auslagen, ſ. die allgemeine Verfügung (Anlage) 
Nr. 5. Nach derſelben ift für die Beſcheinigung des Austrittes (ſ. 82 Abj. 3) ein Stempel von 
5 Sgr. zu erheben. - 

8 7. *) Vgl. ©. 175 Anm. *). 

ı) mahrgenommen. In den übrigen Landestheilen, für melde das Geſetz nicht3 beftimmt, 
find die betreffenden Gefchäfte von den zur Verwaltung der freiwilligen Gerichtöbarfeit bejtimmten 
richterlihen Beamten, mithin in den älteren Provinzen durch das betreffende Mitglied der zweiten 
Abtheilung des Kreisgerichts, bez. den Einzelvichter der Kreisgerichts-Kommilfion (55 20—22 der 
Perordn. v. 2. Zanuar 1849 über die Aufhebung der Privatgerichtäbarkeit 2c., Gej.-©. von 1849 
S. 1 u. ». 1851 ©. 180) und in den neuen durch die Amtsrichter (ſ. die verfchiedenen die Juſtiz— 
Verwaltung betreffenden Verordnungen vom 26. Juni 1867, 6.5. ©. 1073 fi) wahrzunehmen. 
©. auch die Allgemeine Verfügung in der Anlage Nr. 1. 


8 8. *) Nah den Vorſchlägen der Kommiffion. Die Negierungs - Vorlage ($ 9) lautete: 
„Was in den 8$ 1 bis S für den Austritt aus der Kirche beftimmt ift, findet auch auf den Aus: 
tritt aus folhen Religionsgemeinfhaften, welchen Korporationsrechte gewährt find, Anwendung.’ 

ı) Religionsgefellfihaften, welchen Korporationstechte gemährt find. Sierher gehören 
namentlich in den älteren Provinzen die Herrenhuter oder evangelifchen Brüdergemeinden (vgl. 
Reſkript vom 16. Dezember 1849): „daß die evangelifchen Brüdergemeinden allzeit als corporative 
Gemeinde-Berbände anerkannt und ihnen die völlige freie und felbjtftändige Verwaltung ihrer Anz 
gelegenheiten, ſowie insbefondere ihres Vermögens geftattet worden fei“, Boche, d. preuß. legale 
evangelifche Pfarrer S. 69 Anm. 10; Jacobſon, K.R. ©. 124 und in Doves Zeitjchrift für 
KR. Bd. 1 ©. 394); die von der Gemeinfchaft der evangelischen Landeskirche ſich getrennt hal— 
tenden Zutheraner (fg. Mtlutheraner) nad) der General-Konceffion vom 23. Juli 1845 Nr. 2 
und 3 (Geſ.“S. ©. 516), die Kohlbrüggianer oder Niederländifh-Neformirten zu 
Elberfeld, welche nad) der K.D. v. 24. November 1849 (Jacobfon bei Dove a. a. O. Bd.3 ©. 359) 
Korporationsrechte behufs Erwerbung von Grundſtücken und Kapitalien erhalten haben, in ber 
Provinz Hannover die Herrenhuter- Gemeinde zu Norden, nachdem dieſer durch Erlaß vom 
29. Zuni 1868 derſelbe Schuß, wie denen des Altlandes zugefichert worden ift, und die Menno, 
niten-Gemeinden in Dftfriesland, welche als „vom Staate ausdrücklich aufgenommene Kirchengejell: 
ſchaften“ im Sinne des $ 17 Tit. 11 TH. T A.L. R. gelten und demnach auch, vgl. 8 193 a. a. O., 
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Korporationsrechte haben (auch im Neffript des früheren hannov. Kultusminifteriums v. 18. Sep: 
tember 1363 anerkannt), in Schleswig-Holftein die janfeniftifch-Katholifche Gemeinde auf Nordftrand 
(vgl. die Privilegien derfelben bei Matthiä, Befchreibung der Kirhenverfaffung in den Herzog: 
thümern Schleswig und Holftein. Flensburg 1778. ©. 331 ff), ferner die auf Grund des holſtei⸗ 
niſchen Geſetzes v. 4. Juli 1863 88 2, 13 genehmigten Gemeinden der Mennoniten, Reformirten, 
Anglifaner und Baptiften, fofern die Negulative für die Verwaltung ihrer öfonomifchen Angelegen: 
heiten durch die Regierung genehmigt find, und nicht einzelne der ſchon früher gebildeten Gemein: 
den bejondere dahingehende Privilegien hatten (f. Matthiä a. a. O. ©. 292, 336 und Syſtem. 
Sammlung der für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein erlaſſenen Verordnungen, Bd. 3 
©. 569 ff). 

) Anmendung. Für den Austritt aus den Gemeinden der in der vorigen Anm. gedachten 
Neligionzgefellichaften bedarf es alfo auch der Erklärung in Gemäßheit des SI Abſ. 1 und 82. 
Eine ſolche befreit den Austretenden von den auf der. perfönlichen Zugehörigkeit zur Gemeinschaft 
beruhenden Leiftungen nad) Maßgabe des $ 3 Abf. 2, während er für die fonftigen Laften (a. a. O. 
Abſ. 3) verhaftet bleibt. 

Der Abjag 2 des $ 1, welcher für den Webertritt im Gegenfat zum Austritt aus der Kirche 
(S. 173) das beftehende Recht aufrecht erhält, ſoweit es fich nicht um die Befreiung von den Laſten 
des bisherigen Verbandes Handelt, kommt hier gleichfalls zur Geltung. Die 88 41, 42 Tit. 11 
Th. II A. 2. R. beziehen ſich nämlich nicht allein auf einen Uebergang von der einen ausdrücklich 
privilegirten Kiche zur andern, ſondern auch auf einen ſolchen zu einer ausdrücklich ftaatlic ans 
erkannten chriſtlichen Kirchengefellichaft, wie es die Altlutheraner und Herrenhuter find, vgl. Erz 
fenntniß des Ober-Tribunals v. 11. November 1859 u. v. 29. April 1861, Striethorft, Archiv 
f. Rechtsfälle Bd. 34 ©. 355 und Bd. 41 ©. 201; Altmann, Praxis ꝛc. S. 768; Jacobſon, 
K. R. ©. 492 Anm. 10; Bode, der preuß. legale Pfarrer ©. 70, 71, alfo auf den Wechfel 
innerhalb aller ftaatlich anerfannter Neligionsgefellfichaften im früheren Sinne. Demnad) unter: 
liegt ſowohl der Webertritt aus einer privilegirten chriſtlichen Kirche zu den SHerrenhutern und 
Altlutheranern, von einer diefer Gemeinfchaften zur andern, wie auch aus einer folhen zu einer 
der chriſtlichen Kichen dem 81 Abſ. 2 u. 3. Für Diejenigen Neligionsgefellfchaften, welche nad) 
Erlaß der Berfaffungs-Urfunde Korporationsrechte erhalten haben und erhalten, find aber SS Al 
42 Zit. 11 Th. II A. 2. R. deshalb bedeutungslos und unanwendbar, weil die Berfaffungsurtunde 
Art. 12—15 außer den privilegirten Kirchen nur Religionsgefellfchaften mit Korporationsrechten 
und ohne diefelben kennt, alfo die landrechtlichen früheren Kategorien, öffentlich aufgenommene 
privilegirte, aufgenommene und Foncefjionirte und gebuldete Neligionsgefellfchaften (f. Jacobſon 
und Doves Zeitichr. Bd. 1 ©. 394 ff, Boche, a. a. D ©. 47 ff) für die Zukunft gegenftandalos 
geworden find. 

Auch die Vorſchriften des oben ©. 174 citirten kurheſſiſchen Gefeßes und des bairifchen Reli— 
gions-Ediktes finden für den Fall des bloßen Webertrittes im Sinne des Geſetzes, wenn es fi) 
um Religionögefellfehaften des hier in Nede ftehenden Charakters handelt, Anwendung. Denn 
diefe gejeglichen Beftimmungen beziehen fich nicht blos auf den Austritt aus den privilegirten 
Hriftlihen Kirchen, vgl. auch bairifches Religions-Edikt 811: „Dur die Neligionsänderung 
gehen alle Firchlichen Gefellichaftsrechte der verlaffenen Kirche verloren, dieſelbe hat aber feinen 
Einfluß auf die allgemein ftaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden; ausgenommen es gefchehe 
der Uebertritt zu einer Religionspartei, welcher nur befchränfte Teilnahme an dem Staats— 
bürgerrecht geftattet ift.” Desgleichen ift in Hannover (ſ. S. 174) ein durch die Art der zu ver- 
lafjenden Religionsgejellfehaft bedingter Unterfchied in der Form des Austrittes nicht hergebracht. 

Was jpeziell die Juden betrifft, deren Verhältniffe in den einzelnen Theilen der Monarchie 
verſchieden geregelt find (Makower, über die Gemeinde -DVerhältniffe der Juden in Preußen. 
Berlin 1873 ©. 5), jo befiten die Gemeinden derſelben, fofern fie unter Mitwirkung der Staats— 
behörde umfchrieben find, überall Korporationsrechte, ſ. Gef. üb. d. Verhältniffe der Juden $ 37, 
(6. ©. ©. 263); hannoverfches Gef. üb. die Nechtsverhältniffe der Juden v. 30. Sept. 1842 $ 25 
(hannov. Gej.-S. Abth. J. S. 211); Eurheffifche Verordn. v. 30. Dezbr. 1823 88 38ff.; Nafjauifche 
Berordn. dv. 7. Januar 1852; Gef. betr. d. Verhältniffe d. Juden i. Herzogth. Holftein v. 14. Juli 
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1863, 88 10, 15; Negulativ für Frankfurt a. M. v. 8. März 1839 (alle diefe Anordnungen auch 
abgedrudt bei Mafomwer a. a. D. ©. 37ff.). 

Mit Nüdficht darauf, dab alle Juden nad den angeführten Beltimmungen zu einer der 
unter ftaatliche Autorität gebildeten Synagogen - Gemeinden gehören müfjen, und demnach ein 
bloßer Austritt aus der Gemeinde fie nicht von den mit der Mitgliedjchaft verbundenen Pflichten 
befreien Kann (ſ. Erfenntniffe des Ober-Tribunals v. 17. September 1352, Entſcheidungen Bd. 24 
©. 301; v. 6. Oktbr. 1854 u. 15. Januar 1855; Striethorft, Arch. f. Rechtsfälle 80.13 ©.299 
u. Bd. 16 ©. 165) bemerken die Regierung» Motive (S. 9): „daß wie das Geſetz fih nur auf 
den Austritt aus der Kirche, nicht auf den Austritt aus der Parochie bezieht, jo aud) feine analoge 
Anwendung auf die Juden nur im Falle des Austritt aus dem Judenthum, nicht aber im Falle des 
Austritt3 aus einer einzelnen Synagogen:Gemeinde zuläffig ift.“ Schon in der Kommilfion wurde 
diefe Auffaffung befämpft, aber ohne Erfolg, vgl. Konmiffionsberiht ©. 18: „So wenig wie da3 
Chriſtenthum mit einer beftimmten Kirche, fei das Judenthum identiſch mit der Neligionge 
gemeinfchaft, welche in Preußen als Geſammtinbegriff der ftaatlic) gejchaffenen Synagogen: 
gemeinfchaft Ausdruck und Anerkennung finden. So wenig der Staat beftimmen wolle, daß eine 
oder mehrere Kirchen allein das Chriftentfum darftellen: eben jo wenig dürfe das Gejeß den In: 
begriff der Preußifchen Synagogen: Gemeinden für „das Judenthum“ erklären, und auf Grund, 
diefer willführlichen Fiktion fordern, daß der Preußiſche Jude entweder aus dem Judenthum trete 
oder einer beftimmten Synagogen: Gemeinde angehöre. Der Austritt aus ber Parodie bietet Feine 
Rechtsanalogie zum Austritt aus der dem Synagogaliyftem unterworfenen Religionsgemeinſchaft 
der Juden. Niemand könne innerhalb dieſes Syſtems verbleiben und der Mitgliedſchaft der Ge⸗ 
meinde ſich entziehen; dies ſei der Sinn des Parochialzwanges. Aber es müſſe auch dem Juden 
die Möglichkeit gegeben ſein, dem ſtaatlich anerkannten Begriff der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
ſich zu entziehen, und doch innerhalb des Judenthums auszuharren. Damit werde der Weg zur 
freien Sektenbildung gebahnt, inſofern als auch ohne Zuſtimmung des Staates unabhängige 
jüdiſche Religionsgruppen ſich bilden können. Für die Befreiung des Einzelnen bedürfe es 
ſolcher Sektenbildung gar nicht nach dem Geiſte des gegenwärtigen Geſetzes. — Die Definition 
des beſtimmten Inbegriffs der ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaft der Juden als eines 
Parochialverbandes laufe hinaus auf eine Verdunkelung der Unterſchiede zwiſchen dieſer Geſammt— 
heit und der einzelnen Synagogen-Gemeinde. Es kommt demgemäß darauf an, klarzuſtellen, daß 
den Juden gleiche Freiheit des Austritts aus einer hiſtoriſch geſtalteten Art des Judenthums zus 
gewährt werden ſolle, die Identität dieſer Art mit dem „Judenthum“ aber nicht geſetzlich anzu— 
erkennen. Dieſe Ausführungen fanden in der Kommiſſion mehrſeitige Unterſtützung. Es wurde 
hervorgehoben, daß die konfeſſionellen Unterſchiede auch innerhalb des Judenthums in analoger 
Weiſe berückſichtigt werden müßten, wie innerhalb der chriſtlichen Konfeſſion. Die Wirkſamkeit 
der Synagogen-Gemeinden ſei zum großen Theil auf Wohlthätigkeitsanſtalten gerichtet und man 
übe durch die bisherige Handhabung des Geſetzes von 1347 gegen Widerwillige einen Zwang, zu 
einer ihnen nicht genehmen Wohlthätigkeit mitzuwirken. — Von anderer Seite wurde erwidert: 
das Gefeg von 1847 fei Feineswegs allein maßgebend, da in den neuen Provinzen mwejentlich ver: 
ſchiedene geſetzliche Beftimmungen noch in Wirkfamkeit ftehen. Im Allgemeinen herrſche zwar auch 
dort der Grundfas, geographifhe Synagogen Gemeinden mit Korporationsrechten einzurichten. 
Solche Gemeinden ftehen jedoch nicht auf einer Linie mit den Kirchen und Religionsgeſellſchaften 
hriftlichen Bekenntniſſes, fondern mit den einzelnen Parochien in ber hriftlichen Kirche. Dies 
Geſetz betreffe aber nicht den Ausritt aus der Einzelgemeinde, jondern den Austritt aus der 
Kirche im Ganzen. Es werde durch Einſchiebung eines fremdartigen Berhältnifjes in das Geſetz 
nur Verwirrung entftehen. Die Meinungen über die Wirkfamfeit des Gejeges von 1847 jeien 
überdies im Judenthum ſelbſt ſehr getheilte. Bon fehr achtbarer Seite werde deſſen Aufrecht: 
erhaltung gewünſcht, da der vermögensrechtliche Beſtand der Synagogen» Gemeinden durch unbe 
ſchränkte Befugniffe zum Austritt tief erjchüttert, ſtark verfchuldete Gemeinden völlig aufgelöſt 
werden würden. — Zur Abhülfe der erhobenen Beſchwerden wurden folgende Amendements geſtellt: 
Amendement A. Hinter den Worten „gewährt ſind“ einzuſchieben: „insbeſondere auch, wenn 
Juden aus den durch das Geſetz vom 23. Juli 1847 eingeführten Synagogen : Gemeinden auß: 
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treten.” — Amendement B. „inöbejondere für den Austritt aus der mit Korporationsrecht 
verfehenen Neligionsgemeinjchaft der Juden.” — Amendement ©. Statt „Religionsgemeinfchaften” 
zu fagen „Religionsgemeinden.” — Gegen diefe Amendements wurde indefjen hervorgehoben: das 
Judenthum al3 folches fei einmal feine große einheitliche Korporation: fondern nur geographiich 
abgegrenzten und Fonftituirten einzelnen Synagogen-Gemeinden habe man Korporationsrechte 
gegeben. Eine Synagogen-Gemeinde entipreche durchaus nicht dem Begriff ver Religionsgemeinfchaft, 
von dem dies ganze Gefek allein handle. Die einzelne Synagogen» Gemeinde entſpreche nur der 
Parodie, das „Zudenthum” als Ganzes ſei die „Religionsgemeinjchaft” in Sinne dieſes Geſetzes. 
Die Gefahren der beantragten Nenderungen liegen wirthichaftlich darin, dab die wohlhabenderen 
Gemeindemitglieder fehr häufig austreten und neue Gemeinden bilden würden, in denen fie der 
"Beauffihtigung der Obrigkeit nad) Maßgabe des Geſetzes von 1847 nicht mehr unterliegen. In 
Hannover werde fich die Wirkung einer folhen gefeglichen Aenderung fofort gegen die unbeliebten 
Landrabinate richten. In Heſſen fei es den Juden geftattet, entweder die Kommunaljchule zu 
beichiefen oder eigene Schulen zu begründen: wie jolle ſich dies Verhältniß geftalten bei einem 
rein fafultiven Austritt aus der Synagogen: Gemeinde. Weberhaupt gebe es feine jüdiſchen Kon— 
feffionen im Sinne der riftlichen Kicche, fondern höchſtens Sekten. Die Ausführung der geftellten 
Anträge ſetze jedenfall3 eine umfafjende Nevifion des ganzen Gejeßes von 1847 voraus. Bon 
anderer Seite wurde noch darauf aufmerffam gemacht, dab die Annahme des Amendements B. 
folgerichtig auch für die hriftliche Kirche den Erfolg haben müßte, daß Jedermann, ohne feine 
Kirche zu verlaffen, feine Parochiallaſten einfach Fündigen könnte; ein Urtheil über die Stellung 
der einzelnen Selten des Judenthums fei übrigens an diefer Stelle nicht zu begründen. — Im 
Laufe der Diskuffion wurde im Allgemeinen anerkannt, daß die Fafjung der Motive der Re— 
gierungsporlage zu Bedenken Veranlaffung gebe, daß aber die Faſſung des Geſetzentwurfs jeldft 
eine Aenderung nicht wohl geftatte, ohne den Rahmen diefes Geſetzes völlig zu ändern. Man 
werde die Erfüllung der auögefprochenen Wünfche nur in Verbindung mit einer umfafjenderen 
Reviſion des Geſetzes von 1347 erreichen können.‘ 

Auch bei ven Verhandlungen des Gefeßes im Plenum des Abgeordnetenhaufes (ftenogr. Ber. 
©. 1750ff.) wurden die ſchon in der Kommiffton hervorgehobenen verſchiedenen Gefichtspunfte noch— 
mals ausführlich erörtert. Zu einer Aenderung des $ Hat die Berathung nicht geführt, nur wurde 
der Antrag Lasker angenommen, „vie Königl. Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage 
baldigft eine Vorlage zu machen, durch welche auch den Juden in allen Theilen der Monarchie der 
Austritt aus einer NReligionsgemeinfchaft aus Eonfeffionellen Bedenken ohne gleichzeitigen Austritt 
aus dem Judenthum ermöglicht wird und die in einzelnen Landestheilen etwa entgegenftehenden 
gejeglichen Beftimmungen aufgehoben werden.” VUebrigens ift fowohl in der Kommiffton wie aud) 
in beiden Plenar - Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes (a. a. D. ©. 1757) feitens der Staats- 
tegierung die Erklärung abgegeben worden, daß eine anderweite gefegliche Regelung der Berhält: 
niffe der Juden für die ganze Monarchie in naher Ausficht ftehe. 

Demnach ift $ S dahin auszulegen, daß der Austritt aus einer jüdijchen Gemeinde ohne gleich— 
zeitigen Austritt aus den Judenthum nicht von der Beitragspflicht zu den Laſten der erſteren 
befreit, m. a. W. daß das Geſetz auf einen ſolchen Austritt Feine Anwendung findet. 

Da die Juden eine ftaatlich anerkannte NReligionsgemeinfchaft bilden, jo find die Vorſchriften 
des bisher geltenden Rechtes für ihren Uebertritt zu einer der chriſtlichen Kirchen oder einer andern 
derartigen Religionsgeſellſchaft in dem $ 1 Abf. 2 und 3 angegebenen Umfange gleichfalls maßgebend 
(ſ. auch Boche, d. preuß. legale Pfarrer ©. 117). 

Auf die nicht mit Korporationsrechten auögeftatteten Neligionsgemeinfchaften, — dahin gehören 
in den älteren Provinzen 3. B. die Mennoniten, die Anglifaner, Baptiften, freien Genteinden, Die 
jenigen Zutheraner, welde fi von den fg. Atlutheranern abgezweigt haben (vgl. Bode a. a. O. 
S. 47, 53, 60 ff), bezieht ſich das Geſetz nicht. Für den Austritt derſelben aus ihrer Gemein— 
ſchaft kommen lediglich die beſonderen, bei ihnen beſtehenden Normen, dann die etwaigen für den 
Austritt aus allen Religionsgeſellſchaften geltenden Beſtimmungen oder Rechtsſätze (vgl. S. 187 Abſ.3 
dieſ. Anm.), eventuell die allgemeinen Regeln über den Austritt aus gewöhnlichen Gefellfchaften zur 
Anwendung, vgl. auch Reg.-Motive ©. 9: „daß aber die Ausdehnung” (der Vorschriften des Gefekes) 
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8.79,*) 
Die Verpflihtung jüdischer Grundbefiger, zur Erhaltung chriftlicher Kirchen: 
fyfteme beizutragen, wird mit dem Eintritt der Geſetzeskraft) diefes Geſetzes auf 


den Umfang derjenigen Leiftungen beſchränkt,“ welche nach) dem dritten Abjaß des 


$. 3. des gegenwärtigen Gejeßes den aus der Kirche auägetretenen Perſonen zur 
Laſt bleiben. 


nicht auf alle Religions-Geſellſchaften überhaupt erftrect ift, erklärt fi daraus, daß Neligions: 


Gemeinschaften ohne geſellſchaftliche Nechte, wie fie in den Korporationsrechten gegeben find, nur 


Vereinigungen ihrer Mitglieder darftellen, deren Rechte unter einander fich lediglich nach privatz- 


rechtlichen Gefichtöpunften bejtimmen.“ 

8 9, *) Nach den Vorſchlägen der Kommiffion. In der Negierungs:Vorlage lautete der ent- 
ſprechende $ 10: „Die nach $ 3 des Geſetzes über die Verhältniffe der Juden vom 23. Juli 1347 — 
6.5. ©. 263 — den jüdischen Grundbefizern obliegende Verpflichtung, zur Erhaltung hriftlicher 
Kirchenfyfteme beizutragen, wird mit dem Eintritt der Geſetzeskraft diefes Gefekes auf den Um— 
fang derjenigen Leiftungen beſchränkt, welche nad) dem zweiten Abja des $ 4 des gegenwärtigen 
Geſetzes den aus der Kirche ausgetretenen Perſonen zur Laſt bleiben.“ 

1) Gefeheskraft ſ. S.1 Anm. 184. 

2) anf Den Umfang derjenigen Leiftungen beſchrünkt. Das Anm. * citivte Geſetz ber 
ftimmt 83 Abf. 4: „Wo das Patronat einer Gemeinde zufteht, können deren jüdiſche Mitglieder 
an der Ausübung defjelben nicht Theil nehmen, fie müffen aber die damit verbundenen Reallajten 
von ihren Befigungen tragen. Außerdem bleiben die jüdifhen Mitglieder einer Stadt oder Dorf- 
gemeinde verpflichtet, die nad) Maaßgabe des Grundbefiges zu entrichtenden Beiträge zur Erhal— 
tung der Kichenfyfteme zu tragen; auch find alle jüdischen Grundbeſitzer zur Leiſtung der auf 
ihren Grundftüden haftenden firchlichen Abgaben verbunden.” Es iſt demnach befeitigt, die Bei- 
tragspflicht, ſoweit diefe eine perfünliche war, aber nad Maßgabe des Werthes des Grundbefiges 
vepartirt wurde, alfo nur die zweite Vorjchrift des mitgetheilten Abjakes des $ 3. Die beiden 
andern Beftimmungen defjelben find dagegen bejtehen geblieben. Denn dieſe betreffen Reallaften, 
d. h. folde, deren Tragung nad) Abſatz 3 des $ 3 diefes Gejekes durch den Austritt aus der 
Kirche nicht befeitigt wird. 

An Kraft geblieben find ferner im Allgemeinen die einfchlägigen SS des hannoverſchen Geſetzes 
vom 30. September 1842, welche lauten: „$ 29. Die Zuden find zu Beiträgen für das chriftliche 
Kirchen, Schul: und Armenmefen nicht verbunden, vorbehältlich der folgenden Bejtimmungen: — 
8 30. 1) Sind Laften diefer Art bisher nicht befonders aufgebracht, jondern aus einer Gemeinde: 
faffe beftritten, zu welcher alle Einwohner der Gemeinde beizutragen verpflichtet find, jo tritt in 
Anſehung der Juden feine Ausnahme ein. — $ 31. 2) Letztere haben von ihrem etwaigen Grund» 
beſitze zu allen denjenigen Laften beizutragen, welche ganz oder theilweife bisher von den Grund- 
eigenthümern der Gemeinde getragen find, oder in Zukunft von denfelben etwa zu tragen fein 
werden. — 8 32. 3) Eigentlihe Neallaften, welche in Bezug auf das chriftliche Kirchen, Schul: 
und Armenmwejen Statt finden, bleiben beftehen. — $ 33. 4) Etwa beftehende Beitragspflichten 
der Juden für die Mitbenugung der mit dem chriftlichen Kirchenwejen in Verbindung jtehenden 
Einrihtungen, als Thurmuhren 2c. bleiben in Kraft.“ Was den $ 31 betrifft, jo ift dieſer aller: 
dings in ſoweit befeitigt, als etwa mit Bezug auf denfelben die jüdijchen Srundbefiger ebenjo wie 
die hriftlichen für die Erhaltung des criftlichen Kirchenfyftemes beizutragen haben, nicht aber in 
ſoweit e3 fih um Abgaben zur Gemeindefaffe handelt, aus welcher Beiträge für die Erhaltung der 
chriſtlichen Kichen gewährt werden, d.h. in fofern der $ 30 nur dadurch modificirt, daß die 
Laften nad dem Grundbefik zu tragen find, zur Anwendung kommt. Derartige Laften bilden 
feine Ausnahme » Beftimmungen zu Ungunften der Juden, fie treffen alle Anderögläubigen in der 
Gemeinde gleichfalls und diefe hat das Geſetz, in welches der $9 feiner Defonomie auch an und 
für fi) nicht hineingehört, nicht treffen wollen, vgl. Motive ©. 9: „Der $ 10 (jeßt 9) befeitigt 
einen Weberreft der früheren, den Juden ungünftigen Beftimmungen, für deſſen fernere Beibehal- 
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Ale dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Beftimmungen !) werden 
hierdurch aufgehoben. 


tung das Interefje für die möglichſt vortheilhafte Stellung ber chriftlichen Kirchenfyfteme in Er: 
mangelung eines inneren Rechtsgrundes nicht hinreicht. Das Bedenken, daß auch diefe Vorſchrift 
eigentlich in die allgemeine gefegliche Regelung der Verhältniffe ver Juden fällt, hat die Staats: 
Regierung nicht abgehalten, die Aufhebung diefer Abnormität in dem vorliegenden Geſetz-Ent— 
wurf vorzufchlagen, weil es fich dabei nicht um Verhältniffe der Juden unter fi, fondern um 
ihre Beziehungen zu den chriftlichen Kirchenfyftemen handelt.“ 

Nah dem kurheſſiſchen Gefek vom 5. Dftober 1848 85 (vgl. auch Büff, a. a. O. ©. 780, 
862) und ebenfo nad dem holfteinifchen Geſetz vom 14. Zuli 1863 8 10 Abf. 1 waren die Zuden 
Ihon von allen perjönlichen Beiträgen für das hriftliche Kirchenwefen befreit. 


$ 10. *) Ebenfo wie $ 11 der Negierungs-Vorlage. 

’) enfgegenftehenden Befimmungen. Für die Beurtheilung der Frage, welche älteren 
Borihriften für aufgehoben zu erachten find, ift zu berüdfichtigen, dab das Geſetz nur die Form 
de3 Austrittes aus der Kirche und den mit Sorporationsrechten ausgeftatteten Religions - Gefell- 
ſchaften jomwie die bürgerlichen Folgen eines folchen regeln will, und daß daffelbe außerdem ſoweit 
ein bloßer Hebertritt in dem oben S. 170 gedachten Sinne erfolgt, welcher nicht die Loslöfung von 
den vermögenswerthen Laften bezwedt, e3 bei dem beftehenden Recht (ſ. S. 173 Anm. 8, ©. 137 
Anm. 2, ©. 190 Anm. 2) bewenden läßt. 

Demgemäß ift, was.die Form betrifft, aufgehoben allgemein der $ 17 der Verordnung vom 
30. März 1847 (©. 175); ferner die übrigen ©. 173 erwähnten Vorſchriften, foweit es fih um einen 
Austritt ohne Anſchluß an eine andere Religions» Gejellfihaft, mit Anſchluß an eine ſolche ohne 
Korporationsrechte oder mit gleichzeitigem Eintritt in eine Kirche oder eine mit Korporationsrechten 
bewidmete Religions-Geſellſchaft handelt, fall3 damit auch die Freiheit von den Laften derjelben 
herbeigeführt werden joll. 

Hinfichtlich des S 3 der Verordnung über bürgerliche Eheſchließung im Gebiete des ehem. Königr. 
Hannover v. 29. September 1367 (6. S. ©. 1685): „Zur Befeitigung etwaiger Zweifel darüber, ob ein 
Theil einer Neligions-Gefellichaft, deren Geiftliche zur Trennung mit bürgerlicher Wirkſamkeit ermächtigt 
find, nicht angehört, genügt, daß derjelbe dem Richter perfünlich feinen Willen folder Religionsgeſell— 
Ihaft nicht (ferner) angehören zu wollen, erklärt“, kommt in Betracht, daß die betreffende Verordnung 
fih nur auf die Mitglieder einer Religions:Gefellfchaft bezieht, deren Geiftliche zur Irauung mit 
bürgerlicher Wirkſamkeit nicht ermächtigt find, alfo mit Rüdficht darauf, daß in Hannover ſowohl 
die Mennoniten in Dftfriesland (f. S. 186 Anm. 1 zu SS) als aud die Juden ($ 12 der citirten 
DBerordnung) nicht unter die Beſtimmungen derfelben fallen, die im $ 8 gedachte Erklärung nur 
dann vorfommen fann, wenn Zemand aus einer Kirche oder einer mit Korporationsrechten aus— 
geftatteten Religions = Gefellichaft austreten und entweder gar feiner oder einer nicht Forporirten 
Gefellihaft beitreten will. Da eine jolche Erklärung zweifellos eine Austrittserflärung im Sinne 
des gegenwärtigen Geſetzes ift, der $S aber eine andere Form für dieſe vorgejchrieben hat, jo 
muß derfelde als aufgehoben gelten. Diefe Auffaffung beftätigen aud die Motive des Gejekes 
©.5 u. 6, welde was Bedürfniß nach einheitlicher Regelung des Gegenftandes hervorheben und 
gerade den 88 der erwähnten Verordnung unter den verfchiedenen in Preußen Hinfichtli des 
Yegteren geltenden Beftimmungen Kervorheden. Andernfalls würde man auch zu dem widerfinnigen 
Refultat kommen müffen, daß e8 nunmehr in Hannover eine befondere Form des Austritts für 
die Grmöglihung der Givilehe, eine andere Form für die Befeitigung aller fonftigen aus der 
bisherigen Firchlichen Gemeinfchaft herrührenden Verpflichtungen gäbe. 

Das Gefek regelt, wie mehrfach hervorgehoben, nur die Form des Austrittes aus der Kirche, 
tefp. den forporirten Religionsgeſellſchaften. Deshalb ift die fonftige, freilich ſehr verſchieden— 
artige Gefekgebung in Betreff der Stellung, der Rechte und Pflichten der nicht zu den privilegirten 
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Hriftlichen Kirchen gehörigen religiöſen Geſellſchaften in Kraft geblieben. Nur Hinfichtlich zweier 
Punkte tritt eine Aenderung ein: 

a. Nah 85 des Gefekes ift jeder Anfpruch auf Stolgebühren gegen die Angehörigen 
einer andern veligiöfen Gemeinfchaft, fofern die betreffenden Handlungen nicht auf ihr Verlangen 
verrichtet find, aufgehoben (S. 185 Anm. 3). Das Edikt v. 30. Juli 1789, betr. die fünftige Ein- 
richtung des Mennoniſtenweſens, exkl. Schlefien (Nabe, Samml. preuß. Gejeße Bd. 1 Abth. 7 
©. 780, aud) bei Vogt, preuß. K.R. Bd. 2 ©. 238) beftimmt Dagegen $ 3: „Ebenſo ſollen alle 
und jede in Oſt-, Weſtpreußen und Litthauen wohnhafte Mennoniſten, ſie mögen angeſeſſen ſein 
oder nicht, in allen Fällen, wo ein proteſtantiſcher Einwohner bei Geburten, Verheirathungen oder 
Sterbefällen, Stolgebühren zu entrichten hat, eben diefe Gebühren, nach Verhältniß des Standes, 
Gewerbes und nad) den in den vorgefchriebenen, Tay-Drdnungen beftimmten Süßen der Kirche und 
Geiſtlichkeit desjenigen Orts oder Bezirks, in welchem ein jeder wohnhaft ift, zu entrichten ſchuldig 
fein“ (vgl. auch $ 5 ebendaf.). Den Predigern (Xelteften, Lehrern oder Vorftehern) der Mennoniten fteht 
nicht das Necht zu, Kirchenbücher zu führen und auf Grund derſelben Attefte mit öffentlichem Glauben 
auszuftellen, vielmehr müſſen die Geburten, Trauungen und Sterbefälle bei dem Pfarrer der 
Parochie der Evangeliſchen ihres Wohnortes zur Eintragung in die Kirchenbücher angezeigt werden 
(8 498 Tit. 11 TH. II A. L. R., Publifandum der königl. Regierung zu Danzig v. 11. Mai 1821, 
v. Rampk, Annalen Bd. 5 ©. 352 und bei Vogt, a. a. O. ©. 243, vgl. auch Boche, der 
preuf. legale Pfarrer ©. 85, 86; Jacobſon in Doves ZSeitſchr. Bd. 1 ©. 403). Die Menno— 
niten find alfo gezwungen, die betreffenden Eintragungen, jowie nad) der praftiih in Geltung 
ftehenden Anficht auch das Aufgebot (ſ. Bode, aa. D. ©. 56), nicht die Trauung, durch den 
proteftantichen Geiftlichen vollziehen zu laſſen. Trotz bes g 5 des vorliegenden Geſetzes ift die 
allgemeine Verbindlichkeit dev Mennoniten Stolgebühren zu zahlen, nicht befeitigt. So meit fie 
verpflichtet find, fi) des evangelifchen Pfarrers für die gedachten Alte zu bedienen, aber auch nur 
in ſoweit werden diefe allerdings nicht auf ihr freiwilliges Verlangen vorgenommen, aber anderer: 
ſeits ift der evangelifche Geiftlihe der vom Staat für fie beftellte Beamte, der allein die in 
Rede ftehenden Handlungen mit bürgerlicher Wirkjamteit vollziehen kann. Es liegt aljo in der 
Natur der Sahe, daß für diefe Funktionen die Gebühren fortgezahlt werden müſſen. Die Laft 
hängt mit der Stellung, welde die biöherigen Drönungen den Mennoniten zuweiſen, zuſammen. 
Diefe hat das Geſetz nicht aufheben wollen, vielmehr hat dajjelbe nur ſolche Verhältniffe im Auge, 
wo ohne daß dafür irgend welche Leiftung erfolgt, an eine Kirche, lediglich mit Rückſicht darauf, 
daß diefe früher als ecclesia dominans galt, von Andersgläubigen Stolgebühren gezahlt werden 
müſſen. 

Aus dieſem letzteren Grunde iſt dagegen durch 85 der 834 des hannoverſchen Geſetzes über 
die Rechtsverhältniſſe der Juden v. 30. September. 1842 beſeitigt, dahin lautend: „An den Drten, 
wo gegenwärtig eine Verpflichtung der Juden zu Stolgebühren beizutragen, befteht, wird folche bei— 
behalten, fo lange nicht die berechtigten Stellen dafür entſchädigt find. Es bleibt jedoch der 
Kegierung überlaffen, fofern fie es für angemefjen erachtet, dieſe Verpflichtung auch ohne Ent- 
ſchädigung aufzuheben.” 

b) Der 8 9 des Geſetzes hebt die Verpflichtung der jüdiſchen Grumdbeiiger zur Erhaltung 
Hriftlicher Kirchenfyfteme beizutragen, auf. Die Motive zum Geſetze (S. 190 Anm. 2) erkennen aus- 
drücklich an, daß es ſich dabei um eine eigentlich nicht in daſſelbe gehörige Beftimmung handelt. 
Demnach kann aus derfelben nicht gefchloffen werden, daß die Laſten, welche den Angehörigen 
anderer Religions » Gefellfchaften zu Gunften der Kriftlichen Kirchen nad) den eftehendem Rechte 
obliegen, befeitigt find. Da das Geſetz diefe Verhältniſſe an und für ſich nicht in den Bereich 
feiner Regelung gezogen hat, fo ift e8 in diefer Beziehung bei dem bisherigen Zuftande verblieben. 
Es find alfo z. B. nicht befeitigt: 

1) Die den Mennoniten obliegenden Verpflichtungen (ſ. das citirte Edikt vom 30. Zuli 
1789) 83: „Auch fol in Anfehung der Kalende, wo ſolche üblich, eine gleiche Verbindlichkeit zu 
deren Entrihtung wie bei den proteftantifchen Einwohnern deſſelben Orts oder Bezirks und von 
eben der Klaffe auch in Anfehung ſolcher Mennonijten ſtattfinden“; $ 2: „jo jollen alle in 
unfern Sanden mit Grundftücden angefeffene oder fih in Zukunft anfällig machende Mennonijten 


Gef. betr. den Austritt aus der Kirche. S 10. Anm. 1. $ 11. Anm. * ul. 193 


SHE) 
Der Zuftizminifter und der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten find mit 
der Ausführung diefes Geſetzes) beauftragt. 
Urkundlich unter Unserer Höchjteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Mai 1873. 
E (L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismard. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Gamphaufen. Falk. v. Kamele Gr. v. Königsmard. Achenbach. 


und befonders diejenigen, welche fi) in den Marienburgfchen Werdern niedergelafjen haben, zur 
Unterhaltung der proteftantifhen Kirchen, Prediger und Pfarr - Gebäude eben dasjenige bei: 
tragen, was ein proteftantifches Mitglied von feinen Befigungen zu leiften verbunden iſt“; 

2) Die Verpflichtung der proteftantifhen, reſp. Tatholifchen Einwohner einer Givilgemeinde 
nad) Maßgabe des Geſetzes vom 14. März 1845 (betr. die Verpflichtung zur Aufbringung der 
Koften für die kirchlichen Bedürfniffe der Pfarrgemeinden in den Landeötheilen des linfen Rhein— 
ufers) zu den kirchlichen Bedürfniffen der Fatholifchen, bez. protejtantiichen Kirche und zur Unter: 
haltung der Pfarrhäufer beizutragen, fofern die betreffende Pflicht der Civilgemeinde obliegt; 

3) Die Verbindlichkeit der Angehörigen der einen proteſtantiſchen Konfelfion in Kurhefjen zu 
den Baulaften der andern beizutragen, fofern fie fein eignes Kirchengebäude over feinen eigenen 
Sottesdienft innerhalb der Parochie Haben und auch nicht zu einer andern Kirche ihrer Konfeſſion 
eingepfarrt find (kurheſſ. Geſetz vom 29. Oktober 1848 $5... . „Die bisher nach ausdrücklichem 
Geſetz oder Gewohnheitsrecht an manchen Orten beſtandene Verpflichtung zur Unterhaltung der 
geiſtlichen Gebäude an andere Glaubensgenoſſen beizutragen, iſt mit der Einſchränkung aufgehoben, 
daß die in dieſer Beziehung beſtehenden Verhältniſſe der proteſtantiſchen Konfeſſionen zu einander 
unverändert bleiben”, vgl. auch Büff a. a. O. ©. 747, 749 Anm. 3). 

Ss 1l. *) Zufas:s der Kommilfion. 

») Ausführung Diefes Geſetzes, ſ. die gleichfolgende Anlage. 


Anlagen. 


* 


Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters 


vom 13. Juni 1873, betreffend die Ausführung des Geſetzes über den 
Austritt aus der Kirche. 


(Juſtiz-Miniſterialblatt 1873 Nr. 25 ©. 183.) 


Zur Ausführung des Gefeßes über den Austritt aus der Kirche vom 14. Mat 1875 
(Sef.:Samml. S. 207) wird, im Einverftändnifje mit dem Herrn Minifter der geiftlichen, Unter 
richts: und Medizinalangelegenheiten, Folgendes beſtimmt: 

1) Die in dem bezeichneten Geſetze den Gerichten zugewieſenen Geſchäſte werden durch die 
für die Aufnahme von Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit beftimmten richterlihen Beamten 
verfehen. Inſofern für die Führung der Negifter über die Geburten, Trauungen und Sterbefälle 

Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 13 
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der Diffiventen und Juden ein befonderer Kommiſſarius beftimmt ift, hat derjelbe auch jene 
Geſchäfte wahrzunehmen. 

Für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln und für das Gebiet der ehemals freien 
Stadt Frankfurt a. M. find die zuftändigen Beamten in dem Geſetze jelbjt ($ 7) beitimmt. 

2) Der Antrag auf Aufnahme der Austrittserflärung ($ 2 des Gefekes) kann mündlich zu 
Protokoll oder jchriftlich erfolgen. Wird der Antrag als vollitändig befunden, jo ift derjelbe 
unverzüglich dem Vorſtande der Kirchengemeinde, welcher der Antragjteller angehört, in Abjchrift 
nachrichtlich zuzuftellen. Dem Antragfteller ift hiervon unter Bezeichnung des Tages, an welchem 
jein Antrag eingegangen ift, Kenntniß zu geben. 

Die Anberaumung eine Termin zur Aufnahme der Austrittserflärung findet nicht ftatt. 
63 fteht vielmehr dem Antragſteller frei, fih an dem Gefchäftstage, welcher in die von dem 
Geſetze (8 2 Abſ. 2) beftimmte vierzehntägige Frift fällt, zur Abgabe der Austrittserflärung an 
der Gerichtäftelle zu melden. Erfolgt die Meldung rechtzeitig, fo Hat der Richter die Austritts— 
Erklärung zu Protofoll zu nehmen und die Zuftellung einer beglaubigten Abjchrift des Proto- 
foll3 an den Vorſtand der Kirchengemeinde zu veranlafjen. 

Ueber die beiden Zuftellungen an den Vorftand der Kirchengemeinde find Bejcheinigungen zu 
den Akten zu bringen. 

3) Verlangt der Antragfteller eine Befcheinigung über den von ihm erflärten Austritt, fo ift 
ihm dieſelbe nad) dem beigefügten Formular zu ertheilen, und, daß Dies gefchehen, unter dem 
Protokoll zu vermerken. 

4) Die auf Austrittserflärungen bezüglichen Verhandlungen find nach der Reihenfolge zu 
einem bejonderen Aktenjtüde zu bringen. Dafjelbe ift mit einem alphabetifchen Negifter zu ver- 
fehen, in melcdes die Namen der aus der Kirche ausgetretenen PBerfonen fortlaufend nach— 
zutragen find. 

5) An Koften des Verfahrens werden außer den baaren Auslagen (Porto, Gebühren der 
Gerichtsvogte oder Gerichtspollzieher) nur Abfchriftsgebühren erhoben. Der Sat der letzteren wird 
für den Geltungsbereich des Geſetzes über den Anjak und die Erhebung der Gerichtsfoften vom 
10. Mai 1851 auf 10 Sur. beftimmt. Haben die Verhandlungen nicht zur Aufnahme der Aus: 
trittSerflärung geführt, fo wird nur die Hälfte dieſes Satzes erhoben. 

Für die Bejcheinigung des AustrittS (Nr. 3) ift eine Stempelgebühr von 5 Sgr. zu erheben. 

Schließlich werden die Gerichte darauf aufmerffam gemacht, daß diejenigen Vorfchriften noch 
ferner maßgebend bleiben, welche die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle ſolcher 
Perſonen betreffen, welche einer Religionsgeſellſchaft, deren Geiftlihe zu Amtshandlungen mit 
bürgerliher Wirkung ermächtigt find, nicht angehören. Insbeſondere ift die Verordnung vom 
30. März 1847 (Gej.-Samml. ©. 125) mit der Maßgabe in Kraft verblieben, daß an Stelle ihres 
$ 17 die Borfchriften des Gefeges vom 14. Mai d. 3. Über die Form des AustrittS aus der Kirche 
treten, und daß ihre Beitimmungen, gemäß der im 8 8 des Geſetzes erhaltenen Erweiterung, fortan 
auch auf ſolche Perjonen Anwendung finden, welche nicht aus einer der hriftlihen Kirchen, ſon— 
dern aus einer andern mit Korporationsrechten verjehenen Religionsgemeinfchaft ausgetreten find. 

Berlin, den 13. Juni 1873. 
Der Suftiz-Minifter, 
' Leonhardt. 
An ſämmtliche Gerichtäbehörden. 


Formular. 


D .... hat laut Protokolls von .... feinen Austritt aus der Neligionsgemeinfchaft der .. 
(feinen Webertritt von der Neligionsgemeinfchaft der . . . zu der Religionsgemeinſchaft der . . .) 
unter Beobachtung der dur) das Geſetz vom 14. Mat 1373 vorgejchriebenen Form erklärt. 

Zum Beweije defjen ijt die vorliegende Bejcheinigung ausgefertigt worden. 


(Datum, Siegel und Unterfchrift des Gerichts.) 
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Au 5.91 833 Anm. 4. 
Negulativ 


betreffend die Geſchäftsordnung des Königlichen Gerichtshofes für Firchliche 
Angelegenheiten vom 31. Dftober, bez. 13. November 1873. 


(Deutfcher Neihsanzeiger v. 6. Dezbr. 1373 Nr. 288.) 


Nachftehendes Negulativ, betreffend die Gejhäftsordnung des Königlichen Gerichtshofes für 
fichlihe Angelegenheiten: a 
Geſchäftsgang im Allgemeinen. 
Der Präfident öffnet die unter der Adreſſe des Gericht3hofes eingehenden Sendungen, verfieht 
diefelben mit dem Tage des Einganges und vertheilt die Gejchäfte unter die Mitglieder. 
Der einmal ernannte Dezernent oder Referent bearbeitet die ihm zugetheilte Sache bis zu 
deren vollftändiger Erledigung. 
82. 
Der Präſident wird im Fall feiner Behinderung durch das ältefte richterlihe Mitglied 
vertreten. 
83. 
Die Urtheile des Gerichtshofes werden im Namen des Königs ausgefertigt. Prozeßleitende 
Berfügungen, Mittheilungen, Beſcheide u. ſ. w. ergehen unter der Unterjchrift: 
„Königlicher Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten.‘ 


84. 
Sitzungen. 

Der Präſident führt in allen Sitzungen den Vorſitz. 

Die beiſitzenden Mitglieder des Gerichtshofes werden, wenn es auf Faſſung eines Plenar— 
beſchluſſes ankommt, vollzählig einberufen. Im Uebrigen richtet ſich ihre Theilnahme an den Sitzungen 
nach dem folgenden Paragraphen. 

85. 

Zu den für die mündliche Verhandlung und Entſcheidung in den einzelnen Sachen beſtimmten 
Sitzungen beruft der Präſident die erforderliche Zahl der Mitglieder nach der Reihenfolge, welche 
ſich aus dem Dienſtalter der Mitglieder ergiebt, wechſelnd ein. 

Jedoch ſollen 

a. die in der einzelnen Sache ernannten Referenten beziehungsweiſe Dezernenten ſtets an 
der Verhandlung und Entſcheidung der Sache Theil nehmen, 

b. in den Sachen, in welchen bereits auf mündliche Verhandlung Beſchluß gefaßt iſt, nad) 
Möglichkeit diefelben Mitglieder bei der ferneren mündlichen Verhandlung und Entjcheidnng 
mitwirfen. 

Das Dienftalter der durch den Allerhöchften Erlaß vom 23. Juli 1873 ernannten Mit: 
glieder beftimmt ſich nach der Neihenfolge, in welcher diefelben in dem genannten Grlaß auf: 
geführt find. 

86. 

Der Präfivent beraumt die erforderlihen Situngen nad Bedürfniß an und beruft die Mit: 
glieder zu denfelben nad) den vorftehenden Beftimmungen ein. , 

Die in der Sitzung mündlich zu verhandelnden Sachen werden durch einen Aushang an der 
Gerichtsſtelle 3 Tage vorher öffentlich befannt gemacht. 


ST. 

Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung hat der Referent eine Darftellung der Sache 
{chriftlich anzufertigen. Gr läßt diefelbe dem Präfidenten zugehen, welcher hiernächft den Termin zur 
mündlichen Verhandlung anfeßt. 

15* 
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„88 
Der Borfikende leitet die mündliche Berhandlung und hat nach Maßgabe der VBeroronung 
vom 24. Dftober 1833 (Gef.-Samml. ©. 504) die zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
in den öffentlichen Sitzungen erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


89. 

Die Berathung des Gerichtshofes beginnt mit dem PVortrage des Referenten und des etwa 
ernannten Korreferenten. Bei der hiernächſt von dem Vorfikenden zu eröffnenden Diskuſſion 
darf Fein Mitglied das Wort nehmen, bevor er dafjelbe von dem Borfikenden erhalten hat. 
Bei Ertheilung des Wortes Hat fich der Vorſitzende in der Regel nach der Reihenfolge der Mel- 
dungen zu richten. 

$ 10. 

Der Vorſitzende leitet die Berathung, ftellt die Fragen und ſammelt die Stimmen. Im Falle 
einer Meinungsverfchiedenheit über die Stellung der. Fragen oder über das Grgebnif der Ab- 
ftimmung entjcheidet der Gerichtshof. 

811. 

Die Abftimmungen erfolgen in der nachitehenden Reihenfolge. 

Zuerft ftimmt der Referent, beziehungsmeife. Dezernent, nach demjelben der etwa ernannte 
Korreferent ab; im Webrigen beftimmt ſich die Reihenfolge der Abſtimmung nach dem Dienftalter, 
fo zwar, daß das jüngfte Mitglied zuerft ftimmt. Der Borfitende giebt jeine Stimme zulekt ab. 

Bei Abgabe der Stimme ift eine Begründung derjelden nicht ftatthaft. 


$ 12. 

Der Verkündung des Urtheil3 braucht eine jchriftliche Abfaffung der Entſcheidungsgründe 
nicht vorherzugehen. Es genügt, wenn der Vorfigende bei der Berfündung den weſentlichen Inhalt 
derjelben mittheilt. 

8 13. 

Wird das Urtheil nicht im Termine zur mündlichen Verhandlung, fondern in einer fpäteren 
Sikung verfündet ($ 21 des Gejekes vom 12. Mai 1873), jo wird die Anberaumung der letteren 
den Erſchienenen nur mündlich befannt gemacht; eine Benahrichtigung der Ausgebliebenen findet 
nicht Statt. 

$ 14. 
- In jedem Urtheil find die Mitglieder namentlih aufzuführen, welche an der Entjcheidung 
Theil genommen haben. Die Urjchrift des Urtheils ift von diefen Mitgliedern zu unterjchreiben. 


s1b. 
Prozepleitende Verfügungen. 

Prozeßleitende und ähnliche Verfügungen können, fofern nicht über den Widerſpruch einer 
Partei zu entjcheiden ift, oder ein befonveres Bedenken obmwaltet, oder der Präfivdent den Vortrag 
angeordnet hat, von dem Dezernenten unter Zuftimmung des Präfidenten ohne Vortrag erlafjen 
werden. 

Der Bortrag, wenn er erforderlich ift, wird von dem Dezernenten in der nächſten Sikung 
des Gerichtähofes mündlich erftattet. Der gefaßte Beihluß ift von dem Dezernenten und von 
dem BVorfisenden zu vollziehen. 

8 16. 

Wenn bei Einteihung eines zur Mittheilung an den Gegner beftimmten Schriftfages an 
den Gerichtshof ein Duplifat nicht beigefügt worden ift, fo kann die Nachbringung binnen einer 
bejtimmten Friſt unter der Warnung erfordert werden, daß andernfalls der Betrag der durch die 
amtliche Fertigung der Abjchrift entftehenden Koften von dem Säumigen wird eingezogen werben. 


8 17. 
Die von Seiten deö Gerichtshofes zu bewirkenden Zuftellungen erfolgen in der Negel durch 
die Poft. Soweit ein Termin oder eine Frift in Frage fteht, ift ein Behändigungsſchein zu den 
Akten zu bringen. 
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$ 18. 
Befugniffe des Präfidenten. 
Der Präfident forgt für eine prompte und regelmäßige Erledigung der Geſchäfte, überwacht 
das Subaltern: und Unterbeamten-PBerfonal und beftimmt die zu führenden Gejchäftsfontrolen. 
$ 19. 
Schlußbeſtimmung. 
Die Ergänzung des vorſtehenden Regulativs nach Maßgabe der künftig ſich herausſtellenden 
Bedürfniſſe und der zu machenden Erfahrungen bleibt vorbehalten. 
Berlin, den 29. Oktober 1873. 


wird hiermit unter Siegel und Unterſchrift des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegen⸗ 
heiten ausgefertigt. 
Berlin, den 31. Oktober 1873. 
(L. 8.) (gez.) Heineceius. 


Das vorſtehende Regulativ wird hierdurch beſtätigt. 
Berlin, den 13. November 1873. 
(L. 8.) 
Das Staats-Miniſterium. 
Fürſt von Bismarck. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. Dr. Leonhardt. Falk. 
v. Kameke. Dr Achenbach. 


30 9.133 SI6 Anmerkung S u. S. 165 Nr. 9. 


Allgemeine Berfügung 
vom 5. December 1873, betreffend die in Unterfuchungsjachen gegen Geiſtliche und 
Kandidaten des geiftlichen Amtes zu machenden Mittheilungen. 


Nach der allgemeinen Verfügung vom 12. Juni d. 3. haben die Beamten der Staatsanwalt 
ſchaft von allen gegen Geiftliche und Kandidaten des geiftlihen Amts wegen Verbrechen oder Ver— 
gehen eingeleiteten Unterfuchungen, wenn das Verbrechen oder Vergehen mit Zuchthaus, mit dem 
Berlufte der Ehrenrechte oder der öffentlichen Aemter oder mit Unfähigkeit zur Befleidung öffentlicher 
Aemter bedroht ift, dem Dber-Präfidenten den Provinz Mittheilung zu machen. 

Es erſcheint angemefjen, diefe Benachrichtigung auch auf alle in dem betreffenden Bezirk gegen 
Geiftliche und Kandidaten des geiftlichen Amts auf Grumd der Gefege vom 11., 12. und 13. Mai d. J 
(Geſetz-Samml. ©. 191, 198, 205) erfolgenden Verurtheilungen auszudehnen, und haben die Beamten 
der Staatsanwaltfchaft hiernad zu verfahren. u 


Berlin, den 5. Dezember 1873. 
Der Zuftizminifter. Leonhardt. 
An ſämmtliche Beamte der Staatsanwaltſchaft. 


Nachträge und Kerichtigungen. 


Zu ©.6 iſt 3. 11 v. o. a. Schl. hinzuzufügen: Wegen der Stellung der Reformirten der Kon— 
förderation in Niederſachſen vgl. S. 103 Abſ. J. 
Zu S. 8 iſt 3.26 v. o. hinzuzuſetzen a. Schl.: und der Papſt in feinem Briefe vom 7. Auguſt 


1373 (j. Einleitung S. XLV) erklärt hat, daß ihm der König von Preußen gleichfalls 


in gewiffer Hinſicht unterworfen ei. 
S. 93.15 v. o. ftatt: Kicchlichen, zu leſen: kirchlichem. 
© 113.11 u 10 v. u. ift zu ftreihen: Grundzüge u. ſ. w. bis Geſetz- Sammlung ©. 90 und 
ftatt deffen zu fegen: Kirchengemeinde: und Synodal-Ordnung für die Provinzen Preußen, 


Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien und Sachen v. 10. September 1873 88 34, 35, _ 


50, 61 (Gef.-Samml. ©. 418). 

14 3. 10 v. u. ftatt: Didcefenblatt, zu leſen: Didcefanblatt. 

22 3.11 v. u. Statt: politiihe „Wahl: und Stimmrechte”, zu leſen: „politifhe Wahl: und 
Stimmrechte“. 

40 3.20 v. u. ftatt: ſoweit es um, zu leſen: fo weit es ſich um. 

44 3.2 und 1 v. u. iſt zu ftreichen: Grundzüge u. ſ. w. bis 1860 Nr. 5 und dafür zu feßen: 
Kirchengemeinde und Synodal:Drdnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg u. f. w. 
v. 10. September 1873 88 13 ff., Gef.-Samml. ©. 418. 

45 3. 22 v. u. ift einzufchieben hinter Weftfalens: der ſechs älteren öftlichen Provinzen. 


R 


3. 17 v0. u. Hinter entjprechenden Zufägen: Kirchengemeinde: und Synodal-Dronung vom 


10. September 13753 88 27 ff. 
S. 47 3.27 v. o. hinter 8 231 Nr. 11 einzuschalten: wegen des Konfiftoriums zu Kaffel ſ. in3- 
befondere den Allerhöchiten Erlaß v. 27. September 1873 Geſ.Samml. ©. 454. 
© 56 3.7». o. ift ftatt: 1872, zu lefen: 1826. 
3.12 v. o. a. Schl. hinzuzufegen: In den Hohenzollernfhen Fürftenthümern werden 
die Gejchäfte des Dber-Präfidenten durch die Regierung zu Sigmaringen wahrgenommen, 
vgl. Verordn. v. 7. Januar 1852 8 5 (Geſ.Samml. ©. 35). 
78 3.2 v. o. ift ftatt: Gerichtshofs, zu lefen: Gerichtshofes. 
31 3.13 v. o. ift die Anmerkung hinter Regulativ zu ftreihen und dafür zu ſetzen: Val. das 
©. 195 abgedructe Negulativ vom 31. Dftober, bez. 13. November 1873. 
92 3.2 v. u. ift zu ftreichen: darf. 
104 Anm. 4 ift am Schluffe hinzuzufügen: 

Ob der Geiftliche, der in Preußen Verwendung im geiftlihen Amte finden fol, ein Welt: 
geiftlicher oder ein Mönch (Drdensgeiftlicher) ift, erjcheint gleichgültig. Keine Beftimmung 
des Geſetzes gewährt einen Anhalt dafür, daß die Anwendung defjelben auf die Mit: 
glieder der geiftlihen Drden und ordensähnlichen Kongregationen ausgejchloffen ift. 

©.109 3.3 v. o. ift ftatt: Univerfitäts-Anftalt, zu lefen: Lehr-Anftalt. 
3. 16 v. u. hinter 1873 ©. 30 hinzuzufegen: wegen der Afademie zu Münfter vgl. Ver: 
ordnung dv. 12. November 1832 $ 6 und ftenogr. Berichte des Abgeordnetenhaufes ©. 169. 

= 110 3. 14 v. u. ift ftatt: Zuſatz, zu lefen: Zuftand. 

. 121 3.8 v. u. ift ftatt: Predigamtsfandidaten, zu lefen: Predigtamtstandidaten. 
— S. 130 Anm. 5 a. Schl. iſt folgendes hinzuzufügen: 
Ein Erkenntniß des Amtsgericht zu Fulda vom 3. Dezember 1873 (ſ. „Germania“ 

Nr. 288 v. 13. deſſ. M.) hat irriger Weiſe angenommen, daß es genügt, wenn die definitive 
Anſtellung des Geiſtlichen dem Ober-Präſidenten angezeigt worden iſt, und daß der geiſtliche 
Obere keine Verpflichtung hat, vor der Anſtellung den in Ausſicht genommenen Kandidaten 
zu benennen. 


— 
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Den entſcheidenden Grundſatz enthält der $ 15 Abf. 1. Diejer fordert, indem er die 
Benennung des Kandidaten verlangt, welchem ein Amt übertragen werden fol, unzmweideutig, 
daß der Akt der Benennung der Anftellung vorhergehen muB. 

Wenn fi) das Gericht für feine Auslegung auf den 52 beruft, welcher eine Stell: 
vertretung bei Gefahr im Verzuge vorbehaltlich des Einſpruches geftattet, fo ift das voll: 
Kommen verfehlt, weil gerade diefer $ eine Ausnahme macht und daher die Regel bejtätigt. 
Meiter preßt das Gericht das Wort: „Anftellung“ im $ 1 und $ 15 Abf. 3 und führt aus: 
„Für die Anficht des Gerichtes fpricht ferner der $ 1 in feinen Schlußworten, wonach ein 
geiftliches Amt nur demjenigen übertragen werden darf, gegen dejjen Anjtellung 
fein Einſpruch erhoben worden iſt, fowie der dritte Abſatz des S 15 in den Worten: 
Snnerhalb 30 Tagen nad der Benennung fann Ginfprud gegen die Anz 
ftellung erhoben werden. Hier ift doch unzweifelhaft (!) von einer ſeitens Des 
kirchlichen Oberen vorgenommenen Anftellung bie Rede." Ganz unzweifelhaft ift aber 
gerade das Umgefehrte der Fall. Der Abſ. 3, welcher durch das Wort: Benennung auf 
Abſ. 1 Bezug nimmt, giebt klar zu erkennen, daß er die beabſichtigte Anftellung meint. 
Ganz dafjelde gilt von dem 8 1. Auch Diejer läßt wegen feiner Struftur, jowie wegen 
feines erften Satzes nur die Deutung zu: Ein geiftliches Amt darf nur dem übertragen 
werden, gegen defjen in Ausſicht genommene Anftellung Fein Einſpruch erhoben 
worden ift. Eine Interpretation dahin: Ein geiftliches Amt darf nur dem übertragen 
werden, gegen deſſen erfolgte Anftellung Fein Einſpruch ftattgefunden hat, trägt geradezu 
in den 8 einen logifhen Widerſpruch hinein. Meberdies fteht der Zweck des Geſetzes 
(f. S. 100), der Begriff des Einſpruchrechtes (S. 130 Anm. 9), jowie der $ 16, welcher 
wiederholt von dem „Anzuftellenden“ ſpricht, — Alles dies ift unberüdfichtigt geblieben — 
der Anficht des Amtögerichtes entgegen. 


S. 131 8.6 v. o. ift Hinter: dem, einzufchalten: Verluſte. 
S. 135 3.13 v. u. iſt ſtatt: 6, zu leſen: 5. 


S. 137 38.21 v. o. hinzuzuſetzen a. Schl.: und ©. 150 Anm. 2. 
ferner: 

Wie weit die Anterpretationskunft ſich an den Kirchengeſetzen verſucht, ergiebt außer dem 
zu S. 130 nachgetragenen Erkenntniß der angeblich von einem proteſtantiſchen preußiſchen 
Richter herrührende Aufſatz: „Die Lücken in den Maigeſetzen“ in der Germania vom 
18. November 1873 Nr. 267. Hier werden folgende Behauptungen aufgeſtellt: 

„J. Alle auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe ſich beziehenden kirchenamtlichen Ber: 
richtungen eines wider das neue Kirchengeſetz in einen geiſtlichen Amte angeſtellten 
katholiſchen Prieſters ſind dennoch vollkommen giltig und von civilrechtlicher 
Wirkung, mögen fie von diefem Priefter in dem geiftlihen Amte jelbjt vorgenommen 
fein, over nur kraft feines kirchlichen Amtes gleich einem Weltgeiftlichen ohne be⸗ 
ftimmtes geiftliches Amt.’ 

„II. Ein gefegwidrig in einem geiſtlichen Amte angeftellter katholiſcher Priefter 
unterfällt feiner Strafe, insbeſondere nicht aus 8 23 des Gejeßes über die Borbil- 
dung und Anftellung der Geiftlichen, jofern er die in Rede ftehenden Firchenamtlichen 
Berrichtungen thatſächlich und nachweislich nicht ſowohl im geiftlichen Amte, als 
vielmehr Lediglich kraft feines Firchlichen Amtes gleich einem Weltgeiftlichen ohne be⸗ 
ftimmtes geiftlicheg Amt vorgenommen bat.“ 

Der erfte Sag wird. damit begründet, daß das Gefek nur die Seeljorge - Hemter zum 
Gegenftand habe, das „kirchliche Amt des katholiſchen Priefters”, welches der: 
felbe durch feine Ordination erlange, und feine Eigenfchaft als MWeltgeiftlicher ohne be: 
ſtimmtes Amt bei einer Gemeinde in Folge der Ordination ad titulum mensae, aber gar 
nicht berührt werde. Das A. L. N. Th. II Tit. 10 878 beſtimme nun, daß wenn Jemand 
eigenmächtig ſich die Verwaltung eines Amtes anmaße und vermöge eines ſolchen Amtes 
Handlungen vornehme, ohne daß es ihm aber an den erforderlichrn Eigenſchaften zu 
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Handlungen diefer Art überhaupt mangele, feine Handlungen in der Negel und wo nicht 
befondere Gefege ein Anderes beftimmen, nicht für ungültig angejehen werden könnten. 
Der 5 63 Tit. 11 Th. II erfenne an, daß durch die Ordination die Befugniß zur 
Ausübung aller geiftlichen Amtsverrichtungen verliehen werde und e3 beftehe Fein beſon— 
deres Geſetz, welches Hinfichtlich der Fatholifchen Priefter eine Ausnahme von der Regel des 
878 a.a.D. made. 

Diefe Deduktion ift aber deshalb hinfällig, weil abgejehen davon, daß das Geſetz fih 
nicht allem auf Seelſorge-Aemter bezieht, |. ©. 100, die Ordination nad) Tanonifchem Recht 
an ſich nicht die Berechtigung zur Ausübung der prieſterlichen Funktionen giebt, ſ. S. 136, 
und das Landrecht unter der: „Befugniß“ im $ 63 a. a. O. nur die allgemeine Befugniß, 
alfo ebenfall3 die Befähigung, verfteht. Die Berechtigung für den befonderen Fall wird 
erſt durch die Anftellung in einem befonderen Amte oder durch einen befonderen Auftrag 
erworben, und wenn die Anftellung oder der Auftrag nichtig ift, fo werden die aus der 
Ordination herrührenden Befugniffe eben unrechtmäßig vorgenommen. Was nun die 
bürgerliche Gültigkeit folder Handlungen betrifft, fo ift überfehen, daß dabei, |. ©. 135, allein 
Handlungen, welche eine pfarramtliche Natur haben, oder Rechte, welche nur dem Pfarrer 
oder gültig angeftellten Geiftlichen, wie 3.8. das Necht auf das Benefizium zuftehen, in Frage 
kommen, aljo die etwa aus der Ordination herrührenden Befugniffe ganz gleichgültig find, 
es vielmehr darauf anfommt, ob der betreffende Geiftliche die Pfarr-Qualität befist oder 
wenn Dies nicht der Fall ift, fie kraft gültigen Auftrages für eine beftimmte Handlung 
übertragen erhalten hat. 

Der Sa 2 wird weſentlich darauf geſtützt, daß der Fatholifche Priefter durch die Or— 


dination ein Firchliches Amt erhält und ihm diefes das Gefek nicht aberfennt. Lekteres ift . 


allerdings richtig, aber das Geſetz hat dies nicht gethan, weil der katholiſche Priefter, 
j. ©. 136, zufolge der Weihe weder nad) Landrecht noch nad) kanoniſchem Recht irgend 
welches Amt erlangt. Die betreffende Behauptung zeugt von einer folhen Ignoranz des 
fanonischen Rechtes, daß es nur Verwunderung erregen kann, daß das ultramontane 
Dlatt, welches jeine Korrektheit in diefer Beziehung ſonſt jo gern mit Selbftgefälligkeit 
hervorhebt, dergleihen Ausführungen feine Spalten geöffnet hat. 


©. 142 3.4 v. o. ift Hinter: beziehen fich, einzuschalten: auch. 


©. 149 


u. 152. Grlaß des Kultusminifters an die Ober: Präfidenten v. 24. Dftober 1873: 
„Die gejegwidrigen Anftellungen Fatholifcher Geiftlichen mehren ſich fortgefegt derartig, daß 
es dringend geboten ift, mit der vollen Strenge des Geſetzes dagegen einzufchreiten. So— 
weit es hierbei auf eine ftrafrechtliche Verfolgung der geiftlichen Oberen ankommt, darf ich 
vertrauen, daß Fein Fall einer gefegwidrigen Anftellung vorkommen wird, ohne daß die 
Einleitung der Unterfuhung herbeigeführt würde. In Betreff der Geiftlihen hingegen, 
denen ein geiftliches Amt gegen die Vorschriften der Geſetze übertragen ift, und welche 
gleichwohl nach erfolgter gerichtlicher Beftrafung fortfahren, in dieſem Amte zu fungiren, 
it ein ſchärferes Vorgehen, als bisher beobachtet zu fein ſcheint, noth- 
wendig. In diefer Beziehung ift es zu beachten, daß jede einzelne Amtshandlung, und 
zwar ohne Unterjchied, ob fie mit bürgerlichen Folgen verknüpft ift oder nicht, den That: 
bejtand des im $ 23 des Gefeßes vom 11. Mai d. 3. vorgejehenen Bergehens bildet. Um 
daher jene gejegwidrig angeftellten Geiftlichen zu zwingen, ihre Funktionen ein: 
zujtellen, ift es ımerläßlich, daß jede einzelne Amtshandlung derſelben, fobald fie zur 
Kenntniß der Behörden gelangt, fofort zum Gegenftande einer ftrafrechtlichen Unterfuchung 
gemacht und die Geiftlihen auf diefe Weife unausgefekt mit immer neuen Straf: 
anträgen verfolgt werden, bis fie dem Gefeße ſich fügen. Würde dies alsbald 
dahin führen, daß jene Geiftlichen, weil fie die fich vermehrenden Geldftrafen nicht zu 
erlegen vermögen, zur Haft gebradt würden, fo ift dies eine Eventualität, vor 
welcher bei dem Ernſte der Sache und den ſchweren Folgen, welche ſich an das Funk: 
tioniven der gefeßwidrig angeftellten Geiftlihen Inüpfen, in feiner Weife zurück— 
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zuſchrecken it. Vielmehr ift es zur Aufrechterhaltung der gefeßlichen Drdnung durchaus 
erforderlich, jene Geiftlihen die volle Strenge des Geſetzes empfinden zu Laffen. 
Em. ꝛc. erfuche ich demgemäß ergebenft, die LZandräthe reſp. Amtshauptmänner und die 
Drtspolizeibehörden mit Anmeifung gefälligft zu verfehen, daß fie jede einzelne Amts— 
handlung, welde ein geſetzwidrig angeftellter Geiftlicher vornimmt, jofort und direkt bei 
der Füniglihen Staatsanwaltichaft zur Anzeige bringen, Ihnen aber gleichzeitig Mittheilung 
davon machen. Bon den einzelnen Beltrafungen wollen Ew. ze. mir alsdann gefälligft 
Anzeige erftatten.” 

©. 157 3.10 v. 0. a. Schl. hinzuzufügen: Rosner, noch einmal über die Bifchofswahlen bei 
Moy, Arch. f. kath. Kirchenrecht, Bd. 30, ©. 425. 


Nerzeichniß der abgekürzt angeführten Merke, 


Allgemeines Kirchenblatt für das evangel. Deutfchland, herausg. v. Mofer, ſpäter v. Stälin. 
Stuttgart u. Tübingen feit 1852. 

Altmann, U. Praxis d. preußifchen Gerichte in Kirchen, Schul u. Eheſachen. Leipzig 1861. 

Bluhme, Eoder d. rheinischen evang. Kirchenrechts. Elberfeld 1370. 

Bode, d. preuß. legale evangel. Pfarrer. 4. Aufl. v. A. Altmann. Braunjchweig 1569. 

Bramesfeld, Kichen-Drdnung f. d. evang. Gemeinden d. Provinz Weftphalen u. NRheinprovinz. 
Gütersloh 1865. 

Büff, Kurheſſiſches Kirchenrecht. Caffel 1861. 

Sallifen, Abrif des Wiffenswürdigften aus den d. Prediger u. ſ. Ant i. Schleswig u. Holftein 
betr. Verordnungen. 3. Aufl. Altona 1843. 

N. Dove (fpäter auch E. Friedberg), Zeitfchrift für Kichenrecht. Tübingen von 1861 ab. 

Eihhorn, Grundſätze d. Kirchenrecht d. kath. u. d. evangel. Religionspartei i. Deutjchland. 
Göttingen 1831 ff. 

Friedberg, d. evangel. u. kathol. Kirche d. neueinverleibten Länder. Halle 1867. 

Friedberg, d. Gränzen zwiſchen Staat u. Kirche u. die Garantien gegen deren Berleßung. 
Zübingen 1872. 

Hagen, Kirchen-Drdnung f. d. evangel. Gemeinden der Provinz Weftphalen und Nheinprovinz. 
Bielefeld 1856. 

Hermens, Handbud der gefammten Staatsgefekgebung üb. d. Hriftlichen Kultus 2c. i. d. königl. 
preuß. Provinzen a. linfen Aheinufer. Aachen u. Leipzig 1833 ff. 

PB. Hinſchius, d. Kirchenreht der Katholiten u. — tem pe te DD. 2 Ab 
Berlin 1869 ff. 

Hübler, d. Conftanzer Reformation und die Concordate v. iR, Leipzig 1867. 

9. F. Jacobſon, d. evangel. Kirchenrecht des preuß. Staates. Halle 1564 ff. 

Johannſen, Berfuh d. canon. Recht, infofern es für Proteftanten brauchbar tft... f. Schleswig 
u. Holftein zu belegen. Friedrichsftadt 1804. 

v. Kamp, Annalen d. preußifchen inneren Staatsverwaltung. Berlin 1815 ff. 

Lippert, Annalen d. Fathol. 2c. Kirchenrechts. Frankfurt 1851—1333. 

Lohmann, Kirchengefege d. evangel.zluther. Kirche d. vormal. Könige. Hannover. Hannover 
1871. 85:11. 

Th. Meier, d. preuß. gemeine u. provinzielle Kirchenrecht. Berlin 1868. 

v. Moy de Sons, fpäter 9. Vering, Archiv für Fatholifhes Kirchenrecht. Innsbruck, dann 
Mainz von 1857 ab. 


202 Verzeichniß der abgekürzt angeführten Werke. 


Dtto, Handbuch d. bei. Kirchenrechts d. evang.schriftl. Kirche in Naffau. Nürnberg 1828. 

Phillips, Lehrbuch des Kirchenrechts. 2. Aufl. Regensburg 1571. 

v. Rabe, Sammlung preußifcher Geſetze u. Verordnungen. Halle u. Berlin 1316 ff. 

A. 2. Richter, Beiträge z. preußiichen Kirchenrecht, herausgeg. v. P. Hinſchius. Leipzig 1865. 

A. 2. Richter, Lehrbuch des kathol. u. evangel, Kirchenrehts. 7. Aufl. v. R. Dove. Leipzig 
1871 ff. 

A. 2. Richter, d. evangelifhen Kirchen-Ordnungen de3 16. Jahrhunderts. Weimar 1346. 

Nuperti, Kirchen: und Schul-Gefeßgebung d. Herzogthümer Bremen u. Verden. erden 1844. 

Schlegel, churhannöver'ſches Kirchenreht. Hannover 1801 ff. 

Schulte, Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts. 2. Aufl. Gießen 1868. (Die 3. Aufl. Gießen 1873 
fonnte noch nicht benußt werben). 

Schulte, d. Fatholifche Kirchenrecht, Bd. 2: Syftem d. katholiſch. Kirchenrechts. Gießen 1356. 

Vogt, Kirchen: u. Eherecht der Katholifen und Proteitenten. Breslau 1852. 














Sachregiſter. 


| (Die Zahlen bedeuten die Seitenzahlen.) 


2. 


Aachen, Kollegiatftift 102. 156. 

Abendmahl, 10. 27. 174. 

Aberkennung d. bürgerlichen Ehrenrechte 147. 

1. auch Ehrenrechte, bürgerl. 

Abiturienten-Gramen 107. 108. f. auch 

Entlaſſungsprüfung. 

Abſchriftsgebühren 185. 186. 194. 

Abſolution 10. 13. 

Accuſationsproceß 52. 

Adjunkt 105. 

‚Adminiftrativ- Execution 60. fiehe auf) 

WVollſtreckung. 

Advokat 77. 78. 86. 

Aelteſte i. d. evang. Kirche 11. 45. 198. 

Aemter, amopible 50. 141. 

Aemter geiftl. Bejeßung 156 ff. 

Aemter, geiftliche, Unfähigkeit 147. 149. 152. 

Aemter kirchliche 11. 199. 200. 

Aemter, öffentlihe 88. 89. 103. 131. 133. 

u. ya Rn 

Aemter, vatante vor Infra —S—— etzes 

131. ſ. auch Amt u. Kirden-Amt. 

Aemter-Verleihung 128. ſ. auch Amts— 

übertragung, Anſtellung, Verlei— 

Hung u.j.w. 

Akademie zu Münfter 109. 198. 

‚Akten 69. 70. 76. 194. 

Aktenträger 44. 

‚Almofen 10. 13. 17. 

Altariſten 43. 

Alt-Katholiken 6. 

‚Alt:Lutheraner 5. 31. 181. 189. 

Alumnate 117. 

‚Amotion 68. f. au Entlajjung, Ent: 

Hebung u.. w. 

‚Amopvibilität 50, 140. 145. 

Amovible Seeljorge-Aemter 142. 143. 

Amt, geiftliches 99. 100 ff. 

Amt, geiftliches, Erforderniffe 131. 132. 

Amt, jurisdiltionelles 100 ff. 

Amt, Firhlihes 82. S4. 87. 100 fiehe auch 
Aemter. 

Amtsdomizil außer Preußen 131. |. aud) 
Wohnort u Wohnſitz. 

Amtseinfommen 53. 147. 149. 

Amtsentfegung 50 ſ. aud Depofition, 
Entfernung, Entlafjung u. |. w. 

Amtseramen 154. 4 











Amtshandlungen 37. SS. 

Amtshandlungen, geiftlihe, Unzuläfftgfeit 
136. 199. 200. 

Amtshandlungen, geiftlihe, Bornahme 
150. 152. 199. 200. 

Amtshandlungen, Stolgebühren 185. 

Amtshandlungen der Suffurfal » Pfarrer 
152. f. auch Amtsverrichtungen. 

Amtshbauptmänner 130. 201. 

Amtsrichter 186. 

Amtsfprengel 129. 

Amtsübertragung 149. 

Amtsübertragung, dauernde 104 ff. 

Amtsübertragung, Nichtigkeit 135. 

Amtsübertragung, widerrufliche 104 ff. 

Amtsverrihtungen, geiftlihe 82. 34. 

Anathem 7. 28. 

Androhen 3. 12. 23. 29. 32. 

Anerfennung d. 3. theolog. Studium geeig— 
neten Seminare 111, 112 ff. 122. 125. ſ. aud) 
Klerifal-Seminare. 

Angehörigfeit (firchl. Seminar) 114. 115. 

Angehörigfeit (Seminarfprengel) 111. 113. 

Angejhuldigter S6. 

Anglifaner 31. 180. 187. 189. 

Animus injuriandi 27. 

Anflagefenat 133. 


"Anmeldung der Berufung 74. 


Anordnungen üb. Anjpr. aus d. Amtöver: 
hältniß 146. 147. 

Anordnungen der Obrigfeit 19. 21. 62. 68. 
82. 84. 

Anordnungen d. Obrigkeit, Entgegenwirken 
geg. die). 131. 154. 

Anſchuldigungsſchrift 86. 

Anſprüche, vermögensrechtliche a. d. Amtäver- 
hältniß 146. 147. 

Anftalten f. d. .theol. wiſſenſch. Vorbildung 
120. 121. |. auch Klerifal-Seminare u. 
Seminare. 

Anftaltsgeiftliche 156. 161. 

Anſtalts-Parochie 158. 

Anjtellung 99. 120. 198.199. j. aud) Amts: 
übertragung, Verleihung. 

Anftellung, mwiverrufl. Umwandlung 128. 

Anftellungsvertrag 44. 

Anftiftung 33. 150. 

Antrag auf Austrittserflärung 175. 176. 194. 

Anwaltsgebühren 2. 

Apoſtoliſcher Vikar 160. 


204 


Appellation 72. 

appellatio ab abusu 64. 69. 

A ppellationsgericht, geiftl. 72. 75. 

Appellationsgeriht zu Celle S6. 
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Bann, f. Kirhenbannu. excommunicatio. 

Bann bei den Juden 12. 15. 17. 

Baptiften 180. 187. 189. 

Bau, Feltftellung 178. 182. 183. 

Bau, außerordentlicher 178. 182. 

Baufonds, Auffammlung 139. 

Baulaften 174. 182 ff. der proteftantifchen 
Konfeffionen in Kurheſſen 193. 
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Hausordnung d. Klerifal-Seminare 113. 

Hansordnungd. Seminare 116. 119. 122. 123. 

Herrenhuter 5. 30. 31. 187. 

Heffifche (ehental. großh.) Gebietstheile 34. 

Hohenzollern 47. 130. 

Hohenzollern, Ober-Präſidial-Geſchäfte 198. 
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incarceratio 9. 

Sıuamıedell. 

injuria 33. 

Inkompetenz des Pfarrers 136. 
Inquiſitionsprozeß 53. 

installatio 141. 

Anftanz, außerdeutjche 73. 

Inſtanzen, kirchliche 72. 

institutio corporalis 141. 
Interdift S. 9. 18. 

interdietio ingressus ecclesiae 9.51. 
Snterejfe, öffentliches 72. 73. 133. 134. 
Snterimiftifum in Baufaden 183. 
investitura 141. 
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Juden 187 ff. 

Judenbann 12. 15. 
Judenthum, Austritt 18S ff. 
Judenthum, Beitritt 25. 
judices in partibus 47. 
jurisdictio 7. 8. 42. 46. 128. 
Jus circa sacra 63. 64. 65. 73. 93. 128. 130. 
Jus episcopale 71. 

jus in sacra 71. 
Zuftizbeamte 78. 
QSuftizbehörden 9. 
Zujtizminifter 133. 


R. 

ſ. aud ©. 
Kalende 174. 184. 192. 
Kalfanten 44. 
Kandidaten für geiftl. Aemter 128. 
Kandidaten des höheren Schulamtes 116. 121. 
Kandidaten-Mangel 142. 
Kandidaten, mißfällige 157 ff. 
Kandidaten des Predigtamts 120. 121. 
Kanonifate 102. |. auch Domherrn. 
Kanonifate, Bejekung 159. 
Kanzliften 44. 
Kapitel, proteftant. 46. 
Kapitelsverwefer 102. 
Kapitular-Bifar 102. 
Kapitular-Vikar, Einfprud) 160. 
Kaplan 42. 101. 102. 105. 
Kaplaneien 143. 
Kaſſationsrekurs 73. - 
Kaſſel, Konfiftorium 198. 
Kathedralfteuer 185. 
Kathedral-Stiftsherrn 42. ſ. auh Dom: 

herren. 
Katſcher 47. 
Kerzen 16. 
Kinder, religiöfe Erziehung 171. 174. 
Kinder, Wirkung des Austritts d. Eltern 171. 
Kirche 3. 4. Al. 
Kirche, Austritt 170. 137. 
Kirchen, Kriftlihe 5. 42. 99. 102 ff. 
Kirche, evangelifhe 5. 109. 
Kirche, evangel. Einfpruchärecht 129. 
Kirche, katholiſche 5. 
Kirche, lutheriiche 5. 
Kirche, reformirte 5. 
Kirche, unirte 5. 
Kirchen: Amt 43. 88. 89. 100. 101, 104. 145. 
Kirhenbann 7. 8. 10. 11. ſ. auch excom- 
municatio. 

Kirchenbücher 135ff. 
Kirhenbüder, Beſchlagnahme 165. 166. 
Kirhenbugführung für d. Mennoniten 192. 
Kirhendiener 32. 34. 40. Alff. 82. 54. 87. 
Kirhendiener, niedere 49. 
Kirhenfabrifrath 45. 135. 177. 
Kirhengemeinde des Austretenden 175. 177. 
Kirhengut, Veräußerung u. Verwaltung 85. 
Kirhenfommiffarien, Hannover 132. 
Kirchenſiegel 136. 
Kirchenſiegel, Beihlagnahme 166. 
Kirchenſteuern 174. 
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Kirchenſyſteme, hriftliche 190. 
Kirchenvorſtand 135. 175. 176. 
Kirhenvorftände i. Hannover 166, 
Kirhenvorfteher 11. 44. 45. 
Kirdenzudt 6. 

Kirhmeifterftuben 177. 

Kirchner 43. 

Kirhftuhlgelder 174. 

Klagbarfeit, gefegliche 146. 147. 

Klagen auf Herausgabe der Kirchenbücher 135. 

£lare thatſächliche Lage 68ff. SO. 

Klerifal-Seminar 112. 116. 119. 128. 

Klerifer 30. 120. 121: 

Klöfter als Demer.-Anft. 55. 59. 

Klöster, protejtant. 46. 

Klojter-Dbere 46. 88. 

Knabenfonvift 117. 120. 122. 

Knabenkonvikte, beftehende 127. 

Knabenfeminare 112. 116ff. 120: 122. 

Knabenjeminare, bejtehende 127. 

Knabenjfeminare als Demer.-Anft. 55. 

Koadjutor 105. 

Kohlbrüggianer 31. 187. 

Kollegiatftift 102. 

Kollegiat-Stiftsherrn 42. 

Kommiffare, bifchöfliche 42. 

Kommijfare des DOber-Präfidenten 116. 120. 

Kompetenz in Bauſachen 182. 153. 

Kompetenz d. Gerichte 150. 152. ſ. auch Ge— 
richte, ordentliche. 

Kompetenz zur Aufnahme d. Austrittäerflärung 
170. 175. 180, 

Kompetenzgerihtshof 91. 

Konfeſſionswechſel 174. 

Konfirmation 128. 141. 171. 

Konföderirte niederſächſ. Gemeinden, 
nennung 103. 129. 

Kongregationen, ordensähnliche 46. 

Konfiftorial- Amtsblatt 26. 

Konfiftorten 11. 32. 42. 47. 72. 128. 182. 198. 

Konfiftorien, biſchöfliche 42. 

Konfiitorien, Mitglieder 129. 155. 

Konfiftorium, Geldftrafen 142. 

Konvifte 112. 115. 116. 117. 119. 

Kooperator 105. 

Korporationen, privilegirte 5. 

Korporationsredte 5. 31. 186ff. 139. 

Koften 62. 92. 196. 

Koften des AustrittS 185. 156. 194. 

Kreisgerichte 33. 34. ſ. auch Gerichte. 

Kreisgerichte, zweite Abth. 136. 

Kreisgeriht3:Kommiffionen 186. 

Kurat-Aemter 101. 

KRurat:Benefizien 138. 

Kultus 71. 

Kurheſſen 110. 

Kurheſſen, Kreisgerihte 34. Straf u. Zucht 
mittel 11. 15. 17. ſ. audh Austritt, Bau: 
laften, Juden, Laften u. ſ. m. 

Küſter 32. 43. 4. 


Ber 


P. 
Laien 9. 
Landdechanten, geiftliche Dbere? 129. 





Sachregiſter. 


Landdekane 42. 50. 
Landdroſteien, Hannover 182. 183. 
Landesbiſchof GRaſſau) 101. 
Landesgeſetzgebung 88. 133. 148. 
Landesherrlicher Tiſchtitel 104. 
Landes-Konſiſtorium (Hannover) 47. 72 
93 5. au Hannover. 
Landes-Synodal-Ausſchuß 72. 
Zandräthe 130. 136. 
Landrecht, allg. preuß. Staatsgeſetz 71. 
Laften, Ddingliche 178. 180. 
Laſten der jüdischen Grundbefißer 190. 
Laſten, kirchliche 175 ff. 
Laſten d. kirchlichen Verbandes 170. 174 |. auch 
Beitragspflidt zu Bauten, Leiftungen. 
Läuter 43. | 
Lazariften 132. 
Lehrer, and. kirchl. Bildungs-Anftalten 120 ff. 
152.413 | 
Zehrmittel 123. 
aa d. Klerifal-Seminare 111. 113. 116. 


Lehrplan der Knabenjeminare u. Knabenkon— 
vifte 116. 119. 122. 122. | 

Leib, Straf: u. Zuchtmittel dagegen 3. 17. 

Leiftungen aus d. perfönlichen Kirchen-Ange— 
hörigfeit 175 ff. 

geiftungen bei Vornahme von Amtshand- 
lungen 185. . 

Literatur, deutiche 115. 116. 164. 

Lokaliſten 102. 

Lokal-Kapläne 102. 


M. 
Mediat:Konjiftorien 129. 
Mennoniten 5. 30. 187. 189. 191. 192 ff. 
Meßner 43. ‚ 
Mepftipendien 53. 
Metropolitane 42. 101. 
Pilitärgeiftliche 156. 160. 
Militärpflicht d. Geiftl. 103. 161. 
Minifter der geiftl. Angelegenheiten 45. 
47. 72,77. 78. 86. 110. 111. 115. 122. 123. 
131. 137. 142. 152 ff. 
Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt 64. 93. 
Mißfälligkeit d. Kandidaten 157 ff. 
Milfionsländer 113. 140 ff. 
nn 100. 105. 138. 140 ff. 
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Miflionspfarrer 42. 50. 

Mitglieder der Kirchen: und Religionägejell: 
ichaften 19. 23. 26. 

Mitglieder der Provinzial-Synoden 155. 

Mitwirkung, ſtaatliche b. Belegung geiftlicher 
Aemter 156 ff. 

Mönche 46. 198. 

Monate, gleiche 102; päpftliche, ungleiche 159. 

Mündlichkeit 77. 

Münfter, Akademie 109. 198. 


1. 9 
Nachjahr 139. 
Namens-Nennung 24. 25. 
Naſſau, Landesbiſchof 101: 





Sachregiſter. 


Naſſau, Kreisgerichte 34. Straf: und Zucht: 
mittel 11. ſ. aud) Austritt, Disfretions- 
jahr, Zaften, Zeiftungen u. |. w. 

Nationalität 103. 

Naturalifation 103. 

Neubauten 1832. 

Nichtigkeit d. Che 135. 

Nichtigkeit, Ffirchliche, der Strafen und Gen: 
furen 34; der kirchlichen Disciplinar-Entſchei— 
dungen 65. 

Nichtigkeit der Webertragung eines geiftlichen 
Amtes 135 ff. 

Nichtigkeit d. Verleihung 132. 133. 

Nichtigkeitsbeſchwerde 69. 70. 72. 

Nidui, Nidui-Schamta 15. 

Niederländifche Neformirte 31. 187. 

Niederlegung des Amtes 73. 85. 

Niederſächſiſche reform. Gemeinden 103. 129. 

Nomination 128. 

Nomination, landesherrl. 157. 159. 

Nonnen 46. 

Norditrand 137. 

Nuntten, päpftlihe 47. 


©. 


Dbere, geiftliche 104. 128 ff. 137. 142. 149. 
Dbere, geijtliche, außerhalb Preußens 130. 131. 
Dbere, kirchliche 55. 

Dbergerichte 34. 86. 

Ober-Kirchenrath 42. 72. 

Dber:Kirhenrath, Mitwirkung b. Anftellung 
d. theol. Profeſſoren 109. 

Dberpfarrer 101. 

Dber:Präfident 55 ff. 65. 72. 73. 74. 77. 
78. 81. 84. 85. 105. 113. 116 ff. 128 ff. 137 ff. 
146. 147. 

Ober-Präſidialgeſchäfte i Hohenzollern 198. 

en: Kirhenprovinz 110. 158. 
159. 

Dber-Tribunal 91. 

Dbrigfeit f. Anordnungen. 

Deffentlichfeit 77. 196. 

Dffizialatsrath 78. 

Olmütz, Erzbifchof 15. 47. 

Drden, geiſtliche 46. 

Ordensgeiſtliche 46, 195. 

Drden3-Generale 47. 

Drdensobere 46. 88. 

Drdensthätigfeit 132. 

Drdinartate, bifchöfliche 42. 

Drdinarien 47. 

Drdination 30. 101. 19. 

Drdnung, öffentliche 82. S4. 

Drdnungöftrafen 49. 

Drganiften 44. 

Dftfriesland, Mennoniten 187. 191. 


P. 
Pädagogik 116. 163. 
Päpſtliche Monate 159. 
Papft 47. 85. 101. 129. 
Parochiallaſten, f. Bau-Laſten u. Lei— 
ſtungen. 


Hinſchius, Preuß. Kirchengeſetze. 
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Parochial-Zugehörigkeit 138. 
Parochie, Wechſel 170. 
pastor primarius 101. 
Paftorirung durch außerpreuß. Geiftlihe 151. 
Pathenſchaft 10. 27. 
Patron 129. 139. 156. 183. 
Batronatredt 104. 
Patronatsſtellen, fönigl. 130. 
Baulinum zu Berlin 115. 
Perſönliche Erklärung 170. 172. 
personae minus gratae 132. 157 ff. 
Berjonaldezem 174. 
Pfarr: Adminiftrator 105. 
Pfarr-Aemter, Errichtung 143. 
Pfarr-Amt, Begriff 101. 138. 
Pfarr-Amt, Beſetzungsfriſt 137. 139 ff. 
Pfarrbefähigungs:Eramen 154. 
Pfarreien, kirchliche u. ftaatliche 144. 
Pfarrer 42. 
Pfarrer als Kichenvorftand 177. 
Pfarrer, geiftliher Obere? 129. 
Pfarrer, infompetenter 136. 
Pfarrgehülfe 105. 
Pfarrhäufer f. Givilgemeinden. 
Pfarr-Kaplan 105. 
Pfarrfonfurs: Prüfung 154. 
Pfarr-Rechte 136. 
Pfarr-Verweſer 105. 
Pfarr-Vikar 10. 
Pfarr-Bifariate 138. 
Pfarrzwang 180. 159. 
Pfründe 140. 137. 140. 
Pfründenverleihung 3. 
Philoſophie 115. 116. 169. 
Plenarbejchlüffe 90. 126. 195. 
Plenar: Verhandlungen 77. 195. 
poenae medicinales 7. 
poenae vindicativae S. 
Pönitenz-Häuſer 5. 
Polizeibehörden 130. 136. 201. 
Polizei:Gerichte SS. 150. 152. 
Pontifilal-Handlungen 102. 5 
Präjudizial: Kraft der Erfenntnifje 66. 54. 
Nräfentation 128. 
Präfentationsfrift 139. 
Präfentationsredt 132. 
Präfident d. Gerichtshofes f. kirchl. Angeles 
genheiten 90. 91. 195. 196. 
Prag, Erzbiſchof 47. 
Prediger d. reformirt. niederfächt. Gemeinden 
129. 
Prediger-Seminare 116. 119. 
Predigtamtsfandidaten 120. 121. 
Presbyterien 32. 44. 
Presbyterien d. niederſächſ. Gemeinden 129. 
Priefter v. heil. Geifte 132. 
Priefterlihe Thätigfeit 156. 
Priejter-Seminar 30. 112. 116. 119. 
Priefterweihe 30. 199. 200. 
Primiſſar 101. 102. 
PBrivatdozentur 121. 
privatio beneficii 9. 29. 
Probejahr, 121. 
Pröpſte 42. 101. 
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Profefforen der Theologie 109. 

Profeſſoren d. Univerfitäten 159. 

Proteſtanten, der fath. Kirche unterworfen 8. 

Proteſte 58. 84. 

Protokoll Sl. 37. 

Protokoll, gerichtliches 175. 194. 

PBrotofollführer 76. 77. 81. 37. 

PBrotofollführer b. d. Austrittserflärung 177. 

Proviſte 159. 

provinciae sedis apostolicae 140 ff. 

Prozeſſion 16. 

Prozeßleitung 91. 196. 

Prüfung für d. Lehramt an höheren Schulen 
116.121. 

Prüfung, theologische 119. 121. 154. 159. 

PBrüfungs:Kommiffionen 154. 155. 169. 


+ 


Duartalgeld 174. 


R. 
Rathskammerbeſchluß 133. 
Reallaſten 178. 184. 
Recht, beſtehendes in Betreff des Austritts 
170. 172 ff. 184. 189. 
Nechte, innerhalb der Kirche oder Religions: 
gejellichaft wirkende 3. 13. 
Nechfertigung der Berufung 75. 
Rechtfertigungsfriſt 75. 
Rechtfertigungsſchrift 76. 
Rechtsanwalt 77. 78. 86. 
Rechtsgrundſätze, allgemeine 68. 70. 71. 
Rechtskräftig feftgeftellte Laften der Diſſi— 
denten 184. 
Rechtskraft SO. 
Rechtsmittel, Ausihluß 92. 
Rechtsmittel in Bauſachen 183. 
Nehtsmittel, kirchliche 72. 73. 
Rechtstitel, befondere 156 ff. 
Rechtstitel f. kirchl. Leiſtungen 178. 184. 
Rechtsweg 60. 125. 135. 156. 182. 
recursus ab abusu 64. 65. 9. 
Nedemptoriften 132. 
Referat 37. 195. 
Referent 78. 19. 
Reformirte 103. 
Reformirte Gemeinden 111. 
Heformirte, nieverländifche 187. 
NReformirte niederfächl. Gemeinden. ſ. Kon: 
föderirte u. Preöbyterten. 
NReformirte, Schleswig-Holftein 180. 137. 
Reformirte theologifhe Studenten 155. 
Negens des Seminars 126. 
Regierungen, fönigliche 45. 182. 
Regierung zu Sigmaringen 190, 
KRegulativ 90. 195. 
Reglement d. Klerifalfeminare 113. 
Reglements d. Seminäre 116. 119. 122. 123. 
Reihsangehörigfeit 105. 152. 158. 
Reichskonfeſſionen 5. 131. 
Reiſekoſten 92. 
Rekurs 69. 72. 
Rekurs in Bauſachen 183. 
Relegation 125. 
Religibſes Gebiet 3. 12. 


Sachregifter. i 


Religionsdiener 29. 31. 41. 

Religionsgejellfhaft 3. 5. 41. 

Religionsgeſellſchaften, gevuldete 187. 

Religionsgeſellſchaften, foncefjionirte 137. 

Religionsgeſellſchaften mit Korporations- 
rechten 186 ff. 


Religionsgejellfchaften, nicht privilegirte 
181 


Religionsgeſellſchaften, öffentlih aufge 
nommene 1837. 

Religionsgeſellſchaften ohne Korporations- 
rechte 5. 189. ſ. auch Diffidenten. 

remotio ex odio et ex malitia 50. 

Reparatur:-Bauten 132. 

Repräſentanten 45. 

Requifitionen 62. 77. 92. 

res judicata 80. 

Reviſion d. Klerifalfeminare 113. 

Reviſion d. Seminare 116. 119. 

NRheinprovinz 34. 186. 

Rheinufer, Linke, f. Civilgemeinden. 

Richter, etatsmäßiger 85. 90. 

Richter des Wohnortes 170. 172. 

Rom 47. 

Rückwirkende Kraft 131. 141. 153. 


&. 

Sacellane 102. 

Sadzehnt 184. 

Saframente, Verſagung der. 9. 11. 13. 

Schiedseid 79. 87. 

Schleſien 46. 131. 

Schleswig:Holftein, evangelifhe Landes: 
firche 6. f. aud Austritt, Diskretions— 
jahr, Juden, Qudenbann, Kreis: 
gerichte, Laften u. f. w. 

Schließungd. Knaben-Seminareu. Konvikte 127. 

Schließung der Demerit.-Anftalten 57. 59. 

Schließung d. firdl. Bildungs-Anftalten 122 ff. 

Schriftlidfeit 48. 67. 74. 76. 

Schriftſätze 76. 

Seelforge-Amt 100. 

Seeljorge-Amt, Begriff 158. 

Seelſorge-Aemter, amovible 142. 143. 

GSelbitfafteiung 17. 

Ssöminaire de theologie 155. 

Seminare 1l11ff. 

Seminare, firhlide 114. 115. | 

Seminarefür d. wiſſenſch.-theolog. Studium 111. 

Seminare, tridentiniſche 112. 

Seminare an d. Univerfitäten 115. 

Seminar-Sprengel 111. 113. 

Sigmaringen, Regierung 190. 


Sikungen des Gerichtsh. f. kirchl. Angelegen: 


heiten 78. 90. 195. 196. 
Strutinial:Berfahren 133. 
Sprachen, klaſſiſche 115. 116. 1 
Staatlihe Mitwirfung 5. Belegung geiftl. 
Aemter 156 ff. 
Staatsanmwaltidhaft S6. 37. 


Staatsauffidt üb. d. irHligen Bildungs 


Anftalten 116. 122. 
Staatöbeamte 75. 3. 
Staatsbehörde 62. 66. 82. 34. 





| 
| 


Sachregiſter. 


Staatsbehörde d.h. Ober-Präſident 146. 147. 

ftaatsbürgerlide Pflichten 20. 

Staatsdiener 8. 

Staatsgenehmigung >. 
Pfarreien 143 ff. 

Staatsgejete 19. 62. 68. 70. 71. 82. 

Staatsgewalt, Diseiplin über d. Geift- 
lichen 82 ff. 

Staatshülfe 59. 

Staatsmittel, Einbehaltung 122ff. 137. 142. 

Staatäminifterium 90. 91. 

Staatsprüfung, öffentlihe 115. 116. 165. 

Staatsprüfung, Verbindung m. d. theolog. 
154. 155. 164. 

Tun, wiffenfhaftliche 107. 115 FF. 


Erridtung von 


Staatsregierung 9. 
Staat3univerfität 107 ff. 120. 121. ſ. aud) 
Studium, Triennium, Univerfität. 
Staat3univerfität, außerdeutjche 110. 111. 

Staatszuſchüſſe f. Klerifalfeminare 114. 

Stadtgeridhte 33. 34. 

Stadtgeridt, Frankfurt a. M. 186. 

Stadt-Konjiftorium 129. 

Standesprivilegien d. Geiftlihen 20. 135. 

Stelle, Mittel zur Unterhaltung 137. 142. 

Stellvertretung 101. 104ff. 120. ſ. aud) 
Hülfsleiftung. 

Stellvertretung, Unterſchied v. amoviblen 
Seelforge-Aemtern 145. 

Sterbe-Monat 139. 

Sterbe-Quartal 139. 

Stifte, proteftantijche 46. 

Stimmrechte, öffentlihe 19. 22. 23. 62. 68. 

Störung des öffentlichen Friedens 131. 134. 

Stolbergiſche Konjiftorien 129. 

Stolgebühren 83. 155. 

Stolgebühren, Einflagung 135. 

Stolgebühren d. Juden 192. 

Stolgebühren d. Mennoniten 192. 

Strafgejegbud, deutſches 131. 133. 

Straffammern 34. ſ. aud Gerichte. 

Strafmittel in d. fathol. Kirche 7. 

Strafmittel, firchlide 3. 4. 6; ftatthafte 13. 

Strafprozeßgejeße S6. 

Straf: und Zudtgemwalt der Kirhen und 
Religionsgeſellſchaften 3. 4. Grenzen der]. 3. 17. 

Strafurtheil, gerichtliches 152. 

Strafverjährung 153. 

Strafverfjegung 9. 11. 15. 49. 

Strafvollfitrefung 133. ſ. aud Geld: 
ftrafen, Gefängniß. 

Stralfund 129. 

Studirende 111. 114. ſ. auch Reformirte. 

Studium, theologifches 107 ff. 111ff. ſ. auch 
Staatsuniverfität, Triennium, Uni: 
verjität. 

Subdiafonen 121. 

Subdiafonatämeihe 30. 

Suffraganbijdhof 59. 

Suffurjal:Pfarreien 105. 138. 142 ff. 

Suffurfal: Pfarreien, interimift. Verwal— 
tung 147. 

Suffurfal-Pfarreien, Umwandlung 142.146. 
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Suffurfal:Pfarrer, Vornahme von Amt3- 
bandlungen 152. 

Su3penjion 9. 11. 67. 

suspensio ab ordine, ab officio, a beneficio 
49. 50. 

suspensio ex informata conscientia 50. 51. 

suspensio ab offfeio et salario 51. 

Suspension, vorläufige 49. 51. 68. 71. 80. 

Suspenſiv-Effekt 65. 75. Sl. 122. 126. 

Superintendenten 42. 101. 

Synagogen:Gemeinden 188. 

Syndifus 44. 78. 


T. 
Tadel 25. 
Taufe 8. 14. 
Taufe, Bedeutung 171. 
tentamen provenia, licentia concionandi 121. 
Termin zur mündl. Verhandlung 78. 195. 196. 
terrae missionis 140. 
Thätigfeit, priefterliche 156. 199. 
Thatfadhen 131. 135. 
Theilnahme 33. 
Theologen, evangelifche 109. 
Theologen, katholiſche 108. 109. |. auch Mili- 

tärpflidt u. Studirende. 
Shürhüter 44. 
Tiſchtitel 104. 
Zonfur 30. 
Tonſurirte 121. 
translocatio 49. 
Trauung 10. 16. 
Trauung, pfarramtliches Recht 136. 
Trauung durd) den infompetenten Pfarrer 136. 
Sriennium, Abkürzung defjelben 111. 
Triennium, afademifches 107. 109. 110, 111. 
j. aud) Univerfitätsftudium x. 

TIriennium, Grlaß 154. 


U. 


Uebertragung eines andern Amtes 106. 120. 
Uebertragung geiftliher Aemter 128. 
Webertritt 170. 187. 
Umwandlung von Geldftrafen 58. 83. 
Umwandlung d. Suffurfal-Pfarreien 142. 146. 
Ummandlung widerrufl. Anftellungen 125. 
Unfähigkeit zur Ausübung geiftliher Aemter 
147. 148. 152. 
Unfähigkeit zur Ausübung d. kirchl. Amtes 82. 
Unfähigkeit zur Bekleidung kirchl. Aemter 11. 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentl. Aemter 
147. 148. 
Union 5. 174. 
Univerfität 107 fi. 
verfität zc. 
Univerfitäts-Profefforen 159. 
Univerfitätsftudium, Erſatz defjelben 111. 
Univerjitätsftudium, nicht theol. LIOSLE): 
Unmittelbarfeit, Prinzip derjelben 77. 
Unterlafjungen, wozu die Staatögejeße ver: 
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Venedig 8. 
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Verbrechen 131. 133. 
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Verfahren, geordnete, procefjual. 48.51. 64.67. 
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Verhängen 12.23. 24. 29. 32. 

Verhandlungen, fommiffar. 77. 78. 

Berhandlungen vor d. Gericht f. Firchl. An- 
gelegenheiten 77 ff. 195. 

Berhandlung, mündt. 76. 77. 73. SO. 86. 196. 

Verjährung d. Strafe 133. 

Berfehrs: Verbot 7. 13 ff. 

Verkünden 12. 23. 26 ff. 29. 32. 

Verleihung, freie 104. 121. 141. ſ. au) Amts: 
übertragung, Anftellung ꝛc. 

Verleihung, Nichtigkeit 132. 133. 

Verletzung der aufd. Amt bezügl. Geſetze 32.84. 

Verluſt des Amtseinkommens S2. 147. 149. 
ſ. au Stelle. 

Berluft d. bürgerl. Ehrenrechte 131. 133. 147. 

Verluſt des geiftlichen Amtes 149. 

Bermögen, Straf: und Zuchtmittel dagegen 
3. 17. Disciplinarftrafe 48. 

VBermögensitrafe 67. 

Vernichtung 78. SO. Sl. 

Berordnungen, königliche 21. 

Verſetzung 48. 49. 50. 

Berjegung des Geiftlichen 106. 128. 

Berjtoßung in ein Klofter 9. 

Berjud 33. 

Bertheidiger S6. 

Bertretung nichtig angeftellter Geiftlicher 135. 

Bertretung vor d. Ger. f. kirchl. Angel. 77.78. 

Berurtheilung 131. 133. 147. 148. 

Verwaltungs: Beamte. 73. 

Berwaltungsbehörden 92. 

Berwaltungsmweg 9. 

Berwandlung der Anftellung i. e. dauernde 
106. 120. 

Verweis 11. 49. 63. 67. 

Bermeifung i. e. Demeriten-Anftalt 53 ff. 67. 

Berwerfung der Berufung 78. SO. 

Verzögerung des Verfahrens 68. 72. 

Bitare 102. 105. 

Vikar, apoftoliicher 160. 

Bifitation d. Demeriten-Anft. 55. 

Bitaltag 174, 

Bofation 128. 

Bollftrefung, Aufhebung der). S1. 

Vollſtreckung d. Disciplinar: Entjcheidungen 
— V 

Vollſtreckung der unge d. Ger. f. 
kirchl. Angeleg. S1. 82. 92. 


Sachregiſter. 
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Amtshandlungen, Amtsverrihhtungen 2c. J 
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Vorfteher de3 kirchl. Seminars 126. 
Borjitender 81. 195. 196. 
Borunterfuhung S6. 57. 
Borunterfuhungäsverfahren 133. 
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Wahl, ſ. Biſchofswahl. 
Wahlliſte 157 ff. 
Wahlmodus a iriſcher 158. 
Wahlrecht 134 
Wahlrechte, öffentliche 20. 22. 23. 62. 68. 
Wechſel d. Parodie 170. 
Weihbiſchof 101. 149. 160. 
Weihbiſchöfe, Benennung derj. 129. 
Weihe 30. 101. 121. 136. 199. 
Weiherechte 102. 
MWiederbefekung 5. 
Wiederbejegung der Pfarr-Nemter, Zwangs— 
verfahren 137. 142. 150. 152. 
Wiederbeſetzung, Zwangsverfahren 150. 152. 
Wiederbejegungsverfahren, Ausfunft 141. 
MWiedereinjegung in den vorigen Stand 72. 
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Mohnort 170. 172. 
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Wohnſitz des Angejchuldigten S6. 2 
Wohn he des Austretenden 177. ſ. auch Do 
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Wohnungen 123. 125. 
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minare u. Konvikte 127. 
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Zuchthaus 131. 133. 
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Zufhüffe, baare 123 ſ. aud) Staatämittel. 
Zuftellung 56. 57. 74 78 80. 196. 
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